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Dorworf des Berausgebers. 


Das Werk, welches hiermit aus dem Nachlaß des in Jena 
am 10. April 1887 verjtorbenen Wilhelm Adolf Schmidt heraus: 
gegeben wird, hat den ausgezeichneten Forſcher lange Zeit, allen 
Anjcheine nah vom Beginne der fiebziger Jahre big gegen Ende 
feines Lebens, bejchäftigt. ES haben ſich mannigfahe Bruchſtücke 
feiner Vorarbeiten, Korrefpondenzen über benutzte Archivalien, 
Auszüge aus der gedrudten Litteratur, einzelne flüchtig Hin: 
geworfene Urteile, jogar Fragmente zu einer Vorrede unter feinen 
Papieren vorgefunden. Dies alles erlaubt, einen Blick in feine 
Merkitatt zu thun. Man veriteht e8, daß das ehemalige Mitglied 
des Frankfurter Parlamentes, der Verfaljer der Bücher „Breußens . 
deutjche Politik“ und „Geſchichte der preußijch-deutichen Uniong: 
bejtrebungen jeit der Zeit Friedrichs des Großen” fich zu einem 
ebenjo bedeutenden wie vermwidelten Thema bingezogen fühlte. 
Man fann verfolgen, wie er alles bisher darüber Veröffentlichte 
fih zu eigen zu machen juchte, außerdem aber ungedrudte Do: 
fumente von hohem Werte, größtenteil aus dem geheimen Staats— 
archive zu Berlin, daneben aus dem Nachlaſſe des Hildburg— 
hauſenſchen Minifterialvoritandes K. E. Schmid, herbeizuziehen 
mußte. Man bemerkt, daß das Erjcheinen des erjten Bandes 
von 9. von Treitſchkes deuticher Gejchichte ihn anregte, jeine 
Unterfuhungen zu Ende zu führen, und zu wichtigen Streitfragen 
entſchieden Stellung zu nehmen. Schmidt hat fich gelegentlich 
mit dem Gedanken getragen, in einem legten Kapitel noch einen 
chronologiſchen Überblid über die Verfaliungsgefchichte der deut: 
Ihen Staaten nah 1815 folgen zu laſſen. Er hat diejen Ge: 
danken jedoch im Berlaufe feiner Arbeit wieder aufgegeben. 

Das ‚Manuffript gelangte, nachdem ſich Herr Profeſſor 
Ullmann in Greifswalde eine Zeitlang mit demjelben bejchäftigt 
hatte, in die Hand des Unterzeichneten, welcher der vertrauens: 
vollen Aufforderung der Witwe von W. A. Schmidt, fich der 
Herausgabe zu unterziehen, gern entiprad. Es erjchien fait 
völlig drudfertig, Torgfältig in einzelne Abjchnitte eingeteilt und 
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mit einem Spnhaltsverzeichnis verjehen. Nur einige Yüden, die 
durch Einfügung bereitS gedrucdter Dokumente ausgefüllt werden 
jollten, waren jtehen geblieben. Unter diefen Umſtänden war 
dem Herausgeber feine Aufgabe von jelbjt vorgezeichnet. Er hatte 
das Ganze zu revidieren und das Fehlende zu ergänzen, aber er 
durfte an dem Terte des MWerfes jo gut wie gar feine Anderung 
vornehmen. Da jich jedoch die Hiltorifche Litteratur der lebten 
Jahre vielfach mit dem Gegenitande dieſes Werkes berührt bat, 
jo mußte auf fie verwiejen werden. Hier war anzuführen, wo 
inzwilhen etwas von den Arcchivalien, die Schmidt vorgelegen 
hatten, befannt geworden war. Auch war hier die Aufmerkjamtfeit 
des Leſers auf mannigfaltige neue Funde, die in jüngiter Zeit 
ans Tageslicht getreten find, zu lenken. Einiges jonft konnte 
aus eigener Kenntnis des Herausgebers zugefügt werden. Alle 
dieje verjchiedenartigen Zufäße find duch edige Klammern kennt— 
lich gemacht worden. 

Kein Zweifel, daß Schmidt von Beröffentlihungen mie der 
des Steinichen Tagebuches während des Wiener Kongrefjes u. a. m. 
einen reihen Gebrauch gemacht haben würde. Zumal die Ab- 
ſchnitte, welche fi) auf die polniſch-ſächſiſche Krifis beziehen, 
würden dadurch gewonnen haben. Sie gänzlich) umzuarbeiten 
erichien indejjen bei genauer Erwägung nicht rätlich. Das in: 
dividuelle Gepräge des Verfaſſers, das fie tragen, wäre damit 
verloren gegangen. Hier, wie in allen übrigen Teilen des Wertes, 
wird man in ihm den gewillenhaften Foricher wieder erkennen. 
Er iſt bemüht, ſich der geiftreich ſchillernden Phrafen, der be: 
jtechenden Kraftausdrücke und Superlative, der vorichnellen Ab: 
urteilung der Vergangenheit durch Übertragung unrichtiger Maß: 
jtäbe zu enthalten. Dafür aber wirkt er durch die Sicherheit und 
Unerbittlichfeit der Methode, gegenüber äußerlich glänzenden, in 
Wahrheit widerſpruchsvollen und unzulänglichen Künften hiſtorio— 
graphijcher Rhetorik, außerordentlich heilſam. In dieſer Hinficht 
mag ſeine Arbeit namentlich auch den Anfängern auf dem Ge— 
biete der Geſchichtswiſſenſchaft, als ein Muſter umſichtiger Unter— 
ſuchung, zum Studium empfohlen ſein. Daß ſie weit über den 
Kreis der Fachgenoſſen hinaus Beachtung verdient, wird ſchon 
ein Blick auf ihren reichen Inhalt lehren. 


Zürich, 24. Mai 1890. 
Alfred Stern. 
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I. Alexander und Sfein. Inlurrektionsplan. 


Je tiefer die Schmach Deutſchlands in den erften zwölf Jahren 
unſers Jahrhunderts war, defto zuverfichtlicher war auch die Über: 
seugung jedes wahren Patrioten, daß früher oder jpäter ein ent: 
ſcheidender Anlaß jich darbieten werde zur MWiedererhebung und 
Selbitbefreiung des deutichen Volfes. Und ein jolcher Anlaß bot 
jih 1812 dar. 

Als Rußland in den eriten Monaten des genannten Jahres 
durch eine halbe Million Streiter unter Napoleons Führung an 
jeinen Weftgrenzen fich bedroht jah: da mußte Kaifer Alexander 
ſich wohl jagen, daß diefer gewaltige Anprall des Weſtens gegen 
den Oſten zu den Unmöglichfeiten gehört hätte, wenn das Gen: 
trum Europas, wenn Deutjchland ein feites, einheitliches und von 
Sranfreih unabhängiges Machtgefüge gewejen wäre. Er war 
überhaupt eben damals, wie Graf Müniter in einer noch un 
gedrudten Denkſchrift ihm nachrühmt, „überzeugt, daß der poli- 
tiihe Zustand Deutſchlands von mächtigem Einfluß auf die Ruhe 
des Neites von Europa jei“ *). 

Daher nahm er jih ſchon vor dem Ausbruch des Krieges 
vor, falls er in dem Riejenfampfe objiege, für die Befreiung 
Deutichlands vom napoleoniihen Joch und für eine kraftvolle Ge- 
italtung desjelben zu wirken, natürlich nicht ſowohl Deutichlandg, 
al3 um jeiner jelbjt willen. Daher faßte er anfangs jogar die 
Eventualität ins Auge, den feindlichen Angriff nicht abzumarten, 
jondern jeinerjeitS die deutſchen Grenzen zu überjchreiten und jo- 
gleich auf deutſchem Boden die Entjcheidung herbeizuführen. Daher 





*) Münjter in der unten jfizzierten Denkſchrift vom Oftober 1813. 
Schmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 1 
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auch berief er ſchon unterm 27. Mär; 1812 durch einen eigen: 
bändigen Brief den Freiherrn vom Stein aus Prag als Berater 
zu fih, weil „es ji darum handle, Europa vor der Barbarei 
und der Knechtſchaft zu retten“. Und daher endlich jeßte er, als: 
bald nach deſſen verjpäteter Ankunft im Juni, ein „deutſches 
Comité“ ein, um unter Steins Yeitung auf Deutichlands Erhebung 
und Befreiung hinzuwirken. Stein hatte den Brief des Kaijers 
erft am 19. Mai erhalten, war nad) erlangten Päſſen am 27. Mai 
abgereift und am 12. Juni in Wilna eingetroffen, wenige Tage 
bevor jich die napoleoniſchen Heericharen nad) Rußland hineinwälz- 
ten. Wenn Treitichfe 1, 395 zufällig die Berufung Steins dur 
Alerander unerwähnt läßt, jo darf dies nicht den Glauben er: 
weden, als ob der erſtere aus eigenem Antrieb „nach Rußland eilte“. 

Inzwiſchen hatten fich Preußen und Ofterreich an Frankreich 
angejchloijen; jenes gezwungenerweije, injofern ihm nur die Wahl 
blieb zwiichen Bündnis und Vernichtung; diejes freiwillig, info- 
fern ihm die Wahl gejtellt war zwijchen Bündnis und Neutralität. 

Da dergeftalt die ſämtlichen deutſchen Staaten mit Einſchluß 
von Preußen und Ofterreich den Ruſſen feindlich gegenüberftan: 
den: jo war ein Berhandeln über Deutihlands Zukunft mit ihnen 
jelber von jeiten Aleranders und feines deutſchen Comités oder 
Steins zu diefer Zeit unmöglich. Deshalb ſahen dieje jich dar- 
auf angewiejen, mit fremden Mächten über die deutjchen Inter— 
eflen jich zu beraten; und zwar mit England und Schweden, deren 
Allianz mit Rußland im Werke war. Jenes war ja überdies 
durch die Hoffnung auf Wiedererlangung Hannovers, dieſes durch 
Schwediih- Pommern an den Intereſſen Deutſchlands näher beteiligt. 

Nah Pertz 3, 91 und 604 wären die eriten amtlichen Eröff: 
nungen über Aleranders „Abfichten“ für die „Befreiung Deutjch: 
lands” und über den ganzen „Plan der „Emanzipation“ des: 
jelben an. den Grafen Miünfter in England unterm 30. Juni 
erfolgt. Dies bisher geltende Datum ijt nicht Forreft, denn nach 
der Angabe des Grafen Münfter ſelbſt, in jener ungedrudten 
Denkſchrift fand dieje Eröffnung unterm „2. Juli“ 1812 ftatt*). 


*) Damit ſtimmt auch Miünfters Schreiben vom 3. Nov. Bert 3, 187. 
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Die Verfchiedenheit der Data erklärt jich jehr einfach. Werk be- 
nußte das Konzept, das Stein unterm 30. Juni zur Begutachtung 
an Kaiſer Alerander überſandte; diejer billigte es mittels Hand: 
ſchreibens (Pertz 607) wahricheinlih am 1. Juli, und nun wurde 
die Depeſche ohne Zweifel unterm 2. Juli erpediert. 

Seitdem nahmen die „vertraulichen Mitteilungen“ über den 
„politiihen Zuſtand von Deutſchland“ zwiſchen Rußland, Eng: 
land und Schweden einen ununterbrochenen Fortgang. 

Stein betrieb in ſtetem Einverſtändnis mit Alexander vor— 
zugsweiſe eine bewaffnete Inſurgierung Deutſchlands und zunächſt 
der norddeutſchen Bevölkerung, ohne alle Rückſicht auf die deut— 
ſchen Fürſten mit Einſchluß des Königs von Preußen. Ein ruſſi— 
ſches Heer ſollte im günſtigen Augenblick in die preußiſchen Oſt— 
provinzen eindringen; ein ſchwediſches an der Oſtſeeküſte bei Lübeck 
landen und ſich Mecklenburgs, Pommerns und der Marken bemäch— 
tigen; und ein engliſches ſollte von der Nordſee bei Emden aus 
das Land zwiſchen Elbe und Rhein erobern und inſurgieren. Denn 
die vordringenden Heere ſollten in den eroberten Landſtrichen 
„Truppen ausheben, die Einrichtung der Behörden ändern und 
alle Federn in Bewegung ſetzen, um die Leidenſchaften der Menge 
zu reizen und zu erheben“. Ein „Centralausſchuß“, durch den 
„Anführer der Ausrüſtung“ gebildet, aus den einflußreichſten Per— 
ſönlichkeiten und daher auch zugleich „natürlich aus den Fürſten“ 
der „von den Franzoſen beſetzten Länder“ ſollte die „politiſchen 
und militäriſchen Geſchäfte leiten“, die „bewaffnete Maſſe orga: 
nifieren” u. ſ. w.*). Diefe Bemerkungen über den zu bildenden 
Gentralausihuß wurden von Stein im Hauptquartier zu Driſſa 
niedergejchrieben, aljo nicht vor dem 8. Juli, aber jedenfalls noch 
in diefem Monat **). 

Münfter in der jchon erwähnten Oktober-Denkſchrift (ſiehe 
unten) jagt, daß jchon „kurze Zeit“ nad jenen eriten Mitteilungen 





*) Berk 3, 87 ji. 91 f. 96 fi. 139. 158. 236 f. Ompteda 2, 321. 

**) Berk 3, 96, 98. 100. [Die bei Vers 3, 96 angeführte Denkichrift 
im Naffauer Archiv trägt die Überfchrift von Steins Hand: „Quartier gencral 
Drissa le 11 juillet nouv. style 1812.* Vgl. „Aus der Borgeihichte des 
Krieges von 1813.” Hilft. 3. ©. 68, 272 ff.) 
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rufliicherjeits ein „Memoire” ergangen jei, das eine „Skizze der 
Maßregeln enthielt, die Rußland in Betreff der Verwaltung 
derjenigen deutjchen Provinzen anzuwenden vorſchlug, welche die 
verbündeten Armeen occupieren würden”. Dieſes „Memoire“ ift 
unfehlbar Steins Denkſchrift vom 18. September 1812 „über die 
Bildung eines Verwaltungsrates für Deutſchland“, die Pertz 3, 
144 ff. mitteilt, und die nach Aleranders Billigung ſofort an 
England und Schweden übermittelt wurde. 

infolge diejer Aftionspläne mußte natürlicherweile auch die 
fünftige Geftaltung Deutichlands zwiſchen den drei Mächten in 
Frage fommen. Graf Münjter fragte von England aus jchon 
unterm 27. Juli 1812 bei Stein ausdrüdlih an, „was man für 
Pläne für Deutichland entwerfen werde“ *). Und Stein war fühn 
genug, an eben jenem 18. September, troß des immer noch fieg: 
reihen Vordringens der napoleoniichen Deere, in jeiner vielbe- 
Iprochenen und dennoch jet fait zur Mythe gewordenen Denf- 
Iehrift „über Deutjchlands fünftige Verfaſſung“ die Frage aus: 
führlich zu beantworten. Diele Denkſchrift wurde ebenfalls von 
Alerander genehmigt und den beiden anderen Kabinetten mitge: 
teilt **). Bei ihrer großen Bedeutung für die heutige Geſchichts— 
auffajlung geben wir, obgleich jie bereits bei Pertz gedrudt vor: 
liegt, ihren Wortlaut hier wieder, zumal ſich die Frage daran 
fnüpfen wird: Hat Stein kraft diefer Denkichrift, wie man viel- 
fach glaubt, den deutſchen Einheitsftaat als deal aufgeftellt? 





*) Rerk 3, 608. 
**) Per 3, 140 ff. 151. 


I. Steins Denkſchrift über Deutſchlands 
künftige Verfaſſung, vom 18. Sept. 1812. 


„Das Los der Waffen wird über Deutſchlands Schickſal und 
über die Verfaſſung entſcheiden, welche es erhalten ſoll. Das all— 
gemeine Beſte Europas erheiſcht die Auflöſung des Rheinbundes, 
aber man muß ſich dann entſcheiden, was an die Stelle des 
gegenwärtigen Zuſtandes treten ſoll. Einige Leute reden von Her— 
ſtellung der alten Reichsverfaſſung, aber ich frage: welcher? Der 
auf den weſtfäliſchen Frieden gegründeten, oder der des 
Jahres 1802, welche Frankreich mit Anmaßung vorgeſchrieben 
und die Fürſten Deutſchlands mit Knechtſinn herbeigerufen haben? 
Die Ruhe Europas erheiſcht, daß Deutſchland ſo eingerichtet ſei, 
daß es Frankreich widerſtehen, ſeine Unabhängigkeit er— 
halten, England in ſeine Häfen zulaſſen, und der Möglichkeit 
franzöſiſcher Einfälle in Rußland zuvorkommen könne“). 
Dieſen Zweck kann man erreichen: 

1) entweder durch Vereinigung Deutſchlands zu einer 

Monardie**), 

2) oder wenn man es nah dem Xaufe des Main zwijchen 
Preußen und Oſterreich teilt***), 





*) Dies entſprach ganz den ntentionen Aleranders. 

**) d. h., wie das Weitere lehrt, durh Wiederaufridtung des 
Kaiſerreichs, womöglich nah dem Mufter der „alten Monardie“ 
des 10. bis 13. Jahrhunderts, auf feinen Fall aber nad) der Ver: 
faſſung des weitfälifhen Friedens oder einer jpäteren. 

***) Er meint duch Anfchliekung der norddeutichen Länder an Erfteres, 
der ſüddeutſchen an Dfterreich. 
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3) oder indem man in diefen beiden großen Teilen einige 
Länder, wie 3. B. Hannover u. a., unter einem Bündnis 
mit Ofterreih und Preußen bejtehen läßt. 

Jede diefer Einrichtungen würde Deutjchland mehr Kraft 
geben. Die Herjtellung der alten deutichen Verfaſſung Hingegen“) 
halte ich für unmöglich und wenig wünjdhenswert. Dieſe 
Verfaffung war nicht das Ergebnis des Willens einer durd Er- 
fahrung und Kenntnis ihres wahren Vorteild aufgeflärten Nation; 
fie verdankt ihren Urſprung den verderblihen Ränken der ehr: 
geizigen ‘Bäpfte, der Treulojigfeit und dem aufrührerifchen Getite 
der deutſchen Fürften, dem Einfluß der fremden Mächte. 

Deutjchland bildete im 10., 11., 12. und 13. Jahrhundert 
ein mächtiges Reich, welches aus einem zahlreihen Adel von 
verschiedenen Klafien, einer achtungsmwerten Geiftlichfeit und einer 
Menge Eleiner Eigentümer bejtand. Der mächtigſte Mann war 
Untertban des Kaijers, und der kleinſte freie Eigentümer hing 
unmittelbar von ihm ab. 

Die Monarchie fiel **), und es bildeten jich allmählich Mittel: 
und Grundherrjchaften, durch die kurze Dauer der Kaijerhäufer, 
die Teilnahme der Kaiſer an den Angelegenheiten taliens, ihre 
Kämpfe mit den Bäpften und den großen Gemeinden. Daher die 
MWählbarkeit der Krone, die Veräußerung der Neichsgüter, die Erb- 
(ichfeit der Lehen, die Anmaßung des vom Herrſcher anvertrauten 
Anjehens durch die öffentlichen Beamten, der Uriprung der Lan: 
deshoheit, die Unterdrüdung der Fleinen Eigentümer durch die 
großen. Eine Heine Zahl Fürften maßte ſich das Recht der Kaiſer— 
wahl an, und benußte es, um fich ein größeres Anjehen zuzu: 
wenden; und da die Kaifer ihr Anfehen vernichtet jahen, fo fingen 
fie an, fich ausschließlich mit dem Vorteil ihrer Erblande zu be: 
ſchäftigen und Deutichlands Vorteile zu vernadläffigen. So kam 


*) d. i. „der alten auf den wejtfäliichen Frieden gearündeten Neichs: 
verfaſſung.“ 
**) Er will ſagen: der Verfall trat infolge von Urſachen ein, die ſich 
ihon in jenem Zeitalter anbahnten und jeitdem, d. i. feit der 
Mitte des 13. Nahrhunderts immer jchroffer entwidelten. 
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es, daß die großen Angelegenheiten des Volkes ehrgeizigen Neben: 
abfichten geopfert wurden *). 

Deutichland ward in zwei Jahrhunderten durch die Religions: 
friege erichüttert; die Thorheit der Fürften zog die Fremden in 
feinen Buſen; fie wurden dafür durch den Verluft mehrerer Schönen 
Länder, durd eine dreißigjährige Verwüſtung des Yandes beitraft; 
man gab ihnen durch den weitfälifchen Frieden eine mißge: 
bildete Verfaſſung, welche den Keim einer jteten Erſchütterung 
und allmählichen Auflöjfung enthielt. Die Furt vor den Türken 
und Franzojen belebte den Bolfsgeijt wieder, man befämpfte die 
Feinde während 40 Jahren, die öfterreichiiche Macht befeitigte ſich 
durch die Eroberung von Ungarn, fie erhielt einen vorwiegenden 
Einfluß in Deutjichland. 

Preußen erhob ſich, Ofterreich verband fih mit Frankreich; 
ein langer Friede hob die Nationaleiferfucht auf; die Einheit 
ward gelöft, die Bürgerfriege von 1740 und 1756 erbitterten 
die Gemüter und bereiteten Deutſchlands Fall vor. 

Das ift der Abriß der unglüdlichen Gejchichte dieſes großen 
Yandes. Wollen wir nah ſolchen Erfahrungen das alte Gebäude 
einer fehlerhaften Verfaſſung wiederherſtellen? können wir es? 

Wenn wir ernitlih diefen Plan haben, fo müßte man 
Ofterreich feinen Einfluß, feine Obergewalt wiedergeben, Preußen, 
Bayern verkleinern, die geiftlichen Fürften, die Neichsritterichaft, 
die Reichsſtädte, die Reichsgerichte wiederheritellen. Denn nur 
mittels dieſer Federn war es dem Kaifer möglich, eine jo un- 
vollfommen eingerichtete Negierung, wie das Deutſche Neich war, 
in Bewegung zu jeßen. 

Aber wenn ein ſolcher Plan ausgeführt werden Fönnte, 
wenn es möglich wäre, den Widerftand dagegen zu befiegen, 
jo würde es weijer jein, die Umſtände zu Ausführung von Ent: 
würfen zu benußen, welche den großen Angelegenheiten der Na: 
tion im allgemeinen mehr entjpreden. 

Denn die Heritellung der alten Verfaſſung würde jedenfalls 





*) Hier iſt alfo die Zeit bis zum 16. Jahrhundert oder bis Narl V. 
umichrieben. 
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einen jehr unvollfommenen Zuftand der Dinge ergeben; Deutſch— 
land würde Frankreich nur einen ſchwachen Widerftand entgegen- 
jegen fönnen; es würde zwiſchen Mittel: und Grundherrichaften 
zerjtücfelt*), deren Dafein jedes Gefühl der Würde eines großen 
Volkes, den kriegeriſchen Geift zeritört, die Aufmerkſamkeit von den 
Angelegenheiten der Nation auf die eines Heinen Landes, auf die 
Bewegungen der Kleinen Höfe ablenkt, deren Vervielfältigung für 
die Sitten und für eine jtolze unabhängige Haltung des Einzel: 
nen verderblich ilt. 

Noch unvollflommener it die von Frankreich vorgejchrie: 
bene Verfaſſung von 1802, weil fie durch Zeritörung der geiſt— 
lihen Fürften und Reichsftädte und Vergrößerung einiger Fürften- 
bäufer den Kaiſer aller Mittel des Einflufes und aller Federn 
zur Handhabung der Regierung beraubte. 

Statt die deutiche Verfaſſung des weitfäliihen Friedens her: 
zujtellen, würde es dem allgemeinen Beten Europas und dem be- 
jonderen Deutihlands unendlich angemejjener jein, die alte 
Monarchie**) wieder aufzurichten, ein Neich zu bilden, 
welches alle fittlichen und phyſiſchen Beitandteile der Kraft, Frei- 
heit und Aufklärung enthielte, und dem unruhigen Ehrgeiz 
Frankreichs mwiderjtehen könnte. Ein folcher Zuftand der Dinge 
würde dem Volfe das Gefühl feiner Würde und feiner Unabhän: 
gigfeit wiedergeben, jeine Kräfte würden nicht in Beichäftigung 
mit Eleinen Territorialangelegenheiten verjplittert, ſondern ſich 
denen der Nation im Ganzen zumenden; außerdem ijt das den 
Wünſchen fait der Gejamtheit entiprechend, ſeitdem jie un: 
würdig von denen verraten ift, welche verjtehen mußten, für fie 
zu fterben, jeitdem fie in den Fürften nur noc Feige jieht, welche 
das Blut ihres Volkes verkaufen, um ihr ſchamvolles Dajein zu 
verlängern; ebenjo müßten es die Fürſten wünſchen, weil eine 
ſolche Ordnung der Dinge ihr eigenes Daſein ſichern, ihnen 
die edle Aufgabe anmweijen würde, die Ratgeber eines großen 
Volkes zu fein ***), ftatt der erblichen Präfefturen, welche fie jeßt 





*) nämlid zwiſchen vielen Hunderten. 
**) d. i. des 10, bis 13, Jahrhunderts. 
**) Nämlich auf den Neichötagen. 
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einnehmen, ungewiß in der Dauer, wenig ehrenvoll wegen der 
Kleinheit ihres Wirkungsfreifes. 

Die Wiederheritellung der alten Monarchie tft unmöglich n). 
aber jelbit dann würde die Teilung Deutjchlands zwiſchen Ofter: 
veih und Preußen der Herftellung der alten Verfaſſung 
(des weitfälifchen Friedens) vorzuziehenjein, jelbit wenn man**), 
um die Eigenliebe zu jchonen, die Yänder der vertriebenen Fürften 
beitehen lafien müßte, indem man fie mit dem Teile Deutj- 
lands, worin fie eingefchlojien find, in ein Bundesverhältnis 
brächte.“ ***) 


Hiernach jieht man: Stein jtellte in diefer Denfjchrift die 
anfangs aufgezählten drei Eventualitäten gemillermaßen zur 
Auswahl auf. Unter der erjten, „Bereinigung Deutſchlands zu 
einer Monarchie”, veritand er ausdrüdlich nicht die Geitalt 
der Neichsverfallung von 1648, die er für „wenig wünfchens- 
wert” und „ſehr unvollflommen” erklärt, noch gar die „Berfaj: 
jung von 1802“, die er als „noch unvollkommener“ bezeichnet, 
jondern vielmehr die „alte Monarchie” des „10. bis 13. Jahr: 
hunderts“, deren „Wiederaufrihtung” ihm „unendlich ange: 
mefjener“ erjcheint, in welcher felbjt der „mächtigſte Mann“, 
d. h. der größte Vafall „Unterthan des Kaiſers war”, und welche 
jelbjt „die Fürften wünjchen müßten“, um „ihr eigenes Da: 
jein zu fichern“. Mit feiner Silbe erwähnt er einer andern 
monarchiſchen, wenn auch nur idealen oder theoretiſchen Ein: 
heit3form. 

Wie man daher auch über den Inhalt der Dentjchrift im 


) Befonders wegen des Dualismus von Ofterreich und Preußen. 

**) Die Konftruftion iſt mißraten; es follte heißen: „aber der Her: 
ftellung d. a. V. würde die Teilung v. Deutfchland zw. O. u. Br. jelbit dann 
vorzuziehen fein, wenn man u. }. m.’ 

***) Der noch folgende Abjat, eine Rechtfertigung der gebrauchten 
ftarfen Ausdrüde, ift ein Zufag zu der im April 1813 dem Staatsfanzler 
Hardenberg von Stein mitgeteilten Abichrift. 
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Einzelnen urteilen mag: Eins jteht feit, daß Stein unter „Ver: 
einigung Deutjchlands zu einer Monarchie” hier auf feinen Fall 
den wirklichen Einheitsjtaat verjtand. Und doch hat gerade 
dies in neueiter Zeit Treitfchfe mit ungewöhnlicher Zuverficht und 
mit ungewöhnlichem Nachorud behauptet. Deshalb ift es uner— 
(äßlih, näher darauf einzugehen. Denn in der That wäre es 
von der größten Bedeutung, wenn Stein als der VBorfämpfer 
des deutichen Einheitsitaates dargeitellt werden dürfte. 


II. a) Unterſuchung über die Frane: Bat 
Stein in der Beptemberdenkſchrift over über- 
haupt je den deuffchen Einheifsfaat als 
Ideal aufarfellf? 


Treitihfe (1, 398) führt jene drei von Stein aufgeftellten 
Eventualitäten nicht wörtlich, ſondern umfchreibend ein, indem er 
jagt: „Im September entwarf er Pläne für Deutichlands künf— 
tige Verfaſſung — das Idealſte und Verwegenſte, was je 
zuvor über deutiche Bolitit gedacht worden. Und dies bildet, 
nächſt jeiner Teilnahme an der Umgeitaltung Preußens und der 
Befreiung Europas, das dritte welthiſtoriſche Verdienst des 
Mannes: er hat Früher und jchärfer als irgend ein Staats: 
mann die Einheit Deutichlands, ohne Phraſen und Vorbe— 
halte, als das höchſte Ziel deutſcher Staatsfunjt aufgeitellt... 
Jede Rücklicht auf die Dynaftie jchien ihm unmürdig; als ob 
es in Deutichland darauf anfäme, ob ein Mecdlenburg oder 
Bayern exiſtiere. . . . Jetzt, da der geſamte Länderbeſtand Eu: 
ropas ins Wanken kam, meinte er ſelbſt das Höchſte erreich— 
bar: eine große Monarchie von der Weichſel bis zur Maas. . .. 
Sei dies nicht möglich, ſo ſollte man Deutſchland nach dem Laufe 
des Mains zwiſchen Ofterreih und Preußen teilen u. ſ. w.“ Ge: 
wiß wird niemand in diefen Süßen, den lebten ausgenommen, 
den Inhalt der September: Denfichrift wiedererfennen. 

Daß bier aber wirflid Stein als der erjte Befenner und 
Vertreter des Einheitsftaats, des Unitarismus im jtrengiten 
Sinne des Wortes, dargejtellt werden ſoll, liegt auf der Hand. 
Sind doch die gebrauchten Ausdrudsweifen weder auf irgend 
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eine Verfafjungsform der Vergangenheit Deutichlands, noch 
auf die der Gegenwart, auf den dynaſtiereichen Bundesſtaat 
anwendbar! Stellt doch weder die von Stein gepriejene „alte 
Monarchie des 10. bis 13. Jahrhunderts” noch das heutige Deutiche 
Reich, jo ſehr wir uns feiner mit Recht erfreuen, den Super: 
lativ des Idealen und Verwegenen dar, oder eine „Einheit 
ohne Phraſen und Vorbehalte”. 

In welchen Morten der September:Denkfchrift dieſe Cha- 
vakterijtif auch nur eine Anfnüpfung finden fönnte, ift nicht er- 
fennbar. Steht e8 doch von vornherein feit, daß Treitichfe mit 
der Einheitsform, wie er fie im Sinne hat, nicht die von 
Stein gefeierte alte Monarchie des 10. bis 13. Jahrhunderts 
gemeint haben kann. Denn nicht nur bezeichnet er jene als Die 
ivealfte und verwegenſte Form, was dieje durchaus nicht war; 
jondern er jtellt auch in Abrede, daß jene je „früher von irgend 
einem Staatsmann aufgeitellt” worden jei, während dieſe bereits 
Jahrhunderte hindurch in Wirkſamkeit beftanden hatte. 

Und doch bezeichnet Treitichfe (S. 399) Steins „Wünſche“ 
als „unitariſch“ und verfichert no) ©. 683 ausdrüdlich, daß 
in „Steing Augen der Einheitsjtaat (in jenem „verwegeniten“ 
Sinne) immer das {deal blieb“. 

Alſo im „September“ 1812 und „immer“ wäre der 
„Einheitsitaat” das „deal“ Steins gemwejen! 

Dieje in den Lejern erweckte Vorjtellung fteht nun aber nicht 
nur mit dem Inhalt der September-Denkſchrift, jondern über: 
haupt mit der ganzen Denfweije Steins, jomeit fie in den 
Quellen zum Ausdrud gefommen, in jcharfem Widerfprud. Denn 
diefer hat hiernach 1) nie den Einheitsftaat für „erreihbar” 
erklärt; er hat auch 2) nie denfelben als jein „deal“ und als 
„das höchſte Ziel deutfcher Staatskunft aufgeftellt“ ; er hat 3) nie: 
mals daran gedacht, alle Dynaftien in Deutjchland bis auf 
eine einzige zu bejeitigen. Die näheren Beweismomente find 
folgende: 

1) Gerade in der Zeit, wo Stein den Einheitsitaat als höchites 
Ziel verkündet haben fol, und noch zwei Monate früher, im Juli 
1812, erklärte er, wie wir Thon jahen: Der Centralausſchuß der 
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zu erobernden deutjchen Länder „beiteht natürlich aus den Für— 
ten und den Männern, welche den größten Einfluß haben“. Und 
in der „Denkjchrift über die Bildung eines Verwaltungsrates für 
Deutihland“ vom 18. September desjelben Jahres, alfo vom 
gleihen Tage wie die obige Denfichrift, räumt er in dem Gen: 
tralausfchuß, der vier Mitglieder zählen fol, nicht weniger als 
drei Stellen deutſchen Fürften ein; nämlich je eine dem Prinz: 
Negenten von England und dem Kronprinzen von Schweden, als 
den Vertretern von Hannover und Shwedifh- Pommern, 
und eine „ven vertriebenen Fürſten gemeinfchaftlich”; dag vierte 
Mitglied jol natürlich der Kaifer von Rußland ernennen. Als 
Ermählten des legteren denkt er jich jelbit; als Vertreter Eng: 
land-Hannoverd wünſcht er den Grafen Müniter *). 

2) Die September:Denfjchrift jodann über Deutfchlands Fünf: 
tige Verfaflung, die Treitichfe ganz jpeciell als ein Bekenntnis 
des Einheitsjtaates geltend macht, zeigt uns Stein vielmehr, wie 
wir jahen, als entſchiedenen Lobredner der „alten Monarchie” 
des „10. bis 13. Jahrhunderts“. Ja er ſchwärmt für fie wie 
für ein hohes und höchites deal glanzvoller Macht und Herr: 
lichkeit, obgleich fie, bei der jtets wachlenden Macht der großen 
Vaſallen, nad) feiner wie nad allgemeiner Überzeugung natürlic) 
nicht3 weniger als ein wirklicher Einheitsitaat war. Denn daß 
die „Monarchie“ als höchſte Spige noch feineswegs für den Ein- 
heitzjtaat zeugt: das bewies Deutjchland bis auf das Jahr 1806, 
und Frankreich bis auf das Ende des 15. Jahrhunderts, wo es 
erft zum Einheitsitaat erwuchs. Wenn daher Stein „die alte 
Monarchie wieder aufrichten“ möchte, weil das heiße „ein 
Reich bilden, welches alle fittlihen und phyſiſchen Beltand- 
teile der Kraft, Freiheit und Aufklärung enthielte“, welches 
„nen Wünfchen falt der Gejamtheit entiprechen würde”, und 
welches jelbit „die Fürjten wünjchen müßten“, um „ihr eigenes 
Dafein zu fihern“: jo fieht man, daß auch in feiner erjehnten 
„Monarchie” die territorialen erblichen „Fürſten“ eine große Rolle 
jpielen jollten, zwar nicht als Souveräne, wohl aber als einfluß- 
reihe mächtige Vaſallen des Kaifers. 


*) Perk 3, 146. 153, 
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Und wie nun im „September 1812”, jo war „immer“, d. h. 
vorher und nachher nicht der „Einheitsitaat”, Jondern jene „alte 
Monarhie” und deren „Wiederaufrichtung” Steins „deal“. 

3) Schon ein ganzes Jahr zuvor, am 6. Oftober 1811, 
zu einer Zeit wo vollends noch den Zufunftsphantafien der Spiel: 
raum frei und Stein Ingrimm gegen die deutichen Fürften ein 
ichranfenlofer war, ging er dennoch in feiner Sehnſucht nad) Ein: 
heit nicht über jenes Ziel hinaus. Damals jchrieb er nämlich an 
Münſter (ſ. Berk 3, 45 ff.): 

„Der allgemeine Unmille hat in Deutichland die Bande, die 
den Unterthanen an den Fürjten knüpften, gelöft. Er ſieht in 
ihnen entweder feige Flüchtlinge, die nur für ihre Erhaltung be- 
forgt, ſich durd Flucht vetteten, taub gegen die Forderungen der 
Ehre und Pflicht, oder betitelte Sklaven und Untervögte, die mit 
dem Gut und Blut ihrer Unterthanen eine binfällige Exiſtenz er: 
betteln. Daher entjteht der allgemeine Wunſch nad) einer Ber: 
fafjung, auf Einheit, Kraft, Nationalität gegründet. Jeder große 
Mann, der fie herzuftellen fähig wäre, würde der Nation... will: 
fommen fein. Die Individualität der Fürftenhäufer jelbft ijt herab: 
gejunfen, durchaus herricht in ihnen Erbärmlichkeit, Schwäche, 
niederträchtige Eriechende Selbitjucht.“ 

„Was Toll aber die Stelle des Alten erjeßen? Könnte ich 
einen Zuftand wieder hHerzaubern, unter dem Deutichland blühte, 
jo wäre es der unter unjeren großen Kaifern des 10. bis 
13. Jahrhunderts, welche die deutſche Verfaſſung durch ihren 
Wink zufammenhielten (!) und vielen fremden Bölfern Schuß und 
Geſetze gaben.” 

„Läßt ſich aber ein ſolcher Zuftand erwarten, hat nicht Neli- 
gion, Sprache, Verjchiedenheit der Givilijation, Temperament eine 
unglüdlihe Spaltung verurfaht? Läßt ſich diefe heben? Aber 
gejegt, der alte deutiche Staatenbund unter einem gemeinjchaft- 
lihen Oberhaupt würde wieder hergeftellt, joll das auf den Baſen 
des wejtfäliichen Friedens geichehen? . . . muß das Bundesverhält: 
nis nicht feiter geichloflen werden, und das kindiſche Puiſſanzieren 
der einzelnen Teile aufhören?” ... 

„Die Befreiung von Deutihland wird man ohne Dfter- 
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reihs Mitwirkung nicht erreichen, da diejes allein durd) Streit: 
fräfte und Einfluß auf das ſüdliche Deutjchland zu wirken im 
ftande it, deflen Bewohner Regiamkeit genug haben, um jich über 
die Berechnungen der Selbitjucht zu erheben und durch Gefühle 
binreißen zu laſſen.“ ... 

„Auf freiwillige plögliche ausgebreitete zugleich ausbrechende 
Inſurrektion kann man bei dem Phlegma der nördlichen Deut: 
ichen, der Weichlichfeit der oberen Stände, dem Mietlingsgeiſt der 
öffentlichen Beamten nicht rechnen; man wird vielmehr, wenn 
es unter dem Schuß einer Armee geichehen kann, Volksbewaff— 
nung, Bildung von Landwehrbataillons, Nefrutenftellung befeh— 
len, und den Adel mit Degradation, den Beamten mit Tot: 
Ichießen, wenn fie Yauigfeit und Schlaffheit beweiſen, beitrafen 
müflen *).“ 

Es kommt hier nicht darauf an, die vielfach ivrigen Urteile 
in diefer Ausführung, namentlich die fait gehäjfige Geringihägung 
Norvdeutichlands oder Preußens zu widerlegen, jondern nur zu 
zeigen, daß das Einheitsideal Steins von jeher nicht der Ein- 
heitsjtaat, jondern die Neichdeinheit des 10. bis 13. Jahrhun— 
dert3 war. 

4) Wiederum ein Jahr jpäter, Ende Auguſt 1813, erklärte 
er in voller Übereinftimmung mit den Äußerungen der beiden Vor: 
jahre**): „Das Wünſchenswerte wäre ein einziges jelbitän- 
diges Deutjchland, wie e8 von 10. bis 13. Jahrhundert unjere 
großen Kaiſer fräftig und mächtig beherrichten. Die Nation würde 
jih zu einem mächtigen Staate erheben, der alle Elemente der 
Kraft, der Kenntnifje und einer gemäßigten und geleglichen rei- 
heit in fich faßte. Dieſes ſchöne Los ift ihr nicht bejchieden, 
auf anderen Wegen muß fie u. ſ. w.“ Denn aud) hier erklärt er 
diefes „Wünfchensmwerte”, dieſes „schöne Los“, diefen Zuftand der 
„Blüte“, den er jo gern „wieder hervorzaubern” möchte, dieſes 
„unendlich angemeljenere” als alles andere, nicht für „erreichbar“, 
jondern gerade umgekehrt für „unausführbar”. 


*), Das hier über Ofterreih und Norbdeutichland Gefagte trat faft 
wörtlih jhon in. dem Schreiben vom 17. Sept. 1811 auf; ſ. Berk 3, 20 f. 
*, ©. Dmpteda, Pol. Nachlaß 3, 226, 
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5) Niht an eine Bejeitigung aller Füriten oder Dyna— 
ftien dachte Stein, wie wir ſchon unter 1) und 2) gejehen, ſon— 
dern nur an eine Berminderung bderjelben, wie zumal ein Vor: 
gang im April 1813 des Näheren zeigt. Und doch hielt er da— 
mals noch jo feit an feiner September: Denfjchrift, daß er jie num 
erit dem Staatsfanzler Hardenberg mitteilte. Alſo war es nod) 
damals jeine Meinung, daß eine Verwirklichung feines Ideals, 
die „Wiederaufrichtung der alten Monarchie des 10. bis 13. Jahr: 
hunderts“, das „Dajein der Fürften fichern” würde. Und in dem 
gleihen Monat April gab er, Gagern gegenüber, im Fall der 
Wiederheritellung des Kaijertums die Zahl der zu belafjenden 
deutjchen Fürften auf „15 bis 16” an (f. Berk 3, 665). 

Fragt man, welches die 15 bis 16 Staaten find, die Stein 
auf deutjchem Boden übrig lafjen wollte, jo darf man darüber 
in Anbetracht jeiner jonftigen Außerungen vorher und nachher, 
insbejondere im Hinblid auf fein drei Monate jpäter, im Auguft 
1813 verfaßtes Memoire, folgendes Verzeichnis aufitellen: 1) Dfter- 
reich; 2) Preußen; 3) Hannover; 4) Bayern; 5) Württemberg; 
6) Baden; 7) Kurheſſen; 8) Hellen-Darmjtadt; 9) Braunfchweig; 
10) Oldenburg; 11) ein Teil de3 Herzogtums Berg als Erſatz-— 
jtaat für das medlenburgiiche Haus; 12) Naflau; 13) das Für: 
jtentum Ansbach für einen öfterreihiihen Erzherzog; 14) Weimar 
und etwa noch 15) Meiningen oder Coburg, und 16) ein eini: 
ges Anhalt. Danach würden dem Untergange durch Annerion 
von ihm etwa bejtimmt gewejen fein: 1) ausdrücklich „Kurſach— 
ſen“, fowie 2) Holftein und 3) das territoriale Medlenburg (durch 
Annerion an Preußen); 4) NafjauWeilburg; 5) Naſſau-Oranien; 
6) Gotha; 7) und 8) zwei der drei Herzogtümer Anhalt; 9) Hohen: 
zollern: Hechingen und 10) Hohenzollern-Sigmaringen; 11) Son: 
dershaufen; 12) Rudoljtadt; 13) Walded; 14) Greiz; 15) Schleiz; 
16) Xobenftein; 17) Ebersdorf; 18) Detmold; 19) Schaumburg; 
20) Ziechtenitein. 

6) Ferner darf ſchon hiernach behauptet werden: Nicht ſo— 
wohl auf eine Befeitigung der Fürften fam es ihm an, als auf 
eine Beleitigung ihrer unbejchränften, im Laufe der Zeit erlang- 
ten, d. i. „ujurpierten” Souveränität oder Oberherrlichkeit. 
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Daher erklärte er Jchon im Juli 1812: „Dem Glüd und der 
Freiheit der deutſchen Nation find die Fürjten jo gut als die 
fegten ihrer Unterthanen das Opfer ihres Vorteils zu bringen 
verpflichtet, da fie niemals Oberherren, fondern Glieder und 
Unterthanen des Kaijers und Reiches geweſen find, und die durch. 
den ARheinbund ihnen gegebene Souveränität nichts als eine Uſur— 
pation ijt*).” Daher jagte er ferner in einer neuen, an Kaiſer 
Alerander gerichteten Denkichrift vom 17. November 1812 über 
die „ven Fürften gegenüber” in Deutjchland zu beobachtende Hal: 
tung: man müſſe „die Negierungen überwachen, leiten und in ge: 
wiſſen Fällen jich ihrer bemächtigen. . . . Diejenigen Fürjten, welche 
fih der allgemeinen Sache anſchließen, müſſen ... ſich nur mit 
wohldenfenden Männern umgeben und ihre Streitkräfte in die 
Hände der Verbündeten geben . . . . Bejonders bei dem König von 
Preußen wird man darauf dringen, daß er fein Minifterium aus 
Männern bilde, welche die Reinheit ihrer Grundſätze und die 
Kraft ihrer Charaktere erprobt haben... .; daß er dieſen feigen 
und verächtlichen Haufen entferne, der, weit entfernt, ihn gegen 
die Schwäche zu hüten und zu jtählen, diefer unglüdlichen Anlage 
nachzugeben vorzieht, und daß er dadurch den Verbündeten, welche 
ihn ſchützen und ftügen, eine Gewähr feines politijchen Betragens 
gebe. Was die übrigen Fürjten betrifft, jo haben jie fein Recht, 
die Beibehaltung oder Wiederherftellung ihrer Oberherrlichkeit 
zu verlangen... Selbit die vertriebenen Fürjten haben fein Necht, 
ihre Wiedereinjegung zu verlangen, da es ausſchließlich von 
den verbündeten Mächten abhängt, welchen Gebrauch fie von ihren 
Erfolgen machen wollen“ **). Daher forderte er endlich in unzwei— 
deutigjter Weile im Augujt 1813: „Die Souveränität oder Die 
Despotie der 36 Häuptlinge gehe unter und geitalte fih um in 
eine den Bedürfniſſen und Wünjchen der Nation angemeſſen ums 
geformte Landeshoheit***).“ 

7) Freilich jchaltet Treitichfe S. 398 in jene Umschreibung 
der September-Denfichrift, um die Auslegung der erſten Eventua- 
*) Berk, 3, 98. 

**) Per, 3, 214 f. 
***) Ompteda, Bol. Nachl. 3, 227. 
Schmidt, Deutſche Verfafjungäfrage. 
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lität (Vereinigung zu einer Monarchie) im einheitsftaatlichen 
Sinne zu ftügen, die Worte ein: „Wer ihm von Schonung der 
althergebrachten Zerfplitterung redete, dem ermwiderte er: einen 
ſolchen Zuftand mwiederheritellen, ijt gerade jo, als wollte man 
darauf beitehen, daß ein toter Mann auf feinen Beinen ſtehen jolle, 
weil er es thun konnte, jo lange er noch lebte.” Allein einmal 
ift diefer Ausfpruh gar nicht der September-Denkſchrift, 
fondern jtillfehweigend der eben angeführten November-Denkſchrift 
entnommen; jodann ift es nicht ein Ausspruch Steins, Jondern 
de3 Engländers Paisley, der gar nicht fpeciell von Deutſch— 
[and redet, jondern überhaupt von den „Thronen der Eleinen 
Staaten, in welche Europa jet geteilt ijt“; endlich ſoll mit 
jenen Worten nicht ſowohl die Zeriplitterung, d. i. dag Daſein 
feiner Staaten befämpft werden, obgleih Stein wie Paisley 
deren Verminderung wünſchte, als vielmehr eben die Oberherr: 
lichkeit derjelben. Beide haben, wie ſich mit Sicherheit ergiebt, 
nicht etwa mediatijierte oder von einer höheren Autorität ab: 
hbängige Staaten im Sinn, denen es in Kriegszeiten gar nicht 
freiftehen würde, wem fie folgen wollen; fondern nur Kleine 
jouveräne Staaten, „die Unterabteilungen des Feltlandes in 
ihrem jegigen Zuſtande“, welche als jolche Herren ihrer Streit- 
fräfte find und „unvermeidlich im Kriege dem Stärfern folgen”. 
Was Deutichland betrifft, jo denken beide alfo vorzugsmweije an 
die jouveränen NRheinbundjtaaten. Und daher jagt auch 
Paisley von dem Wortlaut Treitjchfes abweichend: „einen jolchen 
Zuſtand zu jtüßen und wiederherzuftellen, ift gerade jo u. ſ. w.“ 
Der Ausſpruch Paisleys jchließt fich bei Perg den oben ange 
führten Worten Steins unmittelbar an (S. 216). Der Bor: 
behalt des legtern, daß dem „Rheinbund“ gegenüber, Eraft des 
„Groberungsrechtes”, das „Los Deutichlands zu feiner Zeit nach 
dem wahren Vorteil des Bolfes und Europas feitzujegen“ jei 
(216 f.), jollte denn auch keineswegs die Bejeitigung aller mitt- 
leren und Eleineren Staaten, und am allerwenigiten Hannovers, 
vorbehalten, ſondern eben nur auf alle Fälle die Befeitigung ihrer 
unbejchränften Oberherrlichkeit, jowie die Entjcheidung darüber, 
welche von ihnen fortbeitehen jollten umd in welchem Umfange. 
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8) Treitſchke Schaltet ferner in die Umjchreibung des Inhalts 
der September: Denkfchrift die Schon angeführten Worte ein: „Jede 
Rückſicht auf die Dynaftien ſchien ihm unmwürdig: als ob es in 
Deutſchland darauf ankäme, ob ein Medlenburg oder Bayern 
eriltiere;“ ſowie auch als Meinung Steins die Worte: „Sollte 
diefer Krieg dahin führen, daß die alten Streitigkeiten der deut- 
ihen Montechi und Gapuletti wieder auflebten, dann wäre der 
große Kampf mit einem Poſſenſpiele beendigt;” und er macht 
den Zufag: „Sein Ziel war die Einheit und, ift fie nicht mög: 
fi, ein Auskunftsmittel, ein Übergang.“ Alle dieſe Aussprüche, 
ſoweit fie begründet find, gehören ebenfall® gar nicht der Sep- 
tember-Denkſchrift an, jondern find ſtillſchweigend, mit Aus- 
nahme de3 Satzes über Medlenburg und Bayern, aus einem 
Briefe Steing an Münfter vom 1. Dezember 1812 entnommen. 
Auch fie aber Fünnen nicht für das Ideal des Einheitsjtaates 
zeugen, wie der Zuſammenhang lehrt. Münfter, der Hannover 
durch Vergrößerung zu einer Macht eriten Ranges erhoben, 
Preußen aber durch noch weitere Verkleinerung zu einer jolchen 
„jweiten oder dritten Ranges“ herabgedrüdt zu jehen hoffte, 
hatte nämlih unterm 3. November 1812 im Hinblid auf den 
projeftierten vierföpfigen Berwaltungsrat mit „unumjchränfter 
Gewalt” an Stein gejchrieben: „Ein viereiniger Diktator hat 
manches Bedenkliche; indejlen glaube ich, daß unjere beiden Köpfe 
unter einen Hut paſſen würden — wenn ich gleich nicht ſchwören 
wollte, daß Sie den Preußen und ih den Hannoveraner 
ganz würden ablegen können *).“ 

Dur dieje Außerung wurde Stein in hohem Grade ge: 
reizt und jchrieb in diejer gereizten Stimmung jofort am 1. De- 
zember 1812 an Münjter zurüd: „ES ift mir leid, daß Em. 
Ercellenz in mir den Preußen vermuten und in fi den Han: 
noveraner entdeden — ich habe nur ein Vaterland, das heißt 
Deutichland, und da ih nah alter Berfallung nur ihm 
und feinem bejondern Teil desjelben angehörte (nämlich 
al3 unmittelbarer Neichsritter), jo bin ih auch nur ihm, und 


*) Perg 3, 186 ff. 
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nicht einem Teil desjelben von ganzem Herzen ergeben. Mir 
jind die Dynaftien in diefem Augenblid großer Entwidlung 
vollfommen gleihgültig, es find bloß Werkzeuge; mein 
Wunſch ift, daß Deutſchland groß und ftarf werde, um feine 
Selbitändigfeit, Unabhängigkeit und Nationalität wieder zu er- 
langen, und beides in jeiner Lage zwilchen Frankrei und Ruß- 
land zu behaupten; . . . es fann auf dem Wege alter zerfallener 
und verfaulter Formen (d. h. wie fie bis 1806 bejtanden, und 
wie fie Münfter vorderhand als rechtlich fortbejtehend anerkannt 
wifjen wollte), nicht erhalten werden. . . . Mein Glaubens: 
befenntnis finden E. E. in der Anlage*), es iſt Einheit; ift 
fie nicht möglih, ein Ausfunftsmittel, ein Übergang (d. i. 
Teilung Deutſchlands zwiſchen Ufterreich und Preußen). Setzen 
Sie an die Stelle Preußens was Sie wollen, löjen Sie 
es auf, verftärfen Sie DOfterreich mit Schlefien und der 
Kurmarf und dem nördlichen Deutichland mit Ausschluß der 
Vertriebenen, reduzieren Sie Bayern, Württemberg und Baden, 
als die von Rußland begünftigten, auf das Verhältnis vor 1802, 
und machen Sie Ofterreich zum Herrn von Deutſchland — ich 
wünſche e3; e3 ift gut, wenn es ausführbar ift; nur denken Sie 
nit an die alten Montaigues und Capulets (d. i. an ein 
Bündel jouveräner Staaten, wie es Münſter allerdings vor: 
jchwebte, und wobei es leicht wieder zu zerfleifchenden deutichen 
Bürgerfriegen kommen konnte) . . . ſoll fich der blutige Kanıpf, 
den Deutihland 20 Jahre unglüdlich bejtanden, und zu dem es 
jeßt wieder aufgefordert wird, mit einem Poſſenſpiel endigen, 
fo mag ich wenigitens nicht teil daran nehmen, jondern fehre in 
das Privatleben freudig und eilig zurüd **).“ 

*) Damit ift ohne Zweifel eine Kopie der September-Denkſchrift „über 
Deutjchlands fünftige Verfaffung” gemeint, die anfcheinend bis dahin nur 
duch den rufjishen Gefandten Graf Yieven und durd Lord Walpole in 
England befannt wurde (Berk 3, 151. 201). Dafür fpridt aud) der Um: 
jtand, daß Münfter in feiner Dftober-Denfjchrift von 1813 am gehörigen 
Orte nur des gleichzeitigen Memoire über die „Verwaltung“ der occupierten 


Yänder gedenkt. 
**) Pertz, 3, 226 f. 
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Hier fieht man wiederum auf das deutlichjte, und vielleicht 
noch deutlicher al3 zuvor, daß das „Glaubensbekenntnis“ 
Steing zwar die „Einheit“ war, aber nicht im Sinne des Ein: 
heitäftaates, jondern im Sinne der „alten Monarchie”. Oſter— 
reich wird als „Herr von Deutſchland“ gedacht, aber unter ihm 
jollen als Vaſallenſtaaten namentlich noch bejtehen bleiben: ein 
jehr verkfleinertes Preußen, ferner die „reduzierten“ Staaten 
Bayern, Württemberg und Baden und natürlich ebenjo das nicht: 
genannte Hannover. Beiläufig fieht man alſo auch, daß die bloße 
„Exiſtenz“ Bayerns und einer bayeriihen Dynajtie bier, To 
wenig wie anderwärts, in Frage geitellt wird. Die Erwähnung 
Mecdlenburgs bei Treitjchke jtammt aber allem Anjchein nad) aus 
der Dentichrift vom Auguſt 1813, wo Stein zwar das Land 
Medlenburg mit Preußen vereinigen, deſſen Herzöge aber auch 
ferner als regierende Dynajitie im Herzogtum Berg „eri: 
jtieren“ laſſen will*). Das alfo ift ungefähr der Inhalt von 
Steins „Wünſchen“, die Treitſchke als „unitariiche” bezeichnet, 
die aber in Wahrheit wejentlich nur gerichtet waren auf Ber: 
minderung der Füritenzahl, auf Konzentrierung der Macht: 
befugnilie und damit auf die Bejeitigung der unbegrenzten 
territorialen Souveränität. 

9), Endlich fchaltet Treitichfe in die Umfchreibung der erjten 
September:Eventualität Steins („Vereinigung zu einer Mo: 
narchie“), um die Deutung im einheitsjtaatlihen Sinne zu 
jtüßen, die oben nur zum Teil angeführten Worte ein: „Sebt, 
da der gejamte Yänderbeitand Europas ins Wanfen fam, meinte 
er jelbit das Höchſte erreichbar: eine große Monarchie von der 
MWeichjel bis zur Maas, ebenjo Jtalien zu einer gejichloj: 
jenen Maffe verbunden — ganz Mitteleuropa zurüdgeführt in 
einen Zuſtand der Kraft, dev Widerjtandsfähigfeit.” 

Daß ſich auch für dieje legteren Momente feine Anknüpfungs: 
punkte in der September-Denkſchrift vorfinden, braucht nicht 
gejagt zu werden. Daß Stein ſich als Grenzen des neuen Deutjch: 
lands gegen Frankreich die Vogeſen und die Maas damals dachte, 





*) Ompteda, Bol. Nach. 3, 230, 
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ift allbefannt (j. Perk 3, 202). Das übrige ift ohne Zweifel 
frei nah dem Schreiben an Pozzo di Borgo vom 7. November 
1812 gemodelt. In demjelben (j. Perk 3, 209 f.) jegt Stein 
allerdings zunächit auseinander, wie alle Dinge im Schwanken 
find, „wie die Ereigniſſe einander mit betäubender Schnelligkeit 
folgen“, wie „nichts ausgemacht, die VBerhältnifie fließend” find; 
er fragt: „welchen Gebraud wird man von den Erfolgen machen? 
welcher Partei Meinung wird angenommen werden? wer wird 
die Grundlagen der neuen politischen Ordnung Europas vor: 
bereiten, und welche hat man fich vorgejegt?” Dann fährt er 
fort: „Wenn es nur auf wünſchen und raten anfommt, jo 
fcheint e8 mir, daß es am nüßlichjten wäre, daß Rußland Preußen 
zwinge fich zu vereinigen, Ofterreich mit fortziehe, England feine 
Landung bejchleunige . . .; daß man fich vereinige über eine 
politiiche Ordnung, welche die Ruhe Europas gemährleifte gegen 
den franzöjifchen Ungeſtüm.“ Er empfiehlt zu dem Ende „eine 
Einrihtung Deutſchlands und Jtaliens, die fie zu großen 
Mailen bilde”. Und er empfiehlt nun namentlih, auf Die 
Eventualitäten feiner September-Denkſchrift zurüdfommend, „daß 
man Deutichland zu einem großen Reiche bilde oder zwiſchen 
Preußen und Üfterreich teile und als Vaſallen der um: 
ſchließenden Reihe einige umjchloffene Yänder wie Hannover 
bejtehen lajje“. Und, wie im September, hebt er hervor: 
„Jeder diejer Plane ift bejfer als die Verfaſſung des welt: 
fäliichen Friedens oder die von 1802”, mit dem Zufaß: „meil 
man dadurch eine größere Maſſe von Kraft und Wider: 
ſtandsmitteln vereinigt“. 

Es leuchtet ein, daß Stein auch bier unter dem „großen 
Reiche” gar nichts anders verjtehen Tann, al$ was er zuvor im 
September, naher im April und im Auguft anpries: Die 
„WBiederaufrichtung der alten Monardie” nad dem Muiter des 
„10. bis 13. Jahrhunderts”, mit mindejtens fünf „Bajallen”- 
Ländern: Breußen, Hannover, Bayern, Württemberg und Baden, 
wie fich unter 8 jchließlich ergab. 

Da ihm nun aber eine ſolche „Einheit“, eine jolche „Ver— 
einigung Deutichlands zu einer Monarchie”, als „unmöglich“ 
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ericheint, und zwar wegen des Dualismus von Dfterreich und 
Preußen: jo empfiehlt er eben als „Augfunftsmittel” die Tei- 
lung zwiſchen beiden. Den loderen Formen der Einheit 
zieht er alſo lieber die Zweiheit vor, um mwenigitens den Haupt: 
zweck, die Konzentrierung der Kräfte, freilich in zwei Brennpunf: 
ten jtatt in einem Mittelpunfte, zu retten. 

Wie fich Stein die Ausführung der zweiten Eventualität 
der September-Dentichrift (Teilung zwiſchen Ofterreich und Preußen 
nach der Mainlinie) vorftellte, darüber läßt er fich nicht näher 
aus. Seine desfalljige Meinung fannte man ja ſchon jeit langen 
Sahren. Hatte er doch bereit3 am 10. Januar 1804 an den 
Fürften von Naſſau-Uſingen in einem Briefe, der alsbald im 
Drud erihien, den Ausiprud gethan: „Sollen die wohlthätigen 
großen Zwede, Deutichlands Unabhängigkeit und Selbjtändigfeit, 
erreicht werden: jo müjlen die Eleinen Staaten mit den beiden 
großen Monardien, von deren Eriftenz die Fortdauer des 
deutihen Namens abhängt, vereinigt werden; und die Vorjehung 
gebe, daß ich diejes glüdlihe Ereignis noch erlebe*).” 

Dieſe Teilunggidee lag damals ſchon längft in der Luft. 
Wenigſtens die Halbheit des Gedanfens, der verfaflungsmäßige 
Anihluß aller norddeutihen Staaten an Preußen war 
Ihon feit der Begründung der norddeutichen Neutralitätspolitif 
durch Preußen auf das eifrigite ventiliert worden, und zwar nicht 
bloß in den Denkichriften von Dohm und Maſſenbach in den 
Jahren 1800 und 1801, jondern überhaupt, früher und jpäter, 
wie Manjo als Zeuge ſich ausdrüdt: in den Kreijen „aller Vater: 
landsfreunde**).“ 

Daher ſtand denn auch Stein als Miniſter nicht an, im 
Auguſt 1806 die von Johannes Müller verfaßte Kollektiv-Denk— 
ſchrift an den König mit zu unterſchreiben, die es für ein Syſtem 
der Weisheit erklärte, „die wichtigſten deutſchen Staaten, beſon— 
ders im Norden, der preußiſchen Monarchie anzuſchließen“ ***). 
Und ſo erlebte er auch noch als Miniſter in demſelben Jahre, 

*) Pertz 1, 258. 

*) Ad. Schmidt, Preußens deutiche Volitif. 3. Aufl. S. 82 ff. 90 ff. 

**5) Pertz, 1, 348. 
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wenngleich zur Seite ftehend, das preußiſche Projekt des nord— 
deutichen Reichsbundes und Kaiſertums, jomwie die öfterreichifche 
im preußilchen Hauptquartier durch Gent abgegebene Erklärung: 
„Sollte die Wiederherftellung der früheren Konftitution des 
Reiches als unausführbar befunden werden, jo müfje man 
Deutichland in zwei große, durch eine immermwährende Al- 
lianz vereinigte Konföderationen teilen, die eine unter der 
Proteftion Ofterreichg, die andere unter der Proteftion Preußens *).“ 

Andererjeits fann nicht bezweifelt werden, daß Stein im 
Jahre 1812 mit feiner Teilungsidee nad Nord und Süd .gar 
nicht8 ander zu erreichen gewillt jein fonnte, al3 da und dort 
dasjenige Maß von Konzentration herzuſtellen, welches er in 
jeinem Einheitsideal, d. h. in der „alten Monarchie des 10. bis 
13. Jahrhunderts“, verkörpert zu jehen glaubte; aljo nicht etwa 
die Bildung zweier Einheitsjtaaten, fondern die Bildung 
zweier dergeftalt gearteter „Monarchien“, daß jede derjelben, ab— 
gejehen von einer Berminderung der Fleinen Staaten, nad) dem 
Muſter der „alten“ Monarchie etliche größere Vaſallentümer 
als ihre unmittelbaren „Bejtandteile” enthalte, wie aus der 
Erläuterung der dritten Eventualität hervorgeht. Nach Treitjche 
(S. 399) hätte Stein zwar in Betreff der zweiten Eventualität 
der September-Denkichrift begehrt: „man jolle die Rheinbunds— 
fürjten als betitelte Sklaven und Untervögte des Eroberer 
behandeln, auch die von Napoleon verjagten Fürften nicht 
wieder einjeten“. Das fordert aber Stein in Wahrheit nir- 
gend, Er jagt nur an ganz anderen Stellen und in ganz an: 
deren Zujammenhängen 1) im Oktober 1811: „Der Unwille in 
Deutichland fieht in den Fürften betitelte Sklaven und Unter: 
vögte (j. oben ©. 14), und 2) im November 1812, und im 
Gegenjag zu „denjenigen Fürjten, welche ſich der allgemeinen 
Sache anſchließen“: „die übrigen Fürjten haben Fein Necht, die 
Miederheritellung ihrer Oberherrlichfeit zu verlangen und jelbjt 
die vertriebenen Fürjten haben fein Recht ihre Wiederein: 
jebung zu verlangen“ (j. oben ©. 17). 








*) Preußens deutfche Bol. S. 79 ff. 161. 
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Über die dritte Eventualität ließ fich Stein ſchon in der 
September-Denkichrift näher aus, wenn er jagte: „Die Teilung 
Deutfchlands zwiichen Ofterreih und Preußen würde felbit dann 
(der Reichsverfaſſung jeit dem weſtfäliſchen Frieden) vorzuziehen 
jein, wenn man, um die Eigenliebe zu Jchonen, die Länder der 
vertriebenen Fürften beitehen laljen müßte, indem man fie mit 
dem Teile Deutichlands, worin jie eingefchlofien find, in ein 
Bundesverhältnis brächte.“ Noch näher, aber wunderlicher, 
ſprach er fi darüber am 1. November 1812 dem britijchen 
Kabinett gegenüber aus, die September-Denkſchrift dahin serläu: 
ternd: „Nimmt man den dritten Plan, die Teilung Deutſch— 
lands zwifchen Ofterreich und Preußen mit Beibehaltung einiger 
umfchlofjener Yänder, an: jo müjlen Bayern, Württemberg und 
Baden auf die Gebiete und Würden vor 1802 beſchränkt, in 
das Verhältnis großer Vaſallen zu Ofterreich gefeßt werden und 
das Recht der Bündniſſe und Gejandtichaften verlieren; aus dem 
übrigen würde ein Königreich Süddeutſchland unter öſterreichiſcher 
Herrschaft gebildet und dieſes eine Verfaflung erhalten, da die 
wejentlichiten Bejtandteile dieſes Landes ſeit unvordenflichen Zeiten 
einen Grad von Freiheit genofjen haben, deren völliger Berlujt 
ihnen eine autofratiihe Regierung äußerſt unangenehm machen 
würde. Auf gleiche Weile würde Norddeutichland eingerichtet: 
verfafiungsmäßiges Königreich, große Vaſallen Hannover, Helen, 
Braunjchweig, Oldenburg, abhängig vom Königreich, aber nicht 
deſſen Beitandteile*).” 

Hiernadh empfahl aljo die Teilungsidee entweder zwei 
Monardien, deren Bajallentümer „Beitandteile” des einen oder 
andern Reiches waren, oder zwei monarchiſch zugefpigte Bundes: 
jtaaten, in denen die genannten Yänder, wie es ausdrüdlich 
heißt, „nicht Bejtandteile” des führenden Staates, Jondern 
Glieder eines „Bundes“ waren. 

Ziehen wir das Facit! Stein hat weder in der September: 
Denkichrift noch in früheren oder jpäteren Außerungen den „Ein: 
heitsjtaat” als jein „Ideal“ aufgeitellt, vielmehr immer nur 


*) Pertz, 3, 201 f. 
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die „alte Monarchie des 10. bis 13, Jahrhunderts”. Es würde 
daher nicht zu billigen jein, wenn für den irrigen Glauben, daß 
Stein der Borfämpfer des deutjchen Einheitsitaates geweſen jei, 
nachhaltige Propaganda gemadt und dergeitalt die Gefchichte an 
diefem Wendepunfte zur Legende geitaltet würde, 

Etwas anderes freilih als die hier behandelte hiſtoriſche 
Frage wäre die pſychologiſche Frage, ob Stein wohl gleich 
taujend und abertaufend andern Patrioten gelegentlih einmal 
von dem deutichen Einheitftaate träumte? Das ift allerdings 
nicht unmöglich, zumal bei feinem ſtarken veichsritterjchaftlichen 
und deshalb an jich fürftenfeindlihen Bewußtſein, wie es auch 
in den obigen Terten mehrfach zum Durchbruch fommt. Konnte 
er es doch nie verwinden, daß Jeine reichsritterjchaftlichen Be— 
igungen in die Xandeshoheit Naſſaus aufgegangen waren! 
Schwärmte er doch bei jedwedem Anlaß mit wahrem Fanatismus 
für die von den Fürjten unterdrüdten veichSritterjchaftlichen Frei— 
heiten und Nechte! während er andererjeits jede Gelegenheit wahr: 
nimmt, um die „deutichen Fürſten“ in fajt wildem Zorne als 
„Verräter“, als „Feige“, ja als „Niederträchtige”, als „Lumpen— 
geiindel” zu qualifizieren, und der ruffiichen Kaijerin an der Hof: 
tafel zuzurufen: Sie ſolle ſich nicht „der Deutſchen“, Tondern 
ihrer „Vettern, der deutſchen Fürjten, ſchämen“ *). Allein wäh: 
rend er dergeitalt, gleich den fanatijchen Reichsrittern früherer 
Zeiten, die Fürften gelegentlich zermalmen zu wollen jchien, 
nahm er doch zu allen Zeiten für den einen oder andern Teil 
verjelben offen Partei. Er ſchwärmte namentlich mit unaus— 
gejegtem Eifer, wie faum ein Zweiter, für die Intereſſen, für die 
Befreiung, ja für Wiederheritellung der von den Rheinbund— 
fürften mediatifierten Fürjten und Grafen; er rief bald die Mittel: 
ftaaten gegen die Ktleinitaaten, bald dieſe gegen jene zu Hilfe, 
d. h. er jtütte abwechlend die einen und die anderen, — mas 
fich alles mit dem Ideal des Einheitsitaates nicht verträgt. 

Wenn nun aber aud Stein wirklich einmal gelegentlich von 
einem jolchen träumte — in Wort und That Fundgegeben hat 


*) Pertz, 3, 143. 175. 199, 
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er die nie. Und darauf allein kommt e8 an. Denn unaus: 
geiprochene und unbethätigte Gedanken haben nicht3 mit der Ge- 
Ihichte zu thun. 

tun erübrigen indes noch zwei Bemerkungen. 

Erſtens. Geſetzt Stein hätte wirkli in der September: 
Denkſchrift oder anderwärts den Einheitsftaat als das „höchſte 
Biel der deutſchen Staatskunſt aufgeftellt“: ſo läßt ſich ſchwer 
begreifen, warum Treitſchke an Ernſt Moritz Arndt tadelt, was 
er ſoeben an Stein als „welthiſtoriſches Verdienſt“ geprieſen 
hat. Denn von dem erſtern ſagt er S. 675: „Der herrliche 
Mann hatte über die weſentlichen ſtaatsrechtlichen Begriffe noch 
gar nicht nachgedacht. Er fordert einen Kaijer und einen 
aus den Landboten der Provinzen gebildeten Reichstag, ohne 
der Rechte der Fürſten aud nur zu gedenken.” Das Elingt 
doch einmal, als ob er hier den Einheitsftaat geringer ſchätze wie 
die fürftenreiche Kaijerzeit; und andererjeitS würde es nur be- 
weilen, daß das „Bermwegenjte”, was je „über deutiche Politik 
gedacht worden”, gerade nicht von Stein, ſondern von Arndt 
gedacht wurde. Indes verhält es ſich auch hiermit anders, wie 
wir unterm Februar 1814 jehen werden; auch Arndts Kaijerreich 
ift fein Einheitsjtaat, auch er gedenkt der Fürjten und ihrer 
Rechte (ſ. XIV). 

Zweiten!. Denjelben Fall gejeßt: jo begreift man nicht, 
wie Treitjchfe zu der Behauptung fommt, daß Stein dies ver- 
meintliche Ziel des Einheitsjtaates „Früher als irgend ein Staats— 
mann” aufgeitellt habe. Willen wir doch, um nur einiges an- 
zuführen, daß ſchon im 11. Jahrhundert Konrad II. und Hein: 
rich III. die Heritellung des erblichen Einheitsjtaates durch Ver: 
einigung aller SHerzogtümer mit der Königs- und Kaiferkrone 
erzielten! Und daß im 12. Jahrhundert Friedrich I. und Hein 
rich VI. dem gleichen Ideale Huldigten! War nicht ferner die 
Heritellung des Einheitsjtaates in England, in Spanien und vor 
allem in dem benachbarten Frankreich, feit dem Ausgange des 
15. Jahrhunderts notwendig für Herricher: und StaatSmänner 
in Deutjchland ein Sporn, aud hier dem Einheitsziele nachzu: 
ftreben! Hat nicht im 16. Jahrhundert die füritenfeindliche Neichs- 
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ritterfchaft, voran Sidingen und Hutten, im Bunde mit den 
Städten und Bauernichaften, die Fürftenmacht brechen und die 
Kaijermacht erheben wollen! Xegte nicht im 17. Jahrhundert 
gelegentlich Wallenſtein das Belenntnis ab, daß es in Deutich- 
land überhaupt feiner Kurfüriten und Fürſten mehr bebürfe, fon: 
dern nur Eines Herrn, gleihwie in Spanien und Frankreich)! 
Und haben nicht im 18. Jahrhundert Männer wie der General 
Winterfeldt offen dem Wunſche Ausdrud gegeben, daß Friedrich 
der Große „ganz Deutjchland erobern“ und einen Einbeitsjtaat 
als erbliches Kaijertum begründen möge! Hat nicht 1806 Hein: 
ri von Bülow in jeinen „Bliden auf zufünftige Begebenheiten“ 
eben dieje Verjchmelzung von „ganz Deutſchland“ zu „Einem 
Staate” als deal aufgejtellt, während er zur Zeit „wenigſtens 
das halbe Deutichland unterworfen” und „alle Eleineren Sou— 
veräne abgeſetzt“ willen wollte“). 

Übrigens jcheint es Treitſchke andererfeitS wieder mehrfach 
zu vergeſſen oder außer acht zu lajjen, daß er Stein als den 
Befenner des „Einheitsjtaates” der „Einheit ohne Phraſen und 
Vorbehalte”, d. i. doch der vollendeten oder volljtändigen 
Einheit bingeftellt hat. Dafür ſpricht fein obiges Urteil über 
Arndt. Dafür Ipricht, daß er den heutigen Zujtand nicht nur 
als „Einheit Deutichlands unter Preußens Krone” (S. 678), 
jondern jogar al3 „Vollendung der nationalen Einheit“ be— 
zeichnet (S. 677), während es jich doch nur um einen Bundes: 
jtaat handelt. Dafür jpricht insbejondere, daß er ©. 487 Stein 
in der Denkichrift vom Auguft 1813 für die „volljtändige 
Einheit der alten großen Kaijerzeiten“ ſchwärmen läßt, wäh: 
rend doc in diefem Fall der von Treitſchke gejchilderte Einheits- 
ftaat nicht deſſen deal gemweien ſein kann. In Wahrheit drückt 
fih aber auch Stein, wie wir bereit3 jahen (S. 15 unter 4) 
und noch näher jehen werden (VII), nur dahin aus: „Das 
Wünſchenswerteſte wäre ein einziges jelbitändiges Deutſch— 
land, wie e8 vom 10. bis 13. Jahrhundert unjere großen Kaifer 


*) Ich Habe hierauf jchon verwiejen, j. „Breußens deutſche Politik“ 
©. 22. 91 (3. Auflg.). Treitſchke 1, 54 bezieht den Wunſch Winterfeldts 
irrigerweife auf die „römiſche“ Krone. 
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fräftig und mächtig beherrichten.” Nur eben die Form der 
alten Monardie ift es, die er in feinem „Glaubensbekenntnis“ 
al3 die wünſchenswerte „Cinheit” bezeichnet, nicht etwas nie Da— 
geweſenes. 


Bei dieſem Anlaß können wir nicht umhin, zugleich auch die 
viel ventilierte Frage zu berühren: 


IN. b) Hat Stein je die Vereinigung 
Peuffchlands unter Preußens Fihrung als 
Ziel im Sinne gehabt? 


Früher und noch lange nach dem Erjcheinen des mejentlich 
erichöpfenden Merfes von Perg iſt es wohl niemanden eingefallen, 
eine Behauptung im obigen Sinne zu äußern. Wer jelbit hat 
eine Jolche nirgend gewagt. Bis zum Jahre 1870 jah man die 
Größe Steins mit Recht lediglich in feiner großartigen Reform— 
gejeggebung für Preußen, in feinem großartigen Glüheifer für 
die Befreiung Deutichlands und Europas von dem napoleonijchen 
Joche, und endlich in feinem unabläffigen Streben und Drängen 
nad einer jtarfen und freilinnigen Neugeitaltung Deutjchlands. 
Erjt jeit der Errichtung des heutigen Deutjchen Reiches und 
Kaijertums fühlte man fich verfucht, ihn auch als Propheten und 
Borfämpfer diefer heutigen deutichen Zuftände ericheinen zu laſſen. 
Zum Belege führen wir zwei Beijpiele an. 

Auf Grund einer brieflihen Außerung Steins aus dem 
Jahre 1829 behauptete Mejer 1871 („Der Freiherr v. Stein über 
deutiche Einheit und deutjches Kaiſertum. Roſtock“ ©. 85 f.): der- 
jelbe habe „eine deutjche Einheit unter Führung Preußens im 
Sinne gehabt”. Es ijt aber in diefem Briefe (j. Gagern, Mein 
Anteil 4, 276) nicht3 weiter ausgedrüdt, als der „Wunſch“, 
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daß im Intereſſe „nicht für Preußen, jondern für Deutjch- 
land“, der „Zerjplitterung” (nämlich im nördlichen Deutich: 
land) durch „eine feitere Kryitalliiation” ein Ende gemacht werde. 
Das ijt einfach eine Parallelitelle zu jenem Briefe an den Fürften 
von Naſſau-Uſingen vom Jahre 1804 (ſ. oben ©. 23), ebenfo 
wie zu der Erklärung vom Jahre 1826 (Gagern 5, 166 ff.): 
„Nein Wunſch, Preußen vergrößert zu jehen, floß nicht aus 
einer blinden Anhänglichfeit an diefen Staat, jondern aus 
der Überzeugung, daß die Zerftüdelung Deutichland ſchwächt.“ 
Jene Deutung wäre auch vielleicht gleich ähnlichen Behauptungen 
vergejlen worden, hätte nicht im Jahre darauf, 1872, Sybel 
in feiner Nede „Am Denkmal Stein“ (Bonn, ©. 4) zur Über: 
raſchung vieler verjihert: Stein „erfannte mit vorausſchauen— 
der Einſicht ſchon inmitten des 18. Jahrhunderts den wirk— 
lihen deutſchen Zufunftsitaat” (db. 5. Preußen). Dies 
trifft indes weder auf das 18. nod auf das 19. Jahrhundert 
zu. Alb. Dunder hat denn auch Jofort 1873 entgegnet („Der Freiherr 
vom Stein u. d. deutiche Frage auf d. Wiener Kongrefie, Hanau“ 
©. 65): „An ein Deutjhland ohne Ofterreih mit preußi— 
Iher Führung hat Stein noch nit (d. b. niemals) ge: 
dacht.“ 

In der That iſt es auf Grund der geſamten Materialien 
nachweisbar, daß Stein nicht nur niemals an ein Deutſchland 
ohne Oſterreich gedacht, ſondern auch bei der Idee einer „Ver— 
einigung Deutſchlands zu einer Monarchie”, gleichviel in welcher 
alten oder neuen Form, niemals Preußen, fondern immer nur 
Ofterreich ins Auge gefaßt hat. So bei dem oben erwähnten 
Anla (©. 21), und jo auch bei allen ferneren Gelegenheiten, 
deren wir feine übergehen werden. Die 1815 von Kapodijtria 
in feiner Denkſchrift vorbehaltene Alternative „Oſterreich oder 
Preußen“ war ein ruſſiſches Manöver*), und ift nicht nad) 
der Hypotheſe von Bert (4, 322, 320) auf Stein zurüdzu: 


*) Sp aud) Conſt. Röfler, Eine Denkſchrift v. Humboldt u. f. w. in 
Ztſchr. f. preuß. Gefch. u. Landeskunde IX. 1872, ©. 80: „Diplomatifches 
Aktionsmittel“. 
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führen *). Zudem jtügt ſich Verb, ftatt eines Aftennachweijes, 
lediglich auf die möglichen Chancen des Wahlreihs (S. 596), 
nicht defen eingedenf, daß Stein immer nur an eine Erbmonardjie 
dachte. Daß Kapodiſtria jelbitändig verfuhr, zeigt eben auch der 
Umftand, daß er im Gegenjaß zu Stein auch die Wahl: 
monarchie zulafien wollte. Doc davon jpäter. 

Die Thatjache, daß Stein fich gar feine andere Spige Deutſch— 
lands als eine öfterreihiiche zu denfen vermochte, erflärt fich aus 
jeinen NReich3erinnerungen, aus jeinem unvermwüftlichen Reſpekt 
vor Ofterreich al3 dem durch Jahrhunderte geheiligten Oberhaupte 
Deutſchlands, und vor allem aus jeinen jtolzen reichsritterichaft: 
(ihen Bemußtjein, kraft deſſen er fich zur Zeit des Reiches un: 
mittelbar dem Kaiſer und nur ihm, d. h. dem Beherricher 
Oſterreichs, unterthan wußte. 

Daher jah er gerade in dein berufenen 18. Jahrhundert die 
„Fortſchritte“ von Ofterreih3 Macht und Einfluß in Deutſch— 
land feinesmwegs mit feindjeligen Augen an, jondern betrachtete 
fie vielmehr. offenbar als mögliche Übergänge zu einer Konzen: 
trierung Deutjchlands. Daher redet er mit Genugthuung davon, 
was wir bereit3 wahrnahmen (Seite 7), wie damals „die 
öjterreichiiche Macht ſich befeitigte” und „einen vorwiegenden Ein 
fluß in Deutichland erhielt“, während er andererfeit3 „Preußen“ 
beichuldigt, daß es „die Einheit gelöft” und durd) die „Bürger: 
friege von 1740 und 1756 Deutſchlands Fall vorbereitet“ 
habe. Und daher auch hat er 1785 die Mitwirkung an der Be- 
gründung des deutſchen Fürjtenbundes troß der Autorität Fried: 
rih8 des Großen — das jollte man doch nicht vergejlen — ent: 
Ihieden abgelehnt, unter dem Vorwand, daß er „mit den 
gewöhnlichſten Grundſätzen der Bolitif unbekannt jei“. Den: 
noch übte er zugleich eine verurteilende Kritif gegen den Plan 
Friedrichs des Großen durch die Erklärung: daß es „eine dornige, 
ihwierige Aufgabe jei, einen Hof mit überwiegendem Einfluß; 
im Reiche (d. i. den öfterreichiichen) in feinem Fortſchritt auf: 
zuhalten“; wobei er überdies die „Mittel“ der „Schwäche“ zieh 


*) So Maurenbreder, Die deutfche Frage, Preuß. Jahrb. 27,57. [Vgl. Steins 
Tagebuch vom Wiener Kongreß herausg. von Mar Lehmann. Hit. 3. S. 60, 430.) 
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und ohne weiteres von der „Gewißheit des Mißlingens“ ſprach. 
Erit als er dergeitalt auf dem beiten Wege war, zu einer per- 
sona ingrata zu werden und bie Regierung ihm direft „perſön— 
lihe Rüdfichten und Furcht vor dem Wierrer Hofe“ vormwarf, er: 
achtete er es als eine „Ehrenjache“, nachträglich die Miffton zu 
übernehmen, die nun indes für ihn auf einen einzigen Hof, ftatt 
mehrerer, auf den Mainzer bejchränft ward, mit dem ihn die 
meilten Fäden verfnüpften (Pers 1, 38 ff.). Daß er fich wäh— 
rend feiner Unterhandlungen von der Exiſtenz „öfterreichiicher 
Eingebungen und Ränke“ überzeugte (S. 68), vermehrte wohl 
jeine „entjchiedene Abneigung gegen die Diplomatie” (©. 69, 75), 
verminderte aber keineswegs feine Geneigtheit für Ofterreih. Da— 
her wandte er jich von dem Fürftenbunde, während der Herzog 
von Sahjen:Weimar, Karl Auguft, jowie Johannes Müller u. a. 
mit Eifer für eine großartige Entwidlung desjelben wirkten, jo- 
fort und auf immer mit Gleichmut ab. Und daher war er aud) 
jpäter, zumal jeit 1804, angelicht$ de3 unabwendbaren Dualis- 
mus von fterreich und Preußen, wohl bis zur Teilungsidee 
nad Süd und Nord vorgejchritten, aber niemals darüber hinaus: 
gegangen bis zu dem Gedanken einer preußilchen Spige Deutjchlands, 

Um fo weniger, al3 er jeit der furchtbaren Niederlage Preu— 
Bens im Jahr 1806 jich mehr und mehr in eine Unterſchätzung 
Preußens hineinlebte. Sahen wir doch jchon oben, wie er das 
norbdeutfche und damit das preußiiche Weſen mit auffallender 
übellauniger Mißachtung charakterifierte (S. 15); wie er die 
Bezeihnung als „Preuße” (d. i. als preußifch denfender Staats- 
mann) mit Entrüjtung zurüdwies (S. 19), und an Münfter die 
Worte richtete: „Seben Sie an die Stelle Preußens was 
Sie wollen, löjen Sie Preußen auf, verjtärken Sie Djter: 
reich mit Schlejien und der Kurmarf und dem nördlichen Deutjch: 
land, und machen Sie Ofterreich zum Herrn von Deutichland — ic) 
wünſche es“, — Worte, die ein wahrhaft preußifcher Staatsmann 
nie über die Lippen oder aus der Feder gebracht haben würde. 
Auch ftellte er die Streitbarkeit Oſterreichs, wie ſchon Conſt. Rößler 
erfannte*), weit über diejenige Preußens. Daher rühmte er u. a. 


*) Beitfehr. f. preuß. Geſch. u. Landeskunde 9, 79. 


Vereinigung Deutjchlands unter Preußens Führung als Ziel? 33 


Ihon in jener September - Dentiehrift (S. 7) die beharrlichen 
„4ojährigen Kämpfe“ Oſterreichs mit den „Türken und Fran- 
zojen“. Daher ergriff er noch Ende Mai 1815 die Gelegenheit, 
dem Kaiſer Franz jeine Bewunderung darüber auszufprechen, 
daß Oſterreich „23 Jahre mit umerjchütterlicher Beharrlichkeit” 
und bis zum „glüdlichen Erfolge jeiner Unternehmung“ gegen 
Napoleon gefämpft habe (Bert 4, 448). Daher erklärte er, wie 
wir noch näher jehen werden, um jeine Inanſpruchnahme der 
deutfchen Kaiferwürde für Oſterreich zu rechtfertigen, unumwun— 
den: „Preußen habe das höchite Intereſſe an einer jtarfen Ver: 
faſſung Deutſchlands“; denn es „bedürfe zu feiner Verteidigung” 
der Streitkräfte desſelben; „Oſterreich“ dagegen „habe ein gerin- 
geres Intereſſe an Deutichland“, d. h. es bedarf dejjen nicht, es 
„beitehe jogar in ihm eine Tendenz zur Xoslöfung”; aber eben 
deshalb und weil andererjeits „die Vereinigung Oſterreichs mit 
Deutichland für lesteres unerläßlich” jei, d. h. weil Deutjch- 
land mit Einſchluß von Preußen notwendig Ofterreichs be- 
dürfe: jo müſſe es durd „großen Einfluß“, dur ein ihm 
„einzuräumendes Übergewicht”, d. h. durch die deutjche 
Kaiferwürde dauernd, alſo eben erblich, an Deutjchland gebun- 
den werden. 

Selbit noch lange nach dem Wiener Kongreß, in den zwan- 
ziger Jahren, als Stein mit der Politik Metternichs jo zerfallen 
war, daß jeine Vorliebe für Ofterreih mehr und mehr dahin: 
ihmwand, war derjelbe dennoch weit entfernt, in Bezug auf Deutjch- 
land eine fünftige Bevorzugung Preußens vor Ofterreich vor: 
auszujehen. Er erkannte zwar nunmehr bereitwillig bei Preußen 
den „Glanz eines großen politiiden Ruhmes”, den „Ruhm des 
jiebenjährigen Krieges und Befreiungskrieges“ an; aber al$ Mo- 
tive feines früheren „Wunjches“ für Vergrößerung Preußens führt 
er im Grunde neben der jhädlichen Zerjtüdelung Deutjchlands 
jeltjamerweije nur den „Haß gegen die Fürſten“ auf, der „dem 
reihsunmittelbaren Adel angeboren fei und aus feinem Kampf 
mit der Territorialhoheit fliege“ *); mit feiner Silbe dagegen deutet 





*) Briefe an Gagern vom 6. Mai 1822 und 1. Mai 1826, 
Schmidt, Deutiche Berfafiungsfrage. 3 
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er an, daß er fie wünfche, oder gewünſcht habe, weil er in Preußen 
den „wirklichen deutjchen Zukunftsſtaat erkenne“, oder deſſen Be- 
ruf zur Einigung Deutichlands unter feiner Führung. Ebenjo 
macht er zwar die Bemerfung, daß durch „drei große Negenten 
im 17. und 18. Jahrhundert“ eine „große Gegenwart und der 
Grund zu einer vielleicht größeren Zukunft gelegt wurde“ *); 
allein einmal ift das „vielleicht“ nur die Bezeichnung von etwas 
Möglihem, nicht von etwas zuverfichtlich Erkanntem, und über: 
dies bezieht es fich immer nur wieder auf den von ihm gewünſch— 
ten Anjchluß der Kleinen norddeutjchen Staaten an Preußen — 
wie der ſüddeutſchen an Üfterreich. 

In den Sahren 1811 und 1812, ja bis in die Mitte des 
folgenden blieb Stein in jtetem Schwanfen zwijchen der Idee der 
Reihseinheit und der Halbierung Deutſchlands zwijchen Oſter— 
reih und Preußen. Wenn er dabei diefe einmal, wie wir jahen 
(S. 20), als ein „Ausfunftsmittel“ oder einen „Übergang“ be: 
zeichnete, aljo doch wohl als einen Übergang zur Neichseindeit: 
jo kann man daraus, wie jchon die Folgeſätze lehren, nichts weiter 
entnehmen, als die Erwartung, daß ſchließlich Ofterreich troß allem 
Herr werden dürfte über Preußen. 

Bei jenem Schwanfen und jener Denkart, die doch unter 
Umjtänden bereit war, das Zufammenhalten des Ganzen preis- 
zugeben, hätte es allerdings nahe gelegen, gewillermaßen als Ver: 
mittlung eventuell an ein Deutjchland unter öjterreihijcher 
Spite neben einem getrennten Preußen, oder unter preußi- 
ſcher Spite neben einem getrennten Üfterreich zu denken; 
wobei au glimpflichen Falls die moderne Theorie eines engeren 
und weiteren Bundes hätte Anmendung finden fünnen. Für die 
eritere Eventualität trat, wie wir jehen werden, im Dezember 
1814 Metternich ein. Die zweite vertraten zwar in der Zeit von 
1785 bis 1815 bald in größerem, bald in geringerem Umfange, 
außer Friedrich dem Großen und Karl Auguft, zahlreiche Staats: 
männer, Politiker und Hiftorifer, wie eben die Johannes Müller, 
die Dohm, die Maſſenbach, die Billom, die Manſo, die Bret: 


*) Brief an Gagern vom 9. Juni 1822, 
r us 
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jchneider, die Thon, die Gersdorf und viele andre*). Das waren 
die Männer, die damals in Preußen den deutichen Zufunftsitaat 
erkannten, gleichwie nachher die Paul Pfizer, die Mar Schneden: 
burger u. ſ. w., nit aber Stein**). Denn diejer wollte eben 
unter allen Umftänden weder ein Deutichland ohne Preußen, noch 
ein Deutſchland ohne Ofterreih; und ſoweit ftand er mit Harden- 
berg und Wilhelm v. Humboldt auf gleicher Grundlage. Allein 
gerade auf diefer Grundlage entwidelten jich zwiſchen ihnen Die 
Differenzen und die Schwierigkeiten 


IH. e) Prinzipielles Perhälfnis Steins u 
Bardenberg und Humboldt in der deutſchen 
Frage. 


Hardenberg und Humboldt nämlich jahen es jo wenig wie 
Stein für ihre Aufgabe an, fernhin die Zukunft vorauszu: 
ihauen; ihnen wie dieſem kam es vielmehr lediglich darauf an, 
die trümmerhaft ſchwankende Gegenwart zu geitalten. 

Beide gingen, und zumal Hardenberg gleichwie Stein, von 
einer Alternative, und zwar von derjelben Alternative aus, 
nämlih: Reichseinheit oder Teilung zwiſchen ſterreich und 


*, Ich bemerfe hier, daß die von mir in „Preußens deutiche Bol.“ 
3. Aufl. S. 91 ff. analyfierte anonyme Schrift „Deutichland und Preußen, 
von einem Nicht-Breußen, 1806“ von Brettjchneider herrührt, wie id) zunächſt 
durch meinen Jenenfer Kollegen Prof. Grimm erfuhr. 

**) Schnedenburger ſchrieb 1840: „Dem habsburgiſchen Kaijerhaufe 
dürfte feine bedeutende Rolle mehr zugemeffen fein in der Zukunft Deutſch— 
lands. Dagegen erfcheint eine Ausdehnung Öſterreichs dem Laufe der Donau 
nad... als feine natürliche Bildungsaufgabe der fünftigen Zeit. Und a. a. D.: 
„Preußen ift unzweifelhaft berufen, die Hegemonie zu befleiden.” ©. Dtto 
Elben, Gejh. des Schwäb. Merkurs, 1885. ©. 128 f. ‚ 
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Preußen. Bon vornherein walteten jedoch Verjchiedenheiten der 
Mittel und Wege ob. Hardenberg und Humboldt als praftiiche 
Staat3männer wollten nur mit vealen Faktoren rechnen; Stein, 
weil in feines Staates Dienjten, ließ jih nur allzu leicht durch 
unpraftiiche Theorien und Ideale beftimmen. Jene beiden als 
preußiſche StaatSmänner vertraten mit demjelben Recht voll 
und ganz die Intereſſen Preußens, wie Metternich die Inter— 
eſſen Ofterreihs, wie Wrede die Intereſſen Bayerns u. f. w.; 
Stein aber, weil er nicht als preußiicher Staatsmann fungierte, 
nahm da, wo es ihm auf Durchjegung feiner Ideen ankam, nicht 
den geringiten Anſtand, in Plänen und Unterhandlungen die Inter— 
ejlen Preußens mit völliger Nichtachtung bintanzujegen, ja fie 
rückſichtslos zu verlegen und preiszugeben. Dan hat daher ſchon 
frühzeitig insbeſondere über jein „mehr ruſſiſches als preußiiches 
Auftreten geklagt”; man hat jogar gleich in Betreff jeiner Über: 
haftung des Kalifcher Vertrages ihn beichuldigt: „gerade er habe 
Preußen ſchwer geſchädigt“ *). 

Und dazu famen nun die Berjchiedenheiten in den Zielen 
oder in den Zielpunkten der beiden Glieder jener Alternative. 
Hardenberg war urfprünglic, d. h. zur Zeit, als der Rheinbund 
von fernher drohte, auch jeinerjeit3 für Aufrechthaltung des Kaiſer— 
reichs geweſen. Wir befigen ja noch heute den „Entwurf zu einer 
neuen Verfallung des Deutichen Reichs“, den er am 5. Februar 
1806 niederjchrieb. Der Kern desſelben iſt: Die noch erhaltenen 
Staaten des Deutſchen Neiches bilden einen Bund unter einem 
Kaijer, der von den Wahlfürften gewählt wird; das Neid) 
wird in 6 Kreiſe geteilt und in 3 Konföderationen: eine öjter- 
veihijche, eine bayerijche und eine preußijche, mit 3 Kolle— 
gien **). 

Hier ergab ſich alſo eine erſte unverſöhnliche Differenz zwi— 
ſchen Hardenberg und Stein. Jener wollte eine Wahlmonarchie, 
wie fie bisher beitanden, jo daß die Wahl auch Preußen treffen 
fonnte; diejer wollte eine Erbmonardie, die ein für allemal an 


*) Maurenbreder a. v. O. ©. 45. 
**) Hardenbergs Denkw. a. Ranke 5, 294 ff. 
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Dfterreich zu übertragen ſei. Darein konnten preußifche Staats: 
männer wie Hardenberg und Humboldt nie und nimmermehr willigen. 

Als es dann zur Proflamierung des Rheinbundes fam, zur 
Abdankung des Kaiſers Franz, zur Bernichtung des Deutjchen 
Reiches, zur Verhinderung des „norddeutihen Reichsbundes“ und 
zu dem Berzweiflungsfampf Preußens gegen Franfreih und den 
Rheinbund, und als ſelbſt nach der heldenmütigen Schlacht bei 
Eylau Djterreich troß feiner Ehrenpflicht für das Deutjche Reich 
einzutreten, fi der Koalition gegen Napoleon entzog, — da 
Ihloß Hardenberg am 26. April 1807 mit Rußland jenen Bar: 
tenjteiner Vertrag, in deilen fünften Artifel gejagt wurde: Da 
die MWiederheritellung des Deutichen Neichs in jeine alte Schwäche 
unzwedmäßig jei, jo jolle in Deutichland ein Staatenbund ge— 
ihaffen werden; die Zeitung desfelben hätten Preußen und 
Ofterreich gemeinihaftlich zu übernehmen, und über die Be: 
grenzung ihres Einflufjes jih miteinander zu verjtän: 
digen. Der Hauptzwed jollte der militärifche, die gemeinfame 
Verteidigung, die Aufrechthaltung der Unabhängigkeit Deutich: 
lands jein. Beide Mächte, Preußen und Hſterreich, Sollten alle 
Urſachen zur Eiferfucht gegeneinander für immer hinwegräumen 
und ſich miteinander innig und dauernd verbinden. 

Diejer Grundgedanke, der das Bejte unter dem allein Mög— 
lihen, und daher dag Wichtige und Praktiſche erzielte, blieb jeit- 
dem durch alle Zeiten, d. h. bis über den Wiener Kongreß hin- 
aus, der Yeitjtern Hardenbergs und Humboldts in der deutjchen 
Frage. Daher ſchrieb Humboldt noch in jeiner Denkſchrift vom 
30. September 1816 aus Frankfurt an Hardenberg: „Feder Un- 
parteiiiche wird zugeben, dat das Wahre und Eigentliche wäre, 
dag Preußen und Ofterreih gemeinihaftlih den Bund 
leiteten; denn Preußen kann fih, auch bei der größten An— 
ipruchslofigkeit, Ofterreich ſchon darum nicht unterordnnen, weil 
Ofterreichs politifche Lage in Europa zu wenig enge mit Deutjch- 
land verbunden ift, und Ofterreich kann ebenjowenig Preußen nad): 
itehen, wenn es nicht, was wiederum niemand wünſchen kann, 
gänzlich” von Deutſchland ausjchiede *).” 


*) Zeitſchrift f. Preuß. Geſch. u. Landeskunde 9, 109. 
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Hieraus ergab jih nun ein weiterer Unterjchied oder viel- 
mehr Gegenfat zu den Zielpunften Steins. Denn Stein hatte 
bei der Eventualität einer Teilung zwiſchen Dfterreich und Preu- 
Ben von jeher eine räumliche Teilung nad Nord und Süd oder 
der Mainlinie im Sinn; Hardenberg und Humboldt eine Tei- 
lung der Gewalt in der Zeitung von Gejamtdeutjchland, wo- 
bei es natürlich geichehen Fonnte, daß manche der gemeinjamen 
Kompetenzen, wie 3. B. die militärifche, räumlich nach Nord und 
Sid abgegrenzt wurden. Mit anderen Worten: Stein wollte im 
Teilungsfalle zwei getrennte Konföderationen mit je einer Spike; 
Hardenberg und Humboldt dagegen wollten, um die Einheit des 
Ganzen zu wahren, eine einzige Konföderation mit doppelter 
Spige, d. h. mit gemeinfamer Oberleitung Üfterreihs und 
Treußens, mit wejentlicher Gleichitellung beider. 

Auch diefer Gegenſatz erwies fih al3 unausgleihbar. Har— 
denberg und Humboldt verwarfen die Steinſche Teilung in ein 
öſterreichiſches Süddeutichland und ein preußifches Nord: 
deutſchland; fie erklärten diejelbe, wie Humboldts Denkſchrift von 
1816 zeigt, geradezu für „unpopulär“, weil dabei „von einem 
Deutſchland Feine Rede mehr” jein könne*). Stein andererjeits 
wollte, falls es fih um ein Gejamtdeutichland ohne Kaiſertum 
handle, von einer Teilung der Gewalt, von einer gemein: 
jamen Leitung des Bundes durch die beiden Großmächte, von 
einev Gleichitellung Preußens mit Ofterreich durchaus nichts 
willen. 

Nicht daß er eine dualiftiiche Leitung an ſich für unzuläffig 
oder gar für unmöglich erachtet hätte! Denn das hieße die That- 
jachen der alten und der neueren Geſchichte leugnen; und über: 
dies war ja in der deutfchen Gefchichte der Dualismus Ufter: 
reichs und Preußens eine hiſtoriſch erwachlene reale Thatjache, 
welcher Rechnung getragen werden mußte, wenn nicht der Dua— 
lismus defto vafcher zu einem immer jchärferen Antagonismus 
und zu offenem Bruch fich geitalten ſollte. Mit Necht ift daher 
gejagt worden: „Man wird immerdar zugeben müſſen, daß in 


*) Ebend. ©. 109 f. 
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einem Bunde, von dem weder Preußen noch Oſterreich ausge: 
ihloffen jein fan, gar nichts übrig bleibt, als der Verſuch 
der gemeinichaftlihen Leitung*)” Was Stein zur Oppo— 
fition gegen dieje Gleichitellung beider Mächte veranlafte, war 
vielmehr wiederum jeine angelernte Unterihägung Preußens 
und jeine angeerbte Überſchätzung Oſterreichs. Auch in einem 
einheitlichen Bunde, gleihwie in einem einheitlichen Kaijerreich, 
jollte nach ihm Preußen neben Ojterreich nicht eine Foordinierte, 
jondern eine jubordinierte Stelle einnehmen. Das aftenmäßige 
Detail wird zeigen, daß er in der That bei jedem Anlaß die 
Gleichftellung Preußens mit Tfterreich zu befämpfen und zu hin- 
tertreiben eifrig bedacht war. 

Man wird ſich daher nicht wundern fönnen, wenn Metter: 
nich die jo unflugerweile von Stein im voraus befämpften und 
erichütterten Zielpunfte Preußens deſto leichter durch ſchlaue Ber: 
heißungen, durch falſche Wechjel an die Zukunft zu bejeitigen ver: 
mochte. Und nicht zum Schaden Preußens nur, jondern weit 
mehr noch zum Schaden Deutichlands überhaupt. Denn die Ziel: 
punkte Hardenbergs und Humboldt3, wenn fie auch nicht eine 
den Wünſchen der Nation voll entjprechende Löſung bewirken 
fonnten, wie fie nur durch kriegeriſche Enticheidungen, nicht durch 
Pläne und Träume möglih war, hätten, von Stein erfolgreich 
unterjtüt jtatt befämpft, wenigitens ficher die Gejchichte des deut- 
ihen Bundes bei weitem minder öde und trojtlos geitaltet. Die 
nachträgliche Nichteinlöfung jener Wechiel im Frühling und Som: 
mer 1816, nicht einmal in der von Stein empfohlenen Abſchwä— 
Hung der preußiichen Anſprüche, machte nahezu mit jeiner Er- 
öffnung ſchon den deutihen Bund zu einem Todesfandidaten. 

Endlih wäre noch einer weſentlichen Verſchiedenheit zu ge: 
denken. Hardenberg und zumal Humboldt gingen bei der For: 
mulierung ihrer Berfaiiungspläne einfah, klar und logiſch zu 
Werke, Stein dagegen, mit einer Ausnahme, deren Formulie— 
rungen er jpäter jelbjt am meiften befämpfte, verfuhr jo gewun— 
den, unklar und unlogiih, daß er dadurd geradezu Monjtro: 


) Rößler, ebend. ©. 78. 
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jitäten und Karikaturen zu Tage förderte, die zum Teil jogar 
jeinen deutjchen Patriotismus fürmlih Lügen jtraften. Dahin 
gehört ſchon jeine obige Formulierung der dritten Eventualität 
(S.25). Dahin gehört überhaupt feine Idee der Teilung Deutſch— 
lands in zwei getrennte Gemeinmwejen, ein öfterreihifches und ein 
preußijches, die wir eben von Hardenberg und Humboldt als eine 
Vernichtung des Begriffes „Deutichland” hatten verwerfen fehen 
(S. 38). Dahin gehört ferner, wie wir Jehen werden (unten VILf.), 
Steins Kaijerplan vom Auguft 1813, und vor allem feine ganz 
unglaubliche Formulierung der geographiſchen Definition des deut- 
ihen Bundes im Juli 1814 (fiehe unten XX, XXIL, XXIII 
und XXIV), wonach, fait im geraden Gegenjat zu feiner „Tei- 
lung Deutſchlands zwiſchen DOfterreich und Preußen“, alle öfter: 
reichiſchen Länder recht3 vom Inn jamt der Hauptftadt Wien 
und alle preußiichen Länder rechts von der Elbe jamt der Haupt: 
ftadt Berlin von Deutihland ausgejchloffen jein jollten. 
Doch alles Nähere müſſen wir uns vorbehalten. 

Wir lenken jet wieder in die Neihenfolge der Entwidlun: 
gen ein, die ung zunächſt fernab von Deutjchland und Preußen 
in das Ausland, nah Schweden und England führt. 


‘ 


IV. Die ungedruckte ſchwediſche Denkſchrift 
über Deutſchlands künftige Verfaſſung vom 
Dezember 1812*), 


Von ihr wiſſen wir nur wenig; Pertz und Treitſchke kennen 
ſie gar nicht. Sie war die Antwort auf Steins September: 
Denkſchrift und rührte, wie diefer in feinem Memoire vom Auguft 
1813 jagt, vom „Kronprinzen” von Schweden her**). Ohne 
Zweifel iſt fie identiſch mit der „ſchwediſchen“ Denkichrift, deren 
Graf Münfter in feinem ungedrudten Memoire vom Oftober 1813 
gedenkt, und in welcher nad Münjters Angabe einerjeit3 die von 
Stein im Namen Rußlands vorgefchlagenen Bermwaltungsmaß: 
regeln im Falle fiegreichen Bordringens in Deutjchland erörtert, 
andererjeit$ zugleich die „Grundſätze“ dargelegt wurden, die „Schwe— 
den in Betreff der Fünftigen Verfaſſung Deutichlands angenom: 
men zu jehen wünſchte“. In diefer Beziehung ſprach fie ſich 
namentlih dahin aus, „daß man auf eine Wiederherftellung der 
alten Verfaſſung, die bereits jeit dem Lüneviller Frieden nicht 
mehr eriftierte, verzichten müſſe“. Vielmehr betonte ſie nach Steins 
Ausdrud die „Notwendigkeit einer zu gebenden neuen Verfaſſung, 
welche ‚die Faiferliche Gewalt verjtärfe”, jedoch „ohne die Landes: 
boheit gänzlich zu lähmen”. Ferner empfahl fie im Hinblid auf 
die franzöfiiche Revolution: „den Prinzipien, die alle jozialen 
Bande zeritört hätten, die einer ewigen Gerechtigfeit entgegenzu- 
jegen; man müſſe die Moralität der Regierten ficherftellen durch 
die Dauerhaftigfeit der Regierungen; und um dahin zu gelangen, 





*) ©. unten Münfterd Denkſchrift vom Oftober 1813. 
*) Ompteda 3, 227. 
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müſſe man Deutichland eine ſolche Verfaſſung geben, die dem 
Volke Schub gewähre vor der Unterdrüdung der Fürften, und 
dem Oberhaupte des Reiches eine genügend jtarfe moraliiche und 
phyſiſche Macht verleihe, um das Gleichgewicht zwiichen den deut- 
jhen Staaten zu erhalten, während fie zugleih ihm genügende 
Mittel bieten würde zu ihrer Berteidigung gegen jedweden An— 
griff von außen“. Endlich ſprach fie ſich nicht nur für die „Er— 
haltung” der alten freien Neichsftädte, ſondern auch „für die 
Heritellung neuer” aus, und zwar zur „Belohnung für Vater: 
landsliebe“. 

Die ſchwediſche Denkſchrift wurde dem ruſſiſchen und dem 
britiſchen Kabinett überſandt. Sie muß jedenfalls von Anfang 
Dezember datieren, da Münſter ſie noch im Laufe des Monats 
bei der ſeinigen benußte*). 


*) [S. einen Auszug aus der jchwediichen Denfichrift in Steins Bericht 
an den Jaren vom 16. März 1813 über den deutichen Bermwaltungsrat, 
mitgeteilt von Mar Lehmann, Hiſtor. 3. ©. 59. ©. 295—301. Man er: 
jteht daraus, daß „le prince royal s’offre, comme duc de la Pomeranie, 
de se charger du fardeau de la couronne impäriale.“] 


V. Münflers ungedruckte Denkfchriff über 
Deutfchlands künffine Berfallung vom 
5. Januar 1813). 


In England befam Graf Münfter, wie die jpätere Oftober: 
Denfichrift lehrt, vom Prinz-Regenten den Auftrag, die ruſſiſche 
und die ſchwediſche Denkichrift miteinander „zu vergleichen, eine 
Vermittlung der etwa darin befindlichen widerjtrebenden Geſichts— 
punfte zu verjuchen, und die Grundiäge zu formulieren, die Seine 
Königliche Hoheit jeinem Allierten empfehlen zu müſſen glaube, 
jowohl in Betreff der Verwaltungsform der occupierten Provinzen 
während des Krieges, wie in Betreff der Wiederheritellung einer 
dauernden Ordnung in Deutichland“, 

Graf Münjter hatte Ichon ſeit 1809 fi mit dem Plane 
getragen, alle geeigneten Chancen zu benugen, um nicht nur Hanno: 
ver wiederherzuftellen, jondern es zu einem großen Melfenreiche 
zwijchen Elbe und Schelde zu erweitern, und endlich am 7. Dezem— 
ber 1812, auf Grund der Siegesnachrichten aus Rußland, dielen 
Plan dem Prinz-Regenten und dem engliichen Minijterium vor: 
gelegt **). Es war ihm ganz recht, wenn andererjeit3 Rußland 


*) ©. unten Münſters Oktober-Denkſchrift. 

**) [In Steins Akten zu Naſſau, Kopie 3 Folios franzöſiſch „Londres 
ce 7. Dec. 1812*, darüber von Steins Hand: „Von Graf Münſter an 
Regenten”. Dies entjcheidet gegen Onden, Dejfterreih und Preußen 2, 488. 
j. auch Hiltor. 3. ©. 59, 298. Indeſſen ſteht feit, daß Gneifenau die Jdeen 
Münſters teilte oder doch als Mittel, um auf die englifhe Regierung zu 
wirfen, benugte, und die Vermutung läßt fich nicht abweifen, daß er ſich 
Ende 1812 jelbft der Worte Münſters bedient habe. ©. Per, Gneifenau 
1, 569. 2, 439. 674. Hiſtoriſche 3. S. 62. 505. 514.) 
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jeine Herrihaft big zur Weichjel ausdehne, jo daß Preußen 
zwifchen Meichjel und Elbe eingeengt werde. Die Staaten in 
Deutichland jollten vermindert, zu einigen größeren Maflen zu: 
fammengelegt, das wiederherzuitellende Kaijertum zwar verjtärkt, 
aber den Einzeljtaaten die Vorrechte des weſtfäliſchen Friedens 
belaſſen werben *). 

Nah Pertz (S. 239) müßte man annehmen, daß Münfters 
Denfiehrift vom 7. Dezember 1812 „dem ruffiihen und dem 
ſchwediſchen Gelandten mitgeteilt worden” ſei. Dem iſt aber 
nicht jo. Denn die diefen zugejtellte Denkichrift wurde erft „am 
Ende des Jahres 1812 verfaßt” und unterm „5. Januar 1813 
ausgefertigt, und nahm überdies auf die ſchwediſche Dezember: 
Denkſchrift noch Rückſicht**). Augenscheinlich ift alſo nad dem 
Eintreffen diefer legtern in London die Münjterfche vom 7. De: 
zember noch einmal umgearbeitet und dem Auftrage des Prinz: 
Negenten gemäß zu der vom 5. Januar geitaltet worden. 

Da das Memoire vom 5. Januar, dag weder Per” noch 
Treitichke fennen, auf alle fpäteren Verhandlungen von Einfluß 
blieb: jo ift jchon deshalb die Anführung der wichtigeren Geſichts— 
punkte an diejer Stelle gerechtfertigt ***). Die Situation, in der 
es verfaßt wurde und in die Verhandlungen eingriff, die der 
Monate Dezember, Januar und Februar, macht es bejonders 
intereflant, injfofern noch fein einziger deutſcher Staat dem 
ruffiihen Bündnis beigetreten war; Preußens Beitritt wurde 
zwar jeit Ende Dezember erhofft, doch exit mit dem 28. Februar 
definitiv erlangt. 

Das Memoire ging von dem allgemeinen Grundſatz aus, 
daß man, „ſoweit die Intereſſen Europas und Deutjchlands im 
Bejondern es geitatten würden, alles Gejegmäßige mwiderherftellen 
müſſe und die Einrichtungen, die, obgleich durch den Strom der 
Revolution umgeltürzt, neuerdings die Achtung genießen würden, 


*) Bert 3, 237 ff. 
**) Stein bei Ompteda 3, 227, und unten Münſter Oftober 1813, 
**xx) IS. einen Auszug aus Münſters Memoire vom 5. San. 1813 in 
dem erwähnten Berichte Steins an den Zaren vom 16. März 1813. Hift. 
3. ©. 59.] 
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welche weiſe Nationen den Gewohnheiten und Geſetzen zugeſtehen, 
die ſeit den entfernteſten Zeiten beſtanden haben“. Indem dann 
dieſer Grundſatz auf Deutſchland näher angewandt wurde, hieß 
es: „Der weſentliche Charakter der deutſchen Verfaſſung iſt der 
eines Bundes verſchiedener Staaten unter einem wählbaren Ober— 
haupte . . . Man würde alſo empfehlen, dieſe deutſche Verfaſſung 
als noch beſtehend zu proklamieren und demgemäß den Rhein— 
bund als ungeſetzlich und diejenigen Fürſten, die bei ihm 
beharren würden, als den durch die Verfaſſung verhängten Strafen 
verfallen. Indem man dieſer Erklärung hinzufügte, daß man ſich 
ſpäter verſtändigen werde über die durch die Ereigniſſe nötig ge— 
wordenen Abänderungen, würde man die Hände freibehalten für 
alle notwendig einzuführenden Einrichtungen.” 

„Senn die jchwediiche Denkichrift jage, daß man darauf 
verzichten müſſe, die alte Verfaſſung mwiederherzuitellen: jo habe 
jie nur jagen wollen, daß man jie nicht mit allen ihren alten 
Fehlern wiederheritellen dürfe. Und in diefem Sinne fünne 
man nur ihrer Forderung Beifall jchenken: die Grundfäße einer 
ewigen Gerechtigkeit denen entgegenzujegen, die alle jozialen Bande 
zeritört hätten; die Moralität der Regierten jicher zu Itellen durch 
die Dauerhaftigfeit der Negierungen,; Deutichland eine jolche Ver— 
faflung zu geben, die dem Volke Schuß gewähre vor der 
Unterdrüdung der Fürjten, und dem Oberhaupte eine 
genügend jtarfe moraliihe und phyſiſche Macht verleihe, um das 
Sleihgewicht zwijchen den deutichen Staaten zu erhalten, und 
ihm zugleich ausreichende Mittel biete zu ihrer Verteidigung gegen 
jedweden Angriff von außen.” 

Münſter fordert daher: „die kleineren Souveräne dürfen 
nicht mehr jelbitändig jein in militärijcher Beziehung und 
den auswärtigen Mächten gegenüber. Die Vereinigung deutjcher 
Provinzen mit fremden Monarhien — nicht wie Hannover mit 
England, wo die Union nur eine perjonelle ift, jondern — wie 
Ofterreih mit Ungarn, Brandenburg mit Preußen, Holftein mit 
Dänemarf, ift ein Uebel.” Münſter läßt den Wunfch durchblicken, 
daß diejem Übel abgeholfen und wo möglich „für die Zukunft 
vorgebeugt“ werde. 
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„Das Mittel — fährt er fort — um dem Oberhaupt des 
Reiches eine hinreichend ſtarke moraliiche und phyſiſche Gewalt 
zu geben, kann auf zwei Weiſen erreicht werden: entweder indem 
man diejes Oberhaupt erblich macht und ihm das ausichliegliche 
Recht des Krieges und Friedens im Neiche zuerfennt; oder indem 
man ein Syitem des Gleichgewichts herjtellt, um zu ver: 
hindern, daß irgend eine Macht eriltiere, die ungeitraft den Ge: 
jeben des Bundes trogen könne.“ 

„Der erſtere Gedanke würde eine faſt unüberjteigliche Schwierig: 
feit finden. Oſterreich ift die Macht, die man ohne Zweifel zu 
der Kaijerfrone berufen würde, die e8 mit geringer Unterbrechung 
Jahrhunderte hindurch getragen. Werden die anderen Mächte 
ihm den ungeheuern Zuwachs des Deutjchen Reiches zugejtehen ? 
Die Erwerbung der erwähnten Rechte würde jedoch ein Äquivalent 
dafür fein; denn fie würde notwendig dahin führen. Würde man 
andererjeit3 voraufegen dürfen, daß Staaten, die jeit den ent: 
ferntejten Zeiten der Unabhängigkeit genofien, wie Bayern, Sachſen *), 
Brandenburg, nicht einen folhen Gedanken auf das äußerjte 
befämpfen würden? Und würde man einen foldhen Zujtand der 
Dinge herbeiführen wollen in einem Augenblide, wo man die 
Ordnung und die Nuhe wiederherzuitellen wünjcht ?” 

Demnad) jei ein anderer, der zweite Weg nötig, die Her- 
jtellung eines Syftemes des Gleichgewichts, und zwar durch Ver: 
einigung der zahlreichen deutſchen Staaten in einige größere 
Mailen. „Der Gedanke — jagt Münfter — Deutihland in 
größere Mafjen zu vereinigen, iſt oftmals vorgetragen worden. 
Die Säfularifierung der geiftlichen Staaten hat das Werk begonnen 
und Bonaparte hat es zum Teil fortgejegt in jeiner Bildung des 
Rheinbundes .. . Es ſcheint, daß die Vereinigung zu großen 
Maſſen, in denen die einverleibten Staaten ihre Rechte bewahren 
würden, mit Ausnahme derjenigen jener ephemeren Sou: 
veränität und mithin desjenigen, eine Armee oder auswärtige 


*) Es ift zu beachten, dab Sachſen damals noch nicht unter der An: 
klage des Berrates ftand, die fich erft mit der Rückkehr des Königs zu Na- 
poleon nad) Dresden am 12. Mai 1813 anbahnte. 
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Beziehungen für fich allein zu unterhalten, dem Zweck entiprechen 
würde und vor allem den MWünjchen der deutichen Nation. Die 
jouveränen Mitglieder des Bundes (aljo die Häupter der „großen 
Mailen“) könnten jelbjt über gewiſſe Modifikationen in der Aus: 
übung ihrer Souveränitätsrechte übereinfommen, 3. B. feine Kriege 
zu unternehmen oder bejondere Verträge zu ſchließen, die nicht 
die Sanktion des allgemeinen Reichstags erhielten.” 

Schon das bier Angeführte rechtfertigt die ſpätere Angabe 
Steins: „Münfter Ichlage in jeinem Memoire vom 5. Januar 1813 
vor, den Ständen das Recht des Friedens und Krieges zu nehmen 
und e3 dem Neichstage zu übertragen *).” Die Zahl der Stände 
d. h. der „jouveränen Mitglieder des Bundes“ oder der „großen 
Maſſen“ gibt Münfter nicht an; da er aber, abgejehen von dem 
für ihn jelbftverftändlichen Hannover, ausdrücklich Öſterreich, 
Bayern, Sachſen und (an letter Stelle) Brandenburg aufführt, To 
dachte er fich deren mindeitens fünf. Schließlich führt derjelbe noch aus: 

„Unter den Mitteln, dem Deutichen Reiche als ſolchem mehr 
Macht zu geben, würde man noch vorjchlagen dasjenige der 
Garantieleiftung von feiten Englands, Rußlands und Schwedens; 
die Errichtung einer jtehenden Neichgarınee, zuſammengeſetzt aus 
den Kontingenten der jouveränen bleibenden Fürſten; und Die 
Errihtung einer Yinie von Neichsfeitungen, von der Art wie 
es ehemals Kehl und Philippsburg waren. Die Reichstruppen 
könnten als Garnifonen in diefen Feitungen dienen und in den 
Reichsſtädten, wenn man deren beitehen lajjen oder deren neue 
zur Belohnung des Patriotismus errichten will, wie e8 Schweden 
vorgeihlagen hat. Die frühere Neichgarmee, in der die Kon: 
tingente manchmal zwei bis drei Mann betrugen, mit ungleicher 
Ausrüftung, war nur eine Harlefinade. Dagegen eine ftehende 
Armee, unter einem von dem Kaijer und dem Reichstage ernannten 
Oberfeldherrn, würde Reſpekt einflößen und dem Kaifer die nötige 
Macht verleihen. Die vorgeichlagene Garantie ift analog der des 
weitfäliichen Friedens; Frankreich bleibt natürlich ausgeſchloſſen; 
Schweden hat verdient, neuerdings diefe Rolle der Garantie zu 


*) Ompteda 3, 227. 
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übernehmen; Rußland bat fie jeit dem Tejchener Frieden ver: 
langt . . . Nichts übrigens würde dieſem Verteidigungsiyfteme mehr 
Feitigfeit geben, als wenn man mit ihm Holland und die Schweiz 
verbände. Dieje beiden Länder würden die Grenze Deutjchlands 
gegen Frankreich decken.“ 

Das Januar: Memoire wurde, wie Münfter in der Oftober: 
Denkſchrift (ſ. unten) ausdrüdlich befundet, „ven Gejandtichaften 
von Rußland und Schweden mitgeteilt“. Dasjelbe jagt er auch 
in jeiner an Stein gerichteten Nachſchrift vom 5. Januar bei Bert 
(3, 244); nur daß diejer (©. 240), da er weder das Januar: 
Memoire noch die Oktober: Denkichrift Münfters fennt, dieſen 
fälſchlich, wie jich aus dem Obigen ergiebt, der grundjäglichen 
Meinung beihuldigt, als ob „alle kleinen Füriten in ihren 
Souveränitätsrechten anzuerkennen“ jeien, und „ohne 
Gewähr der Unterthanenrechte”, jo daß er eines Beljeren erit 
ipäter „durch die Erfahrung belehrt worden“ jei. 

Schweden gab auf das Januar-Memoire, wie Münjter im 
Oftober bezeugt, eine „ſehr befriedigende Antwort“. Mit Stein 
wußte er fih nicht in vollem Einklang. Deſſen aufgeregtes 
beftiges Schreiben vom 1. Dezember 1812, worin derjelbe deut: 
(ich genug die Souveränität aller mittleren und Kleineren Staaten 
als „Poſſenſpiel“ erklärte, hatte auch ihn zur Fortjegung der 
polemifchen Rontroverje gereizt. Daher begleitete er jein Memoire 
unterm 4. Januar mit einem Briefe an Stein, worin er namentlich 
deſſen Hußerungen vom 1. Dezember jowie deſſen Verfaffungsvor- 
ſchläge befämpft, und die jeinigen befürmortet*). Unter anderem 
jagt er: „Ein Bojjenipiel joll gewiß nicht aus unjerem Kampf 
hervorgehen .. . Ich glaube, daß der Weg der Verbeilerung, den 
ich vorjchlage, uns zum Zwed führen fann, und daß bei E. E. 
Umwälzungs-Vorſchlägen die Gefahr eintreten würde, alles zu ver: 
lieren. Sie jagen, daß Ihnen die Dynajtien glei ſind; mir 
find fie eg nicht.” Und nun preift er den Freiheitsiinn des „Guel— 
fiihen Hauſes“, mit dem Zuſatz: „Vergleihen Sie damit den 
Preußiſchen Prügel und Xadeitod! Ich verehre Friedrich den 


*) S. Berk 3, 240 ff. 
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Sroßen, aber er hat den Ruin Deutihlands dur feine 
Bergrößerung herbeigeführt, und den feines Staats dadurch, 
daß er einen Körper gezeugt hat, den nur ein großer Geiſt beleben 
fonnte, der mit ihm jchied. ALS ich dem Negenten die erwähnte 
Stelle Ihres Briefes zeigte, jagte er: wenn Stein die Dynajtien 
gleihgültig find, warum nennt er niht uns ftatt Preußen? 
Die Frage möchte auch ich thun.” 

Damit will Münfter jagen: „warum empfiehlt Stein „Tei: 
(ung zwiſchen Öfterreih und Preußen”, warum nicht „Teilung 
zwijchen Oſterreich und Hannover”? Und nun befämpfte er auf 
das entſchiedenſte alle Vorjchläge Steins; ſowohl die Einheitsidee, 
fraft deren derfelbe die Herrichaft Oſterreichs über ganz Deutjch- 
land unter Aufhebung der Souveränität der Einzeljtaaten als 
wünſchbar erachtet hatte, wie insbejondere die Teilungsidee. 

„Ich bitte E. E. zu bedenken — fährt er fort — daß wir 
uns bei meinen Borichlägen die Hände nicht binden, um alle 
nüglichen Veränderungen hervorzubringen, daß aber der Ihrige, 
Ofterreih mit ganz Deutjchland zu bereihern, ganz Europa, 
influfive Deutihland, gegen ſich haben wird; und der zmeite, 
Deutjchland zwiſchen Djfterreih und Preußen zu teilen, gewiß 
Rußland, England und Schweden, und alle Norddeutjchen, die 
nicht an die Regierungsſucht des preußiichen Syitems gewöhnt 
ind.” „Breußens Macht lebt nur nod in der Erinne- 
rung. Sie mag zwiſchen der Weichſel und Elbe als Macht 
ber zweiten oder dritten Größe aufftehen. Warum jollte 
Rußland nicht die Meichjel als Lohn feiner Thaten erhalten? 
warum jollte Preußen die in früheren Friedensſchlüſſen abge: 
tretenen Bejigungen zurüd erhalten, um den Kreis jeiner Vera- 
tionen auszudehnen und um mit Frankreich zu intrigieren. Be— 
denken €. €. dagegen, was ich über die Bildung eines großen Staats 
zwiſchen Elbe und Rhein aus herrenlojen Beſitzungen gejagt habe.” 

Und zum Schlufje jagt er: „Sch habe mich nur rechtfertigen 
wollen, daß ich auf fein Poſſenſpiel denke, wenn ich dagegen bin, 
daß unter den jegigen Imftänden die Vereinigung Deutſchlands 
unter Einen oder unter Zween Herren verjucht werde.” 
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VI. Biftorifche Übergänge. 


Um eben die Zeit, da Münfter jein Memoire und jeinen 
Brief an Stein abjandte, hatte fih die Situation Thon völlig 
verfhoben und eine Thatenentwidlung begonnen, die in rajcheiter 
Folge Wandlung an Wandlung reihte. Und bedeutfam genug 
war es gerade Preußen, dem Münfter die Herabdrüdung zu einer 
Macht dritten Ranges zugedacht hatte, das zuerit und in maß— 
gebender Weile Wandel ſchuf, und dergeftalt plöglich wieder zu 
einer Macht erjten Ranges fich erhob. 

Am 30. Dezember 1812 hatte York die Kapitulation mit 
Rußland geichlofjen, der General Maſſenbach am folgenden Tage 
beitrat. Am 28. Februar 1813 erfolgte der Vertrag von Kaliſch, 
wodurch Preußen in die vorderjte Kampflinie gegen Napoleon 
eintrat, und deſſen ausgeiprochener Zweck war: die Befreiung 
Europas, zumal Deutjchlands, und die Wiederheritellung Preußens 
in jeinem alten Machtumfang von 1806, mit Ausnahme der 
alten Bejigungen des Haufe Hannover. Am 16. März erging 
die preußifche Kriegserklärung. Am 19. jegte Stein mit Neſſel— 
rode, Hardenberg und Scharnhorit in Breslau die Beitimmungen 
über die vorläufige Verwaltung der zu befreienden Länder feit, 
wobei man aus Rüdficht für Ofterreih nur die norddeutfchen ins 
Auge fabte. Nach diefen Beitimmungen jollte zunächft ein Auf: 
ruf verfünden: daß „die beiden Mächte feinen anderen Zweck 
hätten, als Deutichland dem Einfluß und der Herrjchaft Frank 
reichs zu entziehen, und die Fürften und Völker zur Mit- 
wirkung für die Befreiung ihres Baterlandes einzuladen. Jeder 
deutſche Fürjt, der in einem bejtimmten Zeitraum dieſer Auf- 
forderung nicht entjpreche, jollte mit dem Verluſt feiner Staaten 
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bedroht werden”. Demgemäß wurde am 25. der ebenfalld in 
Breslau feitgeitellte Aufruf von Kalifh aus im Namen des Kailers 
von Rußland und des Königs von Preußen durch die Heerführung 
erlaflen. In demjelben wurde „ven Fürſten und Völkern 
Deutichlands die Rückkehr der Freiheit und Unabhängigkeit 
(d. h. natürlich von Frankreich oder dem Auslande) angekündigt”, 
jowie die „Wiedergeburt eines (sic) ehrmwürdigen Reiches“. Und 
zugleich gelobte darin der Kaifer von Rußland, daß die „Ver: 
faſſung“ des „mwiedergeborenen Deutihland” ein „Werk“ fei, das 
dem „fremden Einfluß” entzogen werden müſſe, deſſen „Geltaltung 
ganz allein den Fürften und Völfern Deutichlands anheim: 
geftellt bleiben ſolle; je jchärfer in jeinen Grundzügen und Um: 
rifjen dies Werk heraustreten werde aus dem ureigenen Geijte 
des deutichen Volkes, defto verjüngter, lebensfräftiger und in 
Einheit gehaltener wird Deutfchland wieder unter Europas Völkern 
ericheinen fönnen“ *). 

Ungeachtet der Mitwirkung Steins jehen wir aljo auch hier 
der „Fürften” in einer Weile gedacht, welche zeigt, daß er Feines: 
wegs deren vollitändige Beleitigung erzielte. Die übrigen Aus- 
drüde in betreff der Fünftigen Verfaſſung find nichtsfagend, elaſtiſch 
und vieldeutig. Zwar durfte die Phrafe von der „Wiedergeburt 
eines ehrwürdigen Reiches” durch achtloje Leſer als Verkündigung 
der Miederherftellung des alten Kaijerreiches gedeutet werden. 
indes, dann hätte es heißen müfjen „Wiedergeburt des e. R.“, 
während der unbejtimmte Artikel einer ſolchen Deutung eher 
entgegenfteht und vielmehr die Neugeburt eines e. R. in Ausficht 
stellt. Wenn jpäter die Abgeordneten der 31 „Jouveränen Fürften 
und freien Städte” in ihrer Note vom 20. Dezember 1814 be: 
haupteten: der Kaliicher Aufruf babe den deutjchen Völkern die 
„Wiedergeburt ihres ehrmwürdigen Reiches“ angekündigt **), To 
war dies eben einfach eine Fälſchung. Stein hielt eine jolche 
Deutung nicht für geboten. Denn auch er berief fih in feiner 
Denkſchrift vom 4. November 1814 auf jenen Paſſus, freilid in 

*) Ber 3, 303 f. 312 ff. 319 ff. 

*) Klüber 1. 89, 
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der ungefälichten Form (W. eines e. R.), um durd) dieje Erinne- 
rung dringend die Annahme — nicht der alten Keichsverfafjung, 
jondern eines nichtmonarchiſchen Bundesprojeftes zu empfehlen *). 

Immerhin mag man die elajtiichen Ausdrüde mit Wohl- 
bedacht gewählt haben. War doc alles noh im März in der 
Schwebe! Nichts verbürgte die öfterreihiiche Allianz, nichts den 
endlihen Sieg! Von der fünftigen Verfaſſung Deutichlands ließ 
ich nur in Worten reden, die auf jehr verichiedene Eventualitäten 
anmendbar waren, wie jie namentlich Stein in feiner September: 
Denkſchrift erörtert hatte. Bei den Eventualitäten der Kaijeridee 
ließ fich überdies ebenjojehr an die MWiedererrichtung „eines ehr- 
würdigen Neiches“ ohne Ofterreich wie mit Oſterreich, unter 
Wahlkaiſern wie unter Erbfaijern, unter preußijcher wie 
unter öſterreichiſcher Spitze denken. Daß alle derartigen 
Möglichkeiten den Verfaſſern des Aufrufs ebenfalls vorſchwebten, 
dafür fpricht das „Wahlfaiferprojeft“, das Hardenberg als preußi- 
jeher Minifter im Februar 1806 für ganz Deutfchland mit Ein- 
ihluß Oſterreichs vorſchlug**); und nicht minder die Empfehlung 
des Friedericianischen Eyftems, „die wichtigſten deutjchen Staaten, 
bejonders im Norden, der preußiichen Monardie anzujchließen“, 
durch die Prinzen: Adrejie vom Augujt 1806, die auch Stein als 
preußifcher Minijter unterfchrieben hatte ***). 

Auf der anderen Seite durfte unter der „verjüngten, lebens— 
fräftigen” Geſtalt au) ein nah Süd und Nord geteiltes öfter: 
reichiſch-preußiſches Protektorat verjtanden werden, wie es Stein 
jeit 1804 und neuerdings wieder im September 1812 jpeciell 
empfohlen hatte, zumal es wohl möglich gewejen wäre, die beiden 
Teile dur ein Band der „Einheit“ zuſammenzuhalten. Harden— 
berg hatte jich dieſer Eventualität ſchon in feinem Wahlfaijerprojeft 
zugewandt, injofern er darin ganz Norddeutichland der preußijchen 
Konföderation zumwies; und er hatte dann, gleid wie Stein, den 
Haugmwigichen „nordiichen Reichsbund“, troß der perjönlichen Feind- 
ichaft gegen den Urheber, nicht nur gebilligt, jondern als „weiſe“ 

) Bert 4, 147. 

**) Hardenberg, Dentw. 5, 294. ff. Bal. 2, 453 f. 

**) PVertz 1, 348. 
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bezeichnet *). Selbft der Wiener Hof hatte ja damals diejem 
nordifchen Bunde den „allergrößten Beifall” gezollt; Kaifer Franz 
hatte jogar feine „Freude“ darüber geäußert, daß derjelbe „Durch 
jeine Abdifation al3 Kaifer von Deutjchland erleichtert werde” **). 
Und Geng hatte als öjterreichifcher Unterhändler im preußifchen 
Hauptquartier die Erklärung abgegeben: „Sollte die Wiederber- 
jtellung der früheren Konjtitution des Reiches als unausführbar 
befunden werden, jo müſſe man Deutichland in zwei große 
durch eine immerwährende Allianz vereinigte Konfödera— 
tionen teilen, die eine unter der Proteftion Djfterreichs, die 
andere unter der Proteftion Preußens.“ Gleicherweile hatte 
Rußland Schon im Bartenjteiner Vertrage vom 26. April 1807 
die Beitimmung vertreten, daß in Anbetracht der Unzweckmäßigkeit 
einer MWiederherftellung der alten ſchwachen Reichsverfaſſung ein 
Staatenbund in Deutjchland geichaffen werden jolle, deſſen Leitung 
zum Zmwede gemeinjamer Verteidigung Preußen und Oſterreich, 
jedes innerhalb bejtimmter Grenzen, und auf Grund gegenjeitiger 
Verjtändigung, zu übernehmen hätte. 

Daß Stein auch zur Zeit des Kaliicher Aufrufs der Teilungs: 
idee noch ergeben war, beweilt die Thatſache, daß er nun erit, 
im April 1813 dem Staat3fanzler Hardenberg eine Kopie der 
Denkſchrift vom 18. September 1812 übergab, worin er Die 
„Zeilung Deutſchlands zwiſchen Dfterreih und Preußen“ bei 
England und Schweden befürwortet hatte, und die er jest mit 
jenem Schlußjag verjah, der die im Tert enthaltenen „Itarfen 
Ausdrüde” gegen die Fürften gewiſſermaßen entichuldigte. 

Ein geteiltes öjterreichifch-preußifches Proteftorat konnte übri: 
gens auf mehr als eine Weiſe verwirklicht gedacht werden; nicht 
nur als zwei Konföderationen mit einem öfterreihijchen Pro— 
teftorat für das jüdliche Deutjchland und einem preußifchen 
für das nördliche, oder als eine Konföderation mit einem nad) 
Nord und Sid geteilten Proteftorate, wie jie der Bartenjteiner 
Dertrag im Auge zu haben jchien, ſondern namentlich auch als 





*) Hardenberg, Dentw. 3. 83. 
**) Ebend. 3, 149. 
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ein gemeinfames Proteftorat beider Mächte über das ganze 
Deutſchland, dergeftalt daß Ofterreih und Preußen gewiſſermaßen 
als Konſuln oder Duumvirn die oberjte Gewalt gemeinschaftlich 
dargeftellt hätten. Die grundläßliche Alternative, die diejen ver- 
ichiedenen Richtungen entſprach, war furz ausgedrüdt: Entweder 
zwei Hälften unter je einer Spike, oder das Ganze unter 
zwei Spigen. Die lettere Eventualität gelangte damals anjchei- 
nend noch nicht einmal andeutungsweije zum Ausdrud. Die 
eritere dagegen, die Teilungsidee nach der Mainlinie, nahm Har— 
denberg gar feinen Anftand, obgleich Dfterreich noch nicht dem 
Bündnis beigetreten war, auch jeinerjeits gelegentlih zur Sprache 
zu bringen, jowohl Metternich wie dem britiſchen Kabinett gegen- 
über. In Bezug auf das leßtere äußerte fich namentlich darüber 
Hardenberg jelbjt gegen Ompteda, und Gneijenau gegen Caſtle— 
reagh. Allein Münfter, in Übereinftimmung mit feinen obigen 
Kundgebungen vom Januar, protejtierte jofort dagegen auf das 
ihärfite unterm 13. und 14. April, indem er erklärte: der Prinz: 
Regent werde „auf feinen Fall” in ein norddeutſches Protek— 
torat Preußens willigen, das ihn zum Vaſallen Preußens machen 
würde”). 

Im Hauptquartier war man indes anjcheinend übereingefom- 
men, nähere Beratungen über Deutichlands fünftige Verfaſſung 
bis zu günftigerer Zeit zu verjchieben. Dies läßt ſich auch viel- 
leicht aus Omptedas Bericht an Münfter vom 23. März ſchließen **). 
Doch vertrat Stein privatim noch im April Gagern gegenüber 
die Unzuläffigfeit einer Wiederherftellung der alten Reichsver— 
faflung, die diefer wünjchte, und dagegen die Notwendigkeit einer 
„Bereinigung Deutichlands unter Preußen und Ofterreih”. Er 
iprach die Überzeugung aus, daß der Kaifer ohne „Macht und 
Anſehn“ bleiben würde, obgleich er eben bei diefem Anlaß die 
Zahl der „übrig“ zu lafienden deutſchen Fürften auf „15 bis 
16” tarierte ***). Und ebenjo vertrat er im Mai jedem gegenüber 
energiih das norddeutiche Proteftorat Preußens, indem er er: 


*) Ompteda 3, 74. 80, 86. 
**) Ehend. 3, 49 f. Val. S. 131. 
**) Perg 3, 340. 664 f. Dal. oben ©. 16. 
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Härte: Eine Garantierung der Integrität Sachſens durch Oſter— 
reich, wie fie damals in Rede ſtand, fei eine Einmiſchung in die 
Angelegenheiten Norddeutſchlands, über die feine Macht das Re 
habe mitzureden außer Rußland und Preußen *). 

Nicht uninterefjant ift nach dem allen der Bericht Omptedas 
an Münjter vom 13. Juni aus Reichenbach. Er hatte den 
„wiederholten Befehlen zufolge” dem Staatsfanzler Hardenberg 
die Erklärungen gegen das öfterreichiich-preußifche Proteftorat 
überbracht und die Verficherung erhalten: „daß von diefem Pro- 
jeft gar nicht weiter die Rede geweſen jei, und daß es bei der 
dermaligen Lage der Dinge auch gar nicht möglich jei, fi) mit 
irgend einem Projekte zu beichäftigen, das auf die Fünftige Re— 
gulierung der deutichen Angelegenheiten Bezug habe... Ehe 
man daran denfen fünne, würde es notwendig jein, daß Preußen 
und Ofterreich darüber in Kommunikation träten, zu der aber 
jegt weder die Zeit noch die Umftände geeignet wären”. Dann 
meldet Ompteda: „Ein gewiſſer Herr von Gagern will jomohl 
aus dem Munde des Grafen Metternid), als aus dem Munde 
des Kaifers Franz felbft Äußerungen vernommen haben, nad 
welchen das Haus Dfterreich die Idee noch nicht jollte aufgegeben 
haben, wenn es die Umftände erlauben und unter Modifikationen 

. den Platz wieder einzunehmen, den es ehemals in Beziehung 
auf Deutichland behauptete‘. Aber Hardenberg „widerſprach 
diejer Angabe auf das lebhaftejte und verficherte, daß fie den 
früher geäußerten Ideen des Grafen Metternich gerade zumider 
und unrichtig ſei“. Es hatte das britiich-hannoveriiche Kabinett 
auch beunruhigt, daß in der Konvention vom 19. März über 
die Verwaltung der zu befreienden deutjchen Länder nur die nörd— 
liche Abteilung Deutjchlands ins Auge gefaßt war, wie wenn die 
Verwaltung der ſüdlichen Oſterreich überlafjen werden jolle, und 
man hatte darin einen „Vorboten des intendierten geteilten Pro: 
teftorates” gemwittert. Doch beſchwichtigt Ompteda dies Bedenken 
dur die Erklärung: Diefe Beitimmung „icheine bloß eine Lock— 
ipeife für Oſterreich geweſen zu fein, um bei dem gehofften Bei- 


*) Ompteda 3, 99. 
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tritt diefer Macht ihr in dem ſüdlichen Deutfchland eben die 
Refjourcen zu überlafien, deren Preußen und Rußland fich im 
nördlihen Deutichland zur Führung des Krieges bedienen 
wollten” *). 

Am 14. und 15. Juni famen zwiſchen Preußen, Rußland 
und England die Reichenbacher Verträge zuftande, auf deren 
Inhalt wiederum Stein entjchiedenen Einfluß geübt hatte. Sie 
dienten namentlich in Bezug auf die vom britiichhannoverjchen 
Kabinett gefürchteten Projekte zur Beruhigung, indem jie, ent— 
iprechend dem Bertrage von Kaliſch, die Wiederherjtellung nicht 
nur Preußens, jondern auch Hannovers und Braunjchweigs ver: 
bürgten. 

Endlich trat auch Diterreih dem Bündnis bei, erklärte am 
12. Auguft den Krieg an Napoleon und ſchloß am 9. Sep: 
tember die definitiven Tepliger Verträge ab. Die Hauptbeftim- 
mungen waren: Wiederheritellung der öfterreichiichen und der 
preußijchen Monarhie nah dem Maße von 1805; Auflöjung 
des Nheinbundes und gänzliche und abjolute Unab- 
hängigkeit der zwifchen Ofterreich, Preußen, Ahein und Alpen 
liegenden Staaten; Wiederheritellung Hannovers und Braun— 
ſchweigs u. ſ. w. Die von Ofterreich vertretene Ausdrudsmeile: 
independance entiere et absolue fonnte verhängnisvoll werden 
und wurde e8. 

Die Zeit des vorangegangenen Waffenftillitandes und der 
Verhandlungen Dfterreich8 mit Frankreih und mit den Alliierten 
hielt Stein für geeignet, um einen weiteren Schritt in der Frage 
der fünftigen Verfaſſung Deutjchlands zu unternehmen. Noch 
ehe das Hauptquartier von Prag nad Teplig verlegt wurde, 
übergab er einerjeit3 dem Kaiſer Alexander Ende Auguft eine 
franzöſiſche Denkichrift über diefen Gegenitand, die er außerdem 
nur dem Lord Gaftlereagh und zwar zu jeiner „ausſchließ— 
lichen“ Kenntnis zugehen ließ, d. h. mit Übergehung Münfters, 
weil er fih, wie er zu Ompteda äußerte, „vor deilen jcharfer 
Kritif und zu großer Vorliebe für eine ausgedehnte Territorial: 


*) Ebend. ©. 131 f. 
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Landeshoheit fürchte”. Doch las er fie Ompteda vor. Andererjeits 
legte er jeine desfalljigen Ideen „noch ausführlicher” in einem 
deutihen Memoire dar, das zunächſt für den Staatsfanzler Har: 
denberg beitimmt war, aber ohne Zweifel aud dem Grafen 


Metternich mitgeteilt wurde, und dem wir und nunmehr zuwen— 
den wollen *). 


*) Dmpteda 3. 219 f. 


vn. Stein’s Mempire über eine deuktſche 
Verfaſſung, 
Prag, Ende Auguft 1813. 


Bon diejem überaus merkwürdigen Memoire hatte Berk feine 
Ahnung; was er von Steins damaligen „Wünſchen“ jagt (3,415 f.), 
beiteht aus einem einzigen Satze, wonad Stein die Meinung 
ausgeiprochen habe: „eine Teilung in zwei große Maſſen, Oſter— 
veih und Preußen, jei nit möglich,” und deshalb bie 
„Biederheritellung der Kaiferwürde” zu empfehlen. In der That 
ift damit das Richtige getroffen. Denn nachdem Stein jelbit die 
MWiederheritellung der alten Monarchie des 10. bis 13. Jahr— 
bunderts, jein deal, für unausführbar erklärt hatte, und nad: 
dem andererjeit3 auch die Teilungsidee und das norddeutſche Pro— 
teftorat Preußens durch das unbedingte Veto des britiſch-han— 
noverichen Kabinetts unausführbar geworden war, jah er fih auf 
der Skala jeiner Septemberwünjche auf die legte Sproſſe zurück— 
gedrängt, auf die Reichsverfaſſung des Dreißigjährigen Krieges. 
Dieje in verbeflerter Geftalt, wie er meinte, zu empfehlen, war 
die Aufgabe jeines neuen Memoire. Den Tert desjelben hat ung 
erit der „Politiſche Nachlaß“ Omptedas 1869 zugeführt”). Omp— 
teda jelbit erzählt, daß ihm exit auf jein „wiederholtes Eindrin— 
gen” und „nad langem Widerjtande” von Stein eine „Abfchrift 
verjprochen“ wurde, um jie an Münſter gelangen zu lafen, und 
daß er fie jchließlich „eigenhändig“ machte **). 

Aus Ompteda hat ohne Zweifel Treitjchfe entnommen, was 





*) 3, 224 jf. |Bielfacdh damit übereinjtimmend ift die Aufzeichnung 
Steins vom 21. November 1813, welche 3. Bailleu in der Hiſtor. 3. S. 46, 
S. 191, 192 mitgeteilt hat.) 

**), Ehend. S. 220. 
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er ©. 487 f. über den Inhalt des Memoire ausjagt. Aber 
dieſe Ausfage iſt jo unvollitändig und daher zum Teil jo leicht 
zu Mißverftändniiien Anlaß gebend, daß es ſich um jo mehr em- 
piehlt, den jo wenig befannten Text des Aftenjtüds hier voll 
Händig wiederzugeben. Der leichteren Bergleihung halber habe 
ih die Abläge desfelben paragraphiert; denn wir werden nachher 
mehrfach auf die einzelnen Paragraphen verweifen müſſen. 


Dteins Memoire. 
Prag am Ende Auauit 1813, 

„Sl. Gereht und beicheiden it der Wunſch jedes Teutjchen, 
das Rejultat eines zwanzigjährigen blutigen Kampfes jey für jein 
Vaterland ein beharrlicher Zuitand der Dinge, der dem Einzelnen 
Sicherheit des Eigenthums, der reiheit und des Lebens, ber 
Nation Kraft zum Widerftande gegen Frankreich als ihrem ewi— 
gen, unermüdlichen, zeritöhrenden Feind verſchaffe. 

s2. Es ift von der größten irdischen Angelegenheit die 
Rede. 15 Millionen gebildeter, fittlicher, durch ihre Anlagen 
und den Grad der erreichten Entwidelung actbarer Menjchen, 
die durch Gränzen, Sprade, Sitten und einen innern unzerſtör— 
baren Charakter der Nationalität mit zwei anderen großen Staa- 
ten verfchwiftert find. Der Gegenitand der Erwägung ilt alſo 
wihtig, der Moment verhängnißvoll, Zeitgenofien und Nachwelt 
werden jtrenge diejenigen beurtheilen, die zu der Yölung der Auf: 
gabe berufen durch ihre Stellung im Leben, ihr nicht alle Kraft 
und allen Ernit widmen. 

J. 3. Die alte Verfaſſung Teutichlands verjicherte jedem 
jeiner Einwohner Sicherheit der Perſon und des Eigenthums; in 
ven größeren geſchloſſenen Yändern (territoriis clausis) verbürg: 
ten beides Stände, Gerichtsverfaſſung, in denen übrigen die 
Neihsgerichte, die Oberauffiht des Kaiſers. Die Willführ der 
Fürften war durchaus in der Abgaben:Erhebung, in ihrem Ver: 
fahren gegen die Perſon ihrer Unterthanen beſchränkt. Alle dieje 
Schugmauern find eingeriiien, 15 Millionen Teutſche find der 
Willkühr von 36 kleinen Despoten Preis gegeben, und man ver: 
folge die Gefchichte der Staatsverwaltung in Baiern, Würtem— 
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berg und Weitphalen, um jih zu überzeugen, wie es einer 
Neuerungsfucht, einer tollen Aufgeblajenheit und einer gränzen— 
loſen Verſchwendung und thieriſcher Wolluft gelungen ift, jede 
Art des Glüds der beflagenswerthen Bewohner diejer einſt blühen: 
den Länder zu zeritöhren. 

Ss 4. Die Folgen eines ſolchen Zuitandes werden fortjchrei- 
tend verderblicher. Nahm die ältere Zerftücdelung Teutjchlands 
jeinem Bewohner das Gefühl der Nationalität, verminderte fie 
das feiner Selbititändigfeit, gab fie ihm einen Eleinlichen vom 
Intereſſe des Baterlandes abgemwendeten Blid, jo behielt er, der 
unter dem Schuße der Gejete lebte, doch Sittlichkeit, ein Gefühl 
jeiner perjönlihen Würde. Beides wird aber jchnell untergehen 
in Dielen Eleinen Despotien, wo er der Laune des Regenten und 
jeiner Günftlinge Preis gegeben und unwiderbringlich verlohren 
ilt, Jobald er es nur im geringiten wagt jeine Feſſeln zu löſen, fich 
zu erheben. Der Teutſche wird aljo fortjchreitend jchlechter, krie— 
chender, unedler werden, die Entfremdung der verjchiedenen Län- 
der mit jedem Jahre wachſen, jollte die gegenwärtige Zerſtücke— 
(ung durch einen zukünftigen Friedensſchluß befeitigt werden. 

S 5. Durch die Erhaltung diejer Kleinen Despotien bleibt 
ferner der überwiegende Einfluß Franfreihs auf Teutſchland fort- 
dauernd, wird gleich der Aheinbund formell aufgelöjet. Denn es 
gränzen mehrere diefer Eleinen Souverains, ald Baden, Würtem— 
berg,. Darmftadt, u. j. w. unmittelbar mit Frankreich, an das 
jie die Furt fejlelt. Die mehr zurüdliegenden, als Baiern und 
Sachſen, jehen aus Eiferjucht gegen ihre mächtigeren Nachbaren 
Frankreich als ihren Beihüger an, das durch die mehrere Ge- 
wandheit feiner diplomatifhen Agenten, durch feine bisher be 
gründeten Verbindungen, durch anjcheinende Wortheile die es 
momentan anzubieten im Stande it, einen Grad von Einfluß 
behaupten fann, der denen übrigen Mächten aus mehreren Grün— 
den unerreichbar jein wird. 

Ss 6. Die Fortdauer der Zeritüdelung Teutichlands in 36 
Despotien iſt folglich verderblich für die bürgerliche Freiheit und 
für die Sittlichfeit der Nation, und verewigt den überwiegenden 
Einfluß Frankreichs über eine Bevölkerung von 15 Millionen 
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zum Nachtheil für fie jelbit und für die Ruhe der übrigen Mächte 
Europens. Benugen die an der Epige der teutſchen Angelegen— 
heiten jtehenden Staat3männer die Criſe des Moments nicht um 
das Wohl ihres Baterlandes auf eine dauerhafte Art zu befeiti- 
gen, beabfichtigen fie nur auf eine leichte bequeme Weije einen 
Zwiſchenzuſtand herbeizuführen, durch welchen die nächiten Zwecke 
einer vorübergehenden Ruhe, einer etwas erträglichen Lage er: 
reicht werden, jo werden Zeitgenoſſen und Nachwelt fie des Leicht- 
jinns, der Gleichgültigfeit gegen das Glück des Vaterlandes mit 
Recht anflagen und als daran jchuldig brandmarfen. 

Ss 7. Die Frage, welche Berfaflung joll Teutjchland erhal: 
ten, al3 Refultat de3 zwanzigjährigen Krieges, kann auf feine 
Art umgangen werden, das Wohl feiner Bewohner, das Intereſſe 
Europa’3, die Ehre und Pflicht der die großen Angelegenheiten 
der Nationen leitenden Staatsmänner erfordert, daß man fie mit 
allem dem Ernite, der ihrem Umfange, und mit der tiefiten Be: 
jonnenheit die ihrer Heiligkeit gebührt, erwäge und Flachheit, 
Leichtfinn und Genusliebe entferne. | 

8 8. Die Art der Auflöfung der Aufgabe muß zwar das 
Grreichbare, aber auch das unter diejer Bedingung möglichſt Boll: 
fommene befördern. 

8 9. Das Wünſchenswerthe, aber nicht das Ausführbare, 
wäre ein einziges jelbititändiges Teutſchland, wie es vom 
10.—13,. Jahrhunderte unjere großen Kaijer Eräftig und mächtig 
beherrichten. — Die Nation würde fich zu einem mächtigen Staate 
erheben, der alle Elemente der Kraft, der Kenntnifje und einer 
gemäßigten und gejeglichen Freiheit in ſich faßte. Diejes jchöne 
2008 iſt ihr nicht bejchieden, auf anderen Wegen muß fie ihre 
innere geſellſchaftliche Entwidelung zu erreichen juchen, die diejer 
entgegenftehende Hindernifje bejeitigen, neue Einrichtungen und 
Verfaſſungen Ichaffen. 

Ss 10. Teutjchland hat eine Richtung genommen zu einer 
Trennung in zwei größere Theile, in das nördliche und füdliche. 
In dem eriteren bejaß Preußen, in dem Letzteren Dejterreich ein 
Uebergewicht in den öffentlichen Angelegenheiten. Berjchiedenheit 
der uriprüngliden Stämme jeiner Bewohner, der Saßen und 
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Franken, der Sitten, der Religion, der Gemeinde-Einrichtungen 
veranlaßten und beförderten diefe Trennung, und fie würde ohne 
Schmwürigfeit in dem gegenwärtigen Nugenblide können ausge: 
führt werden. Sit es möglich, die Einheit der Nation zu erhal: 
ten, jo bat dieſes ohnitreitig einen großen Vorzug in Hinficht 
auf Macht und innere Ruhe. In diefem Falle ift es nöthig, die 
Macht des Kaiſers oder dag Oberhaupt des Staates noch mehr 
zu verſtärken. In wie fern ijt aber diejes den Abſichten Der 
Berbündeten angemeſſen? 

s 11. Das was in der Folge gejagt wird von der Orga— 
nijation der Staatsverfaffung des Ganzen, kann auch angewandt 
werden, wenn man ſich Teutichland in zwei größere Bundes- 
ftaaten aufgelöfet denft, die fich an Preußen und Deiterreih an— 
ſchließen. — 

8 12. Bereit3 im December äußerte ſich der tapfere und 
geiftvolle Kronprinz von Schweden in einem dem Ruſſiſchen Hofe 
mitgetheilten Memoire über die Nothwendigfeit einer Teutjchland 
zu gebenden neuen Verfallung, die die Kailerliche Gewalt ver: 
jtärkt, ohne die Landeshoheit gänzlih zu lähmen. Auch der 
Churhannöverſche Miniſter Graf Münfter Schlägt in jeinem Me— 
moire d. d. 5. Januar 1813 vor, den Ständen das Recht des 
Friedens und Krieges zu nehmen und es dem Neichstage zu 
übertragen. 

Ss 13. Die Vernichtung der franzöfiichen Organiſation und 
die Auflöjung des Rheinbundes find die eriten Bedingungen der 
Wiederheritellung der teutichen Freiheit. 

„Dieje trügerifche Feſſel, mit welcher der Allentzweiende 

dag erjt zertrümmerte Teutjchland, — umfchlang, kann als 

Wirkung fremden Einflufjes länger nicht geduldet werden,“ 
jagt der verewigte Feldmarjchall Kutujoif in dem Namens der 
verbündeten Mächte an die Teutihen den 25. März a. c. er— 
laſſenen Aufruf. 

s 14. Mit ihr gehe die Souverainetät oder die Despotie 
der 36 Häuptlinge unter und gejtalte ſich um in eine denen Be: 
dürfniffen und Wünfchen der Nation angemejien umgeformte 
Landeshoheit. 
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J 15. Die Macht des Kaiſers werde vergrößert, man jeße 
ihn in den Stand eine Oberherrlichfeit auszuüben, indem man 
allen denjenigen Mitgliedern des Reichs, jo nad dem Reichs— 
Deputationsihluß von anno 1803 unmittelbar waren, dieje 
Eigenichaft wieder beilege, die Länder in die damahligen Gränzen 
einfchränfe, denn es waren die großen teutjchen Staaten To ſich 
durch Neutralität3-Allianz- Verträge an Frankreich anfchlojien und 
ihren Pflichten gegen Teutichland entzogen, nicht die Eleineren 
die feſt an der alten Verfaſſung hielten und von ihrer Erhaltung 
ihr Heil ermwarteten, Die Vergrößerung einzelner Stände, Die 
Aufhebung vieler Kleinen, waren Mittel deren Frankreich ſich be— 
reit3 anno 1806 bediente, um den Einfluß des Kaijerlichen Hofes 
zu vernichten, und diefem Mittel muß um jo fräftiger entgegen 
gewürdt werden als es in der Natur eines Bundes Heiner Staa- 
ten liegt, daß jeinen Mitgliedern eine immer rege Neigung zur 
Unabhängigkeit und Vergrößerung beimohnt, die nur durch ihre 
Kleinheit und ihr Unvermögen unjchädlich gemacht werden Fann. 

Die Macht der Stände werde ferner geſchwächt, man nehme 
ihnen das Recht Krieg und Frieden zu jchliegen und übertrage 
es dem Kaiſer und dem Neichstage. 

S 16. Der Kaijer erhalte das Recht der erefutiven Gewalt, 
das heißt die Ober-Aufficht über die Reichsgerichte, ihre Viſita— 
tion, die unmittelbare Zeitung der Verhältniſſe mit fremden 
Mächten, der Militair-Angelegenheiten, der Reichskaſſe (NB. die 
Worte „der Reichskaſſe“ waren von der Hand des Verfaſſers 
jelbjt wieder ausgejtrichen). 

Er ernenne die Generalität, den Generaljtab, das Commij- 
jariat allein. In denen Kleinen Staaten, jo unter dreitaujend 
Mann jtellen, ordne er unmittelbar die militairiiche Organifation, 
in denen größeren übe er die Oberaufliht aus. 

Die allgemeinen Militair-Anftalten, als Feitungen, Genie, 
Artillerie, Fuhrweſen leitet und ordnet er allein. 

8 17. Es wird ihm eine Givillifte und der Bedarf für 
das Kriegsweſen, Reichsgerichte, Gejandtjchaften anvertraut, aus 
diefen die Staatsbeamten, die er ernennt, bejoldet. Das Reichs— 
Minifterrum bejteht aus dem Neichsfeldmarjchall, dem Reichs— 
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canzler, der das conjtitutionelle und politifche leitet, dem Reichs: 
Finanz.Minifter, mit ihren Ganzleien, mit ihren in den Territo: 
rien angeltellten Unterbehörden. Der Kaifer hat fein eigenes von 
Defterreich verſchiedenes corps diplomatique. 

$. 18. Die Staatsbeamten dürfen nur Teutjche fein, fie 
dürfen nicht in anderen Dienften zugleich jtehen. 

$ 19. Der Sit der teutſchen Verwaltungsbehörden ijt in 
Regensburg, nicht im kaiſerlichen Hoflager — hierhin wird der 
Keichshofrath verlegt — bier ift der teutiche Hoffriegsrath, der 
Reich3-General-Feldmarichall, der Reichscanzler, die Reichskaſſe, 
u. ſ. w. und der Reichstag. 

S 20. Der Kailer und der Reichstag üben die geſetzgebende 
Gewalt aus, ihm wird von dem Eaiferlichen Prinzipal-Commiflair 
die Nachmweifung über den Zuſtand der verfchiedenen Bermwaltungs- 
zweige vorgelegt — zur Einſicht und Beurtheilung. 

Auf dem Reichdtage gilt die Stimmenmehrheit. Das jus 
eundi in partes und alle auf die NReligionsverjchiedenheiten 
Bezug babende Einrichtungen, 3. B. corpus catholicorum, Pari— 
täten in den Deputationen u. j. w. werden aufgehoben, die Gleich: 
heit der Anfprüche und Rechte der drei Religionspartheyen be- 
jtätigt und jchlechterdings gar fein Unterſchied zugelaſſen. 

$ 21. Die Reichstagsmitglieder find Repräjentanten, feine 
Gejandte — es werden der Städtiſchen Bank noch Abgeordnete 
aus der Neichsritterichaft, aus den Territorien nad) der Stände- 
Mahl beigeordnet, wegen der verminderten Zahl der Reichsſtädte; 

s 22. Dem Fatholifhen Religionstheil werden no 27 
Stimmen zugelegt, um ihn dem proteitantiichen gleich zu 
jeßen; 

Ss 23. Münz: und Zollwejen gehört für den Reichstag. Alle 
Territorial-Zoll-Einrihtungen werden aufgehoben, und Gränz-, 
Land» und Seezölle für Rechnung des Reichs errichtet; 

Ss 24. Die Gegenjtände der Yandeshoheit bleiben: 

innere Landes-Polizei, Rechtspflege, Erziehung, Gultus, 
Militair und Finanzen, unter den oben bemerkten Be- 
ſchränkungen. 

8 25. Der Unterhalt * Fürſten wird auf die Domainen 
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angemiejen, die vom Lande verwilligten Abgaben werden zu den 
Reichsbedürfniſſen verwandt. 

8 26. In denjenigen Territorien, die Landftände befigen, 
werden fie beibehalten, die aufgehobenen wiederhergeitellt und zweck— 
mäßig organijirt, in den Yändern, wo fie nicht vorhanden waren, 
von neuem gebildet und ihnen eine Goncurrenz bei der Provin— 
zial-Gejeßgebung, bei der Abgabenbewilligung eingeräumt — fie 
wählen Reichstagsgejandte auf die dritte Bank. — 

8 27. Erhält Vejterreich die jo verjtärkfte Kaiſerwürde, jo 
wird jeine Macht bedeutend vermehrt. Es iſt rathſam fie ihm 
anzuvertrauen, um jein Intereſſe an Teutichland zu binden, und 
wegen des langen Belites und der Gewohnheit der Völker. 

S 28. Aber auch Preußen darf Teutjchland nicht entfrem- 
det werden und e8 muß eine hinlängliche Kraft erhalten um zu 
deſſen Vertheidigung mitzumürfen, ohne feine Kräfte zu überjpan- 
nen und jein politiiches Dafeyn auf das Spiel zu jegen — es 
muß fräftig und jelbititändig werden. In Preußen erhält ſich 
der teutiche Geiſt freier und reiner als in dem mit Slaven und 
Ungarn gemifchten, von Türken und Slavifchen Nationen um- 
gränzten Dejterreih, deſſen Entwidelung daher auf jeden Fall 
erjchwert würde, wären ihre Fortichritte auch nicht im XVII. 
und XVII. Zahrhundert noch durch Geiftesdprud und Intoleranz 
gejtört worden. 

8 29. Ein tiefes Gefühl der Schwäche hielt Preußen von 
einer Theilnahme an entfernteren Kriegen zurüd, es bejaß nur 
9 Millionen Menſchen, 36 bis 38 Millionen Thaler Einkommen, 
eine Armee von 7 Mann, das Einkommen war für auswärtige 
Kriege unzureichend, die Armee für die Bevölkerung zu zahlreich, 
wenn man al3 Grundjag annimmt, 20,000 Mann auf eine Mil- 
lion zu rechnen — feine Provinzen lagen zeritreut und ein Theil 
jeiner Unterthanen, die Bolen, feindjelig gejinnt. 

8 30. Preußen bleibt wegen jeiner geographiichen Lage, 
des Geiſtes jeiner Bewohner, jeiner Regierung, des Grades jeiner 
erworbenen Bildung, ein für Europa, bejonders für Teutjchland, 
wichtiger Staat. Die Nothwendigfeit jeiner FEIN iſt 
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von Rußland, Deiterreihd und England anerkannt, aber jeine 
Wiederheritellung ijt, ohne jeine innere Verjtärkung, ohne Werth 
und ohne wejentlihen Erfolg. Preußen hat feinen politifchen 
Indifferentismus, den es jeit dem Baſeler Frieden zeigte, theuer 
gebüßt und jeine Anfprüche auf den alten Waffenruhm und eine 
achtbare Stelle unter den Nationen mit jeinem edeljten Blute 
wieder erfauft. 

Ss 31. Um Breußen abzurunden und zu verſtärken müßte 
man ihm Medlenburg, Holjtein, Chur-Sachſen einverleiben — über 
beide leßtere enticheidet daS Eroberungsredt. 

8 32. Die Herzöge von Mecdlenburg entjchädigt ein ver: 
hältnismäßiger Theil des Herzogthums Berg. — 

S 33. Anſpach erhielte ein öjterreichiicher Erzherzog — 
Dejterreih gelangt zu dem Beligftand von 1805 und zu der mit 
Macht und Einfluß verjehenen Kaiferwürde über eine Bevölkerung 
von 10 Millionen Menjchen, die nach Abzug der Preußijchen 
Bergrößerungen und jeiner eigenen übrig blieben — 

S 34. Preußens Bevölkerung beträgt alsdann ohngefähr 
11 Millionen Menjchen, fein Verhältniß gegen Teutſchland ift 
das eines zur Mitforge für jeine Erhaltung verpflichteten Stan: 
des, und eines ewigen Garant jeiner Verfafjung und Integrität. 
Teutſchland verbürgt ein gleiches an Preußen, der casus foederis 
ist ein Angriffsfrieg von Auswärtigen. 

S 35. Defterreich verbindet mit der Kaiferwürde die Eigen- 
ihaften eines Mitjtandes und eines Garants von Teutichland 
und Preußen. 

S 36. Wird diefer Bund von Teutjchland, Oeſterreich und 
Preußen mit Treue beobachtet, mit Kraft vertheidigt, jo iſt jeine 
Macht hinreichend, die Ruhe und Integrität der teutichen Völker: 
ichaften zu gründen und dauerhaft zu erhalten, und vielleicht 
unter günjtigen Umftänden Franfreih das Land zwiſchen Rhein 
und Schelde wieder zu entreißen, um bier einen neuen Zwijchen- 
jtaat zu gründen, der Teutſchlands Vormauer gegen feinen natür= 
lichen Feind ift. Auch Rußland wird auf immer gegen eine In— 
vafion gejichert, die jeinen Grenz: Provinzen verderblih iſt und 
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ſelbſt feine Selbititändigfeit bedrohet, wenn der Angriff mit meh— 
rerer Klugheit al$ anno 1812 geleitet wird, und wenn Frank: 
reich fortdauernd alle jeine Nachbarn in einer ſolchen gänzlichen 
Abhängigkeit erhält, daß es ihre geſammten Streitkräfte durch 
eine lange Folge von Jahren und nach einem richtig berechneten 
Plane gegen Rußland anzumenden vermag.” 


VIII. Treitſchkes Angaben über dieſes 
Memvire, mit beſonderer Rückſicht auf die 
Frage: Wollte Sfein ein deukſches 
Parlament? 


Auf den erften Blid, meine ich, wird jedermann wahrneh— 
men, daß Stein hier bedacht ift, die gegenfäßlichen Eventuali- 
täten jeiner September-Denkſchrift von 1812 miteinander zu ver: 
quiden, d. h. die dee der Reichseinheit und die Teilungs— 
idee, den Monarchismus und den Dualismus ſtaatsrechtlich 
in Einklang zu bringen. Dies Wagnis war ein jo verzmeifeltes, 
daß man ihm auf Schritt und Tritt die Verlegenheit anfieht, 
womit er fich durch die Schwierigkeiten hindurchwindet. Und fein 
Nejultat ift eine Verfaſſung, die doch wahrlich auch für jene Zeit, 
vom Standpunkt -der Einheitlichfeit aufgefaßt, kaum monftröfer 
und haarjträubender gedacht werden Fonnte. Die Gelamtmajchine 
ericheint als verwidelte Mißbildung, und in den Einzelheiten des 
Räderwerkes wechſeln Fortichritt und Reaktion, moderne Forde— 
rungen mit feudalen, mittelalterlihen Zöpfen ab; ja bisweilen 
überbietet er noch die Romantik des Mittelalters. 

So z. B., wenn er $ 21 in feinem reichsritterlichen Dünkel 
noch im 19. Jahrhundert die Neichsritterfchaft als joldhe in den 
Reichstag eindrängen will, dem fie nie angehörte; während er zu: 
aleih die Aufnahme von Abgeordneten der Territorialftände und 
damit, freilich) in der allerbejcheideniten und ſeltſamſten Form, 
einen Verjuch moderner Ständedelegation empfiehlt. So ferner, 
wenn er S 17 den Oberhaupt als Kaifer von Deutjchland und 
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als Kaifer von Oſterreich je ein „verfchievene® corps diploma- 
tique”“ beiordnen will, wogegen er jehr forreft dem Reichsmini— 
fterium das Kriegsweien, die Finanzen, das Auswärtige und die 
innere Reichsleitung (das „Politiſche“ und „Konftitutionelle”) zu: 
weit. Den Reichstag will er zwar verbeilern, wie 8 20 zeigt; 
aber die mittelalterliche Scheidung in drei Kollegien läßt er 
beitehen,, obgleich er den lapsus linguae begeht, diejelben als 
„Bänke“ zu bezeichnen, indem er S 21 von der „ſtädtiſchen 
Bank“ redet und dieſe 8 26 ausdrüdlich die „Dritte Bank“ 
nennt. Natürlich kann nur von einem Vergreifen im Ausdrud 
die Rede jein; denn Stein mußte jedenfall3 witjen, daß die „Bänfe” 
die Unterabteilungen der Kollegien waren. Die von ihm ge 
forderte Enticheidung durch „Stimmenmehrheit“ bezieht fich daher 
auch jelbjtverjtändlich nicht etwa auf den Neichstag als Plenum, 
fondern auf jedes der drei gejondert abjtimmenden Kollegien, in 
welhen fortan nicht mehr wie früher jtatt der Stimmenmehrheit 
dad „jus eundi in partes“ gelten ſoll — ein Recht, das den 
Religionsparteien bei allen Beratungen im Kollegium zujtand, 
Was die Zufammenfegung der einzelnen SKollegien betrifft, jo 
ſpricht Stein nur von der des „dritten“ oder des „ſtädtiſchen“ 
Kollegiums, die er eben durch reichgritterfchaftliche und territo: 
rialſtändiſche Deputierte erweitert willen will. 

Bliden wir nun auf Treitjchfes Angaben hin. 

Zunädjit jagt derjelbe: Stein habe die Denkjchrift „ven Mo— 
narchen übergeben”. Ich weiß nicht, wodurch das belegt werden 
fann; nad) dem Obigen ijt die Übergabe nur an Alerander und 
nur in fürzerer franzöfiicher Form gewiß. Es wäre aber von 
Bedeutung, zu erfahren, ob in der That die Denffchrift auch dem 
Kaifer Franz und dem König Friedrich Wilhelm zu Gelicht kam; 
denn die Lage der Dinge wäre dann noch viel charakterijtiicher, da 
die Denkſchrift alsbald alljeits zu den Toten gelegt wurde. 

Ferner bezeichnet Treitichke die Denkſchrift Stein als „eines 
der beredteiten und mächtigſten Werke feiner Feder“, das fich in 
„teierlihen Worten“ und im „markigen Yapidarftile” bewege. Auf 
mid hat vielmehr das Schriftitüd, trog vielmaliger Lektüre, ſtets 
den Eindrud des Breiten, Schleppenden, Wiederholungsreichen 
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gemacht (ſiehe z. B. die wörtlichen Wiederholungen 88 2, 6, 7); 
gleichwie den Eindrud des Unflaren und VBerworrenen. Und ich 
babe dies alles auf die Rechnung der Berlegenheiten gejeßt, in 
die ihn feine gewiſſermaßen myſtiſche Aufgabe verwidelte. 

Treitjchfe führt zuerft den mejentlichen Inhalt von $ 2 an; 
aber er hebt nicht die ſeltſame Thatſache hervor, daß hier ſowie 
anderwärt3, namentlich SS 6, 34, 35 und 36, Steins Ausdrude: 
und Auffaflungsmweife an die bedenkliche Vorſtellung der „troi- 
sieme Allemagne“ erinnert. Nennt er doch jchließlih (S 36) 
feine Verfaffung einen „Bund von Deutichland, Ofterreich und 
Preußen”. 

Nachdem jodann Treitichfe den mwejentlichen Inhalt von S 3 
und 4 über die Berfafjung des „alten Reiches“, ſowie über den 
„Rheinbund“ und deilen forrumpierende Wirkungen angegeben, 
jagt er: „Darum muß mit dem Rheinbunde auch die Despotie 
der 36 Häuptlinge verfhmwinden“. Dies ift beim Mangel jedes 
erläuternden Zufages entichieden angethan, den Lejer zu dem 
Glauben zu verleiten, als ob Stein die 36 Dynaftien bejeitigen, 
ihre Staaten in einen Einheitsitaat aufgehen lafjen will, zumal 
im Hinblick auf die Auslegung, die der Verfaſſer der September: 
Denkihrift Stein von 1812 gegeben hatte.) Treitichfe hat, wie 
das nad jenem Satze folgende „Dann kommt er” bemeift, zu: 
nächſt den $S 6 im Sinn. Hier jagt indes Stein nur: „Die 
Fortdauer der Zeritüdelung Deutjchlands in 36 Despotien ift 
verderblich für die bürgerliche Freiheit u. j. w.”, was um jo 
weniger die Abjicht involvieren fan, alle 36 verfhmwinden zu 
machen, al3 ja ausdrücklich nach feiner ſchon im April geäußer: 
ten Meinung 15—16 fortbeftehen jollten. **) Überdies find die 
fraglihen Worte in Wahrheit dem 8 14 entnommen, jagen aber 
bier ganz und gar nicht, was fie bei Treitichfe zu jagen Tcheinen; 
denn Stein jchließt jedes Mißveritändnis im Sinne des Einheits- 
ftaates aus, indem er ſich alſo ausdrüdt: „Mit ihr (der Feſſel 
des Rheinbundes) gehe die Souveränität oder die Despotie der 


*) ©. oben ©. 11. 
*) &. oben ©. 16. 
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36 Häuptlinge unter und gejtalte fih um in eine... . ange: 
meſſen umgeformte Yandeshobeit“. 

Auf jenen Satz folgt: „Dann fommt er (Stein) auf jeine 
Petersburger Pläne zurüd und verlangt, da die volljtän- 
dige Einheit der alten großen Kaijerzeiten unmöglich jei, 
die Bildung ;weier großer Bundesjtaaten, alſo daß Preußen 

. auf 11 Millionen Einwohner verftärft den Norden, Liter 
veih mit... 10 Millionen den Süden beherriche. In dieſem 
dualiftifhen Gemeinwesen follen alle no brauchbaren In— 
ftitutionen des alten Reich wieder aufleben. Daher Wiederher: 
ftellung der Mediatijierten von 1806 ... umd Verkleinerung der 
Mittelftaaten ... Daher ferner Wiederaufrihtung des Kaiſer— 
tums für Ofterreih . . Heerwejen und auswärtige Politik ge: 
bühren dem Reiche... .; desgleichen Münze und Zölle und Neichs- 
gerihte. Ein Reichstag in Regensburg mit drei Bänken wie vor 
Alter (!) ...; die Bank der Reichsjtädte verftärkt durch Abge- 
ordnete der Landtage, die in allen deutichen Staaten einzuberufen 
find. Ein folder Bund könne vielleicht dereinit den Franzoſen 
da3 Land zwilhen Rhein und Scelde wieder entreißen.” 

Nur im Vorübergehen bemerfe ih, daß hier der Steinſche 
lapsus „Bank“ für „Kollegium“ noch verjchlimmert erjcheint. 
Denn hier wird ausdrüdlih dem „Reichstag“, jtatt der drei 
Kollegien, die Summe von „drei Bänken“ beigelegt, während 
doh Thon das Kollegium ver Reichsjtädte allein zwei Bänke 
bildete, die rheinifche und die ſchwäbiſche, und während das fürft- 
lihe Kollegium nicht nur eine weltliche, eine geiftliche und eine 
Querbanf, jondern daneben auch noch vormals eine oberländiiche 
und eine niederländiiche, ſpäter eine wetterauifche, ſchwäbiſche, 
fränkiſche und meitfäliiche Grafenbanf enthielt. 

Hiervon abgejehen, darf wohl behauptet werden, daß die 
obigen Säße nicht ein zutreffendes Ercerpt der SS 8 bis 11 und 
14 bis 36 darftellen und in ihrer jyntaftifchen Gliederung bei 
dem Lejer einen anders gearteten Eindrud erzeugen müſſen, 
wie das Original, das fie überdies an Unklarheit noch überbieten. 
Namentlich jpielt in ihnen die Bildung „zweier Bundesitaa- 
ten” die Hauptrolle und die „Einheit“ die Nebenrolle, während 
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bei Stein umgekehrt die „Einheit der Nation“, die Aufrichtung 
des „Kaiſertums“ das Hauptaugenmerk ift, wie 8 10 im Ber: 
bältnis zu S 11 lehrt. Daher bejchäftigt jich denn auch Stein 
mit der Konftituierung des Kaifertums in erfter Linie und 
ununterbroden von 8 12 bis 27, während von den „zwei Bun: 
desſtaaten“ außer in 8 11 gar nicht wieder die Rede ift, ſondern 
nur in SS 28—31 und 34 von „Preußen“, von feiner „Wich— 
tigfeit“, von der Notwendigkeit feiner „Abrundung und Verſtär— 
fung”, von dem „Verhältnis“ desjelben zu „Deutichland”, als 
„eines zur Mitjforge für deſſen Erhaltung verpflichteten Standes“ 
und von dem „casus -foederis“. 

Die Verguidung des „dualiſtiſchen“ Planes mit dem ein: 
heitlichen „Kaiſertum“ jtellt natürlich Treitſchke nicht in Ab— 
rede, aber ohne die geringſte Rüge einzuflechten. Nur fügt er 
im Schlußwort referierend hinzu (S. 488): „Wie Preußens 
norddeutſche Hegemonie mit dem öſterreichiſchen Kaiſertum 
und dem Regensburger Reichstage ſich vertragen, ob auch Preußen 
zu Gunſten diefer Kailerfrone auf jeine Militärhoheit und auf 
jeine jelbjtändige europäische Politik verzichten jollte — alle dieje 
verhängnisvollen Fragen laſſe Stein unerörtert”. Wie ganz 
anders, d. h. mit wie jtrengem Urteil redet dagegen Treitſchke bald 
danach (S. 513) von Görres. Diejer „Romantiker”, heißt es 
bier, „ſuchte jeine Kaijerträume wohl oder übel zu verjchmel: 
zen mit den dualijtiihen Plänen... .; doch ſelbſt dieſen ver: 
Ihrobenen Gedanken einer zweifachen Hegemonie unter habs: 
burgiſcher Oberhoheit u. j. w.“ Auch hier alſo mißt Treitjchke 
mit ungleihen Maße. 

Während er es aber unterläßt, den gleichen Gedanken, 
wenn es fih um Stein handelt, ebenfalls als einen verjchrobenen 
oder phantaftiichen oder nur unausführbaren zu qualifizieren, ver: 
fündet er andererjeit3 mit Nachdruck: „Große, zufunftsreidhe 
Gedanken” habe Stein „in diejer Denkjchrift niedergelegt; jo das 
zweifache Verlangen nad) landſtändiſchen Rechten und einem 
deutfhen Parlamente”. Dieje Lobpreiſung muß jchon des— 
halb als eine jehr jtarfe Übertreibung erſcheinen, weil das ge: 
dachte zwiefache „Verlangen“ jeit dem Beginn der Freiheitsfriege 
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in der Luft lag, auch durch andere Stimmen weit energifcher und 
jelbjt öffentlich vertreten wurde, während Steins Denkſchrift ein 
nahezu völlig geheimes Aktenſtück blieb. Ein einheitliches und volks— 
tümliches deutiches Parlament war ſogar jchon im Fortgange der 
franzöfifchen Revolution, zumal von der republifanijierenden Publi— 
ziftit gefordert worden; ich erinnere nur an den „Entwurf einer 
republifanifchen Verfaſſungsurkunde, wie fie in Teutichland taugen 
möchte”, der im Jahre 1798 erſchien. Die Hauptfache aber ift, 
daß die Behauptung Treitichkes der Wirklichkeit, d. H. dem Sn: 
halt der SS 21 und 26 der Denkjchrift nicht entipricht. 

Neden wir zunächſt von dem zweiten Punkte! Man fann 
doh unmöglich ernithafterweile den 8 21 als ein „Verlangen 
nach einem deutſchen Palamente“ deuten! Diefer Ausdruck er: 
weckt ja unvermeidlich in dem Yejer ganz moderne Boritellungen, 
da der Begriff in Deutihland ein ausfchließlich moderner ilt. 
Auch bezeichnet Treitſchke felber den Gedanken vom Standpunft 
des Jahres 1813 aus als einen „zufunftsreichen“, alfo moder— 
nen. Der uneingemweihte Leſer muß daher notwendig annehmen, 
Stein habe in der Denkichrift jenes „Verlangen“ ganz ausge 
ſprochen, um jo mehr als Treitichfe S. 489 noch einmal kurzweg, 
d. h. auch bier ohne irgend eine Erläuterung, behauptet: 
Stein habe „die Forderung eines deutſchen Barlamentes” 
aufgeftellt. Daran hat aber Stein nit im entfernteften ge 
dacht; vielmehr hat er lediglich kraft S 21, wie ih ſchon angab, 
eine überaus bejcheidene und überaus jeltiame Art der Stände- 
delegation empfohlen, nämlich) al3 einen äußerst fümmerlichen 
Anner in dem verwidelten Räderwerk des wiederaufzurichtenden 
alten Reichstags. 

Treitſchke ſelbſt giebt zu (wenn wir überall den faljchen Aus- 
drud „Bank“ durch „Kollegium“ erjegen), daß Stein den Neichs- 
tag mit „drei“ Kollegien „wie vor Alters“ wiederherftellen und 
das „dritte” Kollegium, dag „der Reichsſtädte“ durch „Abge- 
ordnete der Yandtage verſtärken“ wollte. In diejer legteren Beziehung 
verjchweigt er aber, was für Stein die Hauptjache war; denn dieſer, 
als fanatiſcher Neichsritter, forderte in erfter Linie die Verſtär— 
fung des Städtekollegiums duch „Abgeordnete aus der Reichs: 
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ritterſchaft“ und erſt in zweiter Linie durch landitändifche 
Delegierte. 

Es war ihm alfo um einen weſentlich arijtofratijhen 
und feudalen Zufab zu der im Ganzen populären Bertre: 
tung der Städte zu thun. Denn auch den Zufchnitt der Land— 
ftände dachte er fich ja befanntlich durchaus feudal, jo daß auch 
die Delegierten der Landſtände zum guten Teil durch Verſamm— 
(lungen von Fürften, Grafen, Reichgrittern und Adligen aller 
Art gemählt worden wären. Ging doch in Bezug auf Land: 
jtände feine Anficht dahin, daß im Grunde nur der „Geſchlechts— 
und Güter-Adel” oder die „Vereinigung der großen Grundeigen: 
tümer” dem Negenten „Sicherheit verjchaffe”, während er dem 
„Mittelftande” nicht? geringeres als „neuernden Unternehmungs— 
geiſt“, „Eitelkeit“, Trachten nad) „Herabwürdigung der oberen 
Stände” und Luft zu „Angriffen“ gegen „die Perſon und Die 
Würde des Regenten“ zufchrieb *). 

Und welche Rolle hätten denn nun die landftändifchen Dele- 
gierten in dem alten Reichstage mit jeinen drei Kollegien, wie 
ihn Stein mwiederheritellen wollte, gejpielt? 

Zunädft nahm das dritte Kollegium, das ftädtijche, dem 
die ftändifchen Delegierten einverleibt werden jollten, im Verhält- 
ni3 zu den beiden erſten Kollegien, dem Furfürftlichen und dem 
fürſtlichen, nur eine mwejentlih untergeordnete Stellung ein. 
Denn troß des weitfäliihen Friedens erlangte es thatſächlich nie: 
mals die fogenannte „Barififation” oder die Gleichberechtigung. 
Es bejaß nicht viel mehr al3 ein Votum consultativum, oder 
al3 das Recht den beiden höheren Kollegien zuzuftimmen, wenn 
überhaupt ein Reichsſchluß zujtande kommen ſollte. Denn nur 
dann erit kam die Meinung des ſtädtiſchen Kollegiums in Frage, 
wenn die beiden anderen jich zuvor über einen gemeinjamen 
Beihluß vereinbart hatten. 

Sodann aber hätten in diefem jubordinierten Kollegium 
der Reichsſtädte die Delegierten der Yanditände notwendig wieder: 





*) Stein, Über die Vorteile einer Herrenbant in deutjchen Ständever: 
fammlungen, 12. Febr. 1816. Schon bei Perg, Denkſchriften S. 23 ff. 
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um eine jehr jubordinierte Rolle geipielt. Denn da ſelbſt die 
vier Grafenbänfe in dem Fürjtenfollegium, das nad) Stein (S 15) 
die jeit 1803 Mediatiſierten wieder als „unmittelbare“ in fich 
aufzunehmen hatte, der Fülle der Virilftimmen gegenüber nur je 
eine Kuriatitimme hatten: jo hätte doch vollends im Kollegium 
der Reichsſtädte, wo dieje bisher allein votiert hatten, ſowohl 
der Reichsritterichaft wie der Ständedelegation jelbjtverftändlich 
nicht mehr al3 ein paar Kuriatjtimmen eingeräumt werden 
fönnen, den Viriljtimmen der Reichsſtädte gegenüber. 

Das iſt die einzig zuläflige Folgerung aus der Denkſchrift 
Steins, der ja ausgeiprochenermaßen die Rechte aller vormals 
Unmittelbaren mwiederherzuitellen beeifert war, und der aljo auch 
nicht ausnahmsweiſe die Nechte der unmittelbaren Reichsſtädte zu 
zeritören bedacht fein konnte. Das wäre aber gefchehen, wenn 
man mit ihnen die Neichsritter und die Stänbdebelegierten, Die 
bisher gar nit zu Saß und Stimme beredhtigt waren, durch 
Verleihung von Viriljtimmen gleichgeftellt hätte. Hatte man 
doch auch früher, wenn von Aufnahme der Reichsritterfchaft unter 
die Glieder des Neichstags die Rede war, immer nur an die Auf- 
nahme in eine „Kurie“ des Grafenjtandes gedacht*). Und war 
do auch nachher nod) Stein bereit, Jogar der „Geſamtheit 
der Fürften, Grafen und Herren, die vormals die Neichs- 
ftandjchaft hatten, und deren Bejigungen eine Bevölkerung von 
50 000 Seelen nicht erreichen“, nur ſechs „Kuriatſtimmen“ 
gegenüber den Virilitimmen der Städte einzuräumen **). Aus 
Steins Eifer für alles, was reihgunmittelbar geweſen war, 
erklärte fih auch der Umitand, daß er die Zulafjung einer Ber: 
tretung der Reichsritterfchaft viel ausdauernder betrieb, wie die 
der Landjtände ***). Denn wenn aud) beide als bisher Unberech— 
tigte einander gleich waren, jo beſaß doch jene eben in Steins 
Augen den ſtolzen Borzug der Unmittelbarkeit, während die Yand- 
jtände als ſolche nur eine mittelbare Kategorie, nur Unter: 
tbanen von unmittelbaren Gliedern des Neiches daritellten. 


+, ©. 3. B. Majer, Teutihe Staatstonftitution, 1800. 1, 133. 
**) Werk 4, sub 358. 
***) S. z. 8. ebend. ©. 58 f. 
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Auf alle Fälle wäre alſo die Rolle, die nach Steins „Ver— 
langen“ die Abgeordneten der Landſtände im Reichstage geſpielt 
hätten, eine im höchſten Grade untergeordnete und winzige ge— 
weſen, ja eine geradezu beſchämende, wenn man ſie nach dem 
ſtolzen Begriff eines „Deutſchen Parlamentes“ bemeſſen hätte. 
Das hat aber auch dazumal niemand gethan, und Stein am 
wenigſten; denn er hatte eben damals, ſowie ſpäter, durchaus 
kein Verlangen nach einem deutſchen Parlamente. Es iſt daher 
zu bedauern, daß Treitſchke dieſe ſtolze Bezeichnung, zumal ohne 
Andeutung des Zuſammenhanges, Leſern entgegengetragen hat, 
die von dieſem Zuſammenhange keine Ahnung haben und nun 
wirklich Stein für den Träger des „großen, zukunftsreichen Ge— 
dankens“ halten müſſen. 

Zwar iſt Stein nachher, in ſeiner Denkſchrift vom März 
1814, die wir unten folgen laſſen, dieſem Gedanken inſofern 
etwas näher getreten, als er in der nun projektierten Bundes— 
verſammlung zu den „Abgeordneten der Fürſten und der Hanſe— 
ſtädte“ noch „Abgeordnete der Provinzialjitände hinzufügen” 
wollte. Aber einerjeitS hat es doc auch hier ohne den aller: 
geringjten Zweifel, wie aus allen früheren und jpäteren Analo- 
gien folgt, nur um einige Kuriatjtimmen für die Delegierten 
der Land-, nicht der „Provinzialſtände“ gehandelt. Und an- 
dererjeitS hatte ja inzwijchen vielmehr E. M. Arndt jeinerjeits 
in der Schrift „Über fünftige ftändijche Verfaſſungen in Deutſch— 
land“, die er im Winter 1813/14 in Frankfurt a. M. verfaßte 
und herausgab, allerdings ein deutjches Parlament im heu- 
tigen Sinne des Worts verlangt, einen „Reichstag“ weſentlich 
von der Art des jegigen, zufammengejeßt aus den „Yandboten“ 
der Provinzen Deutjchlandg ohne Beteiligung der Fürften *). Nur 
haben wir freilich gejehen (©. 27), daß Arndt trogdem, ja eben 
deshalb, von Treitſchke bei diefem Anlaß die Rüge mangelhafter 
ftaatsrechtlicher Begriffe erfährt. Ja noch früher, Schon im Dezem- 
ber 1813 hatte Humboldt am Schlujje der unten mitzuteilenden 
Dentichrift, die eine Erwiderung auf die Steinſche Auguft-Denf- 


) ©. unt. ZIV, 
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ſchrift war, für den Fall der Herjtellung eines deutichen Kaiſer— 
reiches” wahre Reichsſtände verlangt — offenbar im Gegenſatz 
zu den von Stein erfünjtelten. Was er unter „wahren Reichs: 
jtänden” verjtand, hat er in Bezug auf Preußen ſpäter dar- 
gethan. | 

Übrigens darf daran erinnert werden, daß ein Parlament, 
wie e3 Arndt damals für Deutjchland verlangte, fünf Jahre zuvor 
bereit3 durch den Freiherrn v. Binde für Preußen verlangt wor: 
den war. Vinde in feiner Denkichrift vom 20. September 1808 
hatte einen „Reichstag“ oder, wie er zweimal fi) ausdrüdte, 
ein „Barlament” begehrt, bejtehend aus einer einzigen Kammer, 
einem wahren Volkshauſe, ohne jeglichen Ständeunterſchied, ohne 
irgend eine „Rüdficht” auf den Adel, der fi nur, wie er jagte, 
durh „Titel und Wappen” unterjcheide und daher ein „leerer 
Stand” ſei, „welcher nicht zur Grundlage des Repräjentationg- 
ſyſtems dienen” könne. Vielmehr jollte ala „Vertreter des Bol: 
fe3” jedermann aus allen Schichten desjelben wählbar jein, ohne 
Unterjchied der Geburt, des Vermögens und der Lebengitellung ; 
gewählt aber jollten fie werden durch die Provinzialftände, die 
ihrerfeit3 aus den Wahlen des Bolfes hervorgehen jollten, auf 
Grund eines überaus winzigen Genjus; denn zur Stimmbered): 
tigung follten genügen: 30 Thaler Reineinfommen aus freiem 
Zandeigentum, 50 Thaler aus Erbpachtsgründen, 60 Thaler aus 
anderem Vermögen und 150 Thaler Befoldung *). 

Nun noch ein Wort über die andere Behauptung Treitjchkes, 
wonad dem Freiherrn vom Stein nahgerühmt wird, in der Au: 
auft-Denkjichrift auch den „großen, zufunftsreihen Gedanken” 
eines „Verlangens nad landſtändiſchen Rechten niedergelegt“ 
zu haben. Abgejehen davon, daß landftändijche Rechte der man- 
nigfaltigften Art etwas Uraltes waren, daß man allüberall Ver— 
faſſungen, Konjtitutionen oder Yandftände begehrte, ift doch wahr: 
lih dasjenige Diaß an landftändiihen Rechten, das Stein da: 

*) Vers, Dentihriften ©. 2 ff., bei. S. 6. 8— 10. |[Bgl. hierüber, jo- 
wie über die Entwürfe Hippels und Rhedigers: Stern, Geſchichte der preußi- 
ihen Berfafjungsfrage 1807—1815 in den Abhandlungen und Aftenjtüden 
zur Gefchichte der preußiſchen Neformzeit. Yeipzig 1885. S. 149--154.] 
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mals in 8 26 verlangte, faum der Rede wert. Glücklicherweiſe 
ging er auch hierin ſpäter beträchtlich weiter; damals aber ging 
er noch gar nicht über das vieldeutige und vielleicht eben des— 
halb beliebte Wort einer „Konkurrenz“ *) bei der „Brovinzial- 
gejeßgebung” (joll heißen: Yandesgejeggebung) und „bei der Ab- 
gabebewilligung”“ hinaus. Ja er entzieht den Yandftänden ein 
wichtiges Necht, indem er im S 25 den Fürften die Domänen 
zuwies, — eine Beitimmung, die er au hartnädig noch in der 
Denkſchrift vom 10. März 1814 feithielt. Mit Recht jagt daher 
Bert 3, 562: „Die Zuteilung der Domänen an die Fürjten war 
eine Abweihung von dem alten und urfundlihen Rechte, 
infofern nach diejem die Domänen nicht nur zur Beftreitung der 
Koſten des landesherrlihen Hofes, ſondern auch der Regierung 
dienen, und nur wenn fie dazu ermeislich nicht ausreichen, Steuer: 
zuſchüſſe vom Lande gefordert werden können.“ Graf Münfter 
that denn auch alsbald entichiedenen Einipruch gegen dieſe Rechts— 
entziehung, indem er in feiner Denfichrift vom 30. März 1814 
erklärte: Steins Vorſchlag in Betreff der Domänen fei „unzu: 
läſſig“; denn „in den meiften Ländern feien die Domänen wahre 
Nationalgüter, die dazu dienen, die Koiten der Regierung zu 
beitreiten u. ſ. w.“ 

„jedenfalls gingen jchon früher wie Stein und gleichzeitig 
mit ihm andere in Bezug auf landjtändiiche Nechte viel weiter. 
Binde in jener Denkichrift von 1808 forderte für die preußifchen 
Land» oder Reichsſtände, obgleich er es nur mit der „Organija- 
tion” derjelben, nicht mit ihren Kompetenzen zu thun hatte, 
dennoch gelegentlich neben der Beratung allgemeiner Gegen: 
ftände folgende Rechte: Beaufiichtigung der Verwaltung, Kontrolle 
der Beamten, jährliche Zufammenberufung, Eröffnung und Sclie: 
Bung durch eine Thronrede, Eelbitwahl des Präfidenten mit Vor: 
beyalt der Bejtätigung durch den König, unbejchränfte Nedefrei- 
beit und Lffentlichfeit der Sigungen**). Auch die jogenannte 
„interimiftiiche Nationalrepräfentation” von einigen 40 gewählten 

*) Auch Binde a. a. D. S. 3 redet von der „Konkurrenz“ einer land: 


ftändifhen Verſammlung. 
**) Binde a. a.D. ©. 3. 10 f. 
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Mitgliedern, die am 10. April 1812 in Berlin eröffnet wurde, 
war doch nicht jo „lahm“ und „unfruchtbar“, wie es nad) 
Treitichfe ©. 378 f. jcheinen könnte; in ihr wurde die Forderung 
nad) dem Budgetrecht, nad) der jährlichen Rechenſchaftslegung 
über die Finanzen laut, wie fie denn auch jchlieglich den Haupt: 
anſtoß zu dem Erlaß des Ediktes vom 22. Mai 1815 über die 
Berufung von Reihsftänden gab*). E. M. Arndt aber nahm 
jogar in der obengenannten Schrift als ein Recht der Landſtände 
die Minifterverantwortlichkeit in Anſpruch (fiehe unten). 

Es iſt denn auch, als ob Treitichfe fih bewußt gemwejen 
wäre, mit jenem Saße „Große, zufunftsreihe Gedanken u. ſ. w.“ 
zu viel, ja viel zu viel gejagt zu haben; denn er hängt demiel- 
ben wie zur Einſchränkung die Worte an: „doch alles gährte noch 
roh und unfertig durcheinander”. indes nichtsdejtoweniger wie— 
derholt er ſchon auf der folgenden Seite (489), wie bemerkt, 
neuerdings die völlig unbegründete und den Thatfachen durchaus 
widerjprechende Behauptung: Stein habe damal® „die Forde— 
rung eines deutihen Parlamentes“ aufgeitellt. 

Übrigens reiht er an jene Worte noch zwei Säße, die, gegen 
das öſterreichiſche Kaijerprojeft gerichtet, als wirkliche Ausſtel— 
lungen und als die einzigen zu betrachten find, aber auch ihrer: 
jeit3 Anftoß erregen; nicht ſowohl, weil fie unberechtigt wären, 
al3 weil fie wiederum mit den früheren Auslafjungen nicht im 
Einflange jtehen. 

Er jagt nämlich zum Schluffe: „Der eigentliche Kern der 
deutjchen Frage blieb dem erften Mann der Nation noch völlig 
dunfel**). In feiner hochherzigen Begeijterung für die Größe 
der Ottonen und der Staufen wollte er den dreihundertjährigen 
Sammer jener Fremdherrichaft wiederherftellen, die den Verfall 
der alten Kaijerherrlichkeit herbeigeführt hatte.“ 

Es jcheint doch: Wenn Stein ſchon im September 1812 
ich das „welthiſtoriſche Verdienſt“ erworben hatte, „Ihärfer 


*) Stern in Sybels hiſtor. Ztſchr. 1882 [mit Erweiterungen in den 
Abhandlungen und Aktenjtüden zur Geſchichte der preußiſchen Neformzeit]. 

**) Auch S. 675 jagt er: Stein habe „die allgemeine politifhe Un: 
flarheit der Zeit geteilt“. 
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als irgend ein Staatsmann das höchſte Zieldeutiher Staats: 
funft aufgeftellt zu haben, dann kann ihm unmöglih im Au: 
guft 1813 „der Kern der deutichen Frage noch völlig duntel 
geblieben” jein oder umgefehrt: Wenn ihm „der Kern der deut: 
ſchen Frage noch“ im Auguſt 1813 „völlig dunkel geblieben” 
war, fo fann er unmöglich ſchon im September 1812 „das höchſte“ 
Ziel deuticher Staatskunſt mit folcher „Schärfe“ erfannt und aufgeitellt 
haben, daß ihm dies als „welthiſtoriſches Verdienft” anzurechnen 
wäre. Und andererjeits: Wenn Stein, wie Treitjchfe hier (S. 487 f.) 
zugiebt, im Auguft 1813 mit Rücficht auf feine „Betersburger 
Pläne” voll „Begeilterung” für die „Einheit der alten Kaijer- 
zeiten” jchwärmte: dann Tann doch im September 1812 bei 
eben diefen Petersburger Plänen jein „Ideal“ nicht eine 
„Einheit ohne Phrafen und Borbehalte” geweſen fein, wie jie 
nie zuvor „gedacht“ oder „aufgeitellt” worden (ſ. ob. ©. 11). 
Syn beiden Zeitpunkten und in beiden bezüglichen Denkſchriften 
ſchwärmt Stein gleihmäßig für die alten Kailerzeiten 
und nur für fie, 

Darin aber hat Treitichfe an Ddiefer Stelle und ©. 679 
vollfommen recht, daß Stein fich über die deutſche Verfaſſungs— 
frage durchaus nicht Har war, jo daß er deshalb fortwährend 
hin und her jchwanfte und daß er, der im September 1812 der 
Reichsverfaſſung der legten Jahrhunderte jede andere Even: 
tualität vorgezogen hatte, dennoch im Auguft 1813 die Wieder: 
beritellung derjelben erjtrebte. 


IX. Ferne und nahe Wirkungen der 
Auguſt-Denkſchrift. 


Wir können nicht von der Analyſe der Auguſtdenkſchrift 
ſcheiden ohne den Hauptpunkt, die Verquickung der Einheits— 
idee und der Teilungsidee, des Kaiſertums und des Dua— 
lismus, mit den ſpäteren ſtaatsrechtlichen Entwidlungen bis 
auf den heutigen Tag in Beziehung zu jegen. Mit Necht hat 
Treitichfe darauf hingewieſen, daß Stein in Rückſicht auf das 
Verhältnis Preußens zu dem von ihm geplanten deutjchen Staijer- 
reich viele „verhängnißvolle Fragen unerörtert laſſe“. Aber 
warum läßt er fie unerörtert? warum bemüht er fich mittels 
jener Verquidung einen unmöglihen Bau aufzuführen? warum 
bleibt er bei einem ganz verfchrobenen und monjtröfen Rejultate 
jtehen? Offenbar weil er noch nicht die leßte Konjequenz jeines 
Verſuches zu ziehen wagte, der im Grunde ein Keim zu der 
ipäteren Theorie von dem engeren und weiteren Bunde 
it, und zwar im Gegenjag zu der jogenanten Gagernichen Idee. 
Hatte dieje ein jogenanntes Klein-Deutichland, ein preußiſch— 
deutiches Kaijerreich al3 engeren Bund im weiteren Bunde mit 
Öfterreich erzielt: jo hätte andererſeits die Konſequenz der 
Steinichen Idee ebenfalls zu einem Klein-Deutjchland, nur um: 
gekehrt zu einem öfterreichifch-deutjchen Kaiferreich als engeren 
Bund im weiteren Bunde mit Preußen geführt. Der Unter: 
ihied war nur: duch den Ausschluß Ofterreihs aus dem 
engeren Bunde ſchloß Gagerns Programm den mehr fremdartigen 
und weniger deutichen Bruchteil aus; während der Ausſchluß 
Preußens aus dem engern Bunde weit weniger fremdartige 


und weit zahlreichere deutiche Elemente auageiäten en bätte. 
Schmidt, Deutihe Berfaffungsfrage. 
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Und das war e3 ohne Zweifel, was Stein inftinktiv davon ab: 
hielt, bis zu joldher radikalen Konſequenz vorwärts zu dringen, 
und ihn daher in jenes unjichere Umbertaften nach einem un: 
möglichen Ausweg drängte. Das war es aber andererjeit3 auch, 
was Humboldt in feiner noch ungedrudten und unbenugten Dent- 
Ichrift vom 23. Februar 1815, die wir unten mitteilen, im Gegen: 
jaß zu Stein zu der Ahnung hinführte, daß, wenn ein Deutiches 
Kaijertum errichtet werden jolle, dies vom deutjchen Standpunft 
aus eben nicht an Ofterreich übertragen werden dürfe und 
daß, wenn ein Ausihluß erforderlich fei, diefer gerade Diter: 
reich treffen müſſe, deſſen „politiches Intereſſe weit enger“, 
als mit Deutichland, „mit dem Often Europas verbunden“ jei. 

Das denfwürdigite aber ift: Mehr und mehr drehte fich ſeit— 
dem, je unerträglicher und unausgleichbarer der Dualismus er: 
ſchien, die deutiche Frage um die Alternative: entweder ein öfter: 
reichiſch-deutſcher Bund ohne Preußen oder ein preußiſch— 
deutjcher Bund ohne Oſterreich, gleichviel ob ohne oder mit 
einem deutſchen Kaiſer an der Spite. Denen eritrebte, den 
Spuren Steins folgend, zunächſt Ofterreih, im Dezember 1814 
und dann wieder 1863; jenen aber das deutjche Parlament 1848 
und 1849, Preußen 1849 — 51 und mit Erfolg 1866— 71. Nicht 
Preußen alfo, jondern Dfterreich ging in dem Ringen um dieſe 
Alternative vorauf. Und die Lofung dazu hatte ihm die Auguft- 
Denkſchrift Steins gegeben. 

Nun erübrigt aber noch die Frage, wie zur Zeit ihrer 
Geburt Steins Auguſt-Denkſchrift aufgenommen wurde. Pertz, 
obwohl er ſie nicht kennt, meldet (3, 416): Hardenberg und Hum— 
boldt hätten, Stein gegenüber, die Kaiſeridee verworfen; ſter— 
reich habe in Deutſchland „einige zwanzig unabhängige 
Fürftentümer, ohne Verbindung untereinander oder mit beiden 
deutihen Großmächten“ bejtehen laffen wollen. Preußen babe 
im Augujt die Errichtung eines Deutſchen Bundes vorgejchlagen“ 
und „Bereinigung der Heinen SFürftentümer mit Ofterreih und 
Preußen” *), mit dem Zuſatz: „Entwürfe dazu wurden von Stein 


*) Dies würde an den Bartenjteiner Vertrag erinnern. 
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und Humboldt ausgearbeitet, kamen aber erit im folgenden 
Sahre zur Beratung”. Das it wire und zum Teil falich. 
Pertz hatte eben bier fein genügendes Material vor jih; er kom— 
binierte aus gelegentlichen Andeutungen. Preußen ging im Au: 
guſt ficher nicht über mündliche Außerungen in der gedachten 
Richtung hinaus. Entwürfe von Stein und Humboldt wurden 
damals gar nicht ausgearbeitet, jondern erſt beträchtlich Tpäter 
und nad vielen Zwiichenfällen, wie die Folge zeigen wird. Über 
Ofterreichs Anficht liegen bei Ompteda einige Mitteilungen vor. 

Zunächſt meldete der hannoverſche Gejandte am Wiener 
Hofe, Graf Hardenberg, jpäteitens am 11. Auguft, alfo bevor 
Steins Denkichrift verfaßt war, an Münſter in London: Oſter— 
reich habe fein Gelüfte mehr (n’ambitionne plus) nad) der Kaifer- 
frone; ebenjowenig jtimme e3 dem preußifchen Projekte einer 
Teilung des Proteftorate® von Deutichland zwijchen ihm und 
Preußen bei; vielmehr wünſche es eine Garantie aller verbün: 
deten Mächte, um die politiiche Eriltenz der jouveränen Fürſten 
Deutſchlands ſicher zu ftellen *). 

Ferner hatte Ompteda im September Unterredungen mit 
dem Baron Binder und meldete darüber unterm 1. Oftober 1813 
an Münjter**): Graf Metternich, überhaupt das Wiener Kabinett 
halte e8 für „voreilig, ſich ſchon jet” mit der Fünftigen Rege— 
fung der deutjchen Angelegenheiten zu beicyäftigen; denn daraus 
fönnten „Beunruhigungen, Eiferfüchteleien, Mißtrauen entitehen“. 
Vielmehr müſſe man die „Wendung der Kriegsereignilie abwarten, 
auch etwas dem Zufall anheimgeben”“, denn es ſei „jehr wahr: 
iheinlih daß aus dem Chaos jelbit” und aus den „Jeitum: 
ſtänden und Bedürfniſſen der Beteiligten” eine „angemeljene Ord— 
nung der Dinge hervorgehe”. 

Mit allen diefen Angaben über die Meinung Öfterreichs, 
und zumal über deſſen abweilende Haltung gegen die Wieder: 
herſtellung des Kaiſerreichs, jtimmt nicht nur die Verficherung des 
Staatsfanzlers Hardenberg im Juni (fiehe oben ©. 55), jon- 





*) Ompteda 3, 232. Das Datum folgt aus S. 231. 
**) Dmpteda 3, 213 ff. 
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dern vor allem auch die Depeiche des hannoverſchen Hardenberg 
an das britiiche Kabinett, die bei Eajtlereagh (Correspondance 
etc. III 1. 60—67) mitgeteilt iſt. Da fie mir im Terte un: 
erreihbar war, jo folge ih der Inhaltsangabe bei Häufler, 
Deutſche Gefch. 4, 368 ff. (2. Aufl.) 4, 378 ff. (3. Aufl). Da: 
nah war Metternich Anjicht: die Souveränität der deutjchen 
Fürjten zu beichränfen fei bedenklich; fie werde von ihnen als 
die fojtbarfte Errungenschaft betrachtet; eine Beſchränkung der- 
jelben würde ſie alle zu heimlichen Freunden Frankreichs machen ; 
ja ehe fie dies Gebäude ihres Ehrgeizes umftürzen ließen, würden 
jie wahricheinlich lieber alle Chancen des Kampfes an der Seite 
des Schöpfers ihrer Souveränität beitehen wollen. Selbjt wenn 
e3 gelänge, die Herftellung des Neiches mit Einem Oberhaupte 
durchzufegen, würden hinterher erjt recht die äußerjten Schwierig: 
feiten fich geltend machen. Je mehr man mit Energie die Zügel 
erfafjen wolle, auf dejto größeren Widerftand werde man ftoßen. 
Wie Napoleon zu verfahren, habe der Kaifer von Üfterreich weder 
die Stärfe noch den Willen. Wohl aber müßte er, wieder an die 
Spige des Reiches geitellt, bejorgen, daß der ganze Stoß ber 
Franzoſen gegen ihn fich wende. Auf jeden Fall jei es jeder 
alten oder neuen Reichsverfaſſung vorzuziehen, und auch zur 
Gründung einer bejjeren Ordnung in Deutjchland genügend, wenn 
man ein „ehr ausgedehntes Syitem von Verträgen und Alli— 
anzen“ beritelle, worin fich die einzelnen deutſchen Fürjten etwa 
verpflichteten: feine Verbindung mit dem Auslande gegen Deutich- 
land einzugehen, einander ihre Staaten und ihre Souveränität 
zu garantieren, fremde Invaſionen und feindliche Angriffe deut- 
ſcher Fürften gemeinfam abzuwehren. Um den Nachteil allzu 
vieler fleiner Staaten zu vermeiden, jeien immerhin einige Me: 


*) [Man vergleiche Onden: Öfterreih und Preußen im Befreiungsfriege 
Bd. 1. ©. 357—359; Onden: Das Zeitalter der Revolution 2. 895 —898; 
Metternihs nachgelafiene Papiere Bd. 1. 131, 164 ff., 2075; Denkfchrift 
Metternich über den Deutjchen Bund vom 10. Novbr. 1855 in der Htitor. 
Ztſchr. Bd. 58 (1887); die Stellen aus dem Briefwechjel von F. Gent mit 
Metternich in dem Werke „Ofterreihs Teilnahme an den Vefreiungsfriegen“, 
1887, &. 100103, 120, 127, 328]. 
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Hiernach kann es allerdings nicht zweifelhaft fein, daß nicht 
nur Preußen, jondern auch Lfterreich der Staiferidee entgegen 
war, wenn e3 auch zumeilen mehr dilatorijch ſich verhielt. Es 
war ſchon jeit der Niederlegung der deutjchen Kaiferwürde 1806 
entſchloſſen, fih ganz auf fich felbit zurüdzuziehen und fortan 
feine Stärke lediglich im fich jelbit zu fuchen. Am unzweideutigiten 
gab übrigens Oſterreich feine Vermwerfung der Kaiſeridee durch 
die Thatfache fund, daß es im Nieder Vertrag am 8. Oftober 
die volle Souveränität Bayerns für die Zufunft anerkannte. 

Mas Hannover betrifft, jo konnte Münfter in London die 
Auguſt-Denkſchrift Steing, die noch am 6. Dftober nicht in Omp— 
teda3 Händen war, jondern früheftens erſt am 7.*), nicht vor 
dem 22. Oftober erhalten, da immer noch damals circa 15 Tage 
für die Beförderung zwiſchen London und dem Innern Deutich- 
lands erforderlich waren *). 

Inzwiſchen aber hatte Münfter aus freiem Antrieb die 
deutjche Verfaſſungsfrage in einer Depeihe vom 1. September 
beiproden, die wir hier einſchalten. Won dem hannoverjchen 
Gejandten in Wien, dem Grafen Hardenberg, an den jie ge 
richtet war, erhielt jie Ompteda am 6. Dftober in einer Abjchrift, 
die jein Nachlaß mitteilt ***). Das nicht zur Sache Gehörige laſſen 
wir weg. 


*) Ompteda 3, 220. 
**) Ebend. 231. 
*+*) Ebend. 219, 232 ff. 


X. Minfter an Graf Bardenberg, 
London 1. Sept. 1813, 


„Or que l'Autriche s’est declar&e pour nous il devient 
important que nous sachions ses veritables vues relativement 
au sort futur de l’Allemagne. Vous m’avez instruit qu’elle 
n’ambitionne plus la couronne imp£riale, qu’elle n’adhere 
non plus au projet sinistre congu par la Prusse de partager 
avec elle le protectorat de l’Allemagne, mais qu’elle vou- 
droit une garantie de toutes les puissances alliees pour 
assurer l’existence politique des princes souverains de l’Alle- 
magne. 

I faut croire, Mr. le comte, que ces idees souffriront 
quelques modifications par le changement qui a eu lieu 
dans le systeme politique de l’Autriche vis-A-vis de la 
France, tout comme elle est deja revenue relativement au 
Tyrol sur l’opinion qu’il falloit laisser aux princes de la 
federation Rhenane tout ce qu'ils ont regu de Bonaparte 
pour avoir trahi l’empire et leurs co£tats. 

Quant A la dignite imperiale Vous savez que la Russie 
et la Suede avoient song& & la rendre A l’Autriche. Vous 
vous rappelez &galement que lorsque l’Empereur Frangois 
annonga au roi notre maitre qu'il s’etoit demis de cette 
couronne, que Sa Majeste, en sa qualite de prince électeur 
de l’empire, fit repondre, qu’elle eonsid£roit l’acte de cette 
renonciation comme extorque par la force, l’aneantissement 
de la constitution Germanique comme illegal, et qu’elle con- 
tinueroit a regarder l’empire Germanique et son chef comme 
toujours existant de droit. Il est vrai que cette dignite a eu 
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peu d’attrait depuis les actes qui ont prepare la ruine de 
l’empire; mais il faut songer aussi qu'il s’agit maintenant 
d’une reconstruction dans laquelle on saura eviter les 
ecueils contre lesquels il a &chou& et dont le plus &vident 
etoit Je manque d’union et le peu d’autorit@ du chef de 
l’empire. 

N est superflu de detailler a un homme d’&tat combien 
le sort de l’Allemagne doit influer sur celui de l’Europe 
en general. La cour d’Autriche a elle-m&me senti tout 
Yinconvenient d’un protectorat partage, auquel le Prince 
Regent d’ailleurs ne consentiroit jamais. Tl ne nous reste 
done que l’alternative d’embrasser un systeme federatif, 
ou celui de la souverainet& des princes de l’Allemagne. Il 
est dans la nature des choses que des Etats ne peuvent 
conserver l’independance que par leur force intrinseque ou 
par un appui exterieur. Üelui-ci est toujours precaire et 
les garanties cèdent A l’interöt momentane des garants. — 
Des souverains si foibles seroient continuellement dans le 
cas de chercher un appui &tranger et à donner dans toutes 
les intrigues diplomatiques. — L’union de l’Allemagne de- 
viendroit de plus en plus nulle et le sort de ses habitans 
sous tant de petits princes qui voudroient tous imiter leurs 
grands rivaux, et qui p£seroient sans contrainte sur leurs 
sujets, deviendroit des plus miserables ou du moins très 
precaire. — Ce n’est pas lä un état de choses qu'il faut 
presenter à une nation qu’on veut appeler à briser ses 
Chaines, 

Ajoutez à ces considerations que le systeme federatif 
de ’Allemagne est celui sous lequel elle a &t@ heureuse 
pendant tant de siteles, et qui convient le mieux A ses 
habitans; qu'au defaut de ce systeme nous la jetons dans 
le vague d’un nouvel ordre à former, que nous mettrons en 
mouvement une foule d’innovateurs, «ui voudroient tout 
bouleverser et que finalement si nous ne d£clarons pas 
[existence de la constitution Geermanique, que nous perdons 
tout argument legal pour déclarer la federation du Rhin 


88 Münſter an Graf Hardenberg, 1. Sept. 1813. 


illegale, et les princes, qui l’embrasseront dor@navant, sujets 
aux peines décrôtées par cette constitution. 

On ne sauroit objecter, que ce systeme manqueroit de 
force, car Bonaparte a fait de ces debris un instrument 
pour subjuguer le monde. 

Les principes ci-mentionnes sont l’esquisse de ceux que 
le prince, en sa qualite de prince d’Empire a recommandt 
& la Russie et & la Suede, laquelle s’y est conformee pour 
la plupart des points. 

Son Altesse Royale Vous charge de conferer & ce sujet 
avec S. E. Mr. le comte de Metternich et de me faire part 
des vues presenttes de la cour imperiale de Vienne.“ 


Man ſieht, der Gedanke eine „geteilten Protektorates“ und 
demnach einer Hegemonie Preußens in Norddeutjchland war ein 
jo gewaltiges Schredbild für Erfinder und Anhänger eines großen 
Welfenreiches zwifchen Elbe und Schelde, daß fie fich lieber un: 
bebingt einem deutſchen Kaifertum Oſterreichs unterwerfen wollten, 
obgleich fie zweifellos in eriter Linie die Bildung einiger Maſſen— 
ftaaten und deren Kollektivherrſchaft in Deutichland erzielten. 

Indem Ompteda die Meinungen Münfters in jeiner De- 
peſche vom 6. Dftober mit dem Inhalt der Steinfchen Denk: 
johrift verglih, Fam er zu folgendem Nejultat: „In denjenigen 
Hauptpunften, welche ein unter den deutichen Fürften zu jtiften- 
des gemeinjchaftliches Band und die Vermehrung der Auto— 
rität des Reichsoberhauptes anlangen, treffen die Ideen des 
Freiheren vom Stein mit den von E. E. vorläufig geäußerten 
merkwürdig zufammen. In dem übrigen Detail der Reichs: 
verfaſſung nähert fich der Freiherr v. Stein, weit mehr als 
ih es erwartete, der vorigen Reichsverfaſſung. Zuletzt aber 
jchließt er jein Memoire mit Ideen, die allerdings große Auf- 
merkſamkeit verdienen. Er geht nämlich von dem Grundſatz 
aus, daß es für das Intereſſe Europas, infonderheit aber Deutich- 
lands durchaus notwendig ſei, die Macht Preußens bedeu- 
tend zu vermehren u. j. w.“*) 





— — 


*) Ompteda 3, 220. 


Münfter an Graf Hardenberg, 1. Sept. 1813. 34 


Ompteda bezeichnet hier jelbjt die Meinungsäußerung Mün- 
ſters vom 1. September als eine „vorläufige“. Denn natürlich 
mußte Münfter nad) Empfang der Steiniden Auguſt-Denkſchrift 
dieje eigens beantworten. Ehe diejelbe in der zweiten Hälfte des 
Dftober eintraf, entſpann fich zwiichen ihm und Stein eine Korre- 
Tpondenz, aus der wir das Wichtigere hervorheben müſſen. 


XI. Rorrelpondenzg wilden Stein und 
Münſter, | 
16. September und 8. Pkfober 1813. *) 


Stein an Münfter, Prag, 16. September... . „Es ift 
von der größten Wichtigkeit, daß man jich über die deutichen Ange— 
(egenheiten bejtimme. Von Metternich erwarten Sie feine großen 
Anſichten; er ſteckt fich das Ziel nahe, um auf die bequemfte und 
fürzejte Art die Sache einitweilen auszufliden.... England muß 
mit Rußland und Preußen ernitli auf die Erhaltung und Grün: 
dung einer feiten Ordnung der Dinge in Deutjchland bedacht 
jein, und ih wünſche E. E. Ideen darüber zu willen. Kraft 
zum Widerftand nah außen, im Innern Sicherheit des Eigen- 
tums und des Lebens für den Einzelnen müjlen die Haupt: 
punkte, Verſtärkung der Macht des Kailers, von Preußen, Ber: 
minderung der Macht der Stände, Zeritörung des Rheinbundes 
und aller franzöfifchen Einrichtungen müſſen die Mittel fein. 
Gagerns Anfichten find phantaſtiſch.“ 

Hieraus ergiebt jich, daß Stein aucd Damals noch die Grund: 
ideen jeiner Auguſt-Denkſchrift feithielt, wenn er jie auch nur ganz 
ſummariſch andeutete. Ihm antwortete ohne noch — ich wieder: 
hole es — die Auguſt-Denkſchrift zu fennen 

Münjter, London, 8. Oktober. . . . „Sch finde nicht, daß 
unjere Sache im Rüden des Feindes (in Deutjchland) mit der 
Yebhaftigfeit aufgenommen wird, die jie erregen jollte. Ich glaube, 
ver Fehler liegt in einem Mangel bejtimmter Erklärungen über 
das fünftige Schidjal Deutichlands. Die Fürften find anfangs 


*) Gebrudt bei Pert, 3, 417 ji. 
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durch manche Äußerungen abgeſchreckt worden, und dieje Fürften 
halten ihre Unterthanen zurüd, jich als Deutiche zu zeigen. Jetzt 
droht den Unterthanen eine andere Gefahr.” 

„Oſterreich jcheint die Kaiſerwürde nicht zu wollen! Das hat 
jelbit Metternich an Aberdeen gejagt. Man glaubt im Wiener 
Kabinett die deutichen Fürften zu gewinnen, indem man ihnen 
ihre von Bonaparte gegebenen Provinzen und bejonders ihre 
Souveränität zu laflen verſpricht . . . Kann e8 einen deul— 
ſchen Fürften geben, der nicht die limitierten Hoheitsrechte der 
deutfchen Konföderation dem nichtigen Titel einer unter Bona— 
parte3 Tyrannei jtehenden jogenannten Souveränität vorziehe? 
Das Schidjal der Deutichen würde höchſt zu beflagen fein, wenn 
jie fünftig dem Willen Eleiner Dejpoten unterworfen jein Jollten. 
Beim gänzlichen Ruin der Finanzen in den mehrjten Ländern 
würde ihr Los beflagenswert jein. ch habe das Glüd unter 
einem Herrn zu jtehen, der jelbit diefe Art der Souveränität 
nicht will. Sollte jie für das arme Deutjchland beliebt werden, 
jo wäre ich bereit, mich auf die Seite der Nevolutionärs zu 
Ichlagen.” 

„E. €. verlangen meine Meinung über die deutjchen Ans 
gelegenheiten zu willen. Sie ift Ihnen aus allen meinen früheren 
Briefen und Memoiren bekannt. Jh kann fie aus Überzeugung 
nicht ändern, und weil der Prinz-Regent von jener Meinung 
nicht abgehen zu müſſen glaubt.” Er verweilt dann auf jein 
Schreiben an den Grafen Hardenberg vom 1. September oder, 
wie er fich ausdrüdt, auf den „Befehl“ an denjelben „ſich mit 
dem Grafen Metternich über die deutichen Angelegenheiten in 
Kommunikation zu jegen“, und fährt dann fort: 

„SH bin ganz E. E. Meinung, daß wir der Kaijerwürde 
Wert und Gewicht beilegen müflen. Wir EFönnen die getftlichen 
Staaten nicht heritellen, die ihr Einfluß gaben. Warum jollte 
aber nicht ein größeres Gewicht durch eine militäriſche Einrich— 
tung des Reiches hervorgebracht werden fünnen? Was liegt 
denn Außerordentliches in dem Gedanken einer permanenten Reichs: 
armee, die unter failerlichem Oberbefehl eine Reihe zu errichten: 
der NReichsfeftungen und Reichsitädte bejegen könnte. Eine jolche 
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Einrihtung allein würde Intriguen der Stände mit fremden 
Mächten verhindern.“ 

„Ich werde von neuem das engliiche Miniftertum treiben, 
die deutichen Angelegenheiten zu befördern. Eigentlich ſollte wohl 
der Antrieb von dorther erfolgen. Können €. E. denn nicht den 
Kaiſer Alexander veranlafien, mit Preußen auf beitimmte Punkte 
zu fommen, und kann Stadion nicht auf feinen Kaifer wirken, 
damit er die Michtigfeit dieſes Gegenstandes einjehe? Ich kann 
mir leicht Bündniffe unter den bleibenden deutichen Staaten 
denken, die auch ohne Kaijerwürde eine Art der Konfiftenz 
erlangen würden. Bei dergleichen Vereinigungen würden aber 
die Fürften allein die fontrahierenden Teile jein und die Unter: 
thanen bloße Sklaven werden.” *) 

— Dieſen Brief gebe ich dem Herrn v. Gagern mit, 
deſſen Anſichten mit den meinigen in den mehrſten Punkten über— 
einſtimmen. Er ſcheint große Hoffnungen auf Bayern zu ſetzen ... 
Wenn nur Metternich die Bayern nicht ebenjo wie Murat durch 
die Finger gehen läßt u. j. w.“ 

Zwei bis drei Wochen jpäter lief endlich die ausführliche 
Denkſchrift Münſters vom Stapel. 


*) Diefer Ausſpruch ift feltfam! Als ob es nad den damals beitehens 
den Intentionen mit der Kaiferwürde anders bejtellt gewefen wäre! Auch 
mit derfelben würden „die Fürſten allein die fontrahierenden Teile“ ge— 
wejen und geblieben jein, 


XN. Münſters ungedrucktes Mempire sur 
V’etat futur de V’Allemagne, 
London Ende Pktober 1813, *) 


Diefe ungedrudte Denkihrift, die Berk nicht kannte und 
auch Treitjchfe weder erwähnte noch benutzte, trägt fein Datum, 
beweilt aber durch ihren Inhalt, daß fie der Zeit vom 24. bis 
30. Oftober angehört. Denn 1) gedenkt jie des Nieder Vertrages 
vom 8. Oftober, deſſen Kunde nicht vor dem 23. zu Münfter 
gelangen konnte, und 2) gedenkt fie nicht der Schlacht bei Leipzig, 
deren eriter Akt vom 16. Oktober jpätejtens am 31. in Zondon 
befannt fein mußte. Damit ftimmt, daß die Denfihrift noch 
feine Kunde davon hat, dab der Rieder Vertrag ein Vorſpiel zu 
ähnlichen Verträgen und namentlih zum Fuldaer DVertrage vom 
2. November wurde. Da die Lage der Dinge fich alsbald voll: 
tändig veränderte, begnügen wir uns mit Ercerpierung deilen, was 
für Vergangenheit und Zukunft von bleibenderem Intereſſe war. 


„Sur l’etat futur de V’Allemagne. 


Das Memoire hob alfo an: Des le moment que Bona- 
parte attaqua la Russie, 1’Empereur Alexandre sentit la 
necessite ete. Dann werden die Anfänge der ruſſiſch-engliſch— 
ſchwediſchen Verhandlungen alſo ſtizziert: 


L’Empereur de Russie, persuadé que l'état futur de 
[Allemagne doit influer puissamment sur la tranquillit& du 
reste de l’Europe, fit parvenir des le 2. juillet 1812 des 


*) Berliner Archiv, Wiener Kongrefatten, Rep. VI. No. 70. Pieces 
anterieures au congrös de Vienne. 
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communications confidentielles au gouvernement Britannique 
afın de s’occuper de concert avec lui de ce grand objet. 

Kurze Zeit darauf erfolgte un m&moire contenant l’es- 
quisse des mesures qu’elle proposait d’adopter pour l’admi- 
nistration des provinces Allemandes que les armees alliees 
occuperaient. 

La Su£de en fit autant, fich zugleich ausſprechend sur 
les prineipes qu’elle voudrait voir adopter relativement à la 
constitution future de l’Allemagne. 

Nun ward der Minilter beauftragt de comparer ces deux 
pieces, de tächer de concilier les vues divergentes qui pour- 
raient s’y trouver et de rediger les principes que S. Altesse 
Royale croyait devoir recommander à ses allies, tant pour la 
forme de l’administration des provinces occupees durant la 
guerre, que pour le retablissement d'un ordre permanent 
en Allemagne. 

Le me&moire qui fut compose en consequence et ap- 
prouv& par le Prince Regent fut communiqu& au mois de 
Janvier 1315 au gouvernement Britannique et aux mis- 
sions de Russie et de Sutcde. La cour de Suede fit une 
reponse tres satisfaisante. 

Apres que l’accession de la Prusse eut amene un 
changement total dans ses rapports avec l’Allemagne, 
wurden Verträge geichlofjen qui devront necessairement influer 
sur le sort futur de l’Allemagne. Dann führte der Hinzutritt 
Ofterreich8 neue Arrangements herbei. Mais tous ces arrange- 
ments ne nous ont pas rapproche d’un accord sur l’etat 
futur de l’Allemagne. 

Indes eine Vorbereitung thue not. Qu’aurait-on gagne 
en detruisant la ligue Rhenane, si les differents etats de 
l’"Allemagne restaient dans la necessit& de chercher encore 
un appui &tranger, ou s’ils se voyaient de nouveau expos6s 
a ces dissensions internes qui ont dechire l’Allemagne durant 
des siteles? ... A moins que les puissances alli6es ne 
s’accordent de bonne heure sur les bases du systeme qui 
devra ôtre accept& pour l’Allemagne, elles se trouveront 
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göntes par les traites quelles feront avec les princes 
qui voudront abandonner le parti de l’ennemi. Des raisons 
majeures ont diet& celui conclu avec la Bavitre, mais il 
n’&chappera pas à la sagesse des cabinets unis que dans 
les cas olı ces m@mes raisons n’opereront pas avec la m&me 
force, il ne serait pas convenable d’accorder à des princes, 
qui se sont rendus complices de Bonaparte, en acceptant 
les depouilles de leurs coetats dans l’intention de l’aider 
à enchainer d’autres nations, les avantages qu’ils ont obtenu 
dans une telle cause, ou de sanctionner leurs usurpations 
faites sur les droits de leurs propres sujets. Wie joll man 
zur Einheit gelangen, wenn man damit anfängt, die abjolute 
Unabhängigkeit der Staaten von Deutjchland zu garantieren? On 
ose esperer que cette independance absolue stipulde par 
l’artiele secret du traite sign& le 9. Sept. 13 entre l’Autriche 
et la Russie, pour les &tats de l’Allemagne ne devra signihier 
que l’ind&pendance de toute puissance &trangere, et c'est là 
le sens qu’il faudra tächer de donner au traité du 8. Octobre 
par lequel la Baviere a stipul& son accession à la federation. 

On ne supposera pas que le Prince Regent d’Hanovre 
opinerait pour diminuer ses propres droits, mais son Altesse 
Royale desire donner l’exemple aux autres princes de 
"Allemagne qu’on ne doit pas sacrifier au phantöme de cette 
pretendue souverainete absolue le salut de la commune 
patrie Germanique. 

Auch müßten die unterdrücdten Nechte der Unterthanen, * 
Provinzialſtände wieder hergeſtellt werden. Plusieurs princes 
de la federation Rhenane n'ont eu rien de plus presse que 
d’annuller tous ces liens r&ciproques, en s’autorisant de leur 
pretendue souverainete, et si on laisse exister ce phantöme, 
les Allemands dans ces contrees n’auront de choix que 
celui de se resigner au sort fatal qu’on leur aura prepare 
ou de revendiquer leurs droits par une r6sistance qu'on 
traiterait à tort de rebellion. Der Prinz.Regent ne peut 
recommander avec trop d’empressement aux cours allices 
de ne point perdre de vue ces deux grands objets: celui 
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de reunir l’Allemagne (quand m&me ce ne serait que 
pour les parties non comprises dans les monar- 
chies Autrichienne et Prussienne) dans un corps 
politique — secondement d’assurer les droits du peuple 
ainsi que ceux des princes entre eux. 

Die Sicherheit Europas verlangt, daß Frankreich ein syst&me 
militaire solide in Deutſchland gegenüberftehe. Ferner ift e8 
notwendig de pourvoir & la liberte du commerce interieur .... 

On repetera ici les observations generales contenues 
dans le me&moire ci-dessus mentionne ... Principe fonda- 
mental, de retablir, autant que les inter&ts de l’Europe et 
de l’Allemagne en particulier le permettront, tout ce qui est 
legitime et les institutions qui, malgre qu’elles aient &te 
renversees par le torrent de la revolution jouiront de nou- 
veau du respect que des nations sages accordent à des 
coutumes et & des lois qui ont exist€ depuis les temps les 
plus recules ... . 

Voici les passages de ce mémoire allegue qu’on croit 
devoir repeter, en rappelant cependant qu'il a été compose& 
a la fin de l’an 1812. 

Extrait du memoire, sur les arrangementsä pro- 


poseräl’Allemagne... Le caractere essentiel de la con- 
stitution Germanique est celui d’une federation de differents 
etats sous un chef &lectif... On recommanderait donc de 


proclamer la constitution Germanique comme existante — 
et comme une suite necessaire de cette declaration la fede- 
ration Rhenane illegale, et les princes qui persisteront & la 
defendre, sujets aux peines deeretees par la constitution. 
En ajoutant & cette deelaration qu’on s’accordera ensuite 
sur les changements que les &venements rendront n&ces- 
saires..... on gardera les mains libres pour tous les arrange- 
ments necessaires à introduire . . . si la Suede dans son 
me&moire dit „qu'il faut renoncer a retablir l’ancienne con- 
stitution qui déjà n’existait plus apres la paix de Luneville“ .. 
on a voulu dire: qu'il ne faudrait pas retablir la constitution 
avec tous ses anciens defauts . . . Dans ce sens on ne saurait 
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qu’applaudir a l’idee „d’opposer des principes d’une justice 
eternelle & ceux qui ont detruit tous les liens sociaux; 
qu'il faudra assurer la moralit& des gouvernes par la sta- 
bilite des gouvernements, et que pour y parvenir il faudrait 
donner à l’Allemagne une constitution qui mette le 
peuple à l’abridel’oppression des princes et qui 
donne au chef de l’empire une puissance morale et 
physique assez forte pour maintenir l’&quilibre parmi les 
etats Allemands; en m&me temps qu’elle lui fournira assez 
de moyens pour la defendre contre toute attaque au dehors“. 
Die Heinen Souveräne dürfen nicht mehr jelbitändig jein in mili: 
täriiher Beziehung und den auswärtigen Mächten gegenüber. Die 
Vereinigung deuticher Provinzen mit fremden Monardhien, nicht 
wie Hannover mit England, wo die Union nur eine perjonelle 
it, jondern wie Ojfterreich mit Ungarn, Brandenburg mit Preußen, 
Holftein mit Dänemark, ift ein Übel. Il sera moins aisé de 
prevenir pour l’avenir ces inconv£niens. 

Le moyen de „donner au chef de l’empire une 
puissance morale et physique etc.“ peut s’obtenir de deux 
manieres, ou en rendant ce chef hereditaire et en lui 
accordant le droit exclusif de la guerre et de la paix dans 
l'empire; ou en retablissant un syst&öme d’equilibre 
pour emp&cher qu’il n’existe pas de puissance qui puisse 
braver impunement les lois de la ligue. 

La premiere idee trouverait une difficulte presque in- 
surmontable. L’Autriche est la puissance qu’on appelerait 
sans doute à la couronne imperiale qu’elle a portee avec 
peu d’interruption pendant des siecles. Les autres puissances 
voudraient-elles lui accorder l’accroissement immense de 
l'empire Germanique? l’acquisition des droits mentionnes 
y serait pourtant &quivalente, car elle y conduirait n&ces- 
sairement. Pourrait-on de l’autre cöt& supposer, que des 
stats qui ont joui de l’ind&pendance depuis les temps les 
plus recules, comme la Baviere, la Saxe *), le Brandebourg, 





*) ©. die Note ©. 46, 
Schmidt, Deutſche Berfafjungsfrage. 7 
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ne combattraient pas une telle idee à toute extremite? 
et est-ce la un «tat des choses qu’on voudrait amener, 
au moment qu'on souhaite de retablir l’ordre et la tran- 
quillite ? 

Daher erjcheint der andere Weg nötig... L’idee de réunir 
"Allemagne en de plus grandes masses a &t& souvent pro- 
posee. La secularisation des &tats eccelesiastiques a com- 
mence l'ouvrage et Bonaparte l’a en partie suivi dans sa 
formation de la ligue Rhenane ... Il semble que la 
reunion en grandes masses oü les &tats incor- 
porés conserveront leurs droits, excepte&s ceux 
de cette souverainet& éphémèére et par consé— 
quent celui d’avoir une armée, ou des relations 
etrangeres A eux, r&epondrait au but, et surtout 
aux voeux de la nation Allemande. Les membres 
souverains de la ligue pourraient möme convenir de certaines 
modifications dans l’exereice de leurs droits de souverainete 
p. e. de ne pas entreprendre des guerres, ou de faire des 
traites separes qui n’obtiendraient pas la sanction de la 
diete generale. 

Parmi les moyens de donner plus de puissance & l’em- 
pire Germanique comme tel, on proposerait encore celui 
des garanties de l’Angleterre, de la Russie et de la Suede; 
l’etablissement d’une armee de l’empire permanente, composee 
des contingents des princes qui resteraient souverains, et 
l’&tablissement d’une ligne de forteresses d’empire telles 
qu’staient autrefois Kehl et Philippsbourg. Les troupes 
de l’empire pourraient servir de garnisons ä ces forteresses 
et aux villes imp£riales, si on veut en conserver ou en &tablir 
de nouvelles pour prix de leur patriotisme, comme l’a pro- 
pose Ja Suede. Die frühere Neichgarmee, in der die Kon— 
tingente manchmal 2 bi8 3 Mann, mit ungleicher Ausrüftung, 
war nur eine Harlefinade. Dagegen eine armée permanente, 
sous un chef nomme& par l’empereur et la di£te, de- 
viendrait respectable et donnerait à l’empereur la puis- 
sance necessaire. Die vorgeichlagene Garantie ift analog der 
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des wejtfäliichen Friedens, Frankreich bleibt natürlich ausgeſchloſſen; 
Schweden hat verdient, neuerdings diefe Rolle der Garantie zu 
übernehmen, Rußland hat fie feit dem Tejchener Frieden verlangt. 

Rien ne donnerait plus de stabilit€ a ce systeme de 
defense que de lui reunir la Hollande et la Suisse. 
Ces deux pays flanqueraient comme deux grands bastions 
la frontiere de l’Allemagne vers la France . ..“ 

Inzwiſchen rücten nach der fiegreichen Schlacht bei Leipzig 
die Heere der Verbündeten unaufhaltfam gegen den Rhein vor, 
und gegen Ende des Jahres, im November und Dezember, fanden 
jih Stein, Humboldt und andere Staat3männer wieder in Frank: 
furt a. M. zuſammen. 
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XI. Wilhelm von Bumboldfs ungedruckte 
Denkſchrift über die künftige Perfalfung 
Pentlchlands, 

Frankfurt a. M. Dezember 1813, an Stein gerichtet. *) 


Auch von der Eriftenz diefer bisher ungedrudten und über: 
aus intereffanten Denkichrift hat Perg feine Ahnung; Treitjchfe 
hat fie weder erwähnt noch benußt, obgleich ohne fie der Gang 
der BVerfafjungsangelegenheit und die Priorität der einzelnen 
Berfaffungsideen gar nicht zu erkennen ijt. Alle Denkſchriften 
und Entwürfe, ja alle Auslaffungen über die Verfaſſungsfrage bilden 
eine zujammenhängende Kette von Ideen, die ſich auseinander 
entwidelten, indem jedes frühere Produft allen Urhebern der 
ipäteren befannt wurde und demnach auf jie einzumirfen vermochte. 

So jehen wir denn auch Humboldt bei Abfaſſung der nad): 
folgenden Denkſchrift in voller Kenntnis aller Auslaſſungen Steins, 
Münfters und Metternids. Als preußiicher Gejandter bein 
Miener Kabinett befand er jich während des Waffenſtillſtandes 
zu Prag im regiten Verkehr mit dem Staatäfanzler Hardenberg, 
dem Freiheren vom Stein und dem Grafen Metternih. Steins 
Kaijeridee wurde jchon damals auch von ihm befämpft. Dennod) 
wurden, wie Pertz 3, 416 berichtet, Stein und Humboldt durch 
das lange Zujammenleben in diejer Zeit miteinander jehr ver: 
traut, jo daß der legtere an die Prinzeſſin Luiſe jchrieb: „ch 
hoffe, daß Stein von nun an bei uns bleibt, für den ich un: 
endliche Achtung und Liebe hege“. Der BVermwaltungsplan für 

*) Berl. Arch. ib. No. 70. [Zum Teil veröffentlicht von Onden: Zeit: 
alter der Revolution u. ſ. w. 2, 901 ff. 865.] 
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Deutichland wurde damals von beiden gemeinjam bearbeitet, wo: 
bei, wie bei allen anderen Anläflen, Humboldt alle Detailarbeit 
übernahm. 

Wenn Perg aber a. a. D. jagt: damals hätten aud „Stein 
und Humboldt Entwürfe ausgearbeitet” über Deutſchlands Fünf: 
tige Berfaflung, die „aber erſt im folgenden Jahre zur Beratung 
kamen“: fo ift das, wie ſchon bemerkt, eine volljtändige Irrung. 
Damals gelangte allerdings die ihm unbekannte Auguft:Denf- 
jchrift zur Ausarbeitung und ſofort auch zur Beiprehung; wo— 
gegen Humboldt erit jpäter und erit in Frankfurt die jeinige 
entwarf. Der wahre Gehalt jener irrigen Nachricht ift ohne 
Zweifel, daß Stein ihn wie Münjter ausdrüdlid um eine aus: 
führliche Darlegung feiner Fdeen anging. Daraus erklärt es ſich 
denn auch, daß Humboldt die Denkſchrift an Stein richtete, wie 
die Anrede „I. F.“, d. i. „lieber Freund“, verbürgt. 

Treitſchke hat in feiner Charalteriftit Wilhelm von Hum— 
boldts (S. 334 ff.) mitten unter Bethätigungen hoher Anerfen- 
nung, außer manchem andern ungerechten Tadel, auch das ab- 
fällige Urteil gefällt (S. 336): „Seine diplomatiihen Denk: 
ihriften find allefamt zu breit und zu ſcharfſinnig“; er 
„ſieht den Wald vor lauter Bäumen nicht”. Wohl dem, der 
ein fo bedauerliches, ehrenrühriges und unbegreifliches Urteil nicht 
zu vertreten bat. Auf Humboldts Gejandtichaftsberichte aus 
Wien vor dem Beginn der Freiheitsfriege, als man auf dag 
jchnödefte ihn umging, fann es ſich doch nicht beziehen jollen! 
Denn es handelt fih ja in jenem Urteil um „Denkſchriften“, 
und das „allefamt” ſchließt überdies die alleinige Bezugnahme 
auf einzelne Schriftitüde aus. Nun trifft das Berdammungs: 
urteil freilih nur die Gelamtheit der „diplomatiſchen“ Dent- 
Ichriften. Aber welche Denkichriften Humboldts zur Zeit der Frei- 
heitäfriege wären nicht diplomatischer Natur! Sie betreffen 
namentlih drei Fragen: die ſogenannte ſächſiſche, die deutjche Ver- 
fafjungsfrage und die jpecielle Kaijerfrage. Keine einzige war 
frei von diplomatijchen Gefichtspunften, teils allen anderen Groß: 
mädhten, teils einzelnen derielben, teils den größeren deutjchen 
Mächten gegenüber. 
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In der eritern Frage wendet freilich Treitichfe, indem er 
jowohl in ebenjo anzüglihen als zahlreihen Wendungen Harden- 
berg wie Humboldt der „Blindheit“ beichuldigt, das obige Ver- 
dammungsurteil in feiner ganzen Ausdehnung an; indes Fann 
ih jeine Auffafjung der damaligen Situation nicht teilen, kraft 
deren er wie Hardenberg und Humboldt als „Blinde“, die „den 
Wald vor lauter Bäumen“ nicht jehen, jo andererjeit3 auch 
Kaifer Franz, Metternich und Cajtlereagh als eingefleijchte Böſe— 
wichter erjcheinen läßt, Friedrich Wilhelm aber als den ſcharf— 
ſinnigſten aller Bolitifer. Ich halte vielmehr die damalige Auf: 
faſſung des Freiherrn vom Stein für die richtige, der die Politik 
der preußiichen Staat3männer al3 eine volllommen flare und 
forrefte auf das eifrigite teilte und unterflüßte, big Friedrich 
Wilhelm durch jein Dazwilchenfahren die natürliche Entwidlung 
der Situation ftörte und verdarb. Das ift auch in der neuern 
Zeit u. a. die Auffallung Häuſſers. Und darnach würde denn 
auch das Urteil über dieſen Teil von Humboldts Dentichriften 
anders lauten müffen, wie bei Treitjchfe. Übrigens wird ver 
Leſer jelbit zu urteilen in der Lage jein, da wir zwei dieſer 
Denkſchriften in der Jächjiichen Frage unten folgen lailen. 

Mas die Denkfchriften in der Berfaflungsfrage überhaupt 
und in der jpeciellen Kailerfrage betrifft, jo find dieſe ſämtlich 
bi8 auf eine ungedrudt. Und da wir diejelben mehr oder min- 
der vollitändig unten mitteilen: jo wird auch über fie der Leſer 
fich leicht ein Urteil zu bilden vermögen. Nach meiner Meinung 
find die Humboldtichen Denfichriften überhaupt denen aller übri- 
gen StaatSmänner jener Zeit an politiichem Scarflinn, jach: 
licher Gediegenheit und hiftoriichem Tiefblid bei weiten überlegen. 

In der nachfolgenden Denkſchrift ift von bejonderem Inter— 
elle, daß Humboldt, indem er ſowohl die Kaijeridee im Sinne 
Steins, wie die Teilungsidee Steind und Hardenbergs im Sinne 
einer Scheidung nad) Nord und Süd vermwirft, jeinerjeit3 viel- 
mehr zum erjtenmal in unzweideutiger Weife — um mic) des obi- 
gen Ausdruds zu bedienen (S. 38) — das Ganze mit zwei 
gemeinfamen Spiten empfiehlt; d. i. — wie Humboldt fich 
ausdrüdt — Feine „Teilung der Gewalt“, aber auch feine 
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„Unterordnung“, jondern „gemeinjchaftliche” Oberleitung von 
Gejamt:Deutfchland dur „Oſterreich und Preußen“, alſo gleich: 
ſam eben als Konjuln oder Duumvirn. Man jehe bejonders 
außer der Einleitung der Denkichrift die Paragraphen 9, 11, 12 
und 14. Es war dies eine Form, der nachher Hardenberg in 
jeinem Verfaflungsentwurfe ſich ebenjo unzmweideutig anſchloß. 


„Im Dezember 1813 vom St. M. von Humbold gejchrieben *). 
Frankfurt, im Dezember 1813, 

Ich habe erſt bier Zeit gefunden, I. F., mein Verſprechen 
zu erfüllen, Ihnen meine Gedanken über die künftige Verfaflung 
Deutichlands mitzuteilen. Auch babe ich gern abgewartet in 
diefen Mauern zu fein. Hier wo die Spuren der ehemaligen 
Einrihtungen noch Achtung genug einflößen, um ebenjojehr vor 
der Gleichgültigkeit gegen ihren Untergang, als vor dem Wahne 
zu bewahren, ihre MWiederheritellung als leicht anzujehen, läßt es 
fi) mit mehr Ruhe und Ernſt über die wichtigite Angelegenheit 
reden, die ein Deuticher behandeln fann. 

Der erite Vorwurf, den meine Borjchläge erfahren werden, 
it vermutlich der, daß man fie auf wandelbare VBorausjegungen 
gegründet finden wird. Allein diefer Vorwurf trifft weniger mich, 
al3 die Sache. Eine wahrhaft fichre Verbindung kann nur durch 
phyfiichen Zwang, oder moralijche Nötigung zuitande gebracht 
werden. Die Politik iſt aber gerade jo angethan, daß fie auf 
die leßtere wenig rechnen fann, wenn ſie nicht den eriteren im 
Hintergrunde zeigt, und wie nötig und wirkſam diejes Zeigen jei, 
hängt immer gar jehr zugleich von der zufälligen Verknüpfung 
der Umftände ab. Sie darf alfo nie auf Mittel denken, die 
gleichſam abſolut fihernd jein follen, jondern nur auf ſolche, 
welche fich jener Verknüpfung, jowie fie in ſich wahrſcheinlich ift, 
am beften anfchmiegen, und fie am natürlichiten beherrichen. In 
die Möglichkeit einer Ungewißheit des Erfolges muß man ſich 
immer ergeben, und nicht vergellen, daß der Geiſt, welcher eine 


*) Wilhelm v. 9. ichrieb jeinen Namen ohne t. 
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Braudte man nicht Neues einzurichten, fünnte man die 
Dinge jo lajjen, wie fie, nach der Auflöfung des Unitatthaften, 
von ſelbſt fein werden: jo wäre es bei weiten vorzuziehen. Denn 
die MWeltbegebenheiten gehen immer in dem Grade beiler, in dem 
die Menſchen nur negativ zu handeln brauchen. Allein hier iſt 
diejes unmöglich; hier muß etwas Poſitives geichehen, erbaut wer— 
den, mo man gezwungen war niederzureißen. Da der Rheinbund 
aufgelöft ift, muß entjchieden werden, was nunmehr aus Deutich- 
land werden joll, und jelbft wenn man feinerlei Art der Ber: 
einigung wollte, wenn alle Staaten einzeln fortbeftehen ſollten, 
jo müßte doch auch diefer Zuſtand zugerichtet und gefichert werden. 

Wenn man aber über den zukünftigen Zuitand Deutichlands 
vedet, muß man fich wohl hüten, bei dem beſchränkten Geſichts— 
punkte jtehen zu bleiben, Deutichland gegen Frankreich fichern zu 
wollen. Wenn auch in der That der Selbitändigfeit Deutjch- 
lands nur von dorther Gefahr droht, jo darf ein jo einjeitiger 
Geſichtspunkt nie zur Nichtichnur bei der Grundlegung zu einem 
dauernd mohlthätigen Zuſtand für eine große Nation dienen. 
Deutijchland muß frei und ftarf fein, nicht bloß damit es ſich 
gegen diejen oder jenen Nachbar, oder überhaupt gegen jeden 
Feind verteidigen könne, Jondern deswegen, weil nur eine aud) 
nah außen bin jtarfe Nation den Geift in fi bewahrt, aus 
dem auch alle Segnungen im Innern jtrömen; e8 muß frei und 
ftarf jein, um das, auch wenn es nie einer Prüfung ausgejegt 
würde, notwendige Selbitgefühl zu nähren, feiner Nationalent- 
wicklung ruhig und ungeitört nachzugehen, und die mwohlthätige 
Stelle, die es in der Mitte der europätichen Nationen für die: 
jelben einnimmt, dauernd behaupten zu können. 

Von diejer Seite angeſehen, kann die Frage nicht zweifel: 
baft fein, ob die verichiedenen deutſchen Staaten einzeln fortbe- 
jtehen *), oder ein gemeinjchaftliches Ganzes bilden jollen? Die 
kleineren Fürjten Deutjchlands bedürfen einer Stüße, die größeren 
einer Anlehnung, und jelbit Preußen und Ofterreich it es wohl- 
thätig, jich al8 Teile eines größeren und, allgemein genommen, 





") Gegen die Metternichiche Idee. 
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noch wichtigeren Ganzen anzujehen. Dies aus großmütigem Schuß 
und bejcheidener Unterordnung zufammengejegte Verhältnis bringt 
eine größere Billigkeit und Allgemeinheit in ihre, auf ihr eigenes 
Intereſſe gerichteten Anfichten. Auch läßt fih das Gefühl, daß 
Deutihland ein Ganzes ausmadht, aus feiner deutfchen Bruft 
vertilgen, und e3 beruht nicht bloß auf Gemeinjamfeit der Sitten, 
Sprade und Litteratur (da wir es nicht in gleihem Grade mit 
der Schweiz und dem eigentlichen Preußen teilen), jondern auf 
der Erinnerung an gemeinfam genojjene Rechte und Freiheiten, 
gemeinjam erfämpften Ruhm und bejtandene Gefahren, auf dem 
Andenken einer engeren Verbindung, welche die Väter verknüpfte, 
und die nur noch in der Sehnfucht der Entel lebt. Das ver: 
einzelte Dajein der fich jelbit überlaſſenen deutichen Etaaten (jelbit 
wenn man die ganz fleineren größeren anfügte) würde die Maſſe 
der Staaten, die gar nicht oder ſchwer auf ſich ſelbſt ruhen fön- 
nen, auf eine dem europäiichen Gleichgewicht gefährliche Weiſe 
vermehren, die größeren deutichen Staaten, ſelbſt Diterreich und 
Preußen, in Gefahr bringen, und nah und nach alle deutfche 
Nationalität untergraben. 

E3 liegt in der Art, wie die Natur Individuen in Nationen 
vereinigt und das Menichengeichleht in Nationen abjondert, ein 
überaus tiefe3 und geheimnisvolles Mittel, den Einzelnen, der 
für ſich nichts ift, und das Gefchlecht, das nur in Einzelnen gilt, 
in dem wahren Wege verhältnismäßiger und allmählicher Kraft: 
entwidlung zu erhalten; und obgleich die Politik nie auf jolche 
Anfichten einzugehen braucht, jo darf fie fich doch nicht vermeflen, 
der natürliden Bejcharfenheit der Dinge entgegen zu handeln. 
Nun aber wird Deutichland in feinen, nach den Zeitumjtänden 
erweiterten oder verengerten Grenzen immer, im Gefühle feiner 
Bewohner, und vor den Augen der dienenden, Eine Nation, Ein 
Volk, Ein Staat bleiben. 

Die Frage kann aljo nur die fein: wie joll man wieder aus 
Deutihland ein Ganzes Ichaffen? 

Könnte die alte Verfafjung miederhergeitellt werden *), jo 





*) Gegen Stein und Münfter. 
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wäre nichts jo wünſchenswert als dies; und hätte nur fremde 
Gewalt ihre in fich rüjtige Kraft unterdrüdt, jo würde fie jich 
wieder mit Federfraft emporheben. Aber leider war ihr eignes 
langſames Erſterben jelbit hauptiächlich Urfache ihrer Zeritörung 
durch äußere Gewalt, und jeßt, wo diele Gewalt verichwindet, 
itrebt feiner ihrer Teile anders, als durch ohnmächtige Wünſche, 
nad) ihrer Wiedererwedung. Von enger Verbindung, von jtrenger 
Unterordnung der Glieder unter dem Überhaupt, war durch das 
Losreißen diejes und jenes Teil ein loder zulammenhängendes 
Ganzes geworden, in dem, ungefähr jeit ver Reformation, alle 
Teile augeinanderitrebten. Wie ſoll daraus das entgegengejete 
Streben hervorgehen, dejlen wir jeßt jo dringend bedürfen? 

Erwägt man die einzelnen Punkte, jo wachjen alle Schwierig- 
feiten. Herſtellung der Kaiſerwürde, Beichränfung der Wahl: 
fürjten auf eine Heine Zahl, Bedingungen der Wahl, alles würde 
bei Haupt und Gliedern unendliche Hinderniffe finden, und wenn 
alle überwunden wären, würde Doch etwas Neues gebildet, nicht 
das Alte Hergeftellt fein. Denn niemand wird wohl an der Un— 
zulänglichfeit des ehemaligen Reichsverbandes zu der jeßt nötigen 
Sicherung unferer Selbitändigfeit zweifeln. Selbjt unter den 
alten Namen müßte man aljo neue Geftalten jchaffen. 

E3 giebt nur zwei Bindungsmittel für ein politifches Gan- 
zes: eine wirkliche Verfaffung, oder einen bloßen Verein. Der 
Unterjchied zwijchen beiden (nicht gerade an jich, aber für den 
gegenwärtigen Endzwed bejtimmt) liegt darin, daß in der Ber: 
fallung einigen Teilen die Zwangsrechte ausichließend beigelegt 
werden, welche bei dem Verein Allen gegen den ÜÜbertreter zu: 
jtehen. Cine Verfaſſung ift unjtreitig einem Verein vorzuziehen; 
jie ift feierlicher, bindender, dauernder; aber Verfaſſungen gehören 
zu den Dingen, deren es einige im Leben giebt, deren Dafein 
man fieht, aber deren Uriprung man nie ganz begreift, und daher 
noch weniger nachbilden kann. Jede Verfafiung, auch als ein 
bloß theoretijches Gewebe betrachtet, muß einen materiellen Keim 
ihrer Lebenskraft in der Zeit, den Umitänden, dem National- 
charakter vorfinden, der nur der Entwidlung bedarf. Sie rein 
nah Prinzipien der Vernunft und Erfahrung gründen zu wollen, 
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ift im hohen Grade mißlih, und jo gewiß alle wirklich dauer: 
haften Verfaſſungen einen unförmlichen und feine ftrenge Prü— 
fung ertragenden Anfang gehabt haben, jo gewiß würde es 
einer von Anfang berein folgerechten an Beitand und Dauer 
mangeln. 

Auf die Frage: Soll Deutſchland eine wahre Verfajlung 
erhalten? läßt fich daher, meines Erachtens, nur jo antworten. 
Sprechen zu der Zeit, wo die Frage entjchieden werden muß, 
Haupt und Glieder aus, daß fie Haupt und Glieder fein wollen, 
jo folge man der Anzeige, und leite nur, und bejchränfe. Sit 
das aber nicht, verlautet nichts ala das kalte Verjtandesurteil, 
daß ein Band für das Ganze da jein muß: To bleibe man bejchei- 
den beim Geringeren jtehen, und bilde bloß einen Staatenver: 
ein, einen Bund. 

Ale Berfallungen, deren Dauerhaftigfeit fich bewährt hat, 
haben eine gewilfe Form in ihrer Zeit vorgefunden, an welche 
fie fih bloß anſchloſſen, wie fich leicht hiſtoriſch erweiſen ließe. 
Yun aber giebt es in unjerer Zeit gar feine Form, die einer 
Verfaſſung Deutjchlands zur Grundlage dienen könnte; vielmehr 
iind alle jogenannten Konititutionen durch die Erbärmlichkeit und 
Zerbrechlichfeit der jeit der franzöfifchen Revolution bis zum 
Ekel wiederholten in gerechte Ungunft geraten. Dagegen iſt die 
vollftommene Ausbildung aller politiihen Formen der Verbindung 
der Staaten untereinander der neuelten Zeit eigentümlih, und 
ein jeßt zu gründender Staatenverein wird fich daher auch beſſer 
durch dieje feit knüpfen laflen. 

Fragt man mich nun, was eigentlich die bindenden und 
erbaltenden Prinzipien in einer durch bloße Schugbündnijie 
gebildeten Vereinigung Deutſchlands jein Jollen, jo kann ich 
bloß folgende, allerdings wohl jehr jtarfe, allein freilich meift 
moralijche nennen: 

Die Übereinjtimmung Ofterreich und Preußens; 

das Intereſſe der größeiten unter den übrigen deutichen 
Staaten; 

die Unmöglichkeit der fleineren gegen fie und Oſterreich und 
Preußen aufzuflommen; 
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den wieder erwedten und durch Freiheit und Selbitändigkeit 
zu erhaltenden Geilt der Nation; und 

die Gemwährleiftung Rußlands und Englands. 

Die feite, durchgängige, nie unterbrodhene Überein: 
jtimmung und Freundſchaft Ofterreihs und Preußens 
ift allein der Schlußitein des ganzen Gebäudes. Dieje 
Übereinftimmung kann ebenfowenig durch den Verein gejichert, 
al3 der Verein, wenn fie mangelte, erhalten werden. Es ijt der 
fefte Punkt außerhalb des Bundes, der gegeben jein muß, um 
ihn zu Schließen; und da er durchaus ein politifcher ift, ruht er 
auch auf einem rein politifhen Prinzip. Gerade aber indem man 
in das Verhältnis Oſterreichs und Preußens jchlechterdings nicht 
mehr Verpflichtendes bringt, al3 jedes Bündnis enthält, und die: 
jelbe*) zur Grundlage der Wohlfahrt des geſamten Deutichlands 
macht, welche ihre eigene in ſich begreift, veritärft man fie durch 
das Gefühl der Freiheit und Notwendigkeit; wozu fich die Ab- 
wejenheit alle8 Grundes zu einem ausjchließenden Intereſſe ge- 
jellt, da zwiichen beiden Mächten weder Unterordnung nod 
Teilung der Gemalt gejtattet wird. 

Die nad Ofterreich und Preußen größeften Staaten müſſen 
groß fein, damit fie jich über alles Miftrauen und alle Furcht 
vor ihren nächiten Nachbarn erheben, ihr Gewicht zur Berteidi- 
gung der Unabhängigkeit des Ganzen fühlen und, frei von eigenen 
Bejorgnifjen, nur die gemeinjchaftlicden zu entfernen bedacht find. 
In diefem Fal können fih nur Bayern und Hannover be: 
finden. Die mittleren, wie Heſſen, Württemberg, Darmftadt u. a. m. 
waren, müſſen dagegen in ihren alten Schranken gehalten wer: 
den. Ihre geringe Größe erlaubt nicht, fie über alle Eleinliche 
und einfeitige Anfichten erhaben vorauszufegen; und eine fremde 
Macht muß daher ein großes Intereſſe finden, einen einzelnen 
davon wit ji) zu verbinden. 

Da e3 natürlich ift, daß in einer Zeit, wie die gegenmär- 
tige, ohne Rüdfiht auf das Beſtehende, alle Verhältniſſe einer 
neuen Prüfung unterwerfen werden, jo hört man jeßt oft die 


) D. i. die Übereinitimmung (Öfterreihs und Preußens). 
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zwiefache Behauptung: daß die kleineren Staaten in Deutſchland 
ganz aufhören, und daß fie wenigſtens vom Rhein und der fran- 
zöfifchen Grenze entfernt werden müſſen. Da alle verbündeten 
Mächte gleich abgeneigt find, in einem Augenblid der Wieder: 
beritellung einer gerechten Ordnung der Dinge den Beſitzſtand 
alter, wenigſtens ehemals mannigfah um Deutjchland verdienter 
Fürjtenhäufer anzutajten, jo bedarf diefer Punkt nur um den 
Gegenjtand von allen Seiten zu beleuchten betrachtet zu werden. 

Die Verteidigung gegen fremde Macht könnte allerdings, in- 
lofern man Einheit unter den wenigen vorausjeßen darf, bei 
einer Teilung Deutichlands in vier oder fünf große Staaten ge— 
winnen *). Allein Deutichland hat, mehr als jedes andere Neich, 
offenbar eine doppelte Stelle in Europa angenommen. Nicht 
gleich wichtig als politiihe Macht, iſt es von dem mohlthätigiten 
Einfluß durch jeine Sprache, Litteratur, Sitten und Denfungsart 
geworden; und man muß jegt dieſen leßteren Vorzug nicht auf: 
opfern, fondern, wenn auch mit Überwindung einiger Schwierig- 
feit mehr, mit dem erjteren verbinden. Nun aber dankt man 
jenen ganz vorzüglich der Mannigfaltigkeit der Bildung, welche 
durch die große Zerjtüdelung eutitand, und würde ihn, wenn fie 
ganz aufhörte, großenteil einbüßen. Der Deutjche ift fih nun 
bewußt, daß er ein Deutjcher ift, indem er fich als Bewohner 
eines bejonderen Landes in dem gemeinſamen Baterlande fühlt, 
und jeine Kraft und fein Streben werden gelähmt, wenn er, mit 
Aufopferung jeiner Provinzial:Selbjtändigfeit, einem fremden, ihn 
Durch nichts anjprechenden Ganzen beigeordnet wird. Auch auf 
den PBatriotismus hat dies Einfluß, und fogar die Sicherheit der 
Staaten, für melde der Geift der Bürger die beite Gewähr: 
leiftung ift, möchte am meijten bei dem Grundjaß gewinnen, jedem 
feine alten Unterthanen zu laſſen**). Die Nationen haben, wie 
die Individuen, ihre durch feine Politik abzuändernden Richtun- 
gen. Die Rihtung Deutſchlands ijt ein Staatenverein 
zu jein, und daher ift es weder, wie Sranfreih und Spanien, 

*) Gegen Münfter. 

**), YAın Rande Bleiftift: Fragezeichen, wahricheinlih von Stein her- 
rührend. 
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in Eine Maſſe zufammengejhmolzen, noch hat eg, wie Italien, 
aus unverbundenen einzelnen Staaten beitanden. Dahin aber 
würde die Sache unfehlbar ausarten, wenn man nur vier oder 
fünf große Staaten fortdauern ließe. Ein Staatenverein fordert 
eine größere Anzahl, und man hat nur zwijchen der nun einmal 
unmöglichen (und, meiner Meinung nad, keineswegs wünſchens— 
würdigen) Einheit, und diefer Mehrheit die Wahl. Zwar kann 
e3 wunderbar jcheinen, wenn man gerade die Fürjten des Rhein— 
bundes beibehält, und wenn die Herjtellung der Gerechtigkeit das 
Merk der Ungerechtigkeit und der Willfür bejtätigt. Allein ein- 
zelne Änderungen fönnen immer getroffen werden, und übrigens 
gewinnt in politischen Gegenftänden das einmal Gejchehene und 
jeit Jahren Beitehende nicht abzuleugnende Anſprüche — einer 
der wichtigiten Gründe, ſich Ungerechtigfeiten gleich von Anfang 
itandhaft entgegenzufeßen. 

Ob gerade die Grenze mit Frankreich durd große Staaten 
gebildet werden joll, jcheint mehr eine militäriihe Frage. Allein 
die Sicherheit Deutichlands beruht auf der, durch die übrigen 
deutjhen Fürften vermehrten Stärke Ofterreihg und Preußens, 
und dieje können es freier verteidigen, wenn jie, mehr entfernt 
jtehend, durch eigene feite Grenzen gejichert, zwijchen fich und dem 
Feinde ein ihrer Auflicht und ihrem Einfluß ‚unterworfenes Ge: 
biet haben. Auch die größeiten Staaten verhindern nicht leicht, 
daß der Feind ihre Grenzen überjchreite, wenn einmal der Krieg 
wirklich ausgebrochen ift, und ihre unmittelbare Berührung führt 
diejen leichter herbei. Alle großen Staaten haben daher gern 
minder bedeutende zwijchen jich gelalien, und es fann immer 
kleine Staaten diesſeits, und (wenn, wie es billig der Fall fein 
jollte, der Rhein wieder ein deuticher Fluß wird) auch jenfeits 
des Rheins geben, wenn nur die Schweiz und Holland unab: 
bängig find, man feine Angriffsfeftungen auf dem Rheine jelbjt 
duldet, und ein paar fejte Plätze zur Unterjtügung allenfalljiger 
Kriegsoperationen anlegt. 

Dieje vorläufigen Betrachtungen werden hinreichend jein, die 
folgenden Vorſchläge zur Bildung einer Bereinigung Deutfchlands 
zu begründen. 
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F 

Alle deutſchen Fürſten vereinigen ſich durch ein gegenſeitiges 
Verteidigungs-Bündnis zu einem politiſchen Ganzen. 

Dies Bündnis ift eine vollfommen gleiche und freie Ver: 
bindung, wie fie von jouveränen Fürften geſchloſſen wird, 
und es findet unter den Mitgliedern desjelben feine andere 
Verſchiedenheit der Rechte ſtatt, als welche fie jelbit durch 
dasjelbe freiwillig unter fich eintreten laſſen. 

2. 

Der Zwed dieſes Bündniſſes ijt die Erhaltung der Ruhe 
und Unabhängigkeit Deutſchlands, und die Sicherung eines auf 
Geſetze gegründeten rechtlihen Zujtandes in den einzelnen deut: 
ihen Staaten. 

3, 

Die Gemwährleiftung für diejes Bündnis wird von den großen 
Mähten Europas, namentlih von Rußland und England, über: 
nommen *), 

Da diefe beiden Mächte und Djterreih und Preußen, 
auch als nichtdeutiche Mächte, durch eigene Allianztraftate 
verbunden find, jo würden dieje, in Rückſicht auf viele 
Garantie, noch einer ermweiternden Beitimmung bedürfen, 
inwiefern auch ein nicht auf fie, ſondern auf Deutſchland 
unternommener Angriff zur Forderung einer Hilfe berech— 
tigen Jolle. 

4, 

Diefe Garantie bezieht fich jedoch nur auf die Beſchützung 
Deutihlands gegen auswärtige Angriffe, und die garantierenden 
Mächte begeben fich aller Einmifhung in die inneren Angelegen: 
beiten Deutjchlandg. 

Ohne diefe Beitimmung würde das Beitreben eines oder 
de3 anderen deutjchen Staates, fich einer der garantieren: 
den Mächte gegen eine der größeren in Deutichland zu be: 
dienen, dem man immer entgegeniehen muß, zu jehr be— 
günftigt werden. Die garantierenden Mächte müſſen hierbei 


—— 





*) Zu „Rußland“ Bleiſtift-Bemerkung: „wohl allein,” von Stein. 
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von unbedingtem Vertrauen in die Mäßigung Preußens 
und Ofterreich® ausgehen. Tas Bemühen, Alles durchaus 
jihern und gegeneinander abmwägen zu wollen, führt nur 

Klagen und Uneinigfeiten herbei. 

N. 

Die Garantie der gegenjeitigen Nechte der einzelnen deut— 
jchen Staaten, fie mögen aus dem Bündnis jelbit herfließen oder 
nicht, übernehmen Dfterreih, Preußen, Bayern und Hannover 
gemeinschaftlich, und mit durchaus gleichen Befugnifjen. In Fällen, 
wo von den Rechten einer oder mehrerer diefer Mächte jelbft die 
Rede iſt, ruhen die aus der Garantie fließenden Rechte für diefe, 
und e3 treten andere deutiche Staaten in ihre Stelle. Es wer: 
den zu dieſem Behuf vier andere in beitimmter Folge im Bündnis 
eventuell bezeichnet. 

Dieje bejondere Garantie der inneren Rechte ift notwen— 
dig, um dadurd eine jchiedgrichterlide Vermittelung der 
Streitigkeiten der deutichen Fürften untereinander zu erhal: 
ten. Bayern und Hannover dazu aufzunehmen, jchließt ſich 
an die oben ausgeführte dee an, diefe Staaten durd 
einen thätigeren Anteil in der Beförderung des gemein- 
Ichaftlichen Intereſſes reger damit zu verbinden. 

6. 

Das gemeinjchaftliche Bündnis wird auf ewige Zeiten ge 
Ichlofjen, und jeder Teil thut Verzicht auf das Recht, je davon 
auszujcheiden. 

Hierdurch würde fich) dies Bündnis von gewöhnlichen 
Bündniffen unterjcheiden, deren Dauer von der Willfür 
jedes Teils abhängt. Jeder, auch noch jo feierlich vorher 
angekündigte Austritt würde als ein Bruch angejehen mer: 
den und berechtigen, dem Austretenden feindlich zu begeg- 
nen. Dieje Beitimmung ijt durchaus notwendig und auf 
feine Weije ungerecht. Denn das Ausfchließen eines deut: 
ſchen Fürſten aus einem, auf die Sicherung der Unabhän- 
gigfeit Deutjchlands abzweckenden Bunde ijt eine an fich 
widernatürlicde, kaum denfbare, allein nie zu duldende 
Sache. 
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Bedingungen des Bündnijfes. 
Dieje betreffen Gegenftände des äußeren und inneren 
Staatsreht3 und der Gejetgebung. 


Außeres Staatsredt. 
I 
Jeder deutfche Fürſt verbindet fih, mit einer verhältnis: 
mäßigen Anftrengung aller Kräfte jeiner Staaten zur Verteidi- 
gung des gemeinjchaftlihen Baterlandes thätig zu jein. 
8. 
Jeder jett daher die durch das Bündnis felbft zu beſtim— 
menden Streitkräfte in Bewegung, jobald der Fall eines vater: 
ländifchen Krieges eintritt. 


Die Erklärung, ob und wann ein ſolcher Fall vorhanden 
jei, gejchieht durch Ofterreih und Preußen; fie fann nur von 
beiden Höfen gemeinschaftlich) ausgehen; im Fall deutiches Gebiet 
von fremden Truppen feindlich betreten wird, bedarf es einer 
jolden Erklärung nicht. 

Da unter allen deutſchen Staaten nur Ofterreih und 
Preußen Mächte jind, welche aud in den europäijchen 
Staatöverhältnifjen den Ausichlag geben fönnen, jo fann 
das Recht der Kriegserflärung nur ihnen anvertraut wer: 
den. Das weiter unten (14) erwähnte der Friedensſchlie— 
Bung beruht auf dem gleichen Grunde. Dem Bündnis Be: 
ftimmungen für den Fall beizufügen, mo dieje beiden Mächte 
miteinander über einen jo wichtigen Punkt uneins wären, 
würde durchaus zwecklos fein. Ihre Übereinftimmung kann, 
wie ſchon oben bemerkt worden, weder durch das Bündnis 
erzwungen, noch bei demjelben entbehrt werben. 

10. 

Jeder deutiche Fürft macht jich durch das Bündnis auf den 
Fall eines gemeintchaftlichen Krieges zur Stellung einer gemwiljen 
Truppenzahl, und zu gemwiljen Yeiftungen zu den Kriegsbedürf— 
niſſen anheiſchig. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Preußen und Ofterreich 


nicht nach Maßgabe ihrer deutſchen Beſitzungen, ſondern 
Schmidt, Deutſche Verfaſſungsfrage. 8 


114 With. v. Humboldt über die fünftige Verfafjung Deutichlands. 


ihrer gelamten Kräjte, und als europäiihe Mächte, an einem 
ſolchen Kriege teilnehmen. Denn die hauptſächlichſte Bürg- 
Ichaft für die Dauer des deutichen Bereing liegt gerade in 
dem Umjtande, daß Ofterreih und Preußen die Unabhän- 
ginfeit und Selbitändigkeit Deutſchlands als unzertrennlich 
von ihrer eigenen politiiden Eriftenz anfehen. Bon einem 
bloß lauen Anteile einer diejer beiden Mächte an einem 
Verteidigungsfriege Deutjchlands kann fernerhin nicht mehr 
die Nede jein. 
21; 

Es wird eine gewille Truppenzahl bejtimmt, welche den 
Staat, der fie als Kontingent Stellt, berechtigt, aus feinen Truppen 
ein eigenes Armeeforps*) zu bilden. Die Truppen aller übrigen 
Fürften werden in allgemeine Armeeforps vereinigt. Die Auflicht im 
Krieg und Frieden über dieſe wird, nach zu treffender Übereinkunft 
Ofterreichs und Preußens, wo möglich deutjchen Prinzen anvertraut. 

12. 

Jedem Fürften, dejien Truppen ein eigenes Armeeforps bil: 
den, wird es felbjt überlaſſen, die Streitkräfte feiner Staaten in 
verfafjungsmäßigem Zuſtand zu erhalten. Diejenigen aber, deren 
Truppen Teile der allgemeinen deutſchen Armeekorps ausmachen, ver— 
jprechen, Sich auch in Friedenszeiten diejenige bejondere Aufficht 
auf die Wilitäranftalten gefallen zu laſſen, ohne welche feine Ein- 
beit erhalten werden könnte. Dieſe Aufſicht wird von den Chef 
diefer Armeen**) unter der Autorität derjenigen Macht ***) aus- 
geübt, welche fie beitellt hat. 

So notwendig eine ſolche Aufficht bei den Eleineren Für: 
ſten ift, jo unmöglich wäre fie bei den größeren. Der Ein: 
fluß, den man auch bei ihnen hierauf ausüben muß, kann 
nur ein allgemein politiicher fein. 

13. 

Die gemeinschaftliche Militärverfafliung Deutichlands, die Er- 
rihtung von Landwehr und Landſturm, die vielleicht notwendige 

*) Anmerlung von Stein mit Bleijtift: 25000 Mann. 


**), Anmerkung von Stein mit Bleiftift: Corps. 
***) D. i. nad 8 11 Oſterreichs oder Preußens. 
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Anlegung gemeinjchaftlider Feitungen, die Verteilung des Kom— 
mandos im Kriege u. |. f. erfordert eine Menge anderer einzelner 
Beitimmungen, teils in dem Bündniſſe jelbjt, teils in eigenen 
Kegulativen, die bier, wo es nur auf die Hauptzüge ankommt, 
übergangen werden. 

14, 

Das Recht der Friedensihließung bei einem gemeinjchaft: 
lien Kriege fteht allein Ofterreih und Preußen gemeinschaftlich 
zu. Beide Mächte aber verjprechen, nie einen Frieden oder an- 
deren Vertrag einzugehen, durch welchen der Beſitzſtand oder die 
Nechte eines in dem Bündnis begriffenen Fürjten gejchmälert 
würden. 

Cinige, oder alle deutjche Fürſten an diejem Rechte teil- 
nehmen laſſen zu wollen, würde ein durchaus vergebliches 
Bemühen fein. Angelegenheiten diejer Wichtigkeit werden 
immer nur durch den politiichen Einfluß der Staaten auf: 
einander entjchieven werden; und Mächte mie Dfterreich 
und Preußen werden und können fi) in Dingen, von deren 
Entiheidung ihre eigene und ganze, nicht bloß deutſche 
Erijtenz abhängt, nie durch Verfafjungen und Formen die 
Hände binden lafjen. Dieje Formen würden bloß zum 
Schein dajtehen, umgangen und durchlöchert werden. Es ift 
viel befjer, geradezu ftillichweigend einzugejtehen, daß es feine 
Wohlfahrt für die deutichen Fürjten giebt, als fich dem 
wohlverjtandenen und gemeinjchaftlihen Intereſſe Ofterreichs 
und Preußens zu unterwerfen und feine PBolitif, ala durch 
ihr Betragen und ihren Einfluß dieſe beiden Mächte immer 
enger mit fid) untereinander zu verbinden. 

15. 

Ale in dem Bündnis begriffene Fürjten verjprechen feinerlei 
Art von Vertrag oder Verbindlichkeit einzugehen, welche einem 
in demjelben enthaltenen Punkte zumiderliefe. 

16. 

Diejenigen, welche bloß deutſche Länder befigen, entjagen 
dem Rechte, an auswärtigen Kriegen und überhaupt an anderen 
als deutihen Bundesfriegen teilzunehmen; darauf _abzwedende 
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Bündniffe zu Ichließen, fremden Truppen den Eintritt in ihren 
Staaten zu geftatten oder die ihrigen in Sold zu geben. 

Diefe Beihränkung kann auch den größeren deutſchen 
Fürften, wie Bayern, nicht erlafien werden. Die Streit: 
fräfte Deutfchlands dürfen für ein fremdes Intereſſe weder 
zeriplittert noch geihwächt werden; und man muß jeden 
Vorwand entfernen, welcher Deutichland in Kriege ver- 
wideln fünnte, die nicht jein unmittelbares Wohl angehen. 
Es verfteht jih, daß Hannover denjelben Grundjägen 
folgen muß. 

17; 

Alle deutihen Fürſten verſprechen, ihre Streitigfeiten unter: 
einander durch gütlichen Vergleich beizulegen, wenn aber ein jolcher 
nicht jollte zuftande gebracht werden können, jich unbedingt dem 
Ichiedsrichterlichen Ausſpruch der die innere Ruhe Deutſchlands 
garantierenden vier deutichen Mächte, deren im vorigen (5.) er— 
mähnt worden ijt, zu unterwerfen. 

Die Art der Behandlung der Angelegenheiten, welche 
vor diejen jchiedsrichterlihen Ausſpruch gebracht werden, 
muß in dem Bündnis genau beftimmt werden. E3 muß 
dadurch jelbit die entferntefte Möglichkeit zu jeder inneren 
Fehde abgejchnitten fein. Die Streitigkeiten der einzelnen 
Staaten könnten zwar bei den garantierenden Fürften auf 
mehr als Eine Weife ausgemacht werden; allein am beiten 
wäre es, einen eignen Gerichtshof unter ihrer Aufficht zu 
beitellen, bei welchem die anderen Fürjten auch Mitglieder 
haben könnten, deſſen Ausſprüche aber immer nur von 
jenen vier größeren Mächten vollzogen würden. 


Inneres Staatsredt. 
18. 

Obgleich jeder Fürft mit allen Souveränitätsrechten inner: 
halb jeiner Staaten begabt wäre, jo müßten doch in jedem deut: 
Ihen Etaat Stände errichtet oder hergeftellt werven. 

Gut eingerichtete Stände find nicht bloß eine nötige 
Schutzwehr gegen die Eingriffe der Negierung in die Privat: 
rechte, jondern erhöhen auch das Gefühl der Selbftändig- 


Milh. v. Humboldt über die künftige Verfaſſung Deutihlands. 117 


feit in der Nation und verbinden fie fejter mit der Re— 
gierung. Sie find überdies eine altveutfhe Einrichtung 
und nur in neueren Zeiten abgefommen oder zu einer leeren 
Förmlichfeit geworden. 

19. 

Bei Beitimmung der Rechte der Stände müſſen gewiſſe Grund: 
jäße, als allgemein durch ganz Deutſchland geltend, angenommen 
werden; im übrigen aber muß die Verjchiedenheit eintreten, welche 
die ehemalige Verfafjung der einzelnen Yänder mit fich bringt. 

Eine ſolche Verfchiedenheit ift nicht allein durchaus un- 
Ihädlih, ſondern fie ijt notwendig, um in jedem Yande 
die Verfafjung genau an die Eigentümlichfeit des National- 
Charakters anzujchließen. Die der neuejten Zeit jehr eigne 
Methode, allgemeine, theoretiich gebildete Neglements ganzen 
Ländern vorzufchreiben und dadurd alle Mannigfaltigfeit 
und Eigentümlichfeit niederzuichlagen, gehört zu den ge: 
fährlichſten Mißgriffen, die aus einem unrichtig verftan- 
denen Verhältnis der Theorie zur Braris entipringen können. 

Diejenigen Grundjäße, welche indes wirklich allgemein 
gemacht werden müßten, würden eine genauere Ausführung 
in dem Bündnifje ſelbſt erfordern. 

20, 

Die Verhältniſſe der mediatifierten Reichsſtände bedürfen noch 
außerdem eigner Feitfegungen. 

Diefe Verhältnijie müßten mehr nad) jtaatsrechtlichen 
Grundjägen, als gerade mit hiſtoriſcher Rückſicht auf die 
ihnen bei der Mediatilation, die nichts als eine Gewalt: 
handlung war, gelajienen echte bejtimmt werden. Es 
muß hierbei notwendig die Doppelte Frage entitehen: ob 
e3 nicht beſſer jein dürfte, die mediatilierten Neichsitände 
gänzlich den übrigen Landſtänden gleichzuftellen? oder im 
Gegenteil ihre Verhältniſſe noch günftiger zu bejtimmen, 
und dann auch die kleineren unter den jet jouverän ge: 
laſſenen Fürften zu mediatilieren und größeren unterzu= 
ordnen? 

Das eritere wäre hart gegen eine Schon höchſt ungerecht 
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behandelte Klafie und würde wenig oder feinen Nußen 
bringen. 

Das legtere wird bei allen denen Beifall finden, welche 
mwünjchen, Deutichland bloß aus einigen großen Staaten 
beitehen zu jehen. ch würde aus den im Anfange diejes 
Aufjages angeführten Gründen dagegen fein. Deutichland 
wird fein Staatenverein und das MWejentlichite, feine Ein- 
heit, leidet, wenn es bloß vier oder fünf Staaten zählt. 
Es läßt fih aladann feine Garantie der inneren Rechte, 
fein gemeinfchaftlicher Gerichtshof denken, und alle media- 
tifierte Fürften würden jehr bald ihre Rechte gegen die 
Eingriffe der größeren Regierungen verlieren. Die gegen 
wärtigen Vorjchläge befchränten aber ſchon dergeftalt die 
Souveränität3rechte der Fleineren, jeßt beitehenden Fürften, 
daß der gemeinjchaftlichen Sicherheit feine Gefahr daraus 
erwachlen fann. 

Die allgemeine Aufhebung der Mediatijation für alle, 
welche unter ihr gelitten haben, würde unüberjteigliche 
Hindernifle finden. 

21: 

Eingriffe der Regierungen in die Rechte der Stände fünnen 
von dem beeinträchtigten Teile den vier Mächten, welche die innere 
Garantie in Deutjchland übernehmen, angezeigt werben, und es wird 
darüber von dem unter ihre Aufficht geitellten Tribunale entjchieden. 

22. 

Auf dem gleichen Wege kann auf Klagen der Stände über 
verjchwenderiiche Regierungen ein temporäres Sequejter ihrer 
Länder eingeleitet werden *). 

23. 

E3 wird, nach der Bevölkerung, eine gewiſſe Normalgröße 
eines deutichen Staates beitimmt, von welcher e3 abhängt, ob 
die Civilprozeſſe feiner Unterthanen follen innerhalb desjelben 
durch alle Inſtanzen gehen fünnen? oder ob die höchite Inſtanz 
außerhalb geſucht werden muß? 


) Bleiftift- Fragezeichen, ohne Zweifel ebenfalls von Stein. 
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24. 

Derjenige Staat, welcher nicht groß genug it, um drei 
Givilinitanzen in fich jelbit zu begreifen, muß auch feine Kriminal— 
urtel, jobald die erkannte Strafe einen zu beftimmenden Grad 
erreicht, einer fremden Nevifion unterwerfen. 

Da kleinere Staaten jchlechterdings nicht drei geichiedene 
und gehörig beſetzte Gerichtshöfe zu unterhalten im ftande 
find, jo ift dieje Feſtſetzung durchaus wenn 
Willkür vermieden werden joll. 

25. 

Ein folder Staat fann ferner feine das bisher in ihm be- 
jtehende Civil: und Kriminalreht abändernde Verordnung er: 
gehen laſſen, ohne diejelbe demjenigen, an deſſen höchſte Gericht3- 
höfe er die Appellation zugeben muß, zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Rechtspflege und die Geſetzgebung ftehen in jo enger 
Berbindung miteinander, daß dieje Beitimmung jchlechter: 
dings durch die vorige notwendig gemacht wird. 

26. 

Wenn derjenige Staat, weldhem andere in Abjicht der Appel- 
lation unterworfen find, offenbare Unregelmäßigfeiten in den 
Gerichtshöfen diejer bemerkt, kann er durch die vier, die innere 
Ruhe Deutichlands garantierenden Mächte eine Revijion derjelben 
veranlaſſen. 

27. 

Um den kleineren Staaten auf eine bequeme und nicht koſt— 
bare Weiſe eine höchſte Inſtanz zu verſchaffen, werden ſie alle, 
nach ihrer geographiſchen Lage, einer jener vier größeren Mächte 
zugeteilt, welche alsdann jene Rechte über ſie ausübt. 

Viel beſſer als dieſe Einrichtung wäre die Anordnung 
eines eignen Gerichtshofes für alle Fürſten, von deren 
Staaten aus an andere appelliert werden müßte, wie ein 
jolcher ehemals vorhanden war. Mit diefem müßte dann 
ein bejonderer gejeßgebender Rat für ganz Deutſchland 
verbunden jein, deilen Ausjprüche für jene Eleineren Fürften 
verbindend wären und deflen Gutachten auch die größeren 
einholen könnten — ein Weg, auf welchem vielleiht nad 
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und nad eine allgemeine deutſche Gejeßgebung zuftande 
füme. Allein es ift jehr jchwer, wenn fein ReichSober- 
haupt vorhanden iſt, einem jolchen Gerichtshofe die ge: 
börige Konfiftenz, Unabhängigfeit und Einheit zuzufichern. 

Ob dieſer Gerichtshof mit demjenigen, von welchem 
oben (17.) die Rede war und der eigentlich nur publizijtifche 
Fragen zu entjcheiden haben würde, verbunden werden 
fönnte, erfordert genauere, nicht hierher gehörende Unter: 
ſuchung. 

Geſetzgebung. 


In Rückſicht dieſer würde ich, außer dem ſchon im Vo— 
rigen (25. 27.) über die Civil- und Kriminalgeſetzgebung 
Geſagten, nur folgende Beſtimmungen aufzunehmen vor— 
ſchlagen. 

28. 

Jedem Unterthanen eines deutſchen Staates jteht es frei, 
in einen anderen deutjchen Staat auszumwandern, und es kann 
ihn hierin feine Schwierigkeit entgegengeitellt, noch ein Abzua 
von feinem Vermögen auferlegt werden. 

Diele Freiheit it die Grundlage aller Vorzüge, welche 
der Deutjche für jeine individuelle Erijtenz aus der Ver— 
bindung Deutjchlands zu einem Ganzen zu ziehen vermag. 

29, 

Ale Verweiſung von Verbrechern, VBagabunden und ver- 
dächtigen Perjonen aus einem deutichen Staat in einen andern 
hört von jet an gänzlich auf. 

30. 

Die Freiheit, auf fremden deutichen Univerfitäten zu jtu- 
dieren, ijt allgemein und wird durd Feine Beitimmung, auch 
nicht durch die, wenigſtens eine gemilje Zeit auf einer inländi- 
ſchen geweſen zu fein, beichränft. 

Die Gleihmäßigfeit der Fortichritte der Geiftesbildung 
in dem gejamten Deutjchland hängt vorzüglid von diejer 
Freiheit ab, die auch in politifcher Rückſicht weſentlich not- 
wendig it. 
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31. 

Die deutichen Staaten jchließen einen, allen ihren gegen: 
jeitigen Verkehr umfaſſenden Handelsvertrag, in welchem wenig: 
tens das Marimum aller Eingangs: und Ausgangszölle im In— 
nern von einem deutichen Staat in den andern bejtimmt wird. 
Die darin gemachten Feitiegungen können nur gemeinschaftlich 
abgeändert werden. 

Es ließe ſich vielleicht auch in anderer Hinficht ein Zu— 
ſammenwirken der deutichen Staaten in Finanz: und Han- 
delsangelegenheiten denken und alsdann fönnte eine gemein: 
Ichaftliche deutiche Handels- und Finanzbehörde nüglich jein, 
der e3 vielleicht möglich) wäre, an den wegen der jolida- 
riſchen Obligationen der Fürften angeordneten Gomite, 
welcher ohnehin bis 1821 beitehen muß, anzuichließen. 


Dies, lieber Freund, wären etwa meine, bier erjt flüchtig 
bingeworfenen Vorichläge. Sie müſſen aber nie vergellen, daß 
diefer ganze Aufſatz nur ein Verjuch ift, zu zeigen, was noch 
geſchehen kann, wenn einmal die Wiederheritellung einer Verfaſ— 
jung mit einem wahren Neich8:Oberhaupte, wie ich glaube, un: 
möglih ift. Könnte man dem deutſchen Reich ein Oberhaupt 
wiedergeben (melches aber, um nicht viel größere Nachteile herbei: 
zuführen, genug Macht beſitzen müßte, um ſich des Gehorſams 
zu verfichern, und genug Achtung, um nicht zur Eiferſucht und 
zum Widerftande zu reizen), jo müßten freilich die meilten Dinge 
anders eingerichtet werden, als hier gejagt it. Denn alsdann 
müßten dem Oberhaupte auch wahre Reichsſtände, mit größeren 
ih auch auf die äußeren politiichen Verhältniſſe beziehenden 
Rechten gegenüberitehen.“ 


XIV. E. M. Rındf über künftige ſtändiſche 
Perfalfungen in Deukſchland. 
Winter 1813114. 


Auf Steins Wunſch ſchrieb Arndt unter obigem Titel eine 
Flugſchrift, die in Klein Oktav, 88 Seiten ftarf, ohne Ortsangabe 
und nur mit der Jahrzahl 1814 erſchien. Wir millen aber, 
daß Arndt fie im Winter 1813/14 in Frankfurt a. M. verfaßte 
und herausgab. Wir dürfen fie in den Februar 1814 ſetzen, 
da fie ohne Zweifel der Denkjchrift Stein vom 10. März voran: 
ging. Dafür zeugt, daß dieſe nicht mehr die Kaijeridee vertritt, 
von der allein aus Stein zu Arndts Schrift Veranlafiung ge: 
geben haben fann, und dann der Umftand, dab Steins Denk— 
jchrift mindeitens in einem Punkte (im S 8) offenbar den Anz 
regungen der Arndtichen Schrift folgte. 

Mir erinnern uns, daß diefe von Treitjchfe jehr abfällig 
beurteilt wurde, al3 ob Arndt „noch gar nicht über die weſent— 
lichen ftaatsrechtlihen Begriffe nachgedacht“ habe (jiehe oben 
©. 27 u. 76). Und doch bewegt fich derjelbe im Grunde ganz in 
den gleichen Idealen und Anſchauungen, wie bis dahin Stein. 
Wie hätte e8 auch anders jein Fönnen! Hatte er doch jeit dem 
Auguſt 1812 in Petersburg mit Stein gemeinfam alle patrioti: 
ſchen Ideen gehegt und gepflegt! Er preift daher wie diejer Die 
alte Monarhie des 10. bis 13. Jahrhunderts, indem er aus 
führt: „In den erjten Jahrhunderten des Reiches waren Die 
Fürften nur ein Teil des Volkes und gleih allen übrigen des 
Kaijers Unterthanen.” Die „Herzoge, Landgrafen u. |. w. waren 
Beamte des Kaiſers und Reichs”. „Späterhin .... verjtanden 
die Reichsbeamten fich erblich zu machen und die Menjchen, die 
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fie bisher im Namen des Kailerd und Reichs regiert hatten, als 
ihre eigenen Unterthanen anzufehen und zu regieren.“ „Doc 
blieb in allen Eleinen und großen Landen des Vaterlandes neben 
den Fürften eine geheiligte Macht bejtehen, nämlich Stände, ohne 
deren Bewilligung und Einftimmung diejelben feine Gejchäfte 
und Unternehmungen von Wichtigkeit wagen, noch neue Einrich- 
tungen und Gejeße machen durften.” In der Folge aber jeien, 
„vorzüglich jeit dem unfeligen 30jährigen Kriege, die alten Ord— 
nungen und Verfaſſungen des Baterlandes immer mehr durch: 
brochen und vernichtet” worden. Die „jüngiten Jahrzehnte” 
hätten vollends „die noch übrigen wenigen Trümmer des alten 
heiligen Reiches abgebrochen” u. ſ. w. (©. 21 ff.) 

Hiernach wünſcht er wie Stein nicht eine Beleitigung der 
Fürften, jondern nur „die Stellung aller deutichen Fürſten und 
Lande unter Ein gemeinfames Oberhaupt, Kaijer oder König“ 
(S. 29). Ebenſo begehrt er „die Stiftung großer Reichsgerichte“ 
mit einer ſolchen Zahl von „Ober: und Unterrichtern, daß die 
geſchwindeſte Schlichtung der Zwilte möglich jei”. Ebenjo und 
vor allem einen „Deutſchen Reichstag”. Dieſen aber will er 
moderner und Ffonjequenter wie Stein geitalten. Er will ihm 
nicht wie dieſer nach der alten Reichsverfaſſung „drei“ Kollegien 
geben und nur dem „dritten“, dem „ſtädtiſchen“, ein Häuf— 
lein von Abgeordneten der Territorialitände „beiordnen“; viel: 
mehr verlangt er, daß der ganze Reichstag — mie heute — 
nur aus gewählten Bolfsvertretern oder aus „Landboten“ be- 
ftehen jolle, die jedoh im Anſchluß an Stein „von den Ständen 
der einzelnen Landſchaften und Staaten des Reichs gewählt wer: 
den” follen. Diejer Reichstag hält „wenigſtens die Hälfte des 
Jahres Sitzungen“ und wird „je alle fünf oder ſechs Jahre 
neu gewählt”. Er bat „über die allgemeinen Angelegenheiten 
des Vaterlandes zu ratjichlagen” und natürlich auch über Die 
„Gelege, welche für das ganze Neich gelten” follen und „wobei 
man jo jehr wie möglich die alten deutichen Rechte und Satungen 
und die Eigenheiten und Bedürfniſſe des Volkes und Landes im 
Auge” zu halten hat. Den „Vorfiger oder Sprecher ernennt der 
Kaiſer oder König”. „Die Verhandlungen des Neichstags find 
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die öffentlichjten, weil er das Palladium des Glücks und der 
Freiheit fein joll.” Und in Verbindung verlangt er „die un= 
beichränftefte Preßfreiheit, ohne welche auch die bürgerliche Frei- 
heit nicht beſtehen kann; bei ihr liegen Gift und Gegengift des 
menschlichen Geijtes immer neben einander”. Endlich: „Einerlei 
Münze, Maß und Gewicht, Abſchaffung der Abzugs:, Durch 
zugs- und Geleit3gelder, der inneren Land und Stromgölle und 
anderer Pladereien” (S. 29 ff.). 

Daß Arndt „der Rechte der Fürſten nicht gedenke“, trifft 
nicht zu. Daß er die Fürften oder ihre Vertreter zu dem Reichs— 
tag nicht zulafien will, giebt er allerding3 deutlich genug zu ver: 
ftehen,; und ausdrüdlich fordert er jogar, daß fie auch weder eine 
ftändige noch eine periodiiche Vertretung beim Reichsoberhaupt 
haben jollen. Doch räumt er ihnen das Recht ein: ihre „bejon- 
deren Anliegen (an dag Reichsoberhaupt) durch bejonders ernannte 
Geſandte zu bejorgen, deren Anmejenheit aber nur für den 
einzelnen Auftrag und nicht für immer it” (©. 30). Er 
möchte gern, gleihwie Stein, die Fürften im Hinblid auf die 
alte Monarchie als Unterthanen des Kaijers, als bloße Reichs— 
beamte, wenn auch erbliche, angejehen willen; doch in Bezug auf 
die Verfaſſung der Einzeljtaaten legt er ihnen, wie wir gleich 
jehen werden, gar feine geringe Macht bei. Ob fie außerhalb 
des Reichstags eine Rolle in der Reichsverfaſſung jpielen jollen, 
etwa in der Neichgregierung durch Delegation, — dieje Frage 
hatte er ein Necht unberührt zu laſſen, da feine eigentliche Auf- 
gabe gar nicht die Geſamtverfaſſung Deutſchlands ift, ſondern Die 
ftändiichen Verfaſſungen in demjelben; doch liegt es auf der Hand, 
daß er ihnen kraft jenes bejonderen Gejandtichaftsrechtes 
auch das Necht einräumte, über jede das Neich und den Reichs— 
tag, die Reichsverwaltung und die Neichsgejeßgebung betreffende 
Frage mit dem Reichsoberhaupt und deijen Organen zu verhan- 
deln. An die Gejamtverfaflung knüpft ev nur an, weil fih unter 
derjelben, wie er jagt, „die einzelnen Herrſchaſten und Lande reihen, 
die im Nleinen eine Ähnlichkeit des großen Bildes daritellen” 
jollen, „d. h. auch in ihnen wird eine freie und menjchliche Ver: 
faſſung begründet” (©. 32). 
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In Bezug auf dieſe Verfaffung der Einzelländer geht Arndt 
ebenfall3 mit Etein Hand in Hand. Wie diefer will er an die 
Elemente der alten Landftände angefnüpft willen und die Geift- 
lichkeit al3 jolche, d. h. als Stand mit geringen Ausnahmen aus- 
Ichließen. Wie Stein und faft alle deutichen StaatSmänner jener 
Zeit betrachtet er Adel, Bürger und Bauern als die notwendigen 
drei Beitandteile der Landſtände, nur daß er die Neihefolge: Adel, 
Bauer und Bürger aufftellt, weil er fie als Vertretung des großen 
Grundbefiges, des kleinen Grundbejißes und der Induſtrie auf: 
faßt (©. 32. 71). 

Arndt verlangt, wiederum wie Stein u. a., eine Reform des 
Adel3 oder, wie er fi ausdrücdt, eine „Wiederherftellung und 
Reinigung des Adels, jo daß er wieder als etwas Mürdiges er- 
Icheinen könne“. Aber er ſchneidet zu dem Ende tiefer ins Fleifch 
wie Stein, jeitdem diejer von der Abjicht einer radikalen Ampu— 
tation, d. h. einer vollitändigen Abſchaffung des Geburtsadels, 
wie er fie 1808 mit Gneijenau, Scharnhorft, Grolmann und Boyen 
plante *), zu feinem angeborenen Adelsſtolz und feinen früheren ge- 
mäßigten Reformabjichten**) zurüdfehrte. Die von Arndt empfoh: 
lene Reform ging dahin: „Nur ſolche Familien, die, von 15 000 
Reichsthalern jährlider Einkünfte aufiteigend, Majorate befigen, 
werden als wirkliche adlige Familien angejehen, und jtellen 
durch die Familienhäupter als eigenen Landſtand den Adel dar. 
Auch die jüngeren Söhne diefer Familien werden nicht als Adel 
betrachtet, jondern nur zum Bolfe gerechnet. Aller andere Adel, 
außer diefem auf Grundbeſitz ruhenden Majoratsadel, reich oder 
arm, alten Gejchlecht3 oder in den legten Jahrhunderten geſtem— 
pelt, fällt dem Volke zu und wird nad feinem Beſitz oder Ge- 
werbe entweder zum Bauer- oder Bürgerjtande gezählt.“ 
(©. 47, 50, 54.) Der Begriff des „Adels“ ift hiernach aljo auf 
den engen Begriff jenes reichen Majoratsadels beſchränkt, der nur 
Lords aber feine Junker als Adel duldet, und dem daher Arndt 
nicht anfteht, die „Rolle eines Vermittlers zwiſchen dem Volke 


*) Berk 2, 212. 
**) Berg 2, 157 ji. 
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und den Fürften, und zwijchen den Fürjten und dem Oberhaupte 
des Neiches” zuzugeitehen (©. 72). 

Bauer „im weiteften Sinne des Wortes“ iſt nach Arndt 
„jeder Mann, der eigenen Grundbejig hat“, aljo aud der „Majo— 
ratsadel”. Am engeren Sinne aber bilden den „Bauernftand“ 
alle ſonſtigen Landbeſitzer, „adlige und bürgerliche”. Auch er, 
oder vielmehr der „Grundbeiig” bedarf einer Neform, und zwar 
durch „Adergejege”, wobei die Majorate ‚für Adel und Bauer be- 
fürwortet werden (S. 56 ff.). 

Nicht minder empfiehlt Arndt eine Reform des Bürgeritan- 
des, indem er bejonders den Innungen, Zünften und Gilden 
in jo eigentümlicher Weile das Wort redet, daß hier mwenigitens 
ein ganz Eleiner Ausjchnitt Raum finden mag. „Damit, jagt er, 
bei der zu großen Flüchtigfeit und dem zu geſchwinden Mechjel 
der Dinge im ftädtijchen Leben, und bei der Wirkung, welche 
diefe Art notwendig auf das Gemüt der Menjchen haben muß, 
aller Grund von Eitte und Geſetz nicht erjchüttert und endlich 
verjchüttet, und der Mensch nicht in Wildheit und Unglüd der 
Triebe hineingerifjen würde — juchten alle wohlgeordneten Staaten 
ein Gegengewicht gegen dieje zu große Leichtigkeit und Flüchtig- 
feit. Und auch unjere Vorfahren haben das gethan; fie jchufen 
etwas, das die wilden Triebe zügeln und die flatterhaften Geijter 
fejfeln könnte: nämlich Innungen, Zünfte und Gilden. Ich weiß 
‘wohl, daß die Theorie der Freiheit unjerer Tage dieje 
Ordnungen als Gängelbande der Unmündigkeit verlacht und als 
Notbehelfe der Barbarei des Mittelalters veripottet hat, deren un- 
jelige Nefte auf das geichwindeite mweggeichafft werden müßten, 
damit die mündige Menjchheit in ungefefjelter und würdiger Frei: 
heit wandeln fünne; aber ich habe den Begriff von der mündigen 
Menichheit nicht, den gemwilje Herren von ihr hegen. Ich weiß 
wohl, daß wir den Menſchen, die vor taujend und vor zweitau— 
jend Jahren lebten, an Geift unendlich überlegen find; aber daß 
unjer Staat jo ganz ohne Ballaſt auf gut Glüd durd die 
Lüfte jegeln und den Stürmen überlajjen werden dürfe, 
das weiß ich nicht. Wie der Menich nun einmal geichaffen iſt, 
mit jeinen Trieben und Leidenjchaften und jeinen Kräften und 
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Anlagen zwiihen Himmel und Erde jchwebend, ſchießt er durch— 
aus in das Bodenloje und Maßloſe hinein, wenn man ihm nicht 
irgendwo einen Mittelpunkt giebt, wohin ihn eine unbemußte 
Schwere nad) langem Flattern immer zurüdträgt; wenn man ihn 
nicht irgendwo durch Sitte und Gebrauch befeftigt, welche 
immer befjer halten, als alle geiftigen Künfte und Lehren. Wollen 
wir aljo ein feites, frommes, ehrbares und gehaltenes Bürger: 
mwejen haben, jo müflen wir unjere Bürgerjchaften nach alter 
Meile unferer Väter wieder in fichere Schranken von Innungen 
und Zünften jchliegen. Aus diejen mwiederhergeitellten und er: 
friihten Einrihtungen, welde echt germanifchen Stammes 
iind, räumen wir alles Nihtige und Tote weg, das für 
unjere Zeit nicht paßt, alle unnügen Mißbräude und 
Hemmungen menjhlidher Kräfte und Entwidlungen“. 
(©. 63 ff., 68 ff.) 

Die genannten drei Stände bilden die Grundlage der Land: 
jtände in jedem einzelnen Lande des Reiches. Sie „haben in 
allen Gejchäften und Bedürfnifien des Landes die ratjchlagende 
und mitregierende Macht”. Arndt veriteht darunter augenfällig, 
wie er an anderer Stelle jagt, die „Bewilligung und Einjtim: 
mung” zu allen „Geſchäften und Unternehmungen von Wichtig: 
feit” und zu allen „neuen Einrihtungen und Gejegen”. Die „Räte 
und Minijter” des Fürften find ihnen „verantwortlich“. „Ge: 
ſchieht Ungejegliches und Frevelhaftes in Verordnungen und Aus: 
führungen, jo werden fie von den Ständen zur Rechenſchaft ge— 
zogen und, wenn fie ſchuldig find, beſtraft“. (S. 73, 13.) 

Die „Fürſten“ find zwar vor allem „pflichtig gegen das 
Allgemeine, gegen das Neich, ohne welches jie nicht3 jein wür— 
den”; fie jtehen durchaus „unter“ Kaifer und Neid. Aber fie 
find doch „Herricher” in ihren „Staaten“ ; es jteht ihnen in den- 
jelben „die ausführende Gewalt in den Grenzen zu, welche 
durh die allgemeinen Gejege Deutſchlands bejtimmt 
ind“ ; ihre „Perſon“ gilt als „heilig“ und „unverletzlich“, wo: 
gegen aber ihre „Räte und Minijter verantwortlich find“. (S.73,74.) 

So viel von Arndt. Mag man auc jeine Meinungen, 
jelbjt für jene Zeit, nicht teilen, wie auch ich es nicht vermag: 
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jo fann man ihm doch das „Nachdenken“ über diefe Dinge nicht 
wohl abjprechen. Auch kann ich nicht beiftimmen, wenn Treitichfe 
ferner jagt (©. 675): „Die wenigen politiichen Säße der Schrift 
liegen vereinzelt wie die Mujcheln am Strande im diden Sande 
moralifcher, hiſtoriſcher, ethnographiſcher Betrachtungen”. Ich 
glaube vielmehr, daß, wenn man von einſeitigen Parteiſtand— 
punkten abſieht, das Schriftchen mehr politiſchen Wert hat und 
von einer tieferen, allerdings auch moraliſchen und hiſtoriſchen 
Auffaſſung zeugt, als mancher dicke Band parlamentariſcher Ver— 
handlungen. Ethnographiſches kommt darin gar nicht vor. 


XV. Denkſchrift Steins über die deuffche 
Bundesberfallung, 
Chaumont, 10. März 1814. 


Inzwiſchen hatte die deutſche DVerfaflungsfrage eine ganz 
andere Wendung genommen. Um den Sahreswechjel waren die 
Heere der Verbündeten über den Rhein und in Frankreich vor- 
gedrungen. Schon am 28. Januar 1814 festen die Mächte in 
Langres bei Beitimmung der Grundlagen für die Friedensver- 
bandlungen feit: Deutichland jolle aus unabhängigen Fürften 
beftehen, vereinigt duch einen Bund, der Deutſchlands Unab— 
hängigfeit verbürge. Bei den Friedensverhandlungen in Chatillon 
wurde Preußen, wie faft bei allen Anläſſen, durch Humboldt ver: 
treten. Als dann am 1. März die vier verbündeten Mächte zu 
Chaumont auf der Grundlage von Langres einen neuen Bund 
ſchloſſen, wurde auch die obige Beſtimmung in betreff einer fünf: 
tigen Bundesverfaflung Deutjchlandg erneuert, und ausdrüdlich 
gejagt: „Die deutiche Bundesakte wird auf Grundlagen aufge- 
führt werden, welche dem Gejamtverein Kraft geben, und jeden 
Bundesftaat unter den Schuß einer Verfaffung jeßen, die feine 
ftaatlihe und bürgerliche Freiheit gewährleilte. Die hohen Ber- 
bündeten werden den Abſchluß diejer Akte -befchleunigen, um die 
betreffenden Rechte der Mittelbargemordenen, der Reichsritterfchaft, 
fowie die der anderen Stände feitzujegen.” 

Diefe Formulierung zeigt zur Genüge, daß fie unter Mit: 
wirkung Steins erwuchs. Die dee einer Teilung Deutſch— 
lands zwiſchen Ufterreih und Preußen, oder eines geteilten 
PBroteftorates, einer zwiefachen Hegemonie, fiel damit ebenjo ent: 
Ichieden zu Boden, wie die Kaijeridee. Dennoch ergriff Stein 
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den nunmehrigen Grundgedanken, der bereit3 in der Denkichrift 
Münſters und insbejondere in derjenigen Humboldt einen Aus: 
drud gefunden, mit großem Eifer, jo daß er ſchon am 10. und 
11. März einen darauf bafterten Verfaſſungsentwurf dem Staats: 
kanzler Hardenberg, dem Grafen Münfter und dem Kaijer Aleran- 
der überreichen fonnte*). Man fieht es demjelben an, daß Stein 
vorzugsmweije jeine eigene Auguft:Denkichrift und mehr noch die 
Dezember-Denkſchrift Humboldt3 vor Augen hatte. Das fran: 
zöſiſche Original ift abgedrudt bei Perg, Denkſchriften ©. 19 fi. 
und Leben Steins 3, 718 fi. Wir teilen ihn nach dieſem letz— 
tern genaueren Abdrud mit. Eine Kopie desfelben liegt auch 
den Humboldtichen Alten des Wiener Kongrejieg im Berliner 
Archiv bei. Nach Per 3, 558 und Treitſchke ©. 679 hat es 
den Schein, als ob erſt mit diefem Memoire die Auguſt-Verhand— 
lungen wieder aufgenommen wurden, obgleich die von ihnen frei- 
lih ignorierten Oktober- und Dezember-Denkſchriften Münfters 
und Humboldts dazwilchen lagen. 


„Les Puissances Alliees sont convenues dans leurs 

traites que 
V’Allemagne seroit un Corps politique federatif. 

Il est donc indispensable de s’occuper de l’organisation 
de ce corps, de fixer les rapports des parties qui le com- 
posent, les droits qu’on lui attribue, les obligations qu’il 
contracte, et de convenir sur l’organisation interieure de ces 
parties integrantes même. 

Il resulte la une constitution gen&rale pour le 
Corps politique, et une particuliere pour les &tats qui le 
forment **). 

$ 1. Les Etats de l’ Allemagne sont tenus & se soumettre 
aux modifications de leur souverainete, que la constitution 
exigera, puisqu’ils ont, ou contract& cette obligation dans 
leurs traites d’admission, ou que ce ne sera qu’& cette 


*) Berk, 3, 558. 
*) Wir paragraphieren auch dieſes Memoire zur Erleichterung von 
Gitaten. 
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condition que les puissances alliees leurs garantiront leur 
existence politique *). 

$ 2. Tout Corps politique federatif suppose une 
assembl&e des etats qui le compose, ou une diete qui 
statue sur les interöts politiques, sur sa legislation in- 
terieure, sur ses institutions civiles et militaires, et un 
direetoire, une magistrature qui dirige l’assemblee, qui 
veille à l’ex&cution de ses conclusions, A la conservation 
de ses institutions sociales, politigues, judiciaires ou mili- 
taires. 

$ 3. Le developpement de ces idees appartient à l’acte 
constitutionel, sa r&daction doit &tre l’objet du travail d’une 
Commission partieuliere, il suffit d’indiquer ici les idees 
elementaires sur lesquelles il doit &tre base. 

$ 4. Le Directoire ne peut &tre choisi que parmi les 
membres les plus puissants de la federation comme il doit 
avoir une force suffisante pour l’impulsion de l’action, le 
maintien de l’ordre. On ne peut donc le confier en Alle- 
magne qu’& l’Autriche, la Prusse, la Baviere et 1’'Hanovre **). 

$ 5. Ses attributions essentielles sont la direction de 
la diete, l’ex&cution de ses loix, la surveillance sur les in- 
stitutions, sur le maintien des rapports avec les puissances 
etrangeres, sur ceux, qui sont fixes entre les &tats de la 
federation et entre les princes et les sujets ***). 

86. I lui seroit delegu& le droit de faire la guerre 
et la paix au nom de la federation, et toutes les consé- 
quences qui en decoulent 7). 

$ 7. La diete se composeroit des deputes des Princes 
et de ceux des Villes Anseatiques, auxquels on ajouteroit 
pour avoir une representation plus &gale, des deputes des 
&tats provinciaux. 





) Vgl. Humboldt $ 1. 

*) Humboldt & 5. 

+) Humboldt $ 17 u. $ 31. 
+) Humboldt $ 9 u. 14. 
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8 8. Ces deputes n’auroient point de caractere diplo- 
matique*), ils ne seroient point mandataires, et seront re- 
nouvell&s periodiquement tous les 5 ans, par 's chaque 
annee. 

$ 9. La diete ne seroit assembl&e que pour six semaines 
annuellement. 


$ 10. Ses attributions seroient: la legislation fede- 
rative, les impöts pour les besoins de la federation, la 
decision des controverses entre les états federatifs et 
entre les princes et leurs sujets; elle nomme un comite 
qui les decide et les fait ex&cuter**). 


$ 11. Les institutions militaires formees en Allemagne, 
le nombre fix& de troupes de ligne, la Landwehr, le Land- 
sturm, seront conserves sous les modifications que l’etat de 
paix exige***). 

& 12. Le Directoire veillera & leur maintien par les 
revues etc., de m&me qu'aux places frontieres 7). 

8 15. Les recettes mises & la disposition du Directoire 
sont les douanes du Rhin, les douanes à &tablir le long de 


la frontiere, et la cöte, — les impöts extraordinaires que 
la diete accordera. 


& 14. Les douanes interieures, les prohibitions de mar- 
chandises entre les differents &tats de la federation seront 


abolis P). 


$ 15. Dans chaque Etat de la fédération seront formés 
des Etats provinciaux, qui s’assembleront annuellement 
pour voter sur les loix provinciales, sur les impöts destines 
pour l’entretien de l’administration {TT)- 





*) Exit jchrieb Stein reprösentatif. 

**) Vgl. Humboldt $ 17, 21, 22. 
*+*) Humboldt $ 13. 

+) Humboldt $ 11, 12. 

ir) 3u $ 13 u. 14 vgl. Humboldt $ 31. 
+++) Humboldt $ 18, 19. 
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$ 16. Les domaines seront affeetes à l’entretien de 
la maison du prince, les impöts aux objets mentionnes *). 
$ 17. Les princes et comtes et la noblesse mediatisös 
feront partie des Etats — il leur seront attribues les droits 
de Standesherren **). 
$ 18. Tout homme ne peut &tre jugé que par ses juges 
naturels, ne peut &tre detenu plus de 48 heures sans leur 
etre presente pour qu’ils decident sur les causes de son 
arrestation. 
$ 19. Tout homme a le droit d’&migrer ***), de choisir 
le service eivil ou militaire de l’Allemagne qui lui convient. 
$ 20. Tout homme et toute corporation a le droit 
de faire imprimer les griefs contre l’autorite. 
$ 21. (La propriete des ouvrages de la litterature 
et des arts est garantie aux auteurs, la contrefaction .d6- 
fendue et punie.) ) 
$ 22. II sera etabli un comite pour rediger un plan “ 
de constitution pour la federation Germanique, qui sera 
compos6: 
du Baron de Humboldt, du Comte Solms-Laubach, de 
Mr. de Rademacher, comme rapporteur des affaires Alle- 
mandes, ou du Baron de Spiegel qui en possede une 
parfaite connoissance. 
Le plan &tant formé, les Puissances assembleront les 
envoies des princes Allemands pour signer l’acte constitu- 
tionel, le Direetoire se chargera de son ex&cution, de la 


convocation de la diete etc. 
Ch. de Stein.“ 





*) &. unten Bemerkungen. 

**) Ehenda vgl. Humboldt $ 20. 
*) Humboldt $ 28, 

7) Eigenhändiger Zufat im Concepte. 


XVI Bemerkungen 
über die März-Denkſchrift. Doch einmal 
Tandflände und deutſches Parlament. 


Zunädft ift zu beachten: 1) daß Stein das von Humboldt 
SS 9, 11, 12, 14 aufgeftellte Duumvirat Ofterreih und Preu- 
Ben an der Spite des Ganzen völlig preisgiebt; 2) daß er die 
Juſtizverfaſſung und die Heranbildung einer allgemeinen deutjchen 
Civil- und Kriminalgejeßgebung, die Humboldt S 23 biß 27 be— 
handelte, ganz übergangen hat; 3) ebenſo das Bundesgericht, das 
Humboldt 8 17, 20, 21, 22, 27 geltend machte; 4) ebenjo das 
Recht des Sequeiters, bei Humboldt S 22; 5) ebenjo in den 
Beitimmungen der individuellen Rechte (S 18 ff.) die Frage der 
Ausweifungen und die jo wichtige des Univerfitätsbejuchs, die 
Humboldt 8 29 und 30 behandelte. Alles das find entichiedene 
Rückſchritte. 

Dagegen iſt es eine Weiterbildung, natürlich abgeſehen von 
der Frage des Duumvirats, wenn Stein die „vier deutſchen 
Garantiemächte” Humboldts als Kollegium, gewillermaßen als 
Bundesrat fonjtituiert, unter dem Titel „Direktorium“, und dies 
jem die Bundesverfammlung (diete) zur Seite jtellt; ferner wenn 
er ohne weiteres die innere Zolleinheit verkündet (S 14), die 
Humboldt in feinem 8 31 nur durch einen allgemeinen Handels: 
vertrag und durch eine gemeinjchaftliche Handelsbehörde anbahnen 
will; endlich wenn er ein paar individuelle Freiheiten aufjtellt, 
die Humboldt noch nicht erwähnt hatte. 

Drei Punkte erfordern eine bejondere Beachtung. 

I. Die „Rechte“ der Landjtände, die Stein im S 15 for: 
dert, bleiben auch hier noch weit hinter den gleichzeitigen For— 
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derungen anderer zurüd. Denn auch bier no ift die „Kon- 
furrenz bei der Gejeßgebung und Abgabenbemwilligung” im $ 26 
der Auguſt-Denkſchrift nur durch ein „Abitimmen (voter) über 
die Landesgejfege und über die zur Verwaltung bejtimmten 
Steuern“ erjeßt. Dabei bleibt ungewiß, ob ein entjcheidendes 
oder nur, wie wahrjcheinlich ift, ein gutachtliche8 Votum verlangt 
wird, da ſonſt da3 erjtere ausdrücklich gefordert werden mußte. 
Aber noch mehr! Dur 8 16 werden die Domänen, wie in der 
Auguſt-Denkſchrift, ausfchlieglih dem fürftlichen Haufe zugemiejen 
und damit nicht nur meiſt der Verwaltung wejentliche Beträge, 
jondern auch den Landſtänden weſentliche Objekte der Abſtimmung 
entzogen (DBgl. oben ©. 78). 

II. Hier jehen wir deutli durch 8 17, wie jehr Stein be- 
dacht war, die Landftände feudal und ariſtokratiſch zu geftalten. 
Ihm liegt vor allem daran, daß die mediatifierten Fürjten und 
Grafen und die mebiatifierte Reihsritterihaft Sitz und 
Stimme in den Ländftänden erhalten. Und daraus erklärt es 
fich denn auch, daß er nicht ausdrüdlid im 8 7 für die Bundes- 
verfammlung, gleich wie in der Auguſt-Denkſchrift 8 21 für den 
Reichstag, eine befondere Vertretung der Reichsritterſchaft be: 
gehrt. Denn 

III. die Bundesverfammlung dachte fi natürlih Stein 
nicht gleich dem Reichstage in drei Kollegien oder Kammern ge: 
ipalten, ſondern als eine einheitliche Verfammlung der Abgeord- 
neten der Fürſten und der Hanfje:-Städte Wenn er nun 
im 8 7 verlangt, daß diejer no, „um eine gleihmäßigere 
Vertretung zu haben“, Abgeordnete der Landſtände „hinzuge- 
fügt” würden: jo leuchtet es doch ein, daß er nicht die Abjicht 
haben kann, weſentlich mehr zu fordern als im $ 21 der Auguit: 
Denkſchrift, und daß die angeführten Worte wejentlih gar feinen 
andern Sinn haben können als den, neben den Fürften und 
Städten auch dem Adel, d. h. den mediatifierten Fürjten, 
Grafen und Reichsrittern, eine Vertretung am Bundestage zu 
verichaffen, indem ja darauf gerechnet werden fonnte, daß bei den 
Wahlen in den Landitänden der Adel die Stimmen der Städter 
und der Bauern nach fich ziehen würde, 
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Unmöglih aber fann Stein an etwas anderes al3 an 
Guriat-Stimmen für die Abgeordneten der Landitände gedacht 
haben. Nicht nur fprechen hierfür alle früheren und fpäteren 
Analogien (fiehe oben ©. 73 ff.), ſondern auch die Thatjache, 
daß er felbit und andere StaatSmänner, nachdem die Vertre— 
tung der Yandftände als ſolcher aufgegeben und nur noch 
die Vertretung der mebdiatijierten Fürften, Grafen und Neichgritter, 
d. h. des von Stein befürworteten Hauptbeſtandteils der 
Zandjtände, feitgehalten wurde, immer nur an „einige Curiat— 
jtimmen” dachten. Daher erklärte er ſchon ein paar Monate 
jpäter, im Juli, in feiner Note zu 8 23 des Hardenbergichen 
Entwurfs: „Läßt fich eine Beiordnung von landitändiichen Depu— 
tierten nicht erreichen, jo ijt wenigitens die der mediatifierten 
unerläßlih, denen die Reichsritterſchaft gleichzuſetzen iſt.“ 
Und dieje Note bezieht fich auf die „ſechs Curiatſtimmen“, die 
Hardenberg den „Tämtlichen” vormals reichsſtändiſchen Fürften, 
Grafen und Herren zugedadht hatte*). Und noch in der defini— 
tiven Bundesafte Art. 7 ift e8 in Ausficht gejtellt, den mediati— 
fierten vormaligen Reichsſtänden „einige Curiatftimmen im 
Pleno“ eventuell zuzumeijen. | 
Wenn mithin eventuell der obigen Hauptkategorie der 
Landſtände „jech3 Curiatſtimmen“ zugedacht waren: jo darf man 
daraus folgern, daß die Landſtände, wenn fie al3 jolde 
zur Vertretung zugelafjen worden wären, nicht mehr als nur 
böchitens etwa zwölf Euriatjtimmen erlangt hätten. 

Kun jollten zwar nah Steins S 8 die Abgeordneten jähr- 
lich zu ein Fünftel erneuert werden. Indes dies jebt keineswegs 
eine große Zahl von landſtändiſchen Abgeordneten voraus. 
Denn die Beitimmung bezieht fih für die Bundesverfammlung, 
ebenjo wie in der Auguſt-Denkſchrift 8 21 für die Reichsver— 
jammlung, auf alle Mitglieder derjelben, die ja ausdrücklich 
„nicht einen diplomatiſchen Charakter” haben, „feine Ge- 
jandte” fein jollten. Man kann hypothetiſch die Zahl der land: 
ſtändiſchen Abgeordneten bei 12 Curiatjtimmen auf 36, 48 oder 


*) Verb 4, 58 f. 
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60 ſchätzen; aber ficher würden dann die Abgeordneten der Füriten 
und Hanſeſtädte in jedem diefer Fälle dennoh an Zahl über: 
wogen und überdies den Curiatjtimmen der erjteren gegenüber 
das Dreifahe, Bierfahe und Fünffahe an Virilſtimmen dar: 
gejtellt haben. 

Will man aber trog allem behaupten, Stein habe den Ab— 
geordneten der Landſtände Virilſtimmen zugedacht, jo hindert 
doch nichts, nach der Analogie der engeren Bundesverfammlung 
der definitiven Bundesafte anzunehmen: es habe deren nicht mehr 
als 10 oder 15 oder höchſtens 20 gegeben. Der landitändiiche 
Abgeordnete der ſächſiſchen Herzogtümer 3. B. konnte recht wohl 
abwechſelnd von einer der fünf landjtändiihen VBerfammlungen 
derjelben gewählt werden; in den beiden Heſſen oder den beiden 
Medlenburg fonnte ebenjo der gemeinfame Abgeordnete entweder 
abmwechjelnd von dem einen und dem andern Teil gewählt, oder 
abwechjelnd von dem einen Teil durch Kandidatenlifte vorge: 
Ihlagen und von dem anderen bejtimmt werden. Alljährlich 
wäre „ein Fünftel“ ausgefchieden, alfo 2 oder 3 oder 4, und 
dergeftalt die Gejamtheit „alle 5 Jahre erneuert” worden. 

Berk (3, 562) gebt zu weit, indem er aufzählt, was alles 
hätte gejchehen oder erjpart werden fönnen, wenn die „Auf: 
nahme von Abgeordneten der-Landftände in die Bundesverfamm: 
lung” ftattgefunden hätte, obwohl ihm die „Wichtigkeit“ der Sache 
unbedenflih einzuräumen ijt. Auf alle Fälle aber faßte er jie 
doch weſentlich ebenjo auf, wie es oben gejchehen it, wenn er 
jagt: es würde feine „Ehrverlegung der fürftlihen Gejandten“ 
gemwejen jein, wenn „neben diejen” infolge „einer folden Ein- 
rihtung gewaltfam unterdrüdte deutihe Fürlten, Grafen 
und Herren” gejellen hätten: ein „Fürft von Fürftenberg”, oder 
ein „Fürſt von Hohenlohe”, oder ein „Herr vom Stein“. Das 
alfo ift es, nicht mehr und nicht weniger, was Verb aus den 
SS 7, 8 und 17 folgert. 

Anders Treitichfe ©. 679. Er giebt zwar zunächſt nur an: 
Stein habe einen „aus Abgeordneten der Fürjten und der Land— 
tage gemijchten Bundestag“ verlangt. Aber bald darauf jagt 
er: es jei demſelben nicht möglich gewejen „ein deutſches Bar: 
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lament durchzuſetzen“; und er motiviert died namentlich durch 
die „unbehilflidhe Schwerfälligkeit einer allzu zahlreiden 
Bundesverfammlung” und durch die „Unziemlichkeit” für die 
„Zandesherren, ihre Vertreter unter der Überzahl der Volks— 
abgeordneten verſchwinden zu laſſen“. Aber zu allen diejen 
Borausfegungen geben die genannten drei Paragraphen feine Be— 
rechtigung, gejchweige eine Nötigung. Stein dachte eben gar 
nicht an ein „deutſches Parlament“, jonjt hätte er gewiß, 
was Treitjchfe vermißt, den „jo naheliegenden Gedanken“ 
gehabt, „ein Staatenhaus für die Fürften und ein Volfshaus 
für die Vertreter der Nation” zu beantragen. Und eben deshalb 
dachte er auch ſicher nicht an eine „unbehilfliche, allzu zahl- 
reiche” Verfammlung, oder gar an eine „Überzahl der Volfs- 
abgeordneten“. Zudem mären dieje „Volksabgeordneten“ 
wejentlid, wie dargethan, wieder nichts anderes als mittelbare 
Fürften, Grafen, Herren und Reichsritter gemelen. 
Endlich wurde allerdings für die Zandesherren eine „Unziemlich- 
feit” in dem Vorſchlage Steins erblidt; aber nicht wegen des 
vermeinten „Verſchwindens unter der Überzahl” der land— 
jtändifchen Abgeordneten, zu welcher Befürchtung auch nicht der 
leijefte Grund vorhanden war, jondern — wie es Perk richtig 
hervorhebt — wegen des vermeintlih ehrverlegenden Neben 
einanderſitzens, oder — wie es Graf Münfter in der nad): 
folgenden Denkſchrift jchärfer bezeichnet — wegen der unjtatthaf- 
ten „Barififation der Unterthanen mit ihren Souveränen”. Jeden— 
fal3 wäre auch die DVerwirflidung der Steinſchen Märzidee 
alles eher geweſen, al3 die Verwirklichung eines deutſchen Bar: 
lamente3. 


XVII. Münfters ungedruckte Denkſchrift 
über die deutſche Verfaſſung. 
Dijon 30. März 1814. *) 


Auch dieſe Denkichrift fennt Berk nicht, und Treitichfe hat 
fie ebenfall3 weder erwähnt noch benußt. Sie ijt wejentlich eine 
Antwort auf den Entwurf Stein vom 10. März. Die Kommuni: 
fation war damals Fehr leicht. Beide Staatgmänner befanden 
ih Ende März in Dijon, wo Stein vom 25. März bis zum 
6. April vermweilte. Ich halte es für genügend, den Anhalt der 
Münfterihen Denkſchrift zu ſkizzieren, die, wie meist, franzöſiſch 
geſchrieben iſt. 

Münſter erklärt: der Prinz-Regent wünſcht vorläufig eine 
„Feſtſtellung der perſönlichen Rechte der Deutſchen“ und eine 
Feſtſtellung des „Minimums der Privilegien, deren die Provinzial— 
ſtände in jedem deutſchen Lande genießen ſollen“, ſowie „Pro— 
klamierung dieſer Rechte als einer proviſoriſch von den verbün— 
deten Höfen ſanktionierten Regel”. Denn „die deutſche Nation 
habe für ihre Befreiung jo viel gethan, daß fie heut verdient, 
daß man ihr Gerechtigkeit widerfahren laſſe“. 

Die Denkſchrift jpricht fi für das vorgeichlagene „Direfto- 
rium“ aus, will aber außer Ofterreih, Preußen, Bayern, Han: 
nover aud Württemberg darin aufgenommen willen, und zwar 
1) weil der Kaijer von Rußland dies wünſche; 2) weil Würt: 
temberg fi, gleich wie Bayern, auf einen weniger beſchränkten 
Vertrag jtügen könne, al3 die anderen Fürjten des Nheinbundes; 
3) weil der Kronprinz von Württemberg ſich gegen den Feind 





*) B. N. Ebend. No. 70. 
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jehr ausgezeichnet habe. Il serait donc peut-&tre prudent 
d’admettre le Wurtemberg au directoire. Mais je serais 
contre une extension ult&rieure de ce privilège . .. D’ail- 
leurs le directoire tel qu’il est propos comprend tous les 
&lecteurs qui ont existe avant la r&volution frangaise, exceptee 
la Saxe qui a perdu ses droits en trahissant 1l’Alle- 
magne ... Mes instructions m’obligent & recommander aux 
Cours allites de ne pas restreindre les droits des autres 
princes au delä de ce que le salut commun de l’Allemagne 
ne l’exigera. 

Was den jchon im Januar und im Oktober befürmorteten 
Eintritt Hollands und der Schweiz*) betrifft, jo mirgte man, für 
den Fall gleicher Rechte und Pflichten, fie zum Direktorium des 
Bundes zulafien. 

In Bezug auf die Bundesverfammlung (diete) erklärt ſich 
Münſter entichieden dagegen, daß zu den Abgeordneten der Fürften 
auch Abgeordnete der Provinzialftände, wie Stein wolle, hinzu: 
gezogen würden, wegen der darin liegenden Idee de mettre les 
sujets de pair avec leurs souverains. Höchſtens, jagt er (im 
offenbaren Hinblid auf Humboldt3 Dezember-Denkſchrift 88 17, 
27 und 31), könne nur von einer Teilnahme der eriteren an 
dem projeftierten neuen Gerichtshof oder an der Verwaltung der 
Finanzen die Rede fein, falls eine allgemeine Kaſſe beliebt werde. 
Jedenfalls jollte man vermeiden, die Votanten zu ſehr zu ver: 
mehren. Auch jet es nicht notwendig, eine allgemeine Kaffe zu 
haben; die Kojten für die Bundesverfammlung und den höchiten 
Gerichtshof könnten repartiert werden. Dann heißt es: 

Ce qui est proposé relativement aux domaines des princes 
ne me parait pas applicable.. Dans la plupart des pays, 
les domaines sont de vrais biens nationaux **), qui servent 
à fournir les frais du gouvernement, dans ce cas on aban- 
donnerait done un revenu beaucoup trop considerable à 
l’entretien des Cours. Dans d’autres pays ce fonds est si 





*) ©. ob. ©. 48 u. 99. 
**) Gegen Stein $ 16. 
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peu considerable que le prince qui s’y verrait r&eduit man- 
querait du ne&cessaire. Une certaine restrietion devrait ötre 
adoptee, mais un taux proportionnel au nombre de la po- 
pulation paraitrait plus juste. De ce calcul il faudrait 
excepter les possessions privees des princes (Chatullgüter). 

La presse doit &tre libre, mais il faut prevenir la 
licence par une mesure moderee; dire qu’il suffit de punir 
le libelliste, apres qu'il s’est rendu coupable, c’est comme 
si on accordait à un incendiaire la permission de brüler 
une maison, sauf à &tre puni apres*). Le vulgaire aime 
trop le scandale pour oser lächer le pied aux &crivailleurs. 
Tacite observe déjàâ, que les auteurs preferaient la calomnie 
à l’adulation afın de paraitre éviter le „foedum erimen adu- 
lationis“, et il ajoute „obtrectationi falsa species libertatis 
inest.“ 


) Das hat nur einen Sinn, wenn unter prevenir par une mesure 
moderee etwa verftanden werben foll die fofortige Hinterlegung eines Exem— 
plars jeder Drudichrift bei der Behörde, oder Preßfreiheit mit Cenfur. 


XVIII. Bumboldts ungedrucktes Memoire 
preparatoire pour les conferences des cabinets 
allies sur les affaires de Allemagne. 


April 1814, Priginal. *) 


(Bon Per nicht gefannt, von Treitjchke weder erwähnt 
nod) benußt.) 

Wir müffen uns zunächſt einige Data ins Gedächtnis zurüd: 
rufen. Das Datum der Münſterſchen Denkjchrift, der 30. März, 
war auch da3 der Uebergabe von Paris; am folgenden Tage 
zogen die verbündeten Truppen in die franzöſiſche Hauptitadt ein. 
Am 2. April war die wichtige Kunde noch nicht nad) Dijon ge 
langt. Alsbald aber brah alles nah Paris auf, auch Stein 
verließ Dijon zu dem Zwed am 6. April. Wenige Tage darauf, 
am 11. April erfolgte die Abdankung Napoleons in Fontaine: 
bleau; am 12. der Einzug des Grafen von Artois, am 23. der 
Abſchluß des Warfenftillitandes. Die Friedensverhandlungen, an 
denen auch Humboldt jehr mejentlich beteiligt war, nahmen die 
nächfte Zeit in Anſpruch. Inzwiſchen muß das Memoire, das 
fein Datum trägt, entitanden jein, und zwar jedenfall im April, 
weil einerjeit3 jein Anfang und der Anner A sub 19 zeigt, 
daß ihm die Münfterfche Denkichrift vom 30. März voranging 
und andererſeits weil das Memoire ſelbſt sub 3 einen Termin 
„vor dem 15. Mai” anjegt, während es heißen würde „vor dem 
15. dieſes Monats” wenn das Schriftftüd nicht vor dem 1. Mai 
geichrieben wäre. 


*) Ghend. Nr. 70, 
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Das Memoire ift infolge von Beſchlüſſen geichrieben, die 
in einer Konferenz des Minijter-Comites der verbündeten Höfe 
gefaßt wurden und namentlich für die drei „Wünſche“ der Münſter— 
fterihen Denkſchrift oder vielmehr des Prinz. Regenten fich aus— 
iprahen. Es ging jedenfall in die Hände Hardenbergs, dem 
daher auch die begleitenden Anſtriche und Fragezeichen zuzujchreiben 
find. Denn es gehörte ohne Zweifel jamt den Anneren A und 
B zu den Originalen, die Humboldt dem Staatsfanzler Harden: 
berg teild in Dijon, teil$ in London mitteilte, ohne eine Kopie 
davon zu behalten; weshalb er fie am Ende feines unten fol- 
genden Schreibens an Hardenberg de dato Wien den 31. Auguft 
1814 zurüdverlangte. 

Nah Humboldt jollte die verheißene Kundmahung an Die 
deutjche Nation (Deklaration oder Proklamation) vor dem 15. Mai 
eriheinen, der Zujammentritt des Redaktions-Comites für die 
deutihe Verfaſſung am 1. Juli und der Abſchluß jeiner Ar: 
beiten jpäteften® am 1. Dezember 1814 erfolgen. 

Der Tert des ganzen Memoire lautet: 

„Il a été resolu dans une des dernieres conferences du 
comite des ministres des Cours alliees: 

de mettre des & present un terme aux mesures ar- 
bitraires que quelques princes de l’Allemagne se permettent 
contre leurs sujets, et en particulier contre leurs anciens 
eo-£tats, les princes et comtes mediatises; 

de determiner les droits personnels dont tout Allemand 
doit jouir, ainsi que ceux des mediatises; 

de fixer le minimum des privileges qui doivent &tre 
accordes aux &tats provinciaux; 

et de proclamer ces droits et pivileges, comme une 
regle sanctionnde provisoirement par les cours alliees. 

Rien ne saurait &tre plus sage que l’adoption d’une 
pareille mesure, rien de plus urgent que son ex&cution. 
L’edifice politique de l’Europe manquera de son principal 
fondement, autant que l’Allemagne ne possedera point une 
constitution forte par sa composition, et assuree par une 
distribution juste des droits entre ses differents membres; 
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il serait en vain de regler les rapports politiques des &tats, 
sı l’on n’avait pas soin en möme temps d’attacher par la 
justice et l’&quite de la legislation interieure les nations 
à leurs patries et & leurs gouvernements; la nation Alle- 
mande enfin a tout fait pour sa delivrance qu’elle me£rite 
aujourd’hui, que les cours alliees lui rendent justice, qu’elles 
la prennent sous leur protection immediate, et ne l’aban- 
donnent point aux mesures arbitraires de ceux qui en partie 
l’ont emp&ch&e d’arriver plutöt au but glorieux oüı les efforts 
genereux des souverains allies l’ont conduite. 

Il est necessaire aussi de mettre fin tout de suite aux 
abus qui se commettent journellement de la part de quelques 
uns parmi les princes de l’Allemagne; on peut même dire 
que les cours alliees ont l’obligation de le faire, parce 
qu’en abolissant la confederation du Rhin elles peuvent 
avoir l’air d’avoir annull& la derniere norme à laquelle les 
parties l&sees pouvaient encore recourir, et d’avoir ot& le 
dernier frein qui aurait pu encore contenir le despotisme 
des princes. 

Quoique par ces raisons il soit impossible de differer 
la publication de la declaration destinee à fixer les droits 
et les privilöges des sujets envers leurs gouvernements en 
Allemagne jusqu’au moment oü la constitution elle-m&me 
sera entierement reglee, il ne semble n&anmoins pas 
prudent de separer ces deux travaux tout-a-fait l’un de 
l’autre. 

Les droits des sujets d&coulent de la constitution, et 
varient d’apres sa nature. Il n’est donc gueres possible 
de faire un travail solide sans avoir ces deux objets à la 
fois devant les yeux. On pourrait donner lieu au reste & 
des rapprochements &galement injustes et odieux, si l’on 
voulait proclamer les droits des sujets sans parler en möme 
temps de la constitution qui doit regler ceux des princes. 

Ceux parmi ces derniers qui ne verront dans une pareille 
declaration qu’un frein mis & leurs actes arbitraires, s’en 
trouveront doublement offenses et effrayes, s’ils ignorent 
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entierement quelles seront les bases de la constitution future, 
et ils ne manqueront pas de reprösenter cette mesure comme 
une tentative des cours alli6es, ou de quelques unes d’entre 
elles, de s’arroger un pouvoir absolu sur 1’Allemagne 
entiere. | 

L’opinion de la nation Allemande enfin pourrait &tre 
egar&e par une declaration isol&e de ses droits. Ceux dont 
la töte s’exalte facilement pourraient se croire degages de 
tout lien envers leurs gouvernements; d’autres pourraient ne 
pas trouver une garantie assez forte dans une declaration 
denuede des institutions qui seules peuvent assurer l’ex6- 
cution des principes proclames. Tous enfin verraient avec 
regret encore remis à une &poque indeterminde ce à quoi 
tendent tous leurs voeux, de voir fix& leur sort, de savoir A 
qui et de quelle maniere ils appartiendront. Car on ne 
saurait assez r&peter, qu’autant qu'il &tait sage et prudent 
de laisser beaucoup de rapports politiques et sociaux en 
suspens aussi longtemps que la grande lutte presentait une 
issue incertaine, autant il est urgent maintenant*) de mettre 
une prompte fin à tout &tat provisoire qui paralyse jusqu’au 
sein des dernitres familles chaque projet domestique, arröte 
par l& l’industrie nationale, inquitte les esprits, et met à 
la place du zele et du patriotisme une apathie et une in- 
difference dangereuses. 

Dans ces eirconstances les cours alliées pourraient 
obvier au double inconv@nient expose ici, en tenant la 
marche suivante. 

1. 

Les souverains allies pourraient, et ceci semble en 
effet urgent et indispensable, convenir des principes qui 
devraient servir de bases à ceux qui seront charges de la 
redaction d’une constitution pour l’Allemagne. 

Ce travail ne serait gueres ni long, ni difficile. Les 
souverains alliés ont d&ja prononce dans leurs traites ınu- 


*), Auch diefe Ausdrucksweiſe fpricht für den April ala Abfaffungszeit. 
Schmidt, Deutfhe Berfaffungsfrage. 10 
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tuels, quelle doit &tre la forme de cette constitution en 
general. Il ne s’agit plus que d’&claircir un petit nombre 
de questions fondamentales, et il ne reste après qu’un tra- 
vail de detail à faire. 

2. 

Ces bases devraient &tre remises & un comite qui se- 
rait charg& de la redaction definitive de la constitution, 
ainsi que de l’acte federatif, qu'il (qui!) devra ötre signe 
par tous les princes de l’Allemagne. 

Mais pour mieux s’assurer d’avoir en effet un travail 
dont la bonte et la solidité r&epondit entierement à l’im- 
portance de l’objet, pour lui donner plus de solemnite et 
plus d’autorite, et pour r&eunir au but de dresser l’acte de 
la constitution d’abord aussi celui de le rendre acceptable 
aux princes et de le faire adopter par eux, il serait bon 
de communiquer les bases de la constitution à ceux des 
princes Allemands qui, conjointement avec la Prusse et 
l’Autriche, doivent former le directoire de la diete fu- 
ture, de les faire reconnaitre et signer par eux, et de les 
inviter à envoyer chacun un ministre, accompagne d’un 
conseiller verse dans le droit public de l’ Allemagne, dans 
une ville qu’on determinerait, pour y faire le projet de la 
constitution, et de son acte fondamental. Les puissances 
garantes de la constitution future pourraient y envoyer &ga- 
lement des ministres*) qui neansmoins ne prendraient point 
de part immediate et directe à la confection de la con- 
stitution qui ne peut &tre qu'un ouvrage national. Tout 
autre ministre, deput& ou agent d’une puissance, ou d’un 
prince quelconque, serait exclu de ces conferences, et möme 
du sejour dans la ville oü elles se tiendraient. 

Outre que ce comite serait charge de la redaction de 
la constitution, il pourrait, jusqu’au moment oü la di&te 
serait assemblee, servir de point central pour pourvoir, 
selon la latitude des pouvoirs qu’on lui accorderait, ou 


*) Angeftrihen und mit einem Fragezeichen begleitet. 
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regler ou proposer de rögler les affaires qui exigeraient une 
decision prompte et immediate, soit definitive, soit provi- 
soire. O’est ainsi que les principes proclam&s dans la de- 
claration des droits recevraient une garantie de plus par 
l’existence d’une autorite à laquelle on pourrait recourir 
dans les cas, oü ils seraient enfreints. 

Ce comit€ se reunirait le 1. de juillet. Son travail 
principal, la redaction de la constitution Germanique et 
de l’acte federatif, devrait immanquablement ötre termine 
le 1. d&cembre*) de cette annee, mais le comite ne serait 
dissous qu’au moment oü la diete future serait r&ellement 
assembl&ee. Il se servirait tant dans ses conferences, que 
dans ses pitces officielles uniquement de la langue Alle- 
mande, et de la Francaise seulement dans ses communi- 
cations avec les ministres des puissances garantes **). 

Le delai jusqu’au 1. juillet peut ötre necessaire aux 
cours alliees pour donner plus d’etendue aux bases generales 
et sommaires dont elles conviendront immeödiatement à pr&- 
sent, pour consulter d’autres personnes sur elles, enfin peut- 
&tre même pour faire revoir ces bases de nouveau par un 
comite preparatoire nomm& uniquement par elles, et tra- 
vaillant au quartier-general. 

3. 

Les cours alliees publieraient des à present la decla- 
ration projetee.e Pour adoueir cette mesure, et ne point 
diminuer dans la nation le respect quelle doit A ses sou- 
verains legitimes, il faudrait dire dans le pre&ambule qu’elle 
se faisait de concert et d’un accord commun avec les prin- 
cipaux princes de l’Allemagne, consultes à cet &gard; 
et pour cet effet il faudrait r&ellement la faire communi- 
quer à quelques uns des princes, p. e. aux rois de Ba- 
viere et de Wirtemberg, mais sans permettre que pour 
cela le contenu de la declaration füt change, ou sa publi- 
cation retard&e considerablement. Elle devrait toujours 


*) Zuerſt ftand Dftober. 
**) Hier wieder Strid und Fragezeichen. 
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paraitre avant le 15. de mai. Il serait &nonc& dans cette 
declaration: 

a. que les Cours alliées s’ocuperaient incessamment 
de faire avoir à l’Allemagne une constitution aussi rap- 
proch&e que possible de l’ancienne*) et modifice seule- 
ment selon l’exigence des rapports politiques du moment 
actuel, et des changements survenus dans ces dernieres an- 
nees, sur lesquels il serait impossible de revenir; 

b. que d’apres cette constitution tous les princes de 
l’Allemagne formeront une ligue Germanique (Deutſcher 
Bund) dont ils seront membres souverains — que les af- 
faires de la ligue seront reglees par une diete dont un 
nombre tres retreci de princes formera le directoire — 
qu'il y aura pour toute l’Allemagne une organisation mili- 
taire commune et un tribunal supr&me — que des états 
provinciaux seront ou constitu6s ou retablis dans chaque 
etat particulier — que par ce moyen et par le tribunal 
de la ligue les droits de chaque Allemand seront assures 
et garantis — qu’il sera &tabli une égalité parfaite entre 
tous les cultes**) — que la libert@ de la presse sera pro- 
tegee et assurde ***) — qu’enfin la constitution aura des 
&gards particuliers pour les princes et comtes mediatises, 
et qu’elle aura soin de concilier leur inter&t particulier avec 
le bien-etre general; 

c. qu'un comite de ministres de l’Autriche, de la 
Prusse, de la Baviere et du Hanovre se r&unira le 1. juillet 
&.... pour s’occuper de la redaction de la constitution 
future, que son travail sera termine immanquablement le 
1. decembre, et tout de suite apr&s sanctionne par leurs 
cours, muni de la garantie de la Russie et de l’Angleterre, 
et accept& par les autres princes de l’Allemagne; 

d. mais que pour empöcher que des sujets d'une pro- 
vince Allemande quelconque ne soient même en attendant 


*) Am Rande ein Fragezeichen. 
**) Fragezeichen am Rande. Zuerſt jtand „liberte parfaite des cultes“. 
*4*) ragezeihen. Diefe Worte wieder ganz ausgeftriden. 
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leses dans leurs droits par leur gouvernement qui, se croyant 
affranchi de toute autorite superieure par l’abolition de 
l’ancienne constitution Germanique et de la confederation 
du Rhin, pourrait oublier que cette abolition n’a point pu 
aneantir ni les droits de chaque Allemand, ni la consti- 
tution particuliere des differents états, les cours alliees 
declarent vouloir maintenir les principes renfermes dans 
le present acte qui seraient &nonces ensuite, et r&primer 
toute tentative d’un gouvernement Allemand quelconque 
de les enfreindre. | 
Il est à prevoir que cette déclaration et le projet de 
la constitution elle-m&me trouveront une opposition sourde 
aupres de plusieurs des princes Allemands. Mais elle ne 
pourra point &clater, et les cours alliees ne pourront möme 
jamais faire un usage plus juste et plus bienfaisant des 
forces que la providence a r&unies entre leurs mains qu’en 
les employant pour mettre une nation qui a acquis des 
titres indubitables à leur protection, à l'abri d’un despo- 
tisme qui depuis les si&cles les plus recules a été &tranger 
a la constitution Allemande, et qui n’a osé lever le masque 
qu’apres que les catastrophes les plus malheureuses ont 
renverse tous les boulevards de la liberte Germanique. 


Conform&ment aux idees ci-dessus exposees, on a joint 
au present mémoire: 

1. Les bases qui devraient servir de norme au comite 
charge de la redaction de la constitution future (A). 

2. Un expos& des droits qui seraient proclames dans 
la declaration des cours alliees (B). 


On a élevé la question: s’il ne serait pas bon d’in- 
viter la Hollande et la Suisse à entrer dans la ligue Ger- 
manique? 

La constitution de ces deux pays, entierement diffe- 
rente de celle des &tats Allemands, ne semble point leur 
permettre de faire proprement des parties de la ligue. 
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Mais il serait possible et extr&mement utile de les lier par 
des traites d’alliance conclus à perpetuite à l’Allemagne 
d’une manitre plus intime et plus particuliere que ne le 
seront les autres puissances Etroptennes. 

Le point le plus important par rapport à la Hollande 
serait d’etablir un systeme combiné de defense moyennant 
les places fortes des Pays-Bas et celles de l’Allemagne, 
de fagon que les premieres, en recevant en partie des gar- 
nisons Allemandes, servissent en möme temps de barrieres à 
l’Europe Germanique. 

La Suisse n’abandonnera jamais facilement son syst&me 
de neutralite, et on pourrait même le sanctionner à perpé- 
tuite par le trait@ & conclure, purvu que 

a. elle s’engageät à garnir dans le cas de chaque 
guerre de la ligue Germanique avec la France ses fron- 
tieres d’un nombre stipul& de troupes, de maniere à em- 
pöcher r&ellement toute violation de son territoire; 

b. qu’elle donnät une fois pour toutes un certain nom- 
bre de troupes à la solde de l’Allemagne, et promit de 
l’augmenter en cas de guerre; comme la Hollande a eu 
constamment l'usage de recevoir des troupes étrangères à 
sa solde, et la Suisse d’en donner, la premiere pourrait 
payer à l’Allemagne une certaine somme pour les troupes 
Allemandes qui feraient partie des garnisons des forteresses 
Hollandaises, et cette même somme pourrait servir à l’Alle- 
magne pour en payer les troupes Suisses. 

c. qu’elle renongät au droit de donner des troupes ä 
la solde d’un autre gouvernement quelconque. 

Les questions, sur lesquelles les cabinets allies doi- 
vent maintenant se decider, sont les suivantes: 

1. s’ils approuvent la marche qu’on a proposé ici de 
tenir pour la confecetion de la constitution future? 

2. s’ils approuvent, ou non, les bases proposees pour 
cette constitution, et si dans l’un ou l’autre cas ils croyent 
necessaire de les soumettre de nouveau A la rövision d’un 
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comite preparatoire nomm& seulement par eux, et travail- 
lant au quartier general? Dans ce cas il faudrait tout de 
suite nommer ce comit6; 

3. s’ils approuvent qu'il soit publiee au nom de leurs 
cours une declaration dans le sens de celle proposee ici? 
Dans ce cas il faudrait incessamment charger quelqu’un de 
la redaction de cette piece, qui devait ötre &crite et publi6e 
en Allemand. 

Bon den beiden Anneren Fann ich nur das wichtigere hervor: 
heben, da ich fie nicht vollitändig kopiert habe; die einzelnen 
Punkte find mehrfach etwas näher ausgeführt. | 


A. Bases qui pourraient servir de norme au comite 
qui sera charge de la redaction de la constitution 
Germanique. 


1. Es wird ein deutſcher Bund gebildet*). 

2. Die Souveränetät der Mitglieder ift eine Durch ihn be— 
grenzte **). 

3. Nennung der Mitglieder, darunter auch Schwediſch— 
Pommern und Holjtein qu’il faudrait, heißt e$, revendiquer 
à T’Allemagne .... 

5. Der Zwed des Bundes ijt non seulement la defense 
de la patrie commune contre toute attaque exterieure, 
mais aussi la garantie de tous les droits des differentes 
classes et individus de la nation dans chaque état en 
particulier.... | 

9. Nur Dfterreih, Preußen und Dänemark, weil zugleich 
europäiſche Mächte, haben das Recht, mit fremden Höfen Allianzen 
zu Schließen u. ſ. w. . ... 

11. Es wird eine Bundesverſammlung (diète) gebildet, 
presidee par un directoire (Bundesausfhuß). 

12. Das Direktorium wird gebildet durch Ofterreich, Preußen, 


*) ©. Steins Entwurf, Einleitung. 
**) Stein $ 1. 
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Bayern und Hannover *); die beiden erfteren erhalten je 2 Stimmen, 
die beiden letteren abwechſelnd je 2 und 1.... 

15. Le directoire de la diete sera le pouvoir execu- 
tif et decidera à lui seul, et sans consulter la diöte, de la 
question de la guerre, de la paix et de tout ce qui appar- 
tient aux relations extörieures, à l’organisation militaire 
et aux moyens de defense de la ligue ete.... **) 

16b. Die Bundesverlfammlung tritt alljährlich einmal zu— 
Jammen ***); das Direktorium ift permanent. 

17a. Es wird ein deutjches Bundesgericht gebildet . 

17b. Insbeſondere um zu enticheiden über lagen der 
Unterthanen oder der Stände gegen ihre Regierung . 

19. Die Koften für die Bundesverfammlung, vas Direk⸗ 
torium und das Gericht werden gedeckt durch Repartierung nach 
Art der alten KammerzielerP). 

20. Deutichland wird in 4 Kreije geteilt, deren jedem einer 
der Fürſten vorjteht, die das Direktorium bilden, mit der drei: 
fachen Aufgabe: a) die Vollziehung der Beſchlüſſe der Bundes 
verfammlung und des Direltoriums, b) die militärische Organi- 
jation und c) die Yuftizorganijation zu überwachen FT). 

21. Jedes Bundesmitglied ift verpflichtet, in Friedend- und 
Kriegszeiten eine bejtimmte Zahl von regelmäßigen Truppen und 
Landwehr zu ftellen und überdies verpflichtet zur Organifation 
de3 Landſturmes P). 

22. Tous les membres de la ligue qui ne siegent point 
au directoire seront soumis pour leur organisation militaire 
aux decrets du directoire de la ligue et & l’inspection de 
celui des princes qui preside leur cerele.... Mais ceux 


*) Münſters Vorſchlag in betreff Württembergs drang alfo noch nicht 
durch. S. Steins Entwurf $4. Die folgende Stimmenverteilung ift neu. 
**) Nol. Stein 8 6. 6. 2. u. 12. 
***) Stein $ 9. 
+) Gegen Stein $ 13, entiprehend dem Vorſchlage Münfters. 
tr) Stein $ 5. u. 2. Die ai find neu, aber eine Folge der Mehr: 
zahl der Direktoren. 
+r}) Stein $ 11. 
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qui fournissant en temps de guerre en troupes rögulieres et 
en Landwehr 25000 hommes ou au delä *) auront le droit 
de former un corps d’armee separe, commande par un 
chef choisi par eux. Les troupes des autres se r&uniront 
dans un corps d’armöe du cercle, dont le chef sera nomm& 
par le directoire. 

23. Les &tats qui ont une population de 500 000 hommes 
et au delä seront les seuls qui jouiront du droit de non 
appellando. Tous les autres seront soumis relativement 
à l’exercice de la justice à celui qui preside à leur cercle, 
en autant qu’ils devront: a) renvoyer les proces de leurs 
sujets en 3 instances au tribunal supr&öme de cet tat; b) sou- 
mettre les sentences criminelles des qu’elles portent la peine 
d’un emprisonnement de 10 ans ou une majeure, à la re- 
vision des tribunaux du möme; c) reconnaitre cette mäme 
revision pour toutes les ordonnances par lesquelles ils vou- 
draient changer la liquidation, ou l’ordre judiciaire en ma- 
tieres civiles ou criminelles. 

24. Chaque membre de la ligue Germanique s’engage 
à instituer ou à retablir des états provinciaux dans ses 
etats. Si ces &tats provinciaux n’ont été abolis qu’ä l'é— 
poque oü l’Empire Germanique £tait dissous, ils pourront 
pretendre de rentrer dans les mêmes droits qu’ils avaient 
alors, et les contestations sur la fixation de ces droits se- 
ront du ressort du tribunal de la ligue. Le minimum des 
droits des &tats provinciaux sera: a) que les impöts, tant 
directs qu’indirects, ne pourront &tre augmentes sans leur 
consentement; b) qu’aucune dette contractce par le gouver- 
nement ne sera valide sans leur approbation;, c) que le gou- 
vernement leur devra rendre compte annuellement de l’em- 
ploi qui aura été fait des deniers publics; d) qu'ils auront 
le droit de faire des repr&sentations au gouvernement sur tous 
les abus qu’ils eroiront decouvrir dans la legislation ou 
l’administration du pays. 


*) Nah Steins Randbemerfung zu Humboldts Dezember : Dentfrift, 
ſ. ©. 114. | 
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25. Si leurs griefs, touchant le maniement des deniers 
publics, ou la maniere d’exercer la justice, ne sont point 
entendus, ils pourront les porter à la diete, qui pourra dans 
le premier cas aller jusqu’a mettre le pays sous sequestre, 
dans le second ordonner une revision generale de ses tri- 
bunaux. 

26. Les princes et comtes mediatises tiennent le pre- 
mier rang parmi les &tats provinciaux du pays auquel ils 
appartiennent qui sont de la m&me classe qu’eux... Les 
principes d’apres lesquels leur sort sera regle, sont les sui- 
vants a) qu’il n’existe point de subjection personnelle ni 
pour eux ni pour les membres de leur famille; b) daß fie 
nur bei Gerichtshöfen eines Kreisvorjtandes und in legter Inſtanz 
beim höchſten Bundesgericht Elagbar find, c) Feine Autonomie 
befiten, aber d) das Recht der Forterhebung der Zehnten, 
Nenten u. j. w. von ihren Unterthanen, und e) feinen Auflagen 
unterliegen, die nicht auch der Landesfouverän trägt. 


B. Expos& des droits de tout sujet Allemand en 
gencral et des princes et comtes mediatises en 
particulier. 


1) La constitution particuliere des differents etats de 
l’Allemagne n’a point été abolie, ni par la dissolution de 
l’Empire Germanique ni par celle de la confederation du 
Rhin et elle ne peut par consequent point &tre changée 
par la seule autorit& des princes. 

2) Aucun Allemand ne peut ötre prive ni de sa li- 
berté ni de ses proprietes sans une sentence prononc&e par 
le tribunal compötent d’apres les lois existantes.. Toute 
arrestation d'un Allemand faite par mesure de police, ou 
par ordre superieur doit &tre suivie dans les 24 heures 
d’une procedure formelle intentee par le juge competent. 

3) Le cours de la justice ne peut être interverti par 
l’ordre d’une autorite quelconque, et comme le souverain 
devient partie dans les causes oü son inter&t pourrait &tre 
concerne, les tribunaux n’osent suivre aucun ordre qui leur 
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parviendrait ou de sa part ou de celle de son ministere 
dans une pareille cause. 

4) La libert@ de la presse ne sera limit&e que par 
une censure juste et raisonnable. Il est permis à chaque 
Allemand d’imprimer ses ouvrages dans quel pays Alle- 
mand il le juge à propos, et aucun auteur ne peut £tre 
poursuivi ni puni que pour avoir enfreint les lois existantes 
pour la censure. 

5) Il est generalement permis d’&tudier a une univer- 
site Allemande quelconque, sans qu’aucun gouvernement 
ne puisse y mettre obstacle. 

6) Chaque Allemand peut entrer au service civil ou 
militaire de chaque autre etat Allemand, et m&me de chaque 
puissance etrangere qui nest point en guerre avec l’Alle- 
magne. 

7) D est libre à tout Allemand d’emigrer d’un pays 
de l’Allemagne dans un autre, sans que le gouvernement 
puisse l’assujettir a autre condition de son &migration qu’au 
payement de l’impöt nommé Abzugsgeld, la oü cet impöt 
nest point encore aboli. 

8) Les princes et comtes mediatises jtehen in feinem 
rapport de subjection. 

9) Die Konventionen über dixmes, rentes et autres revenus, 
wodurch diefelben von feiten der fouveränen Fürjten abgelöft find, 
jollen revidiert werben. 

10) Die Familienpakte, Konventionen und Stipulationen 
jwiihen den verfchiedenen Zweigen der fürftlichen Häufer behalten 
ihre Gültigkeit, ihre einfeitige Abänderung oder Annullierung zur 
Zeit der Auflöfung des Reichs ift ungültig. 


Das Bemerkenswerteſte iſt nun dies. Nachdem Stein einmal, 
wie wir fahen (S. 131), in feiner März-Denkſchrift das von 
Humboldt den beiden deutjchen Großmächten zugedachte Duum: 
virat preisgegeben und die Fülle der Macht, namentlich auch das 
Kriegs: und Friedensrecht ſowie die militäriiche Oberleitung, dem 
Viererdireftorium zugeteilt hatte, glaubte Humboldt offenbar, der 
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außerordentlichen Autorität diefer Steinchen Denkichrift gegen: 
über, um jo mehr als inzwiſchen Graf Münfter im Namen Eng: 
land-Hannovers ihr hierin beigetreten war, ſich gemillermaßen 
genötigt, nunmehr auch feinerjeit jene Kompetenzen dem Vierer: 
direftorium zuzugeftehen (Art. 15). Um aber die für ihn daraus 
rejultierenden Bedenken möglichit zu heben, führte er zugleich drei 
ganz neue Beitimmungen ein: 1) die ungleiche Verteilung der 
Stimmen innerhalb des Viererdireftoriums (Art. 12), Eraft deren 
Ofterreih und Preußen ftet3 im Übergewicht bleiben mußten, 
fall3 fie zufammenhielten,; und diejeg Zufammenhalten beider 
war ja überhaupt nad) Humboldt die einzige Gewähr des 
Fortbeitandes der zu gründenden Bundesverfajlung; 
2) die Einteilung in vier Kreife (Art. 20), kraft deren Diter- 
reih und Preußen menigitens als die zwei bedeutendjten Kreis— 
vorjteher fajt in dem ganzen Bundesgebiete außerhalb Bayerns 
und Hannovers, vielleiht auch Württembergs, die enticheidende 
Macht in Händen gehabt haben würden; 3) eine möglichſt hobe 
Spannung der Kompetenzen der Kreisporjteher (Art. 20, 22, 23) 
und damit vor allem Üjterreich® und Preußens. Die Gleich: 
ftellung Preußens mit Ofterreich gab übrigens Humboldt in feiner 
Weiſe auf; fie konnte immer noch mindejtens in der gemeinschaft: 
lihen Führung des Präfiviums und der Gejchäftsleitung er: 
folgen. Die Steinſche Denkſchrift gab ihm aber zu einer Außerung 
über dieje Frage feinen Anlaß. 





Außer den beiden Anneren A und B liegt den Akten noch 
ein anonymer Entwurf von Beitimmungen bei, welche mit denen 
der beiden vorjtehenden Annere gewiljermaßen konkurrieren, unter 
dem Titel: 


XIX. Bases pour servir de norme au travail 
du comite preparatoire. 


Ungedruckt. 


Sie müſſen in der Abfaſſung den Anneren A und B voran: 
gegangen jein, da in ihnen der Stoff eben noch nicht in zwei 
Abteilungen gelondert (fiehe $ 13) ift. Dies und gewiſſe Abwei— 
Hungen, wie in Betreff des Bundesgerichts (8 8), bemeijen, daß 
e3 jih um einen präliminaren Entwurf handelt. Ob etwa an 
den Borberatungen dazu Solms-Laubach oder Rademacher teil- 
genommen habe, die der Schluß der Steinſchen Denkſchrift vom 
10. März neben Humboldt als Comitémitglieder vorſchlug, muß 
dahingeltellt bleiben. Den Text laſſen wir bier folgen: 

Bases pour servir denorme au travail du comit& 
preparatoire. 

1) Les princes de l’Allemagne se r&uniront & former 
une ligue Germanique. 2) La ligue une fois formee, aucun 
prince ne pourra en sortir, et chaque tentative de s’y 
soustraire sera regard&e comme felonie. 3) Le droit des 
princes actuels de devenir membres de cette ligue sera fix& 
d’apres la grandeur de leurs possessions, l’anciennet& de 
leurs maisons, et la consid&ration que par d’autres rai- 
sons ils peuvent avoir acquise.. 4) Un petit nombre de 
ces princes formera le directoire de la ligue*). 5) Les droits 
du directoire seront fixes; celui de la guerre et de la paix 
lui appartiendra dans tous les cas; il aura & lui seul, sans 
concurrence des autres princes l’exercice de tous les droits 


*) Bgl. A, 19, 
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qui lui seront adjuges*). 6) Il y aura une diete qui se 
reunira & des &poques fixes; ses attributions et ses prero- 
gatives seront determin‘s; chaque membre de la ligue aura 
droit d’y voter**). 7) Les princes qui n’ont que des pos- 
sessions Allemandes renonceront de prendre part & d’autres 
guerres qu’ä celles de la ligue Germanique***) et tous s’enga- 
geront & faire decider les differens qui pourraient s’&lever 
entr’eux sur leurs possessions en Allemagne par les voies 
constitutionnelles. 8) Il y aura un tribunal supr&me de 
la ligue, mais il ne jugera que les differens des membres 
de la ligue entr’eux-‘). 9) L’organisation militaire et l’exer- 
cice du pouvoir judiciaire dans les etats Allemands qui n’ont 
point une population qui sera determinte, seront soumis à 
l’inspection des princes membres du directoire de la ligue)- 
10) L’Allemagne sera divisee pour cet effet dans un certain 
nombre de cercles dont les membres du directoire seront 
les chefs77j). 11) Les tribunaux sup£rieurs des directeurs 
des cercles seront les tribunaux d’appel en derniere instance 
pour ceux des etats qui n’auront point un exercice illimite 
des pouvoirs judieiaires*). 12) On retablira ou formera des 
etats (Stände) dans tous les pays Allemands et la constitu- 
tion fixera le minimum de leurs privileges **). 13. Elle fixera 
egalement les droits dont chaque individu Allemand devra 
necessairement jouir***), et la facult& illimitee d’&migrer 
(Freizügigfeit) d’un etat Allemand dans un autre fera partie 
de ces droits). 14) Elle reglera enfin d’une maniere 
equitable le sort des princes qui appartenaient à l’ancienne 
constitution Germanique et qui ne deviendront point membres 
de la ligue actuelle 7). 


*) Vgl. A.15. **) Bgl. A.11.16b. ***) Vgl. A.9. +) Vgl.17a. 
und 17b. ++) Bgl. A.2022f. ++) Vgl. A.20. *) Vgl. A.28. **) Dal. 
A. 24. *=*) Bol. B. +) Vgl. B. 7. ++) al. B. 8 ff. 


XX. Bardenbergs und Steins Perfalfungs- 


berafungen . 
zu Frankfurt a. M. im Juli 1814. 


Die von Humboldt in Ausficht genommenen Termine (jiehe 
S. 147) konnten nicht eingehalten werden. Die Friedensunter: 
handlungen zogen fi in die Länge; erſt am 30. Mai wurden 
die Parifer Verträge unterzeichnet, die in Betreff der deutichen 
Zukunft wieder nur die allgemeine Phraſe enthielten: „Die Staaten 
Deutſchlands jollen unabhängig und durd eine Bundesverbin- 
dung vereinigt fein.” Das weitere wurde dem Kongreß vor: 
behalten, der fih in etwa zwei Monaten in Wien verjammeln 
jolte. Im Juni begaben fich die fiegreichen Herricher, Feld— 
herren und Staatsmänner auf Einladung des Prinz-Regenten 
nah England. 

Nach feiner Rückkehr von dort ging Hardenberg, der jeit 
Anfang Juni zum Fürften erhoben worden, nach Frankfurt a. M. 
und ließ bier in der eriten Hälfte des Juli auf Grund des Hum— 
boldtijchen Mémoire preparatoire und feiner Annere, jomwie der 
früheren Denkſchriften von Humboldt und Stein, einen Berfaj- 
ſungsentwurf ausarbeiten, den er, ſobald Stein dajelbit aus Eng: 
land eintraf (14. Juli 1814), diefem zur Prüfung vorlegte (Berk 
4, 42 f.). Humboldt war inzwijchen der Beltimmung gefolgt, 
jih auf feinen Gejandtichaftspoften nad Wien zurüdzubegeben, 
wo ihm jo manches für den Wiener Kongreß vorzubereiten oblag. 

Den Tert der urjprünglicden Hardenbergichen Vorlage habe 
ich nirgend gefunden. Zu derjelben gab Stein ſchon am 16. Auli 
eine lange Erklärung, aus der einmal zu erjehen ift, daß die 
Paragraphen der Vorlage nicht ziffernmäßig mit denen der 
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definitiven Bearbeitung oder den untenfolgenden „Grundlagen“ 
in 41 Artikeln zufammenfielen, und jodann, was darin im 
Gegenjak zu den von Stein erhobenen Einwänden und An 
trägen geftanden haben muß. 

Die Erklärung Steins iſt vollftändig abgedrudt bei Pertz 
4, 43 ff. Die Hauptanträge derjelben waren, fall3 fie zur 
Annahme gelangten, eine außerordentliche VBerfchlechterung Der 
Hardenbergihen Vorlage. Während nämlich” nad allen bis- 
her maßgebenden Beitimmungen und Entwürfen, au) dem Har— 
denbergichen, der Begriff „Deutſchland“ oder „Deutſcher Bund“ 
das ganze Deutichland umfaſſen follte, fam Stein plößlich wie: 
der im Sinne der verrufenen troisieme Allemagne (fiehe oben 
©. 70), zu dem jeltiamen Verlangen, zwei Dritteile von Deutfch- 
land, nämlich Deutſch-Oſterreich und Deutſch-Preußen mwejentlich 
und mit Einfluß ihrer beiden deutfchen Hauptftädte Wien und 
Berlin vom deutfhen Bunde auszuſchließen. Er motivierte 
dies („ad 8 3%, nachher 8 2 bei Hardenberg) aljo: 

„Will man in den Deutjchen Bund die eigentliche öfterreichifche 
Monarchie begreifen und alle deutichen Provinzen von Preußen, 
jo entjteht hierdurch der Nachteil, daß man ganz heterogene Dinge 
einerlei Normen und Verfaflungen zu unterwerfen verſucht. Die 
deutichen Provinzen der öfterreihiichen Monarchie und die deut— 
ſchen Provinzen der preußiichen auf dem rechten Elbufer machen 
unter fich jeit einem Jahrhundert ein eng verbundenes geſchloſſe— 
ned Ganze aus, das nicht ohne große Nachteile in andere Formen 
eingefaßt werden kann. Üfterreich ohnehin wird diejer jo fehr 
in das Innere eingreifenden Veränderung große Schwierigkeiten 
entgegenjegen, oder man wird die Verfaſſung für das übrige 
Deutichland jo loje bilden müſſen, daß fie gegen den Gultanis- 
mus nur wenig Schuß gewährt. Der Teil von Deutjchland, To 
zwijchen dem Inn, der Elbe, der preußiichen Grenze und den 
Grenzen de3 Auslandes liegt, ift in einer ganz verjchiedenen Lage, 
feine Verfaſſung iſt duch die Auflöfung des ReichSverbandeg, 
durch die weitfälifchen Einrichtungen, durch deren Zerjtörung u. ſ. w. 
ganz zerrüttet worden, die Bildung einer neuen it aljo not- 
wendig und jtört die inneren Berhältniffe von Preußen und 
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Ofterreich nicht. Die Kreiseinteilung und die Bundesverfaflung 
müßte aus diefen Gründen nur die Länder zwiſchen dem 
Inn, der Elbe, der preußiſchen Grenze, der Eider, 
den Grenzen des Auslandes in fich begreifen, und & 
würden nur ſechs Kreije bleiben (foll heißen: jieben, ftatt der 
von Hardenberg aufgeftellten neun Kreife): Border-Ofterreich, 
Bayern und Franken, Schwaben, Oberrhein, Niederrhein und 
Weitfalen, Niederfahien, Oberſachſen. Preußen und Öfter: 
reich blieben in ihren inneren Einrichtungen ungeftört, und fie 
würden Garants der deutjchen Verfaſſung.“ 

Und mit diefem unerhörten Vorſchlage, der nicht nur Deutfch- 
[and überhaupt, fondern zugleich auch Deutich-Ofterreich und 
Deutjch-Preußen zeritüdeln mollte, drang Stein in der darauf 
folgenden mündlichen Beratung mit Hardenberg und Solms: 
Laubach (Pertz 4, 48), wie der Augenſchein lehrt, wirklich durd). 

Einem andern, ebenjo verderblichen Antrage Stein gegen: 
über hielt Hardenberg beijer Stand, wich aber auch hier in ver: 
hängnisvoller Weife um einige Schritte zurüd. Zum großen Teil 
war dies freilih eine Folge jener erjten Niederlage, durch die 
Ofterreich und Preußen größtenteil3 von Stein aus dem deutjchen 
Bund hinausgedrängt wurden. 

Hardenberg hatte in 88 14, 15 der eriten Vorlage (nachher 
88 18—20) nad) dem Borgange der Humboldtichen Denkichrift 
vom Dezember 1813 (fiehe oben ©. 103, 108) für Ofterreich und 
Preußen die PBarität, die Stellung eine® Konjulat3 oder 
Duumvirats beansprucht, indem er einerjeit3 das bisher venti- 
lierte vier oder fünfföpfige Direktorium durch einen Kat von 
7 Kreisoberjten mit 11 Stimmen erjeßte und dagegen anderer: 
jeit3 als höchſte Inſtanz des Ganzen, al3 oberjte leitende und 
ausführende Bundesgewalt, für Ofterreih und Preußen ein 
zweiföpfiges Direktorium feititellte. Er mollte, wie Hum— 
boldt, die Gleichftellung Lfterreichs und Preußens, feine 
„Anterordnung” Daher nahm er die Beitimmungen auf: 

„Die Bundesverfammlung joll beitehen: 1) aus dem Direk— 
torio, 2) dem Rat der Kreisoberiten, 3) dem Rat der Fürjten 


und Stände.” 
Schmidt, Deutſche Verfafjungsfrage. 11 


162 Hardenbergs und Steins Verfafjungsberatungen zu Frankfurt a. M. 


„Das Direktorium führen der Kaifer von Ofterreich und 
der König von Preußen gemeinſchaftlich.“ 

Dieſe Beitimmungen, im definitiven Entwurf SS 19 und 20 
beibehalten, bildeten eben im urjprünglichen, wie Steind Bemer: 
fungen zeigen, die SS 14 und 15. 

Außerdem muß aber au, wie aus Steins Einwänden durch 
Antithefe in zwingender Weile erhellt, die Vorlage noch folgende 
Beitimmungen dem Sinne nach enthalten haben: 

„In dem Rat der Kreisoberiten alterniert das Bräfidium“ 
(natürlich zwiſchen Oſterreich und Preußen). 

„Das Direktorium (Dfterreih und Preußen) hat das Recht 
der Kriegserflärung und der Friedensſchließung, ſowie die Ober: 
aufficht über die Militäreinrichtungen.” (Beides hatte ja aud) 
Humboldt im Dezember wejentlih an Vfterreih und Preußen 
gemeinfam verwielen.) 

Gegen dies alles reagierte Stein. Denn noch immer von 
alten Reichserinnerungen und überwiegendem Reſpekt vor Dfter- 
reich erfüllt, wollte er entjhieden im Bund wie im Reiche die 
Unterordnung Preußens. Er wollte daher da3 Direktorium 
Ofterreich3 und Preußens ganz geftrichen willen und nur zwei 
Bundesgewalten anerkennen, wie in jeiner März: Denkjchrift, 
nämlih 1) ein Direktorium von vier oder fünf Staaten, 
oder einen Staaten: Ausihuß als leitenden und ausführenden 
Faktor, und 2) eine alle Mitglieder umfaſſende Bundesver- 
jammlung; beide follten an die Stelle des Rates der Kreis— 
oberften und des Rates der Fürften und Stände treten, und 
in beiden follte Ofterreich ausfchließlich das Präſidium 
führen. 

Demnach erklärte er entgegen der Vorlage „ad SS 14, 15”: 

„Der Bund muß aus einem Direktorium oder Aus: 
ſchuß bejtehen, der leitet und ausführt, und aus einer Bundes: 
verfammlung, die beratichlagt und beichließt.” 

„Ein Rat der Kreisoberften, wo das Präfidium 
alterniert, ift zu unbeholfen und zu ſchwach, um mit Nach— 
drud wirken zu können. ch rate daher bei einem Ausſchuß 
oder Directorio von vier Mitgliedern, höchſtens fünf, ftehen 
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zu bleiben, nämlich Dfterreich, Preußen, Bayern, Hannover — 
wenn es nicht zu vermeiden iſt — Württemberg.” 

„Diterreich erhält das Präfidium im Directorio oder 
im Bundes ausſchuß. Oſterreich hat 2 Stimmen, Preußen 2, 
Bayern 1, Hannover 1.“ 

Hierdurd) war alfo Dfterreich als einzige Spite des Gan- 
zen zur Oberleitung berufen und eventuell befähigt kraft des 
Einflufjes diefer ausschließlichen Oberleitung, das Übergewicht 
über Preußen zu erlangen, es jelbjt in den wichtigften Fragen 
zu majorifieren. Stein hat damit, wenn auch unabſichtlich, den 
eriten verhängnisvollen Anjtoß zur Abihwähung und damit zur 
Mißgeftaltung der Bundesverfafjung gegeben. 

Ebenjo erklärte Stein in Betreff des andern Faktor der 
Gewalt „ad 8 19%: „Bei dem Bundestag (d. i. der Bundes- 
verfammlung) führt Ofterreich das Präſidium“. Und mit 
diefer Bevorzugung verband er ſofort eine weitere: „Die Stim— 
men der Mitglieder (in der Bundesverfammlung) zählen nad) 
dem Multiplo von 500000 Seelen. Lfterreich wird jo viele 
Stimmen erhalten müſſen wie Preußen, ohnerachtet es weni- 
ger Menjchen in feinen Bundesftaaten zählt.“ 

Dann heißt e8 

ad „S 21”: „Der Bund hat ferner das Recht, Krieg oder 
Frieden zu jchliegen, er wacht auf die Erhaltung der Militär: 
einrichtungen.” Da der „Bund“ nad) Stein aus einem Vierer: 
oder Fünferdireftorium oder Ausſchuß und einer Bun: 
desverjammlung beiteht, die bei Hardenberg dem Nat der 
Kreisoberjten und dem Rat der Fürſten und Stände 
entiprehen: jo muß die von Stein in der Vorlage Hardenberg 
befämpfte Inſtanz für die fragliche Kompetenz notwendig das 
Direktorium Ofterreihs und Preußens geweſen fein. Wie 
wir übrigens bereit3 aus Steins März-Denkſchrift 8 6 willen, 
wollte derjelbe jpeciell die obige Kompetenz feinem Vierer- oder 
Sünferdireftorium zugeteilt wiſſen, alſo eventuell, bei ver: 
ändertem Namen der Behörde, dem Rat der Kreisoberiten. 

Diejen Forderungen gegenüber blieb nun Hardenberg info: 
fern ftandhaft, ala er das Zweierdireftorium Oſterreichs und 
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Preußens, jowie den Rat der Kreisoberſten beibehielt. Da- 
gegen ließ er jich, nachdem er einmal die Reduzierung des Bun— 
des auf ein Drittel des uriprünglich beabfichtigten Umfanges zu— 
geftanden, auch zu dem weiteren Zugeſtändnis bereden, das nun: 
mehr als wertlofer erſcheinende Präfidium durchweg an Dfter: 
reich zu überlaſſen. Schien doch die Hauptjache für Preußen, 
die Gleichſtellung beider in der höch ſten Inſtanz, im Zweier: 
direftorium, gerettet. 

So erklärt jich die überaus unbeholfene Formulierung des 
definitiven $ 20: „Das Direktorium führen der Kaijer von 
Ofterreich, welcher den Vorfig bei allen Bundesverfamm- 
lungen bat, und der König von Preußen gemeinſchaftlich.“ 

Gemäß diefem Einjchiebjel machte ſich auch bei den Beſtim— 
mungen über den „Rat der Fürften und Stände” ($ 23) ein 
Zuſatz erforderlih. Denn diejer jollte nur die „übrigen Bundes— 
mitglieder“, d. h. Diejenigen umfaljen, die nicht im Rat der 
Kreisoberften jagen, alfo auch weder Ofterreih noch Preußen. 
Da nun Hardenberg hieran fefthielt und doc Ofterreih in allen 
Verfammlungen das Präſidium haben jollte: jo fam es bier zu 
dem folgenden, ebenfalls höchſt unbeholfenen Zujag (sub 4): 
„Oſterreich hat auch in dem Nat der Fürften und Stände den 
Borjig, und gemeinjhaftlihd mit Preußen das Direkto— 
rium, auch Siß und Stimme. Beides wird durch bejondere 
zweite Botfchafter ausgeübt.” Man fieht, Hardenberg wollte nicht 
Ofterreih allein unter der Firma des „Vorſitzes“ in diefen Rat 
eintreten lajjen; um daher auch Preußens Zutritt zu ermöglichen, 
nahm er hier das „Direktorium“ zum Vorwande. Aber er be: 
achtete nicht, daß er dergeftalt, wa8 wiederum verhängnisvoll wurde, 
jeinerjeitö zuerft den hohen Machtbegriff des Direktoriums 
zu einem bloßen Gejhäftsbegriff herabſinken ließ. 

Endlih lieg Hardenberg auch die Mahtihwächung jeines 
zweilöpfigen Direltoriums zu, indem er, wie der definitive 
Ss 22 lehrt, „das Necht des Kriegs und Friedens”, und „die 
militäriiche Gewalt” auf den Nat der Kreisoberſten übertrug. 
Wäre dies jchon im erjten, d. h. im Frankfurter Entwurf der 
Fall gewejen, dann hätte Stein feinen Grund zu der obigen 
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Erklärung ad 8 21. gehabt, oder fie ganz anders formulieren 
müflen. 

Daß der erjte Entwurf Hardenbergs bedacht war, dem ges 
meinfamen Direktorium Ofterreih® und Preußens eine wirkliche 
Macht einzuräumen, geht auch daraus hervor, daß er demjelben, 
wie 8 21 und 26 de3 definitiven Entwurfes zeigt, nicht nur im 
Rat der Kreißoberiten über die vier Kreisoberiten: Stimmen hinaus 
noch zwei Stimmen al3 Direftorialftimmen einräumte, ſon— 
dern jogar das Recht erteilte, bei „abweichenden Meinungen der 
beiden Räte” und nach vergeblichem Einigungsverfuh, ſeiner— 
jeit3 zu „entjcheiden”. Das ließ merfwürdigerweile Stein un: 
beachtet hingehen, offenbar weil er ja die völlige Streichung des 
zweilöpfigen Direktorium erhoffte. 

Wir erwähnen noch der übrigen Differenzen, 

Hardenberg hatte im 8 10 (nachher 8 15) die drei Hanfe- 
ftäbte dem Niederfächfiichen Kreis (Hannover) zugewieſen. Stein 
erklärte: fie „würden den preußiihen Schuß der hannöverjchen 
Snfluenz vorziehen“. Hardenberg änderte nichts. 

Sm 8 13 (nadher 8 17) hatte Hardenberg auch den Kur: 
fürften von Helfen und den Großherzog von Baden als Kreis: 
oberften anerkannt. Stein erklärte: „Kurheſſen und Baden bleiben 
füglich ausgeſchloſſen von Kreisoberften-Stellen.” 

Zu 8 22 (nachher $ 29 cl. 8 27) erklärte Stein: „Ent: 
ſcheidung der Streitigkeiten zwijchen Ständen und Fürften und 
Rekurs wegen verweigerter Juſtiz würde am zweckmäßigſten einem 
eigenen Bundesgericht anvertraut, oder wenigſtens einer Depu— 
tation aus dem Directorio (d. i. dem von ihm befürmorteten 
vier- oder fünfföpfigen) und aus dem Bundestage, die aber ein 
regelmäßiges und durch eine Verordnung näher zu beitimmendes 
Unterfuchhungsverfahren zu beobachten hätte.” Hardenberg ließ es 
indes bei Einem Bundesgericht für alle Fälle bewenden, ent: 
Iprehend der Dezember-Denkihrift und dem April: Memoire 
Humboldts. 

Ad 819 (nachher 8 23) wollte Stein, wie wir ſchon ſahen, 
daß „die Stimmen dev Mitglieder bei dem Bundestage (d. i. aller, 
auch der großen und mittleren) nach dem Multiplo von 500 000 
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Seelen gezählt“ würden. Darauf konnte Hardenberg ſchon des- 
halb nicht eingehen, weil er die Trennung in den Rat der 
„Sreisoberften” und den Nat der „übrigen“ Fürften und Stände 
d. i, der kleineren beibebielt. 

Ad 5 21 (nachher 8 24) forderte Stein: „Der Bund wacht 
auf die Erhaltung der Provinzialverfafiungen”. Hardenberg 
nahm dieſe Beitimmung nicht auf, die in der That jehr zwei: 
jchneidig und gefährlih war. Denn kraft ihrer konnten arifto- 
fratifch-feudale Stände, wie fie Stein liebte, auf Verewigung an- 
gewiejen fein, auch wenn Fürft und Volk und die Stände jelbit 
eine Neuerung wünſchten. Etwas anderes war die Garantie, 
welche Neuerungen feineswegs ausſchloß. Und korrekt war die 
Feitjegung eines „Minimums“, die jederzeit ein Plus zuließ. 
Und in diefer Beziehung genügte der definitive S 7 bei Harden: 
berg volllommen. 

In einigen Punkten gab Hardenberg unbedingt nad. So 
im 8 1, wo Stein erklärte: „Man wird eine Strafe feitjegen 
müſſen auf die Verlegung der Bundesakte — die Acht gegen den, 
der fich mit Fremden verbindet, oder der den Bund oder einzelne 
Mitglieder befriegt.” So im 8 21 (nachher 8 24), wo Stein 
verlangte: „Das Verhältnis zur Territorialgefeggebung muß da- 
hin bejtimmt werden, daß der Bundestag ſich nur mit Verord— 
nungen bejchäftigen kann, die das allgemeine Intereſſe angehen.” 
So im $ 28 (naher $ 7), wo Hardenberg fich begnügt hatte, 
in Betreff des Minimums der landftändiihen Rechte, troß der 
Vorſchläge Humboldts im April-Memoire Anner A sub 24, der 
Unfertigfeit halber zu jagen: „allgemeine Grundjäße ſind dieſer— 
halb feſtzuſetzen“. Stein jchlug vor, jofort zu erklären: „Die 
Stände nehmen teil an der Gejeßgebung, verwilligen Abgaben, 
vertreten die Verfaſſung bei dem Landesherrn, bei dem Bunde,“ 
Hardenberg ging darauf ein, obgleich diefe Beitimmungen unzu= 
reichend waren und zum Teil hinter den ebenfalls unzureichenden 
Borihlägen Humboldt noch zurüdblieben. 

Mit beionderer Borliebe hatte Stein von jeher ſich der 
Mediatifierten, der Reichsritterichaft und des Adels angenommen. 
Humboldt hatte in beiden Anneren feines April-Memoire ſchon 
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eingehende Rüdjiht darauf genommen, und ohne Zweifel hat 
die8 auch Hardenberg gleich in feinem erjten Entwurfe gethan. 
Nichtsdeftomeniger hielt e8 Stein für angebradt, noch einmal 
ausführlich feine Meinungen zu formulieren. Er erklärte daher 
ad $ 24 (nachher 8 4): „Die Familienhäupter der mediatijierten 
Stände oder Adel*), infofern fie. wenigftens eine Brutto-Ein- 
nahme von 6000 Gulden jährlih haben, find erbliche Stände, 
in den Territorien, wo fie angejeilen find, und bilden als ſolche 
und zur Aufrechthaltung ihrer Rechte eine Korporation. Es wer: 
den ihnen gewiſſe Vorzugs- und Ehrenrechte beigelegt. Sie ftehen 
als Korporation unter dem Schutze der Bundesverfafjung.” 
Dann ad $ 28 (naher 8 7): „Die Stände beftehen 1) aus 
Erbftänden, d. i. der angeſeſſene landtagsfähige Adel in den Pro: 
vinzen, wo Zandtagsverfallungen waren; 2) aus gewählten Mit- 
gliedern, worüber für jedes Land ein beionderer Plan zu ent- 
werfen. In den Ländern wo feine jtändifche Verfafjung war 
1) aus Erbjtänden, nämlich) den mebdiatifierten Familienhäuptern 
jo wenigſtens 6000 Gulden Brutto-Einnahme haben; 2) aus 
MWahlitänden.” Dann fügt er noch hinzu: „Rechte des Güter- 
adeld. Exemptio fori. Unteilbarfeit der Güter. Befugnis 
eine Korporation zu bilden zur Sicherftellung feiner Nechte — 
und Rekurs an den Bundestag. Befreiung von der Konffription. 
Verpflihtung im Frieden zum Landſturm, wenn er im Lande 
it, im Krieg zum wirklichen Dienft in der Landwehr — wenn 
er unverbeiratet iſt.“ Es läßt fich nicht jagen, was von einigen 
diefer meiſt jeltjamen Privilegien erſt auf Stein Betrieb dem 
Entwurfe Hardenberg einverleibt worden ift. Jedenfalls zeigt 
die Faflung der SS 4, 7 und 32 des definitiven Entwurfs, daß 
die beanspruchten Privilegien des Güteradels feinen Anklang fan- 
den, und am wenigften die unglaublichen PBrätenfionen in Bezug 
auf die nahezu abjolute Befreiung von Militärdieniten. 

Was die allen Deutichen zuzufichernden Rechte betrifft, jo 
gehen die von Stein ad 8 27 (nachher 8 6) geforderten jämt: 
ih in die von Hardenberg in der definitiven Verfaſſung bezeich- 


*) Dieſe Ausdrudsweife jchloß die Heichsritterfchaft mit ein. 
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neten auf. Jedenfalls hatte aber Hardenberg ſchon die meijten 
auf Grund der Denkſchriften Humboldt3 vom Dezember 1813 
(88 28, 30) und vom April 1814 (Anner B, sub 2—7) auf- 
genommen, daher namentlid) auch den freien Univerfitätsbejuch 
und die Vreßfreiheit, die Stein nit erwähnt. Münfter am 
30. März und Humboldt im April hatten die „Preßfreiheit”, 
freilich mit milder „Prävention“ oder „Cenſur“ begehrt, Stein 
nur das „Net, feine Bejchwerden druden zu laſſen“; Harden- 
berg formulierte: „Breßfreiheit nach zu bejtimmenden Normen“. 
Ebenjo ging in Bezug auf das Beichwerdereht an fich die For: 
mulierung Hardenbergs: „Recht der Bejchwerde vor dem ordent— 
lichen Richter, und in den dazu geeigneten Fällen, bei dem Bunde“ 
über diejenige Steins („Recht fich zu beſchweren über Beeinträchti- 
gung jeiner Rechte”) hinaus. Das „Auswanderungsrecht”, das 
Stein ohne weitere Erklärung zuläßt, hatte Humboldt im Dezem— 
ber „ohne Abzug vom Vermögen” ftatuiert, im April aber mit 
BZulaflung des „Abzuggeldes“, da wo e8 noch nicht abgeichafft 
jei; Hardenberg wollte feinerlei „Abgabe“ geftatten. Die For: 
mulierung Steins: „Sicherheit des Eigentums, auch des geijtigen 
gegen Nachdruck“ ging in Hardenbergs Entwurf über; doch war 
das Eigentumsrecht und die meiſten anderen Rechte bei Humboldt 
am jchärfiten formuliert. 

Auf Grund der jchriftlichen und mündlichen Erörterungen 
fam nun Hardenbergs definitiver „Entwurf der Grundlagen u.}. w.“ 
zuftande, der leider fein „verbeſſerter“ war, wie ‘Bert jagt, ſon— 
dern ein in den Hauptpunften, und zwar vornehmlich dur Stein, 
ſehr weſentlich verſchlechterter. Zu dieſem definitiven Har- 
denbergſchen Entwurf machte Stein noch einmal ſchriftliche „Be— 
merkungen“, die wir nach dem Vorgange von Pertz (4, 49 ff.) 
den einzelnen Paragraphen Hinzufügen werden; nur diejenigen 
ſchicken wir hier voran, die ſich auf die im Vorſtehenden jchon 
berührten Punkte beziehen. 

Zu dem von ihm gewünjchten Zuſatz des definitiven S 1 
„Berlegungen des Bundesvertrages werden mit der Acht beſtraft“ 
machte er die jehr gejuchte unfreundliche Bemerkung gegen Preu— 
Ben: „alſo feine Separatfrieden wie a. 1795 . 1796“; wobei 
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ihn obendrein die gerechte Bitterkeit zur Ungerechtigkeit verleitet. 
Denn, wie verdammlich auch jene Friedensafte waren, berech— 
tigt dazu war Preußen al3 europäijche Macht jedenfall3 und 
hätte daher auch in Zukunft für dergleichen Akte ſowenig wie 
Öfterreich „mit der Acht beitraft” werden können. 

Im Gegenjag dazu bradte er zu 8 20 neuerdings feine 
Devotion vor Dfterreich zum Ausdrud. In dem Wortlaut des— 
jelben („Das Direktorium führen der Kaifer von Dfterreih, wel: 
her den Borjik bei allen Bundesverfammlungen hat, und der 
König von Preußen gemeinfchaftlich”) Hatte er bereit3, wie wir 
jahen, den mittleren Paſſus als Einfchiebjel durchgefegt; und da— 
durch war ſchon die von Humboldt und Hardenberg beabjichtigte 
Gleihftellung OÖſterreichs und Preußens zum Vorteil des 
eriteren aufgehoben. Aber immerhin war doch noch das zwei: 
föpfige Direktorium als oberjte Gewalt des Bundes jtehen 
geblieben. Und hiergegen machte nunmehr Stein, da er fein 
vier= oder fünfföpfiges nicht hatte durchſetzen können, einen 
neuen eigentümlihen Anlauf. Er wollte das „Direktorium“ als 
Macht inſtanz dadurch bejeitigen, daß er es zu einer bloßen Ge 
ſchäfts inſtanz herabdrüdte. Hatte ſich doch ſchon Hardenberg 
ſelbſt, wie wir ſahen, dazu verleiten laſſen, im $ 23 sub 4 den 
Ausdrud „Direktorium“ als bloßen Gefchäftsbegriff zu verwenden. 
Und jo fam denn Stein auf den Gedanken, Preußen in eine 
noch augenfälliger untergeordnete Gtelle zu verweijen, näm: 
lich das „Präſidium“ zu einem Zaiferlihen Attribut für Oſter— 
reich und das „Direktorium“ zu einem kurmainziſchen „Kanz- 
ler” und „Direftorialamt“ für Preußen zu geitalten. Daher 
erflärte er jeßt: „Dem Kaifer von Ofterreih müßte das Präfi- 
dium, dem König von Preußen das Direktorium gegeben 
werden. Zu der Erhöhung des Anjehens und des Glan: 
zes der Bundesverfammlung würde e3 beitragen, wenn Dfter: 
reich ſich durch einen der Erzherzoge vertreten ließe.“ 

Hardenberg ging, wie jein definitiver Entwurf $ 19 und 20 
auf das bündigſte lehrt, auf diefen neuen Vorſchlag Steins in 
feiner Weiſe ein; und es iſt Daher unbegreiflich, wie Per (4, 128) 
und Treitichle (S. 680 f.) dazu fommen, dieſen Vorſchlag Steins 
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als Beitandteil des in Wien vorgelegten Entwurfes zu 
betrachten, und darüber die wahre Bedeutung des Harbenbergjchen 
Direktorium als oberfie der „drei” Bundesgemwalten ganz zu ver: 
fennen. i | 

Daß auch ein dem Präfidio untergeordnetes Geſchäfts— 
Direktorium in der Lage war, einen bedeutenden Einfluß zu ge— 
winnen, kann nicht bezweifelt werden. Aber eben deshalb blieb 
noch ein letter Schritt zu thun, nämlich: Preußen auch aus dem 
Gejchäftsdireftorium zu verdrängen, d. h. diejeg mit dem Prä— 
jidium zu vereinigen. Und dieſen legten Schritt unternahın, wie 
wir fehen werden, Metternich mit vollem Erfolg. 

Nun erklärt fi auch, daß Stein, der das Entjcheidungsrecht 
des zweilöpfigen Direktoriums bei Meinungsverjchiedenheiten der 
beiden Räte in der Hoffnung auf die Bejeitigung desjelben un- 
angefochten gelafjen hatte, jeßt zu den Worten des 8 26 „jo 
entjcheivet das Direktorium“ die Bemerkung machte: „oder 
bejier: jo wird die Angelegenheit vertagt, und bei der näch— 
jten Verfammlung wieder vorgenommen“ Denn dem bei- 
behaltenen zweilöpfigen Direktorium wollte er diefe Macht nicht 
einräumen, 

Wir laſſen jet den definitiven Hardenbergichen Entwurf 
mit den übrigen erwähnenswerten Bemerkungen Steins folgen. 
Der Tert bei Perk jtammt jedenfalls aus den Steinihen Papie- 
ren; er ijt eine Kopie, zu der Hardenberg im 8 27 ein paar 
Morte am Schluſſe („der Rechtsgang ijt näher zu beſtimmen“) 
eigenhändig hinzugejegt hat. Wir dürfen dieſen Tert, den früheiten, 
al3 Julitert bezeichnen. Der Tert bei Klüber 1, 45 ff. iſt an 
gebli einer am 13. September 1814 dem Fürften Metternich 
von Hardenberg mitgeteilten Abjchrift entnommen, die jenen 
Schlußſatz zu 8 27 bereits aufgenommen bat, und darf aljo als 
Septembertert bezeichnet werden. In den Wiener Kongreß: 
aften des Berliner Archivs ift der Entwurf ebenfalls handichrift- 
lich vorhanden und von mir benußt worden; e3 ift zweifellos Die 
Abjichrift, die Ende Auguft 1814 von Hardenberg an Humboldt 
in Wien durch Solms-Laubach gelangte, jo daß fie al3 Auguſt— 
tert bezeichnet werden fann. Gie zeigt, daß die Faſſung in dem 
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an Metternich übergebenen Eremplar noch einzelne, meijt gering: 
fügige Änderungen erlitt. Die erwähnenswerten Varianten finden 
fih im 8 6 über die deutjchen Bürgerrechte. Hinter den Worten 
„veutiche Bürgerrechte gejichert” hat das Auguft:Eremplar den 
Zujaß: „und vom Bunde garantiert“. Er fehlt im Julitext bei Berk, 
it alfo erjt nachträglich von Hardenberg hinzugefügt; da er aber 
auch bei Klüber fehlt, alfo in der Septemberhandichrift, jo hat ihn 
anscheinend Hardenberg felbjt al3 überflüjfig wieder fallen laſſen. 
Die Humboldtſchen Vorkonferenzen hielten, wie wir jehen werben, 
ven Zulaß feit. Sodann hat der Auguſttext sub 2 „Die Sicher: 
beit, nicht über eine gewiſſe Zeit verhaftet werden zu Fönnen, 
ohne einem richterlihen Ausspruch nad den Gejeßen unterworfen 
zu werden”. Statt deſſen fteht im Septembertert mit Verſchie— 
bung der Numerierung: „3) fehlt”. Endlich fteht dort sub 5 
„Rormen”, bier „Modifikationen“. 

Nah dem Obigen wird es übrigens für niemand zweifelhaft 
jein, daß es ein Irrtum ift, wenn Pertz (4, 43) meint, Harden- 
berg jei in feinem Entwurf „von den notwendigen Grundlagen 
ausgegangen, wie joldhe Stein in jeiner zu Chaumont übergebenen 
Denkſchrift aufgeitellt hatte.” Der Grund diejes Irrtums iſt, 
daß Berk die Denkjchriften Humboldt vom Dezember 1813 und 
vom April 1814 nicht kannte, deren Einfluß auf Hardenbergs 
Entwurf ein viel größerer war. 

Mehr noch irreführend iſt die Darftellung bei Treitſchke 
©. 679 ff. Denn darnach würde es fih überhaupt nicht 
um einen Entwurf Hardenberg3 handeln, jondern um Steins 
Dentichrift vom 10. März, die er als einen „Bundesentwurf” 
bezeichnet, und von der er jagt: „Diejer Entwurf ward im 
nächſten Sommer von neuem umpgejtaltet (daS fann doch nur 
heißen: durch ihn jelbit) und im Juli bei einer Zuſammenkunft 
mit dem Staatzfanzler und dem Grafen Solms eingehend be: 
raten”. „Den aljo umgebildeten Entwurf legte Harden- 
berg in Wien vor.” Daher geichieht es nun auch, daß einerjeits 
bloße Separatmeinungen Steins, wie in Betreff des Geichäfts- 
direftoriums für Preußen, von Treitichte als Beltandteile der 
orficiellen Vorlage ausgegeben werden, und andererjeit3 umge: 
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fehrt Beltandteile der lehteren ohne allen Grund als jpecielle 
Meinungen Steind. So heißt es ©. 680: „Stein wollte die 
Kreisverfaflung des alten Reichs wieder einführen”; während wir 
Ihon jahen (oben ©. 162) und noch ferner jehen werden, daß 
Stein vielmehr der entjchiedenjte und beharrlichite Gegner der 
Kreisverfafiung” war. 


XXI Bardenbergs definitiver Entwurf der 
Grundlagen der deutſchen Bundesverfaſſung 
in 41 Rrfikeln, 


L 

„Alle Staaten Deutſchlands vereinigen ſich durch einen feier— 
lichen Vertrag, den jeder Teilhaber auf ewige Zeiten ſchließt und 
beſchwört, in einem politiſchen Föderativ-Körper, der den Namen 
Deutſcher Bund führt, und aus dem niemand heraustreten darf. 
Verletzungen des Bundes-Vertrags werden mit der Acht beſtraft. 

2 

Dieſer Bund ſoll in ſich begreifen folgende dem Haufe Diter- 
reich gehörende Länder: Salzburg, Tirol, Berchtolsgaden, Vor: 
arlberg und dasjenige was diejes Erzhaus am Oberrhein erhalten 
wird, alles was Preußen linf3 der Elbe befigt und erhält, ferner 
alle Deutiche Staaten, jo wie fie von der Oſtſee, der Eider, der 
Nordjee, dem niederländiichen, franzöfiichen und ſchweizeriſchen 
Gebiet begrenzt werden. 

Die hier nicht benannten öfterreihiihen und preußiichen 
Staaten bleiben bejier außerhalb des Bundes, damit es deſto 
weniger Schwierigkeit habe, diejenigen Teile jener beiden Monar: 
chien, die mit in den Bund aufgenommen werden, allen Bundes- 
gejegen mit zu unterwerfen und das Band deito feiter zu knüpfen. 
DOfterreich und Preußen als Mächte ſchließen aber mit der Föde- 
ration ein unauflögliches Bündnis, und garantieren bejonders die 
Verfafjung und Integrität derjelben. 

3. 

Jeder jeßt im Beſitz der Landeshoheit fich befindende Staat 

übt in feinen Grenzen die landeshoheitlichen Rechte aus, welche 
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die Bundesafte nicht zum gemeinfchaftlichen Beten ausnimmt 
oder beichränft. 
4, 

Diejenigen vormals mit der Reichsftandihaft verjehen ge: 
wejenen Fürjten, Grafen und Herren, welche mediatifiert wurden, 
nehmen Anteil am Bunde, wie weiter unten näher bejtimmt wer: 
den wird. Sie bleiben zwar der Landeshoheit unterworfen; ihre 
Rechte und Pflichten find aber jowohl in Abficht auf ihre Per- 
fonen, als auf ihre Beligungen und Abgaben genau zu beftim- 
men und unter die Garantie des Bundes zu jeßen, Ihnen find 
insbeſondere perjönliche Ehrenredhte und Vorzüge einzuräumen, 
auch die Renten und Einkünfte wieder zu geben, oder dafür Ent- 
Ihädigung zuzubilligen, die am 12. Juli 1806 nicht in die Kon 
tributionsfafjen flofien. In den Ländern zu denen fie gehören 
jind die Familienhäupter derfelben erblich die erjten Stände. In 
ihren Familien genießen fie der alten deutichen Autonomie. In 
Kriminaljadhen jollen jie von einem Judicio parium gerichtet wer: 
den. Ihnen werden Jurisdiktions-Rechte gefichert und Präſenta— 
tions⸗Rechte in den landesherrlichen höchjten Gerichten zugejtanden. 

Billig follten die mediatifierten ehemaligen Reichsſtände mit 
den übrigen gleichgefegt werden. Da diejes aber ohne große 
Zerrüttungen nicht gejchehen kann, jo it mwenigitens alle8 Mög: 
liche für fie zu thun, und fie find insbefondere gegen alle Be- 
drüdungen völlig ficher zu ftellen. 

5. 

Ähnliche Beſtimmungen find wegen der übrigen jonft un: 

mittelbar gewejenen PBerjonen zu treffen. 
6. 
Sedem Bundes-Unterthanen werden durch die Bundesafte 
näher zu bejtimmende deutiche Bürgerrechte gefichert, infonderheit 
1. Die Freiheit, ungehindert und ohne eine Abgabe zu ent: 
richten, in einen andern zum Bunde gehörenden Staat aus: 
zumwandern oder in deilen Dienfte zu treten. 
2. Die Sicherheit, nicht über eine gewilje Zeit verhaftet wer: 
den zu können, ohne einem vichterlihen Ausſpruch nad) den 
Gejegen unterworfen zu werden. 
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3. Die Sicherheit des Eigentums (auch gegen Nahdrud). 
4. Das Recht der Befchwerde vor dem ordentlichen Richter 
und, in den dazu geeigneten Fällen, bei dem Bunde. 
5. Preßfreiheit nad) zu bejtimmenden Normen. 
6. Das Recht, ſich auf jeder deutſchen Lehranftalt zu bilden. 
7. 

In jedem zum Bunde gehörenden Staat ſoll eine ſtändiſche 
Verfaſſung eingeführt oder aufrecht erhalten werden. Allgemeine 
Grundſätze ſind dieſerhalb als Minimum der Rechte der Land— 
ſtände feſtzuſetzen. Sie ſollen beſtehen aus den Familienhäuptern 
der mediatiſierten vormaligen Reichsſtände des ſonſt unmittelbaren 
und übrigen Adels, als erblichen, und aus erwählten Ständen. 
Ihre Befugniſſe* ſollen vorzüglich fein: ein näher zu bejtimmen: 
der Anteil an der Gejeßgebung; VBerwilligung der Landesabgaben, 
Vertretung der Verfaſſung bei dem Landesheren und bei dem 
Bunde. 

* Stein: Wichtige, das Eigentum, die perjönliche Frei: 
beit und die Verfaſſung betreffende, neue Landesgeſetze 
fönnen ohne den Rat und die Zuftimmung der Land— 
jtände nicht eingeführt werden, 

8 


Man* ſoll ſuchen, allgemein nügliche Einrichtungen und An— 
ordnungen zum Wohl des Ganzen berzuitellen, als z.B. ein all: 
gemeines Gejegbuch, gleiches Münzmwejen, eine zwedmäßige Regu: 
lierung der Zölle, des Poſtweſens, Beförderung und Erleichterung 
de3 Handel3 und mwechjeljeitigen Verkehrs u. j. w. 

* Stein: Gemeinſchaftliche Bundes-Angelegenheiten jind: 

Handelseinſchränkungen, 

Münzſachen, 

Zollweſen, 

Poſtweſen. 
Dieſe Verwaltungsgegenſtände können dem einzelnen Lan— 
desherrn nicht überlaſſen bleiben, ohne die Nachteile einer 
zerſtückelten und das Ganze ſtörenden Maßregel zu er— 
zeugen. Ganz Deutſchland wird in eine Menge kleine 
Zolldiſtrikte, Poſtdiſtrikte u. ſ. w. aufgelöſt und der Na— 
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tionalgemwerbefleiß gelähmt werden. Die nadhteiligen 
Folgen des zerjtüdelten Poſtweſens find in denen Denk— 
Schriften des Haujes Taris dargeftellt und aus der Er: 
fahrung befannt; noch verderblicher für das große Na- 
tional-Berfehr, und das wechſelſeitige nachbarliche Ver: 
fehr, find die mannigfaltigen Zolllinien jo feit der Stif- 
tung des Rheinbundes zwiſchen Bayern, Württemberg 
und Baden gezogen worden find. 


Die Bundes:Staaten jollen in 7 Kreiſe eingeteilt werden, 
nämlich: 
Vorder⸗Oſterreich, 
Bayern und Franken, 
Schwaben, 
Ober-Rhein, 
Nieder-Rhein und Weſtfalen, 
Nieder-Sachſen, 
Nieder-Sachſen und Thüringen. 
10. 

Der Vorder-Hſterreichiſche Kreis enthält Salzburg, 

Berchtoldgaden, Tirol und Vorarlberg. 
11. 

Der Bayerifh-Fränfifhe Kreis alle Staaten des 
Königs von Bayern, 

12. 

Der Schwäbiſche Kreis alle Staaten des Königs von 
Württemberg. 

13. 

Der Ober-Rheiniſche Kreis, das Land welches Djter: 
reich am Ober-Rhein erhalten wird, die Großherzoglich Badenjchen 
Länder und die Hohenzolleriihen Fürftentümer. 

14. 

Der Nieder-Rheiniſch-Weſtfäliſche Kreis alle Län: 
der, welche der König von Preußen an beiden Rheinufern und 
bis an die Weſer bejigt oder erhalten wird; die Lippe-Detmol- 
diſchen, Naſſauiſchen, Weilburg: und Uſingiſchen auch Waldeckiſchen 
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Länder; die Deutſchen Beſitzungen des fouveränen Fürften der 
vereinigten Niederlande. 
“ 15. 

Der Nieder-Sächſiſche Kreis die Länder, melde das 
bisherige Kurhaus Hannover in Niederfahfen und Weftfalen be: 
fist oder befiken wird, die des Haufes Braunschweig Wolfenbüttel, 
die des Hauſes Holftein, Glüdftadt und Oldenburg, Schaumburg: 
Lippe und die drei Hanjeitädte Hamburg, Lübeck und Bremen. 
Einige ftimmen dahin: die drei Hanjejtädte dem Oberſächfiſch— 
Thüringiſchen Kreife anzujchließen. 

16. 

Der Ober-Sächſiſch-Thüringiſche Kreis, das Königreich 
Sadjen, die Herzoglih Mecklenburgiſchen, Sächſiſchen, Anhal—⸗ 
tiſchen, Echwarzburgifchen, Reußiſchen Länder, die Staaten der 
Häufer Heſſen-Caſſel und Darmitadt, und die freie Bundes-Stadt 
Frankfurt am Main. 

ir" 

Jeder Kreis joll einen oder zwei Kreig-Oberften und Diref- 
toren haben, deren Befugniffe und Obliegenheiten zunächft die 
Aufrehthaltung und Befolgung des Bundes-Vertrags, der Bun: 
des-Beſchlüſſe und der bundesrichterlichen Sprüche, die Militär: 
Verfaſſung und allgemeine Ordnung und Sicherheit im Kreiſe 
betreffen. Wo zwei Kreis-Oberſten find, übt fie der erjte aus, 
und wird dabei vom zweiten Jubleviert. 

Der Border-Öfterreichifhe — den Kaifer von Dfterreich. 

‚Der Bayeriſch-Fränkiſche — den König von Bayern. 

Der Schwäbiihe — den König von Württemberg. 

Der Ober-Rheiniihe — den Kaifer von Öfterreih und den 

Großherzog von Baden **, 

Der Nieder-Rheiniſch-Weſtfäliſche — den König von Preußen. 

Der Niederfächfiiche — den König von England als Beliger 

von Hannover. 

Der Oberſächſiſch-Thüringiſche — den König von Preußen und 

ben bisherigen Kurfürften von Helen. 

Man iſt hier von der Borausfegung ausgegangen, daß, um 
jo viel möglich Zufriedenheit zu bewirken, allen zuleßt gemejenen 

Schmidt, Deutjhe Verfafjungsfrage. 12 
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Kurfürften als Kreis-Oberften Sig und Stimme in dem erſten 
Kat der Bundes-Verfammlung gegeben werde. Jedoch ift die 
Zahl der Kreile, um fie nicht zu jehr zu vervielfältigen, auf 7 
befchräntt, und den Häufern Baden und Heſſen nur eine zweite 
Kreis-Oberften-Stelle angemiejen worden. 

Wollte man diefe beiden ausfchließen, fo würde e8 nur 7 
Kreis-Oberften-Stellen bedürfen, 2 für Öfterreich, 2 für Preußen, 
1 für Bayern, 1 für Hannover, 1 für Württemberg. Sch halte 
e3 aber nicht für billig und rätlid. — Es iſt in Vorjchlag ge: 
fommen Belgien und womöglich die ganzen Niederlande in den 
Deutfchen Bund mitzuziehen. Die Idee fcheint vortrefflih. Dann 
müßte man aus diefen Ländern den Burgundilchen Kreis machen, 
und dem Fürften der Niederlande eine jelbitändige Kreis-Oberften- 
Stelle geben. 

* Stein: Die Art wie die Bundes-Ordnung auf die Auf: 
rehthaltung des Bundes-Vertrags wirken jol, muß nod 
näher bejtimmt werden. — Ermahnungs:Schreiben, An: 
zeige an Bundestag, wo Verzug in der Gefahr ift Fräf- 
tige Maßregel. 

** Stein: Dieje beiden Oberften könnten ihre Rechte dem 
Kronprinzen von Württemberg unter einem angemejjenen 
Titel delegieren, er iſt ein Fürft von den edelſten Ge: 
finnungen. 

18. 
Es ſoll eine Bundesverfammlung in Frankfurt am Main 
jein. Dieſe Stadt wird für eine freie Bundesftadt erklärt. 
19. 
Die Bundes: Verfammlung fol beitehen: 
1. aus dem Directorio, 
2. dem Rat der Kreis:Oberften, 
3. dem Nat der Fürften und Stände. 
20, 

Das Direktorium führen der Kaifer von Ofterreich, welcher 
den Vorſitz bei allen Bundes-VBerfammlungen bat, und der König 
von Preußen gemeinfchaftlich. 
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21. 
Im Rat der Kreis-Oberiten haben 
Ofterreich, ala Direktor 1 
Re vom Border-Öfterreichifchen. Rreife 1 
e vom Ober-Rheinifchen Kreile 1 
Preußen, ald Direktor i 1 
r vom Oberſächſiſch— Thiteingifchen Rreife* 1 pe 
A vom Nieder-Rheinifch-Weitfälifchen 1 
Bayern, vom Bayeriſch-Fränkiſchen Kreiſe 1 
Hannover, vom Niederfähliichen Kreife 1 
Württemberg, vom Schwäbischen Kreife . 1 
Baden, vom Ober-Rheiniſchen Kreile . . . 1. 
Heſſen-Caſſel, vom Oberſächſiſch-Thüringiſchen areiſe 1 5 
* Stein: Wenn man die Stimmen der Bevölferung pro: 
portioniert, jo wird man den Anfchein der Willfür ver: 
meiden; der Maßſtab des Einflufjes folgt dem Maßſtab 
der Bevölkerung, man fönnte Ye Million zur Einheit 
annehmen. Hiernach ergäbe fich der beifommende Maß— 
ſtab: 
Preußen, vom Oberſächſiſch-Thüringiſchen Kreiſe 4 
vom Niederrheiniſch-Weſtfäliſchen Kreiſe 4 


J — 

DOUNDDER:: =. 92 

Württemberg -.. 5. 0.5: Zaren we 

BODEN. u 5 te ee ee 
22* 


Der Rat der Kreis-Oberſten ſoll ſich, mit Ausſchluß der 
übrigen Bundes-Stände mit allem beſchäftigen, was die auswär— 
tigen Verhältnifje des Bundes angeht, und durch Mehrheit der 
Stimmen darüber entjcheiden, auch allein das Recht der Verträge 
mit Auswärtigen, der Annahme und Abjendung von Gejandten 
und Gejchäftsträgern, von und bei auswärtigen Staaten, des 
Kriegs und Friedens, und nach den unten folgenden Beſtimmun— 
gen die militärifche Gewalt ausüben. Überdem hat der Nat der 
Kreis⸗Oberſten die A und die ganze erefutive Gewalt des 
Bundes. 
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* Stein: Verhältniffe der Stände gegen Auswärtige be- 
treffen teils 
Krieg und Frieden 

teild andere jtaatsrechtlicde ökonomiſche, politifche und 
Familien-Beziehungen — die Behandlung der leßteren 
mit Auswärtigen fann ihnen überlafjen bleiben. 
| 23” 

Der Rat der Fürften und Stände ſoll aus den übrigen 


Bundes-Mitgliedern bejtehen. Dieje find: 


1. 


Alle diejenigen Fürften, welche Yänder befiten, die eine Be— 
völferung von 50000 Eeelen und darüber haben, diefe 
Länder mögen ſich jelbjtändig in ihrem Befige befinden 
oder mebdiatifiert fein, mit einer Biril-Stimme. — Die Be: 
völferung wird da, wo mehrere Zweige des Haufes vor: 
handen find, zufammengezählt; 3. B. Hohenzollern-Hechingen 
und Eigmaringen führen nur eine Stimme, 


. Die vier Bundes:Städte Hamburg, Lübeck, Bremen, Frank: 


furt am Main, jede mit einer Viril-Stimme. 


. Seh8 Euriat-Stimmen, in welche ſämtliche Fürjten, Grafen 


und Herren zu vereinigen find, die vormals die Reichs— 
ftandichaft hatten und deren Beligungen eine Bevölkerung 
von 50000 Seelen nicht erreichen. 


. Ofterreih hat aud in dem Nat der Fürften und Stände 


den Vorſitz, und gemeinjchaftlih mit Preußen das Diref: 
torium, aud Si und Stimme. Beides wird durch beſon— 
dere zweite Botfchafter ausgeübt. 


* Stein: Es iſt jehr wichtig, daß die die Verfajlung 


Ihügenden Elemente in dem Bundestag vermehrt werden 
— und diejes würde am beiten geichehen durch Zulaſ— 
jung von Deputierten der Territorial-Stände. — Befteht 
der Bundestag allein aus Fürften, fo ift die Bürgjchaft 
für die Dauer der inneren Territorial-Berfajlung gerade 
denjenigen anvertraut, die ein Intereſſe haben, fie zu 
untergraben, und ihre eigene Gewalt auszudehnen. Läßt 
fi) die Beiordnung von landftändifchen Deputierten nicht 
erreichen, To ift wenigſtens die der Mebdiatifierten uner: 
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läßlih; denen die Reichsritterfchaft gleichzufegen ift, da 

fie mehr als die übrige Mediatifierte verloren hat, wenn 

man den Umfang ihrer Befigungen und ihre Anfprüche 

auf geijtliche Fürftentümer und Würden berüdjichtigt. 
24. 

Der Rat der Fürften und Stände fonftituiert mit dem Nat 
der Kreis-Oberften und mit dem Directorio die gejeßgebende Ge: 
walt des Bundes. Dieje beichäftigt fich -mit allem was die Wohl: 
fahrt desjelben im Innern, und ein allgemeines Intereſſe betrifft. 
Das Verhältnis zur Territorial-Gejeßgebung beftimmt fich dadurch, 
daß fich die Bundes: Verfammlung nur mit Anordnungen be: 
ſchäftigen kann, die ein allgemeines Sintereije angehen. Ein Lan: 
des-Geſetz darf aber nie und in feinem Falle gegen ein Bundes: 
Geſetz fein. 

25. 

Der Rat der Fürften und Stände verfammelt jich alljährlich 
an einem näher zu bejtimmenden Tage, und bleibt nur zufammen, 
bis die vorliegenden Geſchäfte abgemacht find. 

26. 


Sowohl der Rat der Kreis-Oberiten, als der Nat der 
Fürften und Stände deliberieren abgejondert für fih, und die 
Conclufa werden nad Mehrheit der Stimmen abgefaßt. Das 
Direktorium faßt das gemeinjchaftlihe Concluſum, und fucht, 
wenn abweichende Meinungen der beiden Räte vorhanden find, 
diefe zu vereinigen. Iſt ſolches nicht möglich, jo entſcheidet das 
Direktorium. 

27. 

E3 wird ein eigenes Bundes-Geriht* in Frankfurt am 
Main angeordnet, deſſen Mitglieder von den Bundes:Ständen 
nach einer zu beftimmenden Norm zu präfentieren find, und wel- 
ches einen Senat zur Inſtruktion, und einen zum Spruch in 
eriter Inſtanz, einen dritten zum Sprud in leßter Inſtanz in 
Streitſachen der Fürften und Stände unter fich enthalten fol. 
Mediatifierte können nur in perjönlichen Sachen, oder in ſolchen 
die aus Verlegung des Bundes-Vertrags entjtehen, vor dieſem 
Bundez- Gerichte Necht nehmen. Übrigens gehören ihre Prozeffe 
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vor die Landes-Gerichte. Der Rechtsgang ift näher zu be— 
jtimmen. 

* Stein: Diejes Gericht wird nicht ſehr zahlreich zu fein 
brauchen, da es der Sachen nur wenige find, jo dazu 
gelangen. 

28. 

Kein Bundesglied darf das andere befriegen, oder fi durch 
Selbithilfe Recht ſchaffen. Die Exekution der Urteile liegt dem 
Kreis-Oberften ob, wenn es ein zu feinem Kreife gehörendes 
Bundes-Glied angeht. Betrifft es einen Kreis-Oberſten, jo find 
alle übrige Kreis-Oberjten jchuldig, die Erefution zu übernehmen. 

29. 

Refurfe der Unterthanen an das Bundes-Gericht finden nur 
in ſolchen Fällen ftatt, wo fie über Bedrüdungen zu klagen haben, 
die dem Bundes:VBertrag und den ihnen in diefem verlicherten 
Rechten zumider find, oder in Fällen verweigerter Juſtiz. Appel: 
lationen an da3 Bundes-Gericht in Streitigfeiten derjenigen, Die 
der Landeshoheit unterworfen find unter fich, find nicht zuläffig, 
ebenfowenig in Rechtsſachen gegen die Landesherren. Solche 
Gegenftände gehören vor die höchiten Gerichte der Kreis-Oberſten, 
denen aber durch den Bundes-Vertrag die ſchon in der Natur 
der Sache liegende Unabhängigkeit in ihren Urteilsiprüchen zuzu— 
fichern ift. Nur in dem Falle, daß dieje gefränft würden, findet 
ein Rekurs an die Bundes:Berfammlung ftatt. 

30, 

Die höchſten Gerichte der Kreis-Oberſten enticheiden in leßter 
Inſtanz in Sachen aller zum Kreife gehörenden Unterthanen, und 
auch in Prozeſſen derjelben gegen ihre Landesherren. Man könnte 
aber anordnen, daß nach gewiſſen Beitimmungen von dem höch- 
jten Gerichte eines Kreiß-Oberften an das eines benachbarten zu 
appellieren verjtattet ſei. Kriminal-Urteile der Gerichte der Kreis: 
jtände über eine gemwijje Strafe hinaus, find der Nevijion jener 
höchſten Gerichte unterworfen. 

31*. 

Die Militär-Verfaſſung des Bundes muß ſtark und kräftig 

ſein, und ſchnelle Hilfe gewähren. Jeder Kreis-Oberſte, und wo 
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in einem Kreije zwei find, der erſte, ift Oberbefehlshaber des 
ganzen Kreis-Militärs. 
* Stein: Dem Kreig-Oberften fteht zu 
Inſpektion in Friedenzzeiten, 
Kommando in Kriegszeiten. 
32. 

Das Kontingent eines Jeden ſowohl an Linien-Truppen als 
an Landwehr ift zu beitimmen. Stände, die ein ganzes Regiment 
mit allem Zubehör, oder mehr, jtellen fönnen, haben nur bie 
Befugnis eigene Truppen zu halten. Die übrigen ftellen eine zu 
beftimmende Anzahl Rekruten zu dem Heere des Kreis-Oberſten, 
und leijten einen verhältnismäßigen, zu requlierenden Beitrag zu 
der Kriegs-Kaſſe desjelben. Doch ift ihnen verftattet Ehren: 
Machen zu haben. Die Kontingente müfjen ſtets vollzählig mit 
allen Kriegs-Bedürfniſſen verfehen, und miarjchfertig jein*. Wegen 
der Konjkription und der Verpflichtung zur Landwehr und zum 
Landſturm, desgleihen wegen der Befreiungen davon find allge: 
meine Grundjäße anzunehmen und gejeglich feitzuitellen *. Dem 
Kreis-Oberiten fteht die Aufficht über die ganze Kriegs: Verfaflung 
zu, und das Recht darüber zu halten, mithin die Ober-Inſpektion 
und Mufterung, auch wenn es nötig it, die Befugnis die un- 
vermeidlichen Zmwangsmittel anzumenden ***, 

* Stein: Cadres — und Rejerven. 

** Stein: Die Erbitände find Fonjkriptionsfrei, man darf 
von ihnen erwarten, daß fie freimillig die Pflicht der 
Verteidigung des Baterlandes erfüllen. 

+++ Stein: Wozu? 

33. 

Die zu einem Kreife gehörenden Truppen follen eine und die— 
jelbe Einrichtung und Bezahlung haben, wie die des Kreisöberften. 
34, 

In Friedengzeiten bleiben fie zur Dispofition des Landes— 
herrn. Bei entjtehendem Kriege aber, oder zu Erefutionen ge- 
richtliher Sprüche, zu Erhaltung der Ruhe und Ordnung im 
Kreife, hat der Kreis-Oberjte das Necht, fie zufammen zu ziehen 
und zu befehligen. 
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| 35. 

Daß die nötigen Fonds zur Bezahlung der Truppen und 
behufs der Kriegsbedürfniffe, Feltungen u. ſ. w. gefichert find, 
ift der Aufficht und Kontrolle des Kreis-Oberſten zu unterziehen. 
Es find eigene Einkünfte hierzu auszufegen, und .auf andere 
Gegenjtände unter feinerlei Vorwand zu verwenden. 

* Stein: Die Fonds können fich bilden aus Beiträgen 
aus denen LYandesmitteln, und aus allgemeinen, dem 
Bund gehörigen Einnahme-Quellen, zu denen leßteren 
rechne ich das Rhein-Oftroi, Grenz-Zölle, Bolten. 

| 36. 

Es ift feinem Bundes-Gliede erlaubt Truppen in den Sold 
eines anderen Staat? zu geben. Diejes kann nur durch einen 
Beichluß des ganzen Bundes gejchehen. 

37. 

Gewiſſe näher zu benennende Plätze find zu Bundes-Feſtun— 
gen zu bejtimmen, wegen ihrer Errichtung oder Erhaltung, des— 
gleichen wegen ihrer Bejagung ift das Nötige fejtzufegen, und 
dazu ein ficherer Fonds anzuweiſen. Sie ftehen nad den ge 
troffenen Beftimmungen unter dem Befehl des Kreis-Oberſten, 
in deſſen Bezirk fie liegen. 

38. 

Wird ein Bundesitaat angegriffen, jo find alle Glieder des 
Bundes zu feiner Verteidigung verpflichtet. Solche, die zugleich 
Länder bejigen, die nicht zum Deutjchen Bunde gehören, haben 
in Abjicht auf diefe feinen unbedingten Anspruch auf die Hilfe 
de3 Bundes, injofern das zu errichtende bejtändige Bündnis mit 
Ofterreich und Preußen in Abficht auf dieſe nichts hierüber be: 
jtimmt. Ebenſowenig, wenn fie in Kriege verwidelt werden, wo 
fie der angreifende Teil find. Der Rat der Kreis-Oberſten ent: 
ſcheidet, ob dieſes der Fall, und ob es rätlich jei, ein bejonderes 
Bündnis mit dem bedroheten oder im Kriege verwidelten Bundes: 
genoſſen abzujchließen oder nicht. 

39. 

Bundes-Staaten, die nicht zugleich auswärtige Länder beiten, 

dürfen allein und ohne den ganzen Bund, weder Kriege führen, 
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noch daran teilnehmen, ebenſowenig für fi) allein mit fremden 
Mächten unterhandeln. 
40, 

Die vereinigten Niederlande*, und wo möglid auch die 
Schweiz find zu einem beftändigen Bündnis mit dem Deutjchen 
Bunde einzuladen. 

* Stein: Die Aufnahme der vereinigten Niederlande in 
den Deutjchen Bund hat das Nachteilige, daß die inneren 
Verhältnifje durch den Zutritt einer fremden bedeutenden 
Macht noch zufammengejegter werden, als fie es bereits 
find. Ein Fürft der 5 Millionen Einwohner und 16 
bis 20 Millionen Thaler Einkünfte beſitzt, defien Land 
durch bedeutende Ströme durchwäſſert, und eine anjehn: 
lihe Küſte hat, wird einen jelbftändigeren Gang gehen, 
und einen Fräftigeren Einfluß haben können, al3 das 
mittelländifhe Bayern; das Übergewicht des Einfluffes 
wird aljo in Deutjchland noch mehr zerjplittert, und das 
Zerren in denen Gejchäften noch vergrößert. Ein enges 
Bündnis zwilchen Deutichland und Holland abzujchließen 
erfordert aber das Intereſſe beider Länder, das lebtere 
it gegen Frankreich zu ſchwach, bedarf eines Fräftigen 
Bundesgenofjen, und die Niederlande find für Deutjch: 
land die kräftigſte Schutzwehr gegen alle Angriffe auf 
das nördliche Deutichland. 

Ich halte es für jehr bedenklich, Bayern eine bedeu- 
tende Befigung auf dem linfen Rheinufer anzuvertrauen, 
bejonders Feltungen, die bayerische Politik neigt fich 
jeit zwei Jahrhunderten nach Frankreich, der König, fein 
undeutſcher Minifter, mehrere feiner Beamten, fein 
Schwiegerjohn, alle haben eine Franzöjiihe Richtung. 
— Bayern will eine Europäifhe Macht, Feine unter: 
geordnete Deutjche Macht fein, es kann fi nur ver: 
größern auf Koften von feinen Nahbarn, von Ofterreich 
und Preußen; mit jenem ift e3 jeit Jahrhunderten. in 
feindfeligen Verhältniſſen, dieſem hat es feine Stamm: 
länder entrifjen, und es entjtehen nun, da es jein Grenz: 
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Nachbar iſt, bereit3 jet mit ihm Reibungen; es wird 
alfo immer geneigt jein zu verfuchen, jelbit mit Auf: 
opferung entfernter unpaflend gelegener Befitungen ſich 
gegen Oſten oder Norden zu vergrößern, und in biejer 
Abfiht fih an Frankreih anzuschließen. Bayern wird 
duch Berührung mit Frankreich im Krieg gefährlich, es 
verliert auch in denen Berhältniffen des Friedens die Ab- 
bängigfeit vom Deutſchen Bund, in die es geſetzt ift, 
wenn es von ihm umjchloflen ijt, oder wenn nur ein 
einzelner ſchwacher Teil deſſen vorgeichoben ift. 

Hält man Bayern in diefer umſchloſſenen Lage, Jo 
muß e3 jeine Anfprüche auf Selbitändigfeit oder über: 
mwiegenden Einfluß in Deutjchland aufgeben; jo um: 
ſchloſſen und überhöhet wie es ift, kann e8 fie nicht auf: 
jtellen, am wenigſten ausführen. 

41. 
Die politifche Eriftenz desſelben iſt auf dem bevorftehenden 
Kongreß von den fontrahierenden Mächten zu garantieren.” 


XXI. Bumboldfs Beflürgung; ungedrurkfe 
chiffrierte Depefche an den Jürſten 
Bardenberg, 

Mien den 31. Ruguſt 1814. BPriginalfext*). 


Nach Perk (4, 49) war in Frankfurt beichloffen worden, 
daß Hardenberg den umgearbeiteten oder definitiven Entwurf 
dur den Grafen von Solms-Laubach nah Wien fenden ſolle, 
„um den Fürften Metternich dafür zu gewinnen”. Das kann 
natürlich nur heißen: durch Bermittelung von Humboldt, als dem 
damals alleinberechtigten Vertreter Preußens in Wien; nicht durch 
Solms, wie Perg 4, 84 fälſchlich glaubt. Hardenberg reilte 
von Frankfurt nach Berlin, und zwar über Leipzig. Von bier 
aus jandte er den Entwurf der 41 Artikel unterm 23. Juli an 
Solms, und jchicte diefem noch von Berlin aus einige Berich— 
tigungen unterm 26. Juli nah. Erſt Ende Auguft — eine un- 
verantwortliche Berjpätung — traf Solms in Wien ein und 
übergab den Entwurf an Humboldt, der ihn jchon jehnlichit er: 
wartet hatte, um darüber mit Metternich zu Tonferieren. Nun 
er ihn aber empfangen, glaubte er vielmehr, ihn vorläufig noch 
zurüdhalten und an feiner Berbeflerung arbeiten zu follen. Denn 
wie jehr er auch mit den meilten Punkten einveritanden war, 
jo erregten doch manche bei ihm einen materiellen oder redaftio- 
nellen Widerſpruch, vor allem aber der 8 2 über die Grenzen 
de3 Bundes ein wahrhaftes Entjegen. 





*) Rep. VI. Wiener Kongreß 181415. No. 71 (jeit Anfang des Kon: 
grefjes bis zur Bildung des Comites der Bevollmädtigten der fünf könig— 
Iihen Höfe). 


188 Humboldts Beftürzung; ungedrudte hiffrierte Depefche an Harbenberg. 


Deshalb beſchloß Humboldt, zumal die Eröffnung des Kon: 
greſſes fi mehr und mehr verzögerte, und jedenfall nicht vor 
Mitte September zu erwarten war, wie er denn auch in der 
That jogar auf den 1. Oftober verſchoben wurde, 1) jofort eine 
Einſpruch erhebende Depeiche an Hardenberg abzufenden, der 
noch nicht von Berlin abgereift war, und 2) zunädit Vorkon— 
ferenzen mit den Vertretern Hannovers zu veranitalten. Alles 
dies iſt Werk nicht befannt, und auch bei Treitſchke ift feine 
Spur davon zu finden *). 

Die franzöfiich gejchriebene Depefhe Humboldts, datiert 
„Vienne, ce 31 aoüt 1814“, beginnt mit der Erklärung: Er 
babe einzig nur- den deutjchen Verfaſſungsentwurf von Harden- 
berg erwartet, um auf Grund desjelben mit Fürft Metternich 
in Konferenzen einzutreten; in Ermangelung desjelben habe er 
nichts thun können. Dann fährt er fort: 

„Dans ce moment le comte de Solms-Laubach, qui vient 
d’arriver à Vienne, m’a dit que V. A. l’avait adressé & 
moi, et m’a communique le plan qu’Elle lui a envoye& de 
Leipsick en date du 23. du mois passe, en y ajoutant des 
corrections dans une lettre datce de Berlin du 26. du m&me 
mois. V. A. concevra ais&ment avec quelle impatience 
jai parcouru, lu et relu un travail aussi interessant par 
lui-m&me, et que j’attendais depuis plusieurs semaines. 
Jai fait reflexion ensuite, si je devais le mettre entre les 
mains du prince de Metternich, et conferer avec lui sur 
ces bases; jaai été tres-tente de le faire, puisqu'en effet 
l’&poque du congres avant laquelle le plan de constitution 
Allemande devait &tre discute entre la Prusse, l’Autriche 
et le Hanovre, et même encore ensuite avec la Baviere 
et le Wirtemberg, approche de plus en plus, et que le 
temps presse infiniment. Mais apres avoir pese toutes les 
circonstances, j’ai vu que je ne pouvais pas le faire, et je 
n’en parlerai point au prince de Metternich avant que de 


*) [Dagegen bat Baumgarten über diefe Dinge aus den Solmsjchen 
Papieren bereits wertvolle Veröffentlihungen gemacht in der Zeitſchr. „Im 
neuen Reich“ 1879. Bd. 2. S. 549—561.] 


Humboldts Beftürzung; ungebrudte hiffrierte Depeche an Hardenberg. 189 


hi 


n’avoir pas regu des ordres positifs à cet egard de la part 
de V.A.“ Als Gründe giebt er an: weil der Plan ſchon vom 
23. Juli datiere, und aljo jchon früher von Hardenberg geichict 
fein würde, wenn es die Abficht gewejen wäre, diefen Plan wie 
er vorliegt zur Grundlage zu machen; ferner weil ihm der zu 
Grunde zu legende Plan wohl nicht durch den Grafen Solms 
zugefommen wäre, oder ihm menigften® von Hardenberg eine 
Benahrichtigung von der Milfion desjelben zugefommen jein 
würde, „Elle (Votre Altesse) a done voulu probablement 
encore faire des changements à ce plan, avant que d’en 
faire un usage officiel, et je ferais tres-mal de le communiquer 
au prince de Metternich dans une autre forme que celle, 
dans laquelle Elle veut qu’il le voie. Ce qui me confirme 
dans cette opinion, c’est que le prince de Metternich m’a 
raconte qu’Elle a dit au comte de Zichy qu’Elle expedierait 
incessamment un courrier pour m’envoyer son travail. 

En communiquant d’ailleurs ce plan au prince de M., 
je devrais n&cessairement lui dire de quelle maniere je 
lavais regu. Or le prince ferait les mömes reflexions que 
moi, il ne croirait voir dans ce travail que des idees que 
V. A. s’etait propose de changer encore, il declinerait 
d’entrer en discussion serieuse sur cette piece, et la veritable 
qui viendrait apres, manquerait son effet, puisque les idées 
y renferm&es ne le frapperaient plus par leur nouveaute. 
De la manière que je connais le prince de Metternich, il 
faut, pour &tre sür qu’il acc&de à ces idees, les lui presenter 
avec le plus d’assurance et le moins de doute possible... 

J’attendrai en cons@quence des ordres ulterieurs de 
V. A., mais je la conjure de me la faire parvenir le plutöt 
possible.“ 

Nun kommt aber der offenbare Hauptgrund des Verhaltens 
von Humboldt; er ift mit dem Plan durchaus unzufrieden, und 
will auf glimpfliche Weiſe Zeit und Anlaß zu defjen Anderung 
geben. Seine Unzufriedenheit wird natürlich möglichſt umhüllt. 

„Quant au plan lui-m&me, je n’ai pas besoin de dire 
& V. A. quel jugement j’en porte. J’y ai retrouve toutes 
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les idöes qu’Elle avait deja eu la bont« de m’exposer quel- 
quefois de bouche, et dont je Lui ai déjà temoigne souvent, 
combien je les trouve justes, sages, adaptees aux circonstances 
et propres à assurer à l’Allemagne l’independance politique 
au dehors, et le maintien de tous les droits individuels au 
dedans. 

I n’y a qu'un seul point, en parlant de ceux qui 
sont vraiment essentiels, sur lequel je La supplie de me 
permettre de Lui faire déjà aujourd’hui quelques represen- 
tations. 

V. A. propose de s&parer et d’exclure, pour ainsi dire, 
de la ligue Allemande les provinces Prussiennes en dega de 
VElbe, et l’archeduche d’Autriche proprement dit, ainsi 
que la Boh&me et la Silesie. J’avoue que je ne saurais 
approuver cette idee. Il y a quelque chose de penible et 
de douloureux et pour ces provinces et pour l’Allemagne 
elle-m&me dans le projet de les en separer; je Vous avoue 
sincerement, mon Prince, et je n'hesite pas de Vous le 
dire, sachant que Vous &tes fait pour apprecier des ar- 
guments de cette nature, que je ne sais point, si l’on en 
aurait le droit devant la nation Allemande. La ville qui 
depuis des siecles a été la residence des empereurs de 
l’Allemagne, n'y appartiendrait plus, du moins politique- 
ment, mais serait simplement une ville Autrichienne? La 
capitale qui a plus contribu& qu’aucune autre, à repandre 
les lumieres et les connaissances, serait dorenavant une 
ville Prussienne, et deviendrait &trangere & l’Allemagne? 
J’ose dire que cette idee choquerait la partie du public le 
plus estimable dans toute l’Allemagne, et surtout chez nous 
me&mes. La ligue entiere perdrait de sa dignite, et l’on 
ne la regarderait que comme une ligue partielle. D’un 
autre cöt& je ne vois pas la necessite de cet arrangement. 
Il vaut mieux, ce me semble, de s’imposer la täche de 
vaincre quelques difficultes de plus. Je n’ai jamais cru 
que la Prusse et l’Autriche pourraient se soumettre enti£re- 
ment aux restrietions qu’on devra prescrire aux princes 
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entitrement Allemands, beaucoup moins puissants, et par 
lä, puisque l’&tendue du pouvoir même apporte des correctifs 
& la tendance d’en vouloir abuser, plus enclins à outre- 
passer les limites de leurs droits. Mais si le gouvernement 
Prussien ce soumettait à ces restrictions dans ses provinces 
tres etendues au delä de l’Elbe, pourquoi s’y opposerait-il 
dans les Marches, la Pom£ranie et la Silesie? 

Jai cru devoir dire a V. A. mes opinions sur ce point 
avec toute la franchise à laquelle Ses bontes m’ont accoutume. 
Je puis me tromper, mais je La supplie de bien peser 
encore une fois cet objet qui, en ayant aussi seulement 
tgard & l’opinion publique, n'est certainement point in- 
different. 

Jose encore prier V. A. de vouloir bien, en me faisant 
parvenir le plan qui me servira d’instruction, aussi me 
renvoyer les differents m&moires que j’ai eu l’honneur de 
Lui communiquer & Dijon et à Londres sur cet objet, dont 
je n’ai point gard& copie. 

Je La prie d’agreer“ etc. etc. 


Gleich in den nächſten Tagen veranitaltete Humboldt 


XXI. Pie Borkonferenzen über den Entwurf 
des Firften Bardenberg. 
Ungedrucktes Material *). 


Diefe Konferenzen fanden jtatt am 5., 8. und 9. September 
1814. Mit Humboldt nahmen daran teil: der Graf von Harden— 
bera al3 hannoverjcher Gelandter, der Graf von Solms-Laubach 
als Vertrauengmann und Mitberater des Freiherern vom Stein 
und des Fürften Hardenberg in Frankfurt, und der Herr von 
Martens als gelehrter Vertreter Hannovers. 

Sleih in der Konferenz vom 5. September, wo fich be 
greiflicherweije jofort ein Sturm der Mißbilligung erhob gegen 
die Ausſchließung Preußens umd Dfterreich jenſeits der Elbe und 
des Inn, im 8 2 behielt fi Solms vor: „die ihm näher be- 
fannten Gründe, warum diefe Trennung vorgejehlagen worden“ 
chriftlih ausführlih darzulegen. Diele Darlegung ftellen wir 
voran. 

Denkſchrift von Solms-Laubach **). 

„Es ſcheint im erſten Augenblick allerdings auffallend, wenn 
dem zu errichtenden deutſchen Bund die deutſchen Provinzen nicht 
einverleibt werden ſollen, welche nach dem Tilſiter und Wiener 
Frieden im Beſitz beider Monarchien geblieben ſind. Es ſieht 
bei Aufſtellung dieſer Behauptung aus, als fürchte man ſich 
Deutſchland zu groß zu machen, als wolle man den Wiener und 

+), B. A. Ebenda No. 71. 

**) [Mit geringfügigen Abweichungen bereits zum Abdruck gebracht von 
Baumgarten a. a. D. ©. 553, 554.] 
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Berliner, deren Benehmen im großen Kampf ihre patriotifchen 
Selinnungen bewährt hat, vom germanischen Bunde ausschließen. 
Gleichwohl jprechen für diefe Ausſchließung jehr wichtige Gründe. 

Das erite Bedürfnis der Deutfchen it, in einer fejten Staats: 
verfaſſung Schuß gegen die Willfür zu finden, der fie feit jieben 
Jahren preisgegeben waren. | 

Soll die Erwartung aller Wohlgefinnten erfüllt werden, fo 
muß durch Die neuere Organijation unſers PVaterlandes jeder 
Rückſchritt zum Despotismus unmöglich werden, und hierzu be: 
darf es einer genauen Bejtimmung der fürftlichen und der ſtän— 
diichen Rechte. Dieſer Beitimmung können ſich Oſterreich und 
Preußen in den nun vekuperierten Yanden, die alle eine ver: 
änderte Verfaſſung nach der Abtretung erhalten haben, zumal in 
Erwägung der vorzüglichen Nechte gefallen laſſen, welche ihnen 
als Bundesdireftoren zuſtehen werden. Eine ähnliche Verände— 
rung der Verfaflung in den alten Staaten beider Monarchien 
aber vorzunehmen, wird bis jeßt wenigitens, von den Unterthanen 
nicht verlangt, und Neuerungen, welche die Notwendigkeit nicht 
gebietet, fürmen gar füglich unterlafien werden. Sollte man aber 
gleichwohl die Verbindung aller deutichen Lande zu einem Ganzen 
beichließen, jo fünnte die Rückwirkung auf Deutichland dem Zweck 
des Bundes hHinderlich ſein, und die Bewohner des ehemaligen 
Rheinbundes um die Erfüllung ihrer ſchönſten Hoffnungen bringen. 
Es iſt nichts gewiſſer, al3 daß in den Landen, wo jeit fieben 
Jahren willfürlich regiert wurde”), die Organijation der Stände 
vielen Miderjtand finden werde. Man wird von jeiten der 
Regierungen ebenfo eifrig der Ausübung der Eonjtitutionellen 
Rechte der Stände entgegen arbeiten, als die Stände die von 
der Großmut der alliierten Monarchen erhaltene Freiheit zu be= 
nugen juchen werden. Alle Leidenschaften werden hierbei auf: 
geregt werden, und wer kann es verhindern, daß unter einer 
Mehrzahl eben vom Joch bejreiter Männer nicht hin und wieder 
einer ein Wort zu viel ſpreche? — Sorgfältig werden die ehe- 
maligen Rheinbundsfürjten ſolche Äußerungen auffaſſen, mögliche 
*) [ „wo es jeit jieben Jahren jultanisch herging“. Baumgartena.a.D.S.553. | 
Schmidt, Deutſche Verfaifungsfrage. 13 
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Verbindungen mit den Ständen der großen Monarchien bejorgen 
laflen, und es, unter Umjtänden, dahin zu bringen juchen, daß 
diejer Geilt al3 der innern Ruhe der großen Monarchien ges 
fährlich dargeitellt werde. Findet dieſe oft und unter allen Formen 
vorgebradhte Inſinuation Eingang, jo kommt bald Schlaffheit in 
diefe Organijation. Die Parallele zwiſchen denen, einer väter- 
lihen Regierung gewohnten öfterreidifchen Stände, die wenig 
oder nicht zu reklamieren brauchen, und denen aus ujurpierten 
und ererbten Landen neu gebildeten, wird gezogen, und die Folgen 
find leicht zu ermeſſen. Man wird vergeblich bemerfen, daß 
Ungarn jeit jeiner Verbindung mit Ofterreih eine Konftitution 
habe, und daß es den öjterreihiichen Ständen jeit dem weſt— 
fälifhen Frieden nicht eingefallen ift, gleiche Rechte mit Ungarn 
zu begehren; ift e8 einmal gelungen, Bejorgnifje einzuflößen, jo 
bleiben auch die gewöhnlichen Folgen nicht aus, und nun ent: 
jteht die Frage, welche Gefahr größer fei, die daß man die alt- 
öfterreihiihen und altpreußiichen deutſchen Staaten in andern 
Verhältniſſen mit Deutichland lalje, oder, daß unſre Landsleute 
nicht vollfommen die Vorteile der eingetretenen Veränderung ge— 
nießen, die fie zu erwarten berechtigt find, und welche ihre An- 
ftrengungen für die gute Sache verdienen. Der Nachteil, der 
durch die unterbleibende Verbindung entjtehen joll, ijt problema— 
tiſch; der durch die Vereinigung herbeigeführte aber beinahe gewiß. 

Was ein oder der andere deutjche Fürft darüber jagen mag, 
fann den Monarden wohl gleihgültig fein. Die Fürften können 
unmöglich mehr verlangen, als was bei der Reichsverfaffung 
Rechtens war, und bei diefer bejtand die Eremtion von Dfter- 
reih. Es hat ja nit ihr Schwert das Verlorene zurüderobert 
— die Monarden danken deſſen Wievereroberung allein ſich, und 
den Anftrengungen ihrer Völker! 

Um alle Meinungen zu vereinigen, um hauptſächlich“ die 
Nachrede zu vermeiden, daß der Djterreiher und Brandenburger 
nieht als Deutjcher behandelt werde, fünnten ja die beiden deut- 
jhen Monarchen erklären: 

Daß zwar ihre gefamten deutjchen Staaten zum Bund 

gehören jollten, und fie davon ein Kontingent (deſſen Stärfe 
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zu beftimmen fein wird) ftellen wollten, daß fie fich aber 

vorbehalten müflen, die künftige Verfaſſung ihrer alten 

deutſchen Staaten auf eine der Bundesverfaflung analoge 

Weiſe, nach deren eignen Verhältniſſen zu bejtimmen. 

Hiermit würde wohl jedermann genug gejchehen, jede Ände— 
rung in den Finanziyitemen beider Monarchien verhindert, alle 
Vorurteile beſchwichtigt, iind alle und jede Bergleihung der inneren 
Verhältniffe der ehemaligen Rheinbundsſtaaten mit den alten 
deutfchen öfterreihiihen und preußijchen Provinzen, und die dar: 
aus zu bejorgenden Nachteile verhindert werden. Allerdings 
giebt die Vereinigung aller Deutjchen in einen Bund in äußeren 
Verhältniffen den Schein der Macht; allein nur die innere Rube, 
die Vereinigung der Nation unter dem Schuß beglüdender Ge 
feße, und die Zufriedenheit der Unterthanen wird innere Kraft 
verleihen. 

Wien am 7. September 1814. 

Friedrich Graf v. Solms-Laubach.“ 


Ungedrudte protofollarifhe Bemerkungen. 


Sn den Borkonferenzen führte Marten3 das Protokoll. Die 
von ihm verzeichneten „Bemerkungen“ über deren Ergebnifje jagen 
im 8 2: „Herr Graf von Solms hat hiebei die Gründe ent- 
widelt, welche zu dem Vorſchlag Anlaß gegeben, den der Ent: 
wurf enthält. Die übrigen haben aber geglaubt, daß diefe Be 
ſchränkung dem Zmwed nicht entiprädhe, daher nad) ihrer Mei- 
nung der 8 2 jo lauten würde, wie er hier ausgedrüdt iſt.“ 
Nämlich: „diefer Bund umfaßt ſämtliche in Deutjchland belege- 
nen Staaten, mithin jämtliche deutjche Staaten, welche Preußen, 
e3 jei dies- oder jenſeits der Elbe, befitt oder befiken wird, ſowie 
jämtliche deutſche Staaten, welche Dfterreich befißt oder befißen 
wird, mit Inbegriff von Ofterreih und Böhmen, fomwie allen 
übrigen deutſchen Staaten u. |. mw.” 

Nah den Konferenzen jollten ferner lauten: $ 6. „Jedem 
Bundesunterthan werden dur die gegenwärtige Bundesafte, 
außer der allgemeinen Sicherheit Jeiner Perfon und feines Eigen- 
tums, insbeſondere nachitehende Rechte ausdrücklich gefichert und 
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vom Bunde garantiert 1) die Freiheit, ungehindert und ohne 
eine Abgabe zu entrichten in einen anderen zum Bunde gehörigen 
Staat auszumandern, den Fall aufrühreriicher Abjichten allein 
ausgenommen; aud 2) in deijen Givil- oder Militärdienjte zu 
treten; 3) Die Eicherheit, nit über 48 Stunden in Verhaft 
gehalten zu werden, ohne einem richterlihen Verhör und Aus— 
ſpruch nach den Gejegen unterworfen zu werden; 4) Sicherheit 
des Eigentums auch gegen Nachdrud der Schrift; 5) das Necht 
der Beichwerde vor dem ordentlichen Nichter und in den Dazu 
geeigneten Fällen vor dem Bunde; 6) Preßfreiheit nach zu be— 
ftimmenden Normen; 7) das Necht fich auf jeder deutichen Lehr— 
anftalt zu bilden; 8) das Necht, künftig nur mit Juziehung von 
Ständen als Nationalrepräjentanten bejteuert zu werden”), 

Ss 7. „In jedem zum Bunde gehörenden Staat joll eine 
ſtändiſche Verfaſſung eingeführt oder erhalten werden. Die Ein: 
richtung diejer ſtändiſchen Verfaſſung in jedem einzelnen Bundes- 
ftaate bleibt zwar zunächſt dem Landesheren mit Zuziehung der 
bisherigen Stände, da wo ſolche zur Zeit der Rublifation der 
Bundesakte vorhanden find, vorbehalten; jedoch find in dieſen 
wie in denjenigen Staaten, wo zu der Zeit feine Landſtände 
waren, nachitehende allgemeine Beitimmungen zu beobachten: 
1) jeder freie Landeigentümer, er jei adlig oder nicht, geiftlich 
oder weltlih, muß jo wie die Städte in den Ständen repräfen: 
tiert werden. Doc bleibt einem jeden Staat jowohl die innere 
Einrihtung und Verteilung derjelben in mehrere Corpora oder 
ihre Vereinigung, als die Beitimmung, welche Städte Abgeord— 
nete zum Landtage ſchicken können, nach Bejchaffenheit der Lokali— 
täten anzuordnen überlalien. 2) Das Minimum der land: 
ſtändiſchen Nechte beiteht a) in einem voto consultativo bei 
Abfaſſung allgemeiner Gelege, b) in Erteilung oder Verweigerung 
ihrer Zuftimmung zur Einführung neuer Landesjteuern, Telbjt 
wenn dieſe unter dem Namen von Zwangsanleihen in Antrag 


) Die unterjtrihenen Worte mit Bleiftift eingeflammert und mit Frage: 
zeichen verjehen. Mit Necht, da es fih um die Stände der einzelnen meift 
ſehr fleinen Staaten handelt. 
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kämen; in Vertretung der Berfallung bei dem Landesheren und 
bei dem Bunde.” 

S 18 in Uebereinſtimmung mit dem SHardenbergijchen Ent: 
wurf: „Es fol eine Bundesverfammlung in Franfurt a. M. fein. 
Dieje Stadt wird für eine freie Bundesftadt erklärt.” 


Mit dem 9. Septeinber Tchloffen dieſe Workonferenzen, ob: 
gleich fie erjt einen Kleinen Teil der Paragraphen erörtert hatten, 
denn nunmehr traf auch Fürft Hardenberg in Wien ein und 
teilte perjönlich dem Fürjten Metternid am 13. September jeinen 
Verfaffungsentwurf mit (Klüber 1, 45 Note)*). Doc jegt galt 
es zunächſt für die vier verbündeten Mächte, in einleitenden Kon: 
jerenzen den Gejchäftsgang des Kongreſſes überhaupt feitzuftellen. 
Sm der Situng vom 22. September bejchloiien fie, die deutjchen 
Angelegenheiten, einem Vorſchlage Steins entiprechend, ganz von 
den europäiſchen zu trennen, und überdies deren Beratung einem 
Ausschuß der fünf größeren deutihen Mächte: ſterreich, Preußen, 
Hannover, Bayern und Württemberg zu überlaſſen. Wenn Stein, 
wie Perg jagt (4, 112), gegen dieje „Lereinigung” war, Jo 
geihah es, nicht weil ſie ihm zu klein, ſondern weil ſie ihm zu 
groß war und weil er, wie Pertz ſich ausdrückt, „von einer Ver— 
einigung ſolcher Elemente wenig Gutes erwartete”. Er wünſchte, 
a die „Grundlagen der Verfaſſung feſtgeſetzt“ würden durch 

ie „großen Höfe” (aljo Ofterreih, Preußen und England-Han— 
nn daß man dann „die beteiligten Einzelnen hören“ und 
„ihre Einwürfe beiprechen könne“, daß fie aber ſchließlich „ver: 
bunden jeien, ſich der Entjcheidung der großen Höfe zu fügen“ 
(Ebenda ©. 111). 

Diefem Wunſche wurde thatſächlich injofern entjprochen, als 
Ofterreich, Preußen und Hannover übereinfamen, die Grundlagen 


*) [Rad) Solms hatte Shen am 9. Sept. ein preußifcher Courier den 
Entwurf Metternich überbracht ſ. Baumgarten ©. 556.) 


198 Die Vorfonferenzen über den Entwurf des Fürften Hardenberg. 


der Verfaſſung zunächſt unter jich feitzuitellen, und dann erit 
dem Fünferausfhuß vorzulegen. 

Der offizielle Eröffnungstermin des Kongrefjes wurde neuer: 
dings vom 1. Dftober auf den 1. November verjchoben, um den 
„ſämtlichen Mächten“ (Puissances d. i. den huit puissances 
signataires du trait“ de Paris) Gelegenheit zu geben, „zus 
nädjt freie und vertrauliche Erörterungen zu pflegen”, zur „Felt: 
jtellung der Grundgedanken”, zur „Ausgleihung der Meinungen“ 
und dergeitalt zur „Heranreifung” der „zu entjcheidenden Fragen” 
(Klüber 1, 33 ff. Val. 8, 60 ff.). 


XXIV. Pie Perhandlungen wilden Dfter- 
reich, Preußen und Bannoder über Die 
Grundlagen der Derfallung, 


vom 7. bis zum 14. Pkfober 1814: die zehn Artikel. 


Auch von dem, was wir bier mitteilen werden, ijt bei Pertz 
und Treitjchfe nichts zu finden. Der eritere jagt (©. 127): 
der Hardenberg’sche Entwurf jei „zwilchen Hardenberg und Metter- 
nich Gegenftand mehrfacher Beiprehungen geworden, zu denen 
auch Graf Münjter gezogen ward. Der Inhalt und Gang dieſer 
Verhandlungen liegt volljtändig im Dunkel. Der Erfolg 
jedoch zeigt, daß es dem Fürften Metternich gelungen war, be 
deutende Abänderungen zu erlangen.” 

In Wahrheit ift der Sachverhalt, jomweit er ji) aus ven 
Berliner Akten Eonjtatieren läßt, folgender. 

Nachdem die widerwärtigen Vorverhandlungen der vier ver: 
bündeten Mächte mit der am 24. September eingetroffenen Ge- 
jandtichaft Franfreih8 und durch eine Konferenz Metternichs, 
Hardenbergs, Neſſelrodes und Caſtlereaghs mit Talleyrand am 
5. Oftober wejentlih abgeſchloſſen waren, jchritten Ofterreich, 
Preußen und Hannover fofort am 7. Oktober zu einer erften 
Konferenz über den Hardenbergichen Verfaſſungsentwurf, wobei 
von vornherein die Nejultate jener Borfonferenzen vom 5., 8. 
und 9. September mit in Betracht gezogen wurden. Über dieſe 
Konferenz, an der natürlih auch Humboldt, aber nicht Graf 
Münfter teilnahm, den vielmehr der hannoverſche Gejandte ver: 
trat, ilt das folgende Protokoll vorhanden. Dasfelbe zeigt, daß 
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man jih mehr an die Nejultate der Vorfonferenzen hielt, als 
an die Beitimmungen des Hardenbergihen Entwurfs, nur daß 
fichtbar der Einfluß Metternichs fait überall Abſchwächungen ber: 
beiführte. In Bezug auf die territoriale Beteiligung Ofterreichs 
und Preußens am Bunde, war nicht er e$, der die von Har— 
denberg im S 2 adoptierten Ausichließungsideeen Steins zu Fall 
brachte, wie man nah Pers (SE. 129) und nah Treitjchke 
(©. 631) glauben follte; denn das war ja ſchon durch die ent: 
ſchloſſene Oppofition Humboldts und durch die Beſchlüſſe 
der Vorfonferenzen geſchehen; Metternich jtimmte lediglich 
diejem zu. 


Ungedrudtes Protofoll vom 7. Dftober*). 

„Brotofoll einer über die deutiche Bundesverfaſſung zwiſchen 
dem Fürften Metternich, dem Fürſten Hardenberg, Freiherrn von 
Humboldt und Grafen von Hardenberg am 7. Oftober 1814 ge- 
haltenen Konferenz. 

Es wurde bei der Beratichlagung der Entwurf des Fürften 
Hardenberg, mit den darüber von dem Grafen von Hardenberg, 
Strafen Solms, Freiheren von Humboldt und Hofrat von Martens 
gemachten Bemerkungen zum Grunde gelegt, und daher mit Vor: 
lefung diejer Aufläge artikelweiſe vorgejchritten. 

Da der Zwed der Konferenz der war, die Beratjchlagungen 
des zu verjammelnden Gomites der fünf größeren deutjchen 
Mächte auf eine angemeſſene Weiſe vorzubereiten, jo wurde vor: 
züglich gejucht, die weſentlichen Punkte von den minder erheb— 
lichen zu unterjcheiden, um über die eriteren ſchon vorläufig 
eine übereinftinnmende Meinung zwijchen Ofterreich, Preußen und 
Hannover hervorzubringen. 

Demzufolge nun iſt bemerkt worden: 

ad 81. 

Daß diejer S in feinem erjten Teile anzunehmen jei, fürs 
erite aber der Zuſatz in Abficht der Koörcitiv: Mittel im Fall 
des Abfalls eines Bundesgliedes wegbleiben müſſe. 


— — 


*) B. A. Ebend. Wr. 71. 
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ad 82. 

Daß alle deutjchen Provinzen Oſterreichs und Preußens 

dem deutſchen Bunde einverleibt werden. 
ad S 3. 

Daß diefer S anzunehmen, allein allgemein dahin zu fallen 
fei: daß jeder zum deutichen Bunde gehörende Staat die Negie: 
rungsrechte inſofern bejigen jolle, al3 die Verfaſſung des Ganzen 
nicht die Befugnis der Einzelnen beichräntt. 

ad 8 4. 

Über die künftige Lage ver mediatifierten Fürjten und Stände 
(mit Ausihlu der Neichsritterichaft) wurde mehreres von den 
Unterzeichneten geiproden, und die Frage auf ihren eigentlichen 
Standpunft, 

ob dieje Stände Bundes: over Yanditände, oder auf gemille 

Weiſe beides zugleich fein jollen? 
zurüdgeführt. 

Der Fürſt Hardenberg entwidelte hierauf ein neues Syſtem, 
dejien Grundzüge waren: daß Die mediatijierten Stände nur 
Fürſten angehören jollen, welche Kreisoberiten find, und daß ent— 
weder alle -oder wenigitens diejenigen, welche jeßt zu minder 
mächtigen Staaten gehören, nur zu dem Kreis-, nicht zu dem 
Zandesverbande eines einzelnen Fürjten gehören follen. 

Da diejes Syſtem, um richtig beurteilt zu werden, erit einer 
nähern Ausführung bedarf, und dasielbe überdies die Angelegen: 
beit der deutjchen Verfaſſung mit der der Territorialverteilung 
Deutichlands in einen ſolchen Zuſammenhang bringt, dal die 
eritere in dieſem Punkt nicht ohne die legtere behandelt werden 
kann: jo hat alles, was die mediatifierten Stände betrifft, aus: 
gejegt werden müllen, bis Fürſt Hardenberg einen eigenen Auf: 
jag über diefen Gegenitand ausgearbeitet haben wird. 

ad 8 5 
hat man beſchloſſen, die Reichsritterſchaft nicht den andern 
mediatiſierten Ständen (nur allenfalls mit Zugeſtehung einiger 
Vorzüge), ſondern vielmehr dem übrigen Landadel gleichzuſtellen. 
ad 86 
hat es notwendig geſchienen, dem Recht der Auswanderung 
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wenigſtens die Einjchränfung beizufügen, daß der Auswandernde 
jeine Militärpflicht geleiftet haben müfje; wogegen es auch für 
notwendig erfannt worden iſt, wenigſtens im allgemeinen die 
Grenzen diefer Pflicht für ganz Deutſchland verbindlich zu bejtimmen. 

Da ein Ausjpruch nad 48jtündiger Verhaftung in vielen 
Fällen wahrhaft unmöglih, ein bloßes Verhör aber den Ver— 
hafteten unnütz ift, fo ift beichlofien worden, auf eine andere Art 
die Sicherung der perjönlichen Freiheit zu decken. 

Dem Nachdruck hat man bejchloffen durch ganz Deutichland 
zu Gunften in Deutichland erjcheinender Schriften zu fteuern. 

Der Sab: daß fein deutjcher Unterthan anders als mit Zu: 
ziehung von Ständen bejteuert werden kann, ijt angenommen, 
jedoch Hinzugefügt worden, daß das Votum der Stände bei Be: 
fteuerungsgejeßen nur fonjultativ jein, und ihnen fein eigentliches 
Neto eingeräumt werden könne. 

(Diefer Abja it von Humboldts Hand durch Korrektur 

eingetragen. Im Protokoll hieß es: „der Sat, daß fein 

deutfjher Unterthan anders als mit jeiner Zujtimmung 

bejteuert werden könne*), it injofern nicht angenommen 

worden, als die allgemeine Einführung eines Vetos der 

Stände bei Beiteuerungsgejegen für unausführbar erklärt 

worden ijt.”) 

Graf Hardenberg hat hierbei bemerkt, daß jeine Regierung 
ihren Ständen ein ſolches Veto einzuräumen gefonnen ſei. 

Da hiemit die Zeit verlaufen war, jo wurde die Sort: 
jegung der Beratichlagung auf heute feitgejegt. 

In der heutigen Sigung nun it gegenmwärtiges Protokoll 
vorgelejen, in allen Punkten genehmigt, und unterzeichnet worden. 

Wien, den . Dftober 1814.” 


*) Diefe Ausdrudsweife jpricht dafür, dat der fraglide Sat von eng— 
liſchhannoverſcher Seite in den Vorfonferenzen vorgefhlagen (f. ob. S. 196 
„Bemerkungen“ 8 6 sub 8) und am 7, Oktober verfochten wurde. Denn 
eö war ja, wie Chatham 1775 in der Januardebatte über die amerikaniſchen 
Kolonien ſich ausdrüdte: „die große Fundamentalmarime der brittifchen 
Berfaflung, dab kein englifher Unterthban ohne feine eigene 
Zuftimmung befteuert werde.” 
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Das Protofoll blieb troß feines Schlußſatzes ununterzeichnet. 
Dffenbar, weil das Verfahren vom 7. Dftober, die Beratung 
jedes einzelnen Paragraphen der Neihefolge nad, nicht die Er- 
reihung des Zweckes verbürgte, fich „vorläufig“ über die „wejent: 
lichen Punkte“ zu vereinbaren, ehe das „Comité der fünf größeren 
deutihen Mächte” zufammentrete, dejjen Eröffnung nicht wohl 
über den 16. Dftober hinausgeſchoben werben fonnte. 


Die zehn Artikel. Ungedrudtes Material. 

Und nun ift nichts gewifler, als daß ſich Oſterreich, Preußen 
und Hannover wirklich ſchon in den näditen Tagen über zehn 
Artikel als die weſentlichſten, unter Vorbehalt der definitiven For— 
mulierung, veritändigten. 

Diejer Verftändigung ging aber ohne allen Zweifel über 
Einen Punkt eine Separatverjtändigung zwiſchen Metternich und 
dem Fürften Hardenberg, al3 dem entjcheidenden Vertreter Preu: 
Bens, voraus. Metternich, obwohl ficher fein wirklicher Freund 
des Inſtituts der Kreisoberften, wodurch Preußen feinen Einfluß 
in Norddeutjchland in höherem Maße fteigern konnte wie ſter— 
reich im Süden, zeigte ſich dennoch bereit, der Kreigeinteilung und 
dem Rat der Kreioberjten zuzuftimimen; aber er begehrte dagegen, 
dag nur diejer und der Nat der Fürften und Stände die Fak— 
toren der Bundesverfammlung ausmachen ſollten. Demnad ver: 
langte er, nah dem ermutigenden Borgange Steing, zu 
Hardenberg SS 19 und 20 den Wegfall des dualijtiichen „Di: 
rektoriums“ al3 oberiten Faktor der Bundesverfammlung und 
dev Bundesgewalt. Danach blieben im 8 19 nur die beiden 
„Räte“ und im $ 20 nur der „Vorfig” Oſterreichs „bei allen 
Bundesverfammlungen” bejtehen. Diejen legtern aber, aljo das 
auf Steins Betrieb von Hardenberg für Dfterreich ſchon zu: 
geitandene „Präſidium“ behandelte Metternich ablichtlih als 
etwa3 an fich jehr Wertlojes, als bloße Ehrenjadhe, und Die 
Frage eine etwaigen bejonderen Geſchäftsdirektoriums als eine 
ſehr überflüfjige, da diejes als eine bloße Formſache am zwed: 
mäßigiten mit dem Präfidium zu verbinden fei. Hardenberg 
gab Schließlich nad, jei es aus Sittenfreundſchaft für Metternich 
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oder weil dieſer daraus eine conditio sine qua non machte. 
Wann dies geſchah, iſt ungewiß; jedenfalls aber vor dem 14. Okto— 
ber, al$ vor den Tage der St der definitiven „zwölf 
Artikel” *). 

Dagegen jpricht alles dafür, daß in den vorläufigen zehn 
Artikeln zwar das zweilöpfige Direktorium als oberite Bundes: 
gemwalt bereits im Sinne des $ 4 der zwölf Artifel bejeitigt, 
aber das Geſchäftsdirektorium noch nit im Sinne des 87 
derfelben an Ofterreih ausschließlich überlaſſen war. 

Ebenjo fann aud kaum unter den zehn Artikeln S 2 der 
zwölf Artikel über den „Zwed des Bundes“ Platz gefunden 
haben. Denn über diejen Zweck jagten die 41 Artifel des Har- 
denbergichen Entwurfs, aus dem doch allein die „wejentlichiten 
Punkte” ausgehoben wurden, fein Wort. 

Wenn dergeftalt anfangs die SS 7 und 2 der zwölf Artikel 
fehlten: jo fieht man, daß es die übrigen zehn Paragraphen 
nämlich 1, 3—6, 8—12 gemejen jein müflen, welche die ur: 
jprünglichen zehn Artifel bildeten, obgleich diefe mir nicht in 
einem zulammenhängenden Terte vorliegen. 

Aber betätigt wird das Geſagte Durch eine bejondere Note 
von Humboldts Hand, aus welder erhellt: 1) daß eben zehn 
Naragraphen oder Artikel als die wejentlichen Punkte aufgeitellt 
wurden, mwahrjcheinlih am 9. oder 10. Dftober; 2) daß unter 
denjelben Artikel 5 dem S 6 der zwölf Artifel entiprach, jo daß 
Artikel 1—4 den SS 1—5 der zwölf Artikel entiprocdhen, allo 
eben einen Punkt weniger enthalten haben müſſen; 3) daß 
Artikel 8S—10 mit den SS 10—12 der zwölf Artifel forreipon: 
dierten, jo daß notwendig Artifel 6 nur mit einem der beiden 
SS 7 und 8 der zwölf Artikel forreipondiert haben kann. 

Die grundſätzliche (nicht die mörtliche) Feititellung der 
zehn Artikel erfolgte, wie ſich aus den zwölf Artikeln ergiebt, 
auf Grundlage der Hardenbergjchen Artifel und der Konferenz— 
beitimmungen vom 7. Oktober, und zwar in folgender Weiſe. 


*) Mit dem Tert derfelben im nächiten Kapitel tit das Folgende zu 
vergleichen. 
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Hardenberg $S 1 und 2 nach den Beitimmungen vom 
7. Oftober ad 1 und 2 abgeändert und in Einen Paragraphen 
zuſammengezogen — 8 1 der 10 Artikel (S 1 der 12 Artikel). 

Hardenberg S 3 nah dem Beihluß vom 7. Dftober ge: 
ändert — 8 2 der 10 Artikel (S 3 der 12 Artikel). 

Hardenberg S 4 über die Mediatifierten, der Schon in ver 
Konferenz vom 7. Dftober jo viele MWeitläufigfeiten verurjachte, 
ganz beiſeite gelaſſen. 

Hardenberg S5 und die Beſtimmung dazu vom 7. Oktober, 
betreffend die Reichsritterſchaft, ebenfalls weggelaſſen. 

Hardenberg S 6, die deutſchen Bürgerrechte, nach den Be— 
ihlüflen vom 7. Oftober, mit der Forderung Fürzefter Faſſung 
an das Ende verwiefen — 8 10 der 10 Artikel (S 12 der 12 
Artikel). 

Hardenberg S 7, landjtändilche echte, ebenfalls mit ver 
Forderung fürzeiter Faſſung ans Ende verwieien — S 9 der 10 
Artikel (S 11 der 12 Artikel). 

Hardenberg SS 8—R0, unter Streichung des öfterreichiich- 
preußiichen Direftoriums als böchiten Bundesfaktors, in einem 
Paragraphen zulammengefaßt — S 3 der 10 Artikel (S 4 der 
12 Artikel). 

Hardenberg SS 21, 22, zulammengefaßt in S 4 der 10 
Artikel (S 5 der 12 Artikel). 

Hardenberg SS 23— 26, zulammengeraßt in S 5 der 10 
Artikel (S 6 der 12 Artikel). 

Hardenberg SS 28— 32, zuſammengefaßt und erweitert in 
$ 6 der 10 Artikel (S 8 der 12 Artikel), über die Rechte der 
Kreisoberiten. 

Hardenberg SS 28, 38 und 39, zufammengefaßt in S 7 
und 8 der 10 Artikel (S 9 und 10 der 12 Artikel). 

Hardenberg SS 27 und 29, Bundesgericht, aufgenommen 
in $ 8 der 10 Artikel ($ 10 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 33—37, militärische Beltimmungen, über: 
gangen; ebenjo S 40 und 41. 

Die vorläufige Formulierung der grundjäßlich feſtge— 
stellten zehn Punkte wurde, wie die „Note“ zeigt und fortan immer 
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geihah, Humboldt überlafien, der fich hier wie immer des Auf- 
trag3 mit außerordentlihem Geſchick unterzog. Und dabei be- 
wegte er fich mit außerordentlicher Selbſtändigkeit. Definitiv 
ſchon beichlojiene Abſchwächungen konnte er nicht mehr verhindern; 
bloß angezmweifelte oder befämpfte Beitimmungen hielt er, wenn 
fie nationaler oder freiheitlicher geartet waren, mit Zähigfeit auf— 
recht; noch unberührte, d. h. weder im Hardenbergichen Entwurf 
no in den Konferenzen zur Sprache gefommene Beitimmungen, 
die er jelbit früher in feiner Dezember-Denkſchrift und in feinem 
April-Memoire mit den Anneren A und B als wünjchenswerte 
oder unerläßliche aufgeitellt hatte, führte er ohne weiteres und 
meijt offenbar mit vollem Erfolg, in die Formulierung der zehn 
Artikel ein. 

So führte er in die Formulierung des $ 1 (wie $ 1 der 
12 Artikel lehrt) den Artikel 6 feiner Dezember-Denkſchrift ein. 
So jtellte er, vielleicht zunächit al3 Zulaß zu 8 1, eine Beftim- 
mung des Bundeszwedes auf, wie fie der 5 2 der 12 Artikel 
enthält, und die einfach dem Artikel 2 feiner Dezember-Denkſchrift 
und dem Artifel 5 des Anner A (Bases) zum April-Memoire 
entnommen ift. So war er nunmehr auch in der Lage, die Be— 
jtimmungen der beiden folgenden Paragraphen als Mittel zur 
„Srreihung” des Bundeszmwedes hinzuftellen. So formulierte er 
ferner die SS 7 und 8 (SS 9 und 10 der 12 Artikel) nad 
Artikel 16, 17 und 21 F. jeiner Dezember-Denkſchrift und Artikel 
17b des Anner A (Bases) zum April-Memoire. 

Die zehn Artikel unterlagen, auf Grund der Humboldtjchen 
Formulierung, anfcheinend zweimaliger Beratung zwifchen Dfter: 
reich, Preußen und Hannover. Dabei wurde noch manches be- 
anftandet und geändert, wie Humboldts „Note“ zeigt. 

©o lautete $ 5b der 10 Attifel (= 8 6b der 12 Artifel) 
nad Humboldts Formulierung bei der Aufzählung der Staaten, 
die berechtigt jein jollten, im „Rat der Fürften und freien Städte“ 
zu figen: „Die drei Hanſeſtädte und die Bundesftadt Frankfurt 
al3 Sig der Bundesverfammlung“. Dies entſprach dem 8 18 
de3 Hardenbergichen Entwurfs und den „Bemerkungen“ der Vor: 
fonferenz. Dieje Beitimmung wurde aber von Metternich ent: 
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ichieden beanftandet. Darüber bemerft die „Note“ Humboldts: 
„Bei 8 5b hat Fürft Metternich erinnert, daß ihm Nürnberg 
oder Regensburg ein mehr angemeflener Sit der Bundesverjamme 
lung jcheine, als Frankfurt; auch ſich der ganzen dee, Frankfurt 
für eine freie Stadt zu erklären, nicht günftig gezeigt.” 

Die Folge war, daß Ichlieglid, wie die Redaktion von S 6b 
der „zwölf“ Artikel zeigt, die Erwähnung Frankfurts ſowohl ala 
Bundesfig wie al3 freie Stadt ganz weggelaſſen wurde. Harden— 
berg und Humboldt durften dabei hoffen, jpäter doch damit durch: 
zudringen. 

Der 5 8 der zehn Artikel über das Bundesgericht ($ 10 der 
zwölf Artikel) lautete nach der Formulierung am Schluffe: „Das 
Bundesgericht Ipricht auch über Klagen, die über Verlegungen des 
Bundesvertrages in einzelnen Ländern bei demjelben erhoben wer: 
den.” Dabei handelte e3 jih namentlih um „Eingriffe der Re- 
gierungen in die Rechte der Stände“, wie es im Artifel 21 der 
Dezember-Denkichrift Heißt, oder um „Klagen der Unterthanen und 
Stände gegen ihre Regierung“, wie er fih im S 17b des Anner 
A zum April-Memoire ausdrüdte. Hiergegen wurde Einſpruch 
erhoben, unzweifelhaft von jeiten Metternichs; man wollte derartige 
Klagen der Bundesverfammlung zugewieſen willen. Auch dieje 
Abſchwächung führte ja leider auf eine Anregung Steins zurüd 
(1. ©. 165 zu $ 22). Dennoch erklärte Humboldt in der „Note“: 
„Deis 8 habe ich es dabei gelafjen, die Klagen über Verlegungen 
des Bundes an das Bundesgericht zu bringen. Die Fürften werden 
ohne den Ernit eines Gericht3 nicht im Zaume zu halten fein, 
und die Bundesverfammlung (fie) ficher nicht ftrenge genug be: 
handeln.“ 

Endlich wurden nunmehr die beiden letzten Paragraphen 
der zehn Artikel, alſo „S 9“ und „S 10“ in der neuen For: 
mulierung Humboldt3, wie die „Note“ zeigt, buchitäblich jo ge: 
taltet, wie fie in den zwölf Artikeln als 88 11 und 12 erfchei- 
nen. Sie lehren, daß Metternich, dem die Beitimmungen über 
die „Händifchen Rechte“ und über die „Rechte jedes Deutichen“ 
durchaus nicht ſympathiſch waren, beharrlih auf kürzere und 
allgemeinere Ausdrucksweiſen drang, weil diefe minder bindend 
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erichienen. Humboldt, wie Hardenberg, 309 dem völligen Fallen: 
laſſen diefer Artikel die fürzere und allgemeinere Faſſung vor, bei 
der fich doch immer noch Kerne und Anhaltspunkte für die wei: 
teren Berhandlungen fejthalten ließen. | 

Erſt in einer legten Beratung, wahrjcheinlic” am 13. Okto— 
ber, können die „zehn“ Artikel in „zwölf“ verwandelt worden 
jein, da in diefen die SS 11 und 12 nod in der „neuen For: 
mulierung” Humboldts die SS 9 und 10 bilden. Die Vermeh: 
rung der 10 auf 12 Artikel kann der höchſten Wahrfcheinlichkeit 
nach und allem bisher Gelagten gemäß nur an den beiden 
Runften geichehen jein, wo wir in der Vergleihung auf Lücken 
trafen; d. h. 1) die Beitimmung des Bundeszwedes wurde jeßt 
zuerit als jelbjtändiger S 2 Eonftituiert, und 2) die Überweiſung 
des Gejchäftsdireftoriumg wurde als neuer S 7 eingejchaltet, nad: 
dem jchließlich die Vorftellungen Metternichs bei Hardenberg ob: 
gefiegt, und mit dem ausdrüclichen bejchönigenden Bermerf, daß 
darunter „bloß eine formelle Leitung der Gejchäfte zu verjtehen ſei“. 

So famen die folgenden zwölf Artikel als Vereinbarung 
zwijchen Ojterreih, Preußen und Hannover zuftande, um den 
„Beratihlagungen des Comités der fünf deutihen Mächte“ zu 
Grunde gelegt zu werden. Die 12 Artikel datierten vom 14. Okto— 
ber 1814, wie die unten mitzuteilende ruſſiſche Denkſchrift vom 
14. (11.) November 1814 bezeugt. Der Titel die „zwölf Artikel” 
war fein offizieller, jondern tauchte unter den Diplomaten, zu: 
mal der Eleineren Staaten, der Kürze halber auf. Schon am 
16. Oftober wurden jie dem am 14. eröffneten Fünfer-Comite 
vorgelegt, und zwar im Namen Öfterreihs und Preußens *), um 
nicht die Eiferfucht Bayerns und Württembergs gegen Hannover 
herauszufordern, die überdies ſchon am gleihen Tage in dem 
Präcedenzitreit zwijchen Württemberg und Hannover zum Ausdrud 
fam. Sch gebe den Tert nach der Berliner Handſchrift, womit 
der Abdruck bei Klüber 1, 57 ff. bis auf einen jehr mwejentlichen 
Punkt übereinftimmt. Berk 4, 130 giebt nur eine ganz knappe 
und nichtsjagende Inhaltsangabe. 


*) Nicht auch im Namen Hannovers, wie damals und fpäter vielfach 
behauptet wurde. 


XXV. Die zwölf Arfikel oder der Bundeg- 
plan vom 14. PBktober 1814*). 


„Artikel, welche bei den Konferenzen der fünf deutſchen Mächte 
zur Grundlage gedient haben**). 

1. Die Staaten***) Deutjchlands (mit Inbegriff Ofterreichg 
und Preußens für ihre deutichen Länder) vereinigen fich zu einem 
Bunde, welcher den Namen des deutjchen führen wird. Jeder 
Eintretende leiitet Verzicht auf das Recht, jich ohne Zuſtimmung 
der übrigen davon zu trennen P). 

Der Zmwed diefes Bundes ift die Erhaltung der äußeren 
Ruhe und Unabhängigkeit und die innere Sicherung der verfal- 
jungsmäßigen Rechte jeder Klaſſe der Nation ir). 

3. Indem die Bundesglieder zur Erreihung dieſes auf das 
Wohl des gemeinjamen Baterlandes gerichteten Endzweds zuſam— 
mentreten, behalten fie alle und jeder den vollen und freien Ge— 
nuß ihrer Negierungsrechte, injomeit diejelbe nicht durch den im 
vorigen Artikel beftimmten Zweck eingeſchränkt, und diefe Einjchrän- 
tungen in der Bundesurfunde namentlic) ausgedrüdt find. 

4. Der Zwed des Bundes wird erreiht a) durch die mit 
der Einteilung Deutjchlands in eine Anzahl von Kreijen verbun- 





*) Rep. VI. W. C. Wr. 72: Pieces écrites et recueilles durant le 
temps des conferences des cing cours royales de l’Allemagne. 
**) Dieſe Betitelung von Hardenbergs Hand, die rein redaktionellen 
Anderungen des 16. Dftobers nehme ich) vorweg. 
**) Nah Beihluß vom 16. Oktober; vorher „die Fürjten und freien 
Städte.” 
+) Bergl. oben ©. 112 (8 6). 
++) ©. ob. ©. 111 ($ 2). ©. 151 ($ 5). 
Schmidt, Deutihe Berfaflungsfrage. 14 
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dene Anordnung einer Bundesverfammlung, melde aus einem 
Nat der Kreisoberften und einem Rat der übrigen Stände*) be: 
ſteht. b) Durch den Einfluß, welcher jedem Kreisoberiten nad) 
dem inhalt der Bundesurfunde und unter der Aufliht der Bun- 
desverfammlung über die Stände feines Kreijes anvertraut wird. 

5. Im Rat der Kreisoberften erfcheinen Oſterreich mit 2 
Stimmen, Preußen mit 2, Bayern mit 1, Dannover mit 1, 
Württemberg mit 1. Er it ununterbrochen in derjelben Stadt 
verfammelt, entjcheidet nach der Mehrheit der Stimmen, und e3 
werden jo viel Kreije gebildet, als Stimmen in dieſem Rate find. 
Ihm gebührt: a) Ausschließlich und allein die Leitung und”**) 
ausübende Gewalt des Bundes; die Vertretung desjelben, da wo 
er al3 ein Ganzes gegen ausmärtige Mächte erjcheinen muß; die 
Entjheidung über Krieg und Frieden. b) Zuglei mit dem 
Fürſten- und Ständerat die Bejorgung derjenigen Gegenjtände, 
welche den Wirkungskreis diejes letzteren ausmachen. 

6. Der Rat der Stände***) bejteht: a) Aus einer Anzahl 
fürftliher Häufer, Die der Kreisoberjten mit eingerechnet, mit 
Virilftimmen. Diefe Häujer würde man nah dem Alter der 
Fürftenwürde, dem Glanz der Gejchlechter und der Volksmenge 
dergeftalt auswählen, daß, außer allen altfürjtlichen Häufern, 
einige neufürftlihe darin wären, jedoch nur folche, deren Länder 
in ihren verjchiedenen Zweigen eine Bevölkerung von mehr ala 
100 000 Seelen) in ſich fallen. b) Aus den übrigen fürjtlichen 
Häujern und den freien Städten mit Curiatſtimmen. 

Ihm gebührt, aber nur zugleich mit dem Rat der Kreis: 
oberiten, jedoch ſo, daß beide als abgejonderte Kammern rat- 


*) Nach Beſchluß vom 16. Dftober; vorher „der Fürften und Stände”. 
**) So („und“), nicht „der“, wie fälfchlich bei Klüber 1, 58 fteht. 
+) Nach Beichluß vom 16. Dftober; vorher „Fürften und Städte“. 
7) dei Klüber 1, 59 fteht „200000, was — abgefehen von der 
größeren Autorität der von mir Fopierten Handſchrift — ſchon deshalb un: 
mwahrfcheinlich ift, weil Hardenberg in feinem Entwurf $ 23 fogar bis auf 
50000 Seelen herabgehen wollte. Direkt beftätigt aber wird unfere Yes: 
art durch die württembergifche Erklärung ad 6 (Klüber 2, 100), welche die 
Ziffer „von 100000 Seelen” auf 300000 erhöht willen wollte. Ebenjo 
durch Klüber 2, 128, 
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ſchlagen, die geſetzgebende Gewalt des Bundes, und er beſchäftigt 
ſich daher hauptſächlich mit allgemeinen auf die innere Wohlfahrt 
gerichteten Anordnungen. 

Er verſammelt ſich nur alljährlich einmal, und bleibt nur 
bis zur Abmachung der jedesmal vorliegenden Geſchäfte beiſammen. 

7. Die Kreisoberſten ſind in ihren Rechten vollkommen gleich. 
Nur führt Oſterreich in beiden Räten der Bundesverſammlung 
das Gejchäftsdireftorium, worunter jedoch bloß eine formelle Lei— 
tung der Geſchäfte zu verftehen it *). 

8. Den Kreisoberiten fteht das Gefchäft zu: a) den Bundes: 
vertrag **) und die Bundesbejchlüjfe aufrecht zu erhalten; b) die 
Kreisverhandlungen zu leiten; c) die höchſte Aufficht über das 
Kriegsweſen des Kreifes auszuüben; d) mit feinen Gerichten die 
letzte Inſtanz ſür diejenigen Kreisitände zu bilden, welche nad) 
dem Bundesvertrag nicht jelbit eine höchſte Inſtanz haben follen. 
Ihr Verhältnis zu den einzelnen Kreisſtänden wird verjchieden, 
nad der größeren oder geringeren Beträchtlichfeit derjelben be: 
ftimmt, wozu die obige Einteilung der mit Birilftimmen und 
Guriatftimmen Begabten zur Anleitung dienen fann. 

Alle Rechte, welche den Kreisoberſten nad) dem Bundesver: 
trag zuftehen, üben diejelben nicht vermöge einer eigenen, mit 
ihrer Eigenſchaft als Landesheren verbundenen Gewalt, da viel- 
mehr in diefer Hinficht alle übrigen deutichen Stände gleiche Rechte 
mit ihnen haben, jondern als Beauftragte des Bundes und ver: 
möge des ihnen von demjelben übertragenen Amtes aus. 

9, Um zu verhindern, daß nicht ein einzelner Bundesjtaat 
die äußere Sicherheit Deutjchlands in Gefahr bringen könne, ver: 
pflichtet fich jeder, welcher Feine Länder außerhalb Deutichlands 
befigt, Feine Kriege für fich mit auswärtigen Mächten zu führen, 
noch an denjelben teilzunehmen, auch ohne Vorbehalt der Zuftim: 


*) Nah der Erläuterung in der Sitzung vom 16. Dit. follte „Ge: 
ſchäftsdirektorium“ identifch fein mit „Geſchäftspräſidium“, Kanzlei und Archiv 
aber „dem Bund jelbit untergeordnet“ fein; ſ. Klüber 2, 82. 

**, Bei Klüber 1, 59 fteht jeltiamerweife „die Bundesvertretung“, ein 
Fehler, der ſich fortgepflanzt hat, 3. B. bei Bert 4, 130, obgleich der 
Hardenbergiiche Entwurf 8 17 (Klüber 1, 49) jeden Zweifel hob. 
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mung des Bundes feine darauf Bezug babende Bündnis-, noch 
Subſidien- oder andere die Überlafjung von Truppen betreffenden 
Verträge einzugehen. Wenn Staaten, welche auch außerhalb 
Deutichlands Länder befigen, in Krieg mit andern Mächten ver- 
wicelt werden, jo bleibt es der Beratung des Bundes überlafjen, 
auf den Vorjchlag des Friegführenden Teils daran teil zu nehmen 
oder nicht *). 

10. Die deutichen Fürſten begeben ſich gleichfalls des Nechtes 
der Belriegung untereinander, und unterwerfen ihre Streitig: 
feiten (injofern sie ſich nicht durch Aufträgalinitanz abmachen 
laſſen) einer, nach feitzufegenden Beitimmungen, zugleich von dem 
Rat der Kreisoberjten und einem Bundesgericht zu erlaſſenden 
richterlihen Entiheidung. Das zu diefem Behuf anzuordnende 
Bundesgericht Ipricht auch über Klagen, die über Verlegungen 
des Bundesvertrags in einzelnen Ländern bei demfelben erhoben 
werden? **) 

11. Der Bundesvertrag ſetzt die Notwendigkeit einer jtändi- 
ſchen ***) Verfaſſung in jedem einzelnen Bundesitaat feit, und be: 
ſtimmt ein Minimum der ſtändiſchen Rechte; überläßt es aber 
übrigens den einzelnen Staaten, ihren Ständen nicht nur ein 
Mehreres einzuräumen, jondern auch ihnen eine der LZandesart, 
dem Charakter der Einwohner und dem Herkommen angemefjene 
Einrihtung zu geben. 

12. Der Bundesvertrag beſtimmt gewiſſe Rechte, welche jeder 
Deutiche, wie zum Beilpiel das der Auswanderung unter gemifjen 
Beihränfungen, der Annahme Kriegs: oder bürgerlicher Dienfte 
in anderen deutichen Staaten u. ſ. f. in jedem deutſchen Staate 
ungefränft genießen joll. 

Bei den beiden letzteren Paragraphen bleibt Ofterreih und 
Preußen die Berüdjichtigung ihrer beionderen Verhältniſſe in 
Hinficht ihres größeren Umfangs und ihrer Zufammenfegung aus 
Ländern, die nicht zum Bunde gehören, unbenommen.” 





*) Vergl. oben S. 115 und Hardenberas Entwurf $ 38 f. 

**) S. ob. ©. 116 ($ 17) (&. 118 (8 21 ff). 

***) [Der mit Abkürzungen geichriebene Tert läßt hier auch die Lesart 
„landſtändiſch“ zu.] 


XXVI. Deuffchlands Wiedergeburt von 
Rarl Ernſt Schmid. 


Während die drei deutſchen Initiativ-Mächte den Bundes: 
plan der zwölf Artikel vereinbarten, fam in Wien ein neuer ge: 
drudter Berfaflungsplan in Umlauf, der gleichwie derjenige 
Arndts in eine Kaiferjpige mündete. Der Geh. Rat Schmid, 
Vicepräfident der Landesregierung zu Hildburghaujen, gab den: 
jelben unter dem obigen Titel in Jena bei Frommann 1814 
heraus. Das Bud, 425 Seiten jtarf, mit fejlelnder Beredſam— 
feit und fast durchweg weilterhaftem Stil im reinften Deutjch ge: 
ichrieben, „eirfulierte bereit3 am 12. Oftober in Wien“, an wel: 
chem Tage auh ein Eremplar dur Pilats Vermittlung an 
Metternich übergeben wurde, der e3 „mit großer Freude” empfing. 
Im Kreiſe der Fürften, wird berichtet, erregte es „Auflehn“, fand 
„allgemeine Teilnahme” und „lautejten Beifall”. Es enthielt eine 
Fülle von beachtenswertem Detail. Stein empfahl es deshalb 
Anfangs November als ein jolches, das „vor allen übrigen be: 
nutzt“ zu werden verdiene. Der Kronprinz von Bayern ftudierte 
es nod) gegen Ende Januar. „Einigen” jedod) war „es nicht 
recht, daß Preußen ein jo großer Einfluß zugedacht“ war, näm— 
lich die erbliche Reichsvermweierfchaft in Norddeutichland*). Doch 
greifen wir nicht vor. 

Der Verfaſſer fordert zunädit „Einheit des Volkes“ 
(S. 80); demnach ein deutjches Reichsbürgerrecht (82), Gleich 
ftellung der drei hrijtlichen Neligionsparteien in allen bürgerlichen 


*) Vergl. den Anhang, Auszüge aus der Korreſpondenz Baumbachs 
vom 12. Okt. 12. Nov. 1814 und 25. San. 1815, 
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Verhältnifien (85), Auswanderungsfreiheit (87), Aufhebung der 
Abzugsgelder (88), Aufhebung alles Schul: und Univerfitäten: 
Bannes und Zutritt zu allen Ämtern und Würden aller deutjchen 
Staaten (91 ff.), Berähigung der Juden zur Erlangung des 
vollen Bürgerreht3 unter gewiljen Bedingungen (97), Verwand: 
lung des Provinzialadels in einen deutſchen Reichsadel (98 ff.); 
Heritellung eines einheitlichen deutjchen Rechts, eines allgemeinen 
bürgerlichen und Strafgejegbuchs, einer allgemeinen Gerichts- und 
Prozeßordnung (130 ff.), Bildung eines Reichsheeres bei allge: 
meiner Wehrpflicht mit vollendetem 21. Jahre (163 ff.), jo daß 
den einzelnen Reichsitänden nur die Haltung von Haustruppen 
verbleibt (168); Kompenfterung des jtehenden Heeres dur Land— 
wehr und Landſturm (173 ff.)*); Aufhebung aller Zollſchranken 
im Innern und Verlegung derjelben an die Reichsgrenzen, Zu: 
weijung der Zolleinnahmen an die Reichskaſſe (194 ff.); denn 
„dann erit, wenn die Barrieren gefallen jein werden, welche die 
deutſchen Länder trennten, kann die goldene Zeit beginnen, auf 
welche wir alle jo jehnlich hoffen“ (214). Das Bejteuerungs: 
recht aber verbleibt den Yandesherren unter Mitwirkung der 
Stände nad folgenden Grundfägen: 1) eine durchaus gleiche 
Beiteuerung des gejamten Grundvermögens nad dem Maßſtabe 
feiner Ertragsfähigfeit; alfo Aufhebung der Steuerfreiheiten, ins: 
bejondere der adeligen Güter; 2) feine Art von Steuer oder 
Auflage kann erhoben werden, ohne von den Reprälentanten der: 
jenigen Volksklaſſen, welche ſie betrifft, bewilligt zu jein, wel: 
ches aljo nicht nur Landſtände, jondern ſolche Landſtände vor: 
ausjegt, in melden jeder Stand der Unterthanen gehörig. 
vertreten wird u. ſ. w. (216 f.). 

Hiernach fordert der Verfaffer „Staatseinheit” für das 
deutſche Wolf durch Wiederherftellung des Deutſchen Reichs, doch 
unter vollftändiger Erneuerung der einzelnen Beltandteile. Die 
höchſte Gewalt, der Kaifer, muß erblich fein; er würde bie 


) Bei dieſem Anlaß verfällt der VBerf., eingedenf der franzöjiichen In— 
vafionen, in den Wahn, „dab gegen einen eindringenden Feind alle Mittel 
erlaubt find, die gegen Räuberbanden und reißende Tiere für rechtmäßig 
anerfannt werden” (189). 
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Quelle aller Ehren und Gewalten im Reiche, der erite Stellver: 
treter des gejamten Volkes. Ihm allein ftünde die Verfügung 
über die Verteidigungsanftalten des Reiches und über die jtehende 
Reichsarmee zu; aber ein Reichskrieg könnte nur unter Mitwirkung 
der Stände beichlofjen, und nur jo durch einen Reichsfrieden be- 
endigt werden. Dem Kaiſer gebührte die Leitung aller Reichs: 
angelegenheiten, die Berufung des NeichStages, die Bekanntmachung 
der Beſchlüſſe und ein vorzüglicher Anteil an der Ernennung der 
Keichsbeamten. In jeinem Namen würde die Neichsjujtiz ver: 
waltet, und insbejondere ginge von ihm alle Strafgewalt des 
Reiches aus. Er wäre Schußherr aller allgemeinen Stiftungen 
des Neiches, vorzüglich der Firchlichen u. j.w. Aller Adel würde 
im Namen des Kaijers verliehen. Alle Fürjten Deutſchlands 
trügen ihre jämtlichen Lande vom Deutjchen Reiche zu Lehen 
und legten beim Negierungsantritt den Eid der Treue gegen das 
Reich perfönli, doch ohne herabwürdigendes Geremoniell, in die 
Hände des Kaijers ab. Der Kaijer wäre auch mie ehedem oberjter 
Schu: und Schirmherr aller höheren Lehranjtalten Deutjch- 
lands u. ſ. w. (218—229). 

Aber, jagt der Verfaſſer, „jeder Kraft muß ein Gegengewicht 
entgegenstehen”, um den „Entwürfen der Herrichlucht zu begeg— 
nen“. Dies jei Preußen, deſſen König als „erblicher Reichs: 
verwejer im nördliden Teil” Deutjchlands anzuerkennen jei; 
die Mitte Deutjchlands, vielleicht der Main, würde die Grenze 
zwijchen beiden Abteilungen bilden. Preußen würde insbejon- 
dere das Direktorium der protejtantifchen Stände, die Advofatie 
der proteftantifchen Kirchen erhalten und über die Neichgarmee in 
Norddeutichland alle Rechte des Kaiſers ausüben. Wie viel ihm 
jonit von den Rechten des Kaiſers zu übertragen wäre, würde 
in der Kapitulation zu bejtimmen jein; nur dürfe dadurch feine 
Trennung Deutihlands in zwei Staaten hervorgebradht wer: 
den*). Dagegen müßte Preußen mit allen feinen deutſchen Län— 





*) [E38 ift von nterefje zu vergleichen, was Siüvern in einem Briefe 
an Schön 3. Oft. 1813 gefagt hatte. Auch er will ein „im Hauſe Ofter: 
reich erbliches Kaiſertum“ und in diefer Form „größere Verfchmelzung der 
Nation.” Dann fügt er Hinzu: „Preußen aber muß fich vorbehalten, wenn 
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dern dem Reichsverbande beitreten und auch die bisher jouveränen 
. Befigungen vom Reihe zu Zehn nehmen (170—173. 231— 234). 

An die Stelle des Kurfürftenfollegiums tritt ein eigenes 
Kollegium der mächtigeren Fürſten, ein „Eöniglihes 
Kollegium“ oder „Reichsrat“, zulammengejegt aus den „könig— 
lihen und großherzoglichen Gejandten” (229 f.). Diefer Reiche: 
rat würde fi zu dem zweiten oder Fürſtenrat verhalten „wie 
ein Senat, eine obere Kammer eine NeichSparlaments zu 
der allgemeinen Ständeverfammlung, und zugleich wie 
eine Deputation zum vollftändigen Reihstage. In diefer 
Beziehung wäre auch den Fürjten eine oder mehrere Kol: 
legialftimmen einzuräumen“, ſowie auch „eine” der Schweiz, 
wenn fie dem deutſchen Neich3verbande beitrete. Böhmen (Diter: 
veih) und Preußen führen etwa nad den Gegenständen abwech— 
ſelnd den Vorſitz und haben jedes eine doppelte Stimme. Dies 
Kollegium wäre immermwährend verjammelt, bejorgte alle Ne: 
gierungsangelegenheiten des Reichs, die Handhabung der Reichs: 
gejeße, die Aufiicht über die NeichSverteidigungsanftalten, die 
Aufſicht über die Gerichtsverfafjung und Nechtspflege des Neichs 
und die Vorbereitung zur Reichsgeſetzgebung. Das heift: der 
Reichsrat hätte die allgemeinen Neichsgejege zu entwerfen, dann 
die Entwürfe allen Fürjten mitzuteilen und, jofern es die 
Sache geitattet, öffentlich befannt zu machen; die Landſtände 
aller deutjchen Yänder hätten das Recht, ihrem Fürften Erin- 
nerungen und Wünfche vorzulegen, die dem Neichstage zu über: 
geben wären, wenn diejem jchließlich der Reichsrat die Entwürfe 
zur Genehmigung vorlegt. Insbeſondere würde das „königliche 
Kollegium” oder der „Reichsrat“ die Streitigkeiten zwischen 
den Landesherren und ihren Ständen zu schlichten haben 


ein Beitpunft eintritt, wo fie (die ffizzierte Verfaffung) nicht mehr genügt, 
oder Öfterreich felbitfüchtig oder Fraftlos ift, das Neich um ſich ſelbſt zu ver: 
einen und die Verfaffung einen Schritt weiter zu führen. Das muß ein 
deutlich gedachtes Geheimnis der preußifchen Regierung fein, das ich auf 
den Thronfolger immer vererbt — aber abſichtlich darauf ausgehen und 
hinwirken darf man nicht. Inzwiſchen bilde Preußen feine Verfaſſung jelbit 
aus“ u. ſ. w. „Aus den Papieren Schöns” 4, 353.] 
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(229 f. 234— 240). Auch an einer andern Stelle (260) be: 
zeichnet er denjelben als einen „immerwährenden Ausichuß 
des Reichstags, der zu gleicher Zeit ein Negierungsfolle 
gium der Stände und ein Staatsrat des Kaifers jein 
würde”. 

Die „allgemeine Ständeverfammlung“ oder der „Fürftenrat“ 
(237) fände nur einmal alle Jahre jtatt, um über die Ge: 
jegentwürfe Beſchluß zu fallen. Wenigſtens alle fünf Sabre 
ericheint der Kaifer und die Fürften in Berjon, während fie jonjt 
durch Gejandte vertreten werden. Der Kaijer oder jein Stell: 
vertreter jchließt die Beratung; die Abjtimmung über die Vor: 
lage wie über die etwa gemachten Zuſätze oder Verbejjerungen 
gejchieht bloß mit Ja und Nein dur Kugelung. In dieſer 
allgemeinen Reichsverſammlung haben alle unmittelbaren Reichs: 
fürften je eine Virilſtimme, die mächtigeren außerdem noch jo viele 
Stimmen als fie Qunderttaufende von Unterthanen zählen. Dazu 
fommen die Stimmen der wieder herzuftellenden und vielleicht 
jogar neu zu errichtenden (©. 72) Reichsſtädte, und eventuell 
auch wieder gräflihe Kuriatitimmen (240 ff.). 

„eben dem Reichsrate“ empfiehlt der Verfaſſer auch eine 
„neue Einteilung in Kreiſe“, die aber nicht von zu großem Im: 
fang jein, etwa durdhjchnittlic je 2 Millionen Unterthanen um: 
fallen, daher ungefähr die Zahl 15 oder 16 erreichen dürften. 
Ihre Kompetenz würde jich eritreden auf das Wehrſyſtem, die 
höheren kirchlichen Anftalten der römischen Kirche, die Gerichts: 
verfaſſung mit einem Appellationsgericht für jeden Kreis, Die 
polizeilihen Anjtalten u. j. w. Nah dem Muſter des Reiches 
würde in jedem Kreiſe eine Kreisregierung oder Kreisrat bejtehen 
und ein von Zeit zu Zeit abzuhaltender Kreistag (246 ff.). 

Sodann fordert er zur Aufrechterhaltung der Rechtseinheit 
und „zur Sicherftellung der bürgerlichen Freiheit und des öffent: 
lihen Bertrauens” ein „höchſtes Reichsgericht“ (252 ff.). 
Ihm will er die „Enticheidung der Streitigkeiten” zwiſchen Lan— 
desherrn und ihren Ständen oder Unterthanen „nad den vor: 
handenen Verträgen” zumeijen; dagegen bedenklicherweile Die 
Befugnis zur „Abänderung diefer Yandesverträge” auf Vorſchlag 
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des Reichsrats dem Kaifer und der Neichsverfammlung (263). 
Sehr ausführlich behandelt er im Folgenden die gejamte Ver: 
fafiungsfrage. 

Daß nicht alle Fürften im neuen Deutſchland gleiche Rechte 
in Bezug auf die Reichsgewalt befigen dürfen und fönnen, daß 
namentlih „den größeren deutſchen Regenten im föniglichen 
Kollegium Vorrechte“ zuitehen müßten, nimmt er al3 fo jelbit- 
veritändlih an, daß er kaum ein Wort darüber verliert und nur 
bemerkt, wie dadurch „im übrigen die Gleichheit der Regenten“ 
in Bezug auf die „Landeshoheit nicht beeinträchtigt” werde noch 
beeinträchtigt werden dürfe (329). Auch erklärt er: „was immer 
für eine Verfaſſung Deutichland erhalten mag”, jedenfalls jei zur 
„Entwerfung eines neuen Grundvertrages” eine „Zulammenbe: 
rufung der deutichen Fürſten oder ihrer Gejandten“ nicht der 
geeignete Meg, da auf ihm, wie „die Erfahrung nur zu häufig 
gezeigt, das Ziel fait immer verfehlt wird“, und weil es „immer 
jchwer jei, eine große Verfammlung zur Vereinigung über 
irgend einen Entwurf zu bringen“. DVielmehr jei es der „bei 
weiten kürzere Weg, wenn die hohen Verbündeten (d. i. Oſter— 
reih, Preußen und England-dannover) ſofort eine Konjtitution 
proflamierten, dem fünftigen Neichstage die förmliche Annahme 
oder nach Befinden die Abänderung derjelben vorbehaltend. Nur 
die Grundlagen der Einheit des Volf3 und Staat? müßten 
unveränderlih ausgejproden, die Mittel zu diefem Zweck 
aber dem Bejchluß der Reichsverfammlung anheimgejtellt werden. 
Wenn über Punkt für Punkt mit Ja und Nein geftimmt würde, 
den Neichsjtänden freigeitellt wäre, vor der Abjtimmung Bor: 
Ichläge zu Veränderungen und Zuſätzen zu übergeben, bei der 
Abjtimmung ſelbſt aber nichts Neues zugelaffen würde: jo wäre 
zu hoffen, daß ein jo wichtiges Gejeß bald zu Stande gebradt 
werden könne. Immer aber würde die von den verbündeten 
Mächten vorläufig befannt gemachte proviſoriſche Konftitution jo 
lange in Kraft bleiben, bis der förmliche Reichsbeſchluß darüber 
gefaßt wäre” (352 ff.). 

In Bezug auf die Landſtände jagt der VBerfafler: „die 
Rechtmäßigkeit aller Verfaſſungen beruht darauf, daß fie reprä 
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jentativ find, daß das geſamte Volf als die legte Quelle der 
höchſten Macht, und alle Beamte, ja der Regent ſelbſt als Stell: 
vertreter des Ganzen betrachtet werden” (382). „Der erite 
notwendige und natürliche Oberherr beiteht in der Mehrheit der 
Stimmen” (383). „Wenn die ganze Dienerfchaft von dem Gut- 
befinden des Regenten abhängig fein muß: fo ift e8 zum Wohl 
de3 Ganzen unumgänglich notwendig, diefer großen Gewalt ein 
Gegengewicht entgegen zu jeßen, welches ohne die Kraft, die 
das Ganze bewegt, zu vermindern, der Bewegung Regelmäßig: 
feit giebt... Dieſes Gegengewicht ift nun ganz allein in einer 
ſtändiſchen Verfaſſung zu finden, welche die Regierung nötigt, 
eine Art von öffentlicher Rechenschaft abzulegen, immer von neuem 
an die Grundgejege und höchiten Zwede der bürgerlichen Gejell- 
ichaft erinnert, und ohne deren Einwilligung der Vertrag zwiſchen 
den Negierenden und Regierten über die Opfer, welche diefe dem 
Ganzen bringen jollen, nicht abgeändert werden kann“ (394 ff.). 
„Wo e3 nicht Grundgeje der Verfaflung ift, daß jede neue Auf- 
lage nur durch freie Einwilligung derer, die jie trifft, erhoben 
werden kann, da iſt die bürgerliche Freiheit ihrer wichtigiten Stüße 
beraubt ..... . Die Abänderung des Steuervertrags it von 
Zeit zu Zeit unvermeidlich“ und kann „nur auf diejelbe Weiſe 
geichehen wie eine Abänderung des Staatövertrages ſelbſt“ 
(397 ff.). 

Die „Regierung“ und „das Volk“ find die beiden „Eon- 
trahierenden Teile” ; für „das leßtere” iſt daher „eine Vertretung 
durh Stände unentbehrlich”. Aber die „Zufammenjegung der 
Landftände” ijt „in den meilten deutichen Ländern“ eine „un: 
zwecdmäßige oder vielmehr unrechtmäßige” (400). Denn „aud) 
unſere Yandftände find Hiftorisch nicht in der Abficht geitiftet, Durch 
fie einen Vertrag zwiſchen Regierung und Volk über die Beiträge 
zu den Bedürfniſſen des gemeinen Weſens zu jchließen, jondern 
fie find hervorgegangen aus einem Überbleibfel der urjprüng- 
liden Herrihaft des Volfes, die überall den Anfang der 
bürgerliden Ordnung bildete”... . „Jetzt macht der Stand der 
Ritter weder dem Beſitztum noch der Zahl nach die Mehrheit 
des Volkes aus, und jchon darum würde dem übrigen Teile 
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des Volfes ein größerer Anteil an der landjtändiichen Ver: 
fafjung eingeräumt werden müflen“ . . . Von der „empörenden 
Ungerechtigkeit der Steuerfreiheit der Nittergüter”“ dürfe „nicht 
mehr die Nede jein“ ... „Neben den großen Grundbefigern muß 
auch der Gewerbs- und der nunmehr durchaus freigeworbene 
Bauernftand in der landjtändiihen Verfaſſung eine Stelle ein- 
nehmen“ (405 ff.); und zwar dergeitalt, daß von jeiten des 
Bürgerftandes nicht nur die größeren Städte als jolche, jondern 
auch die bedeutenderen Gewerbe ihre Vertreter wählen jollen 
(409 ff.). „Der künftigen Verfaſſungsurkunde Deutſchlands“ ijt 
die „Bedingung einzufchalten: daß in allen Yändern die alten 
Yandesverträge nah den Bedürfniſſen der Zeit abgeändert und 
binnen einer bejtimmten Friſt dem Reiche zur Beitätigung 
vorgelegt werden jollen” (412). 

Die „gejeßgebende Gewalt” kann nad) dem Verfaſſer „den 
Regenten überlaſſen“ werden; die „Mitwirfung der Yanditände” 
jei injofern „unnötig“, als fie „durch die Verwilligung der Steuern 
alles haben, was erforderlich ift, um das Gegengewicht gegen 
mögliche Verirrungen der Regierung zu bilden. Denn fie nötigen 
diejelbe, von der Staatshaushaltung Rechenſchaft abzulegen, Die 
Verwendung der öffentlichen Gelder nachzumeijen, und haben Die 
Entſcheidung über alles dasjenige, was ohne großen Geldaufwand 
nicht zuftande gebracht werden kann“. Die Konfequenz ijt, „Daß 
ihnen alle Staatsrechnungen vorgelegt werden müſſen, dat Staats: 
ſchulden nur unter ihrer Bürgichaft gemacht werden fönnen, und 
ihre Bejchwerden nicht ohne Beantwortung und NRüdjicht bleiben 
fönnen”. Denn „das Necht der Beichwerde und der Bitte“ fteht 
ihnen „mit vorzügliher Wirkſamkeit“ zu; „fie find berechtigt, 
jeden Mißbrauch, den fie in der Staatsverwaltung wahrzunehmen 
glauben, dem Landesheren anzuzeigen, und ſelbſt diefen an bie 
Erfüllung feiner Regentenpflichten bejcheiden zu erinnern“ (401 ff.).- 

Der Verfajier entläßt jeine „Wünfche und Träume für 
Deutſchlands Wiedergeburt” (414) mit den Worten: „Wenn wir 
jegt nicht als Volk und Reich ein jugendlich raſches Leben be: 
ginnen, jo werden wir fortfahren zu finfen bis neue tiefere Leiden 
ung entweder ganz aus der Reihe jelbitändiger Völker vertilgen 
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oder uns nötigen, aus den Trümmern der alten Staaten ein 
neues Gebäude zu errichten” (416). 

Mir laſſen es unerörtert, inwieweit des Verfaſſers Mei: 
nungen mit denen E. M. Arndt3 und anderer einflußreicher Ge: 
noſſen jener Zeit übereinitimmen oder von ihnen abweichen. Nur 
das heben wir hervor, daß fie in den Grundzügen gewiſſermaßen 
eine Kombination des Steinfchen Kaiferplanes vom Auguſt 1813 
und der Steinchen Dentichrift vom März 1814 darjtellen. Dem: 
gemäß erichien da3 Buch einerjeit3 denen als Stütze, welche die 
Miederheritellung des Kaiſertums eritrebten, gleichviel ob aus 
patriotifchen oder partifulariftiichen Gründen, während e8 anderer: 
jeit3 eine Fülle von Berührungspunften mit den zwölf Artikeln 
zeigt, welche Diterreih und Preußen, in Übereinftimmung mit 
Hannover, am 14. Oftober dem Comité der „fünf deutichen 
Mächte” vorlegten. 


XXVII. Die erſte Sikung des Fünfer- 
comités; Vorſpiele. 


Es durfte unbedingt als ein gewichtiges Reſultat erſcheinen, 
daß Ofterreih, Preußen und Hannover über die künftige Ver: 
fafjung Deutſchlands bereit3 im wejentlichen miteinander einig 
waren, al3 am 14. Dftober 1814 der deutiche Fünferausſchuß 
zufammentrat. Lfterreich wurde dur Metternich und Freiherrn 
von Wejienberg vertreten, Preußen durch den Fürften Harden- 
berg und Wilhelm von Humboldt, Hannover durch Münfter und 
den Grafen Hardenberg, Bayern durch den Fürften Wrede, und 
Württemberg durch den Freiheren von Linden, dem jeit dem 
22. Dftober aud noch Graf Wingingerode hinzutrat. 

Gleich in der erften Sikung, in welcher ſich die Bevoll: 
mächtigten der fünf „größeren Staaten” als Comitd fonjtituierten, 
fam unter Führung Metternich das Verhalten zu den „mittleren *) 
und Heineren Staaten Deutichlands” (Metternich bei Klüber 2, 78) 
zur Sprade. Metternich ging dabei von der „Unmöglichkeit“ 
aus, „über die künftige Verfafiung jofort mit allen Ständen 
gemeinſchaftlich zufammenzutreten”. Einftimmig war man der 
Meinung, daß „eine größere Zahl überhaupt zur Beförderung 
des Gejchäftes nicht ratſam“, und die „Beichränfung” auf die 
fünf „mächtigſten“ um jo natürlicher jei, als die „übrigen Staaten 
durch ihre Verträge fih zum voraus den Beitimmungen (der 
fünftigen Verfaſſung) unterworfen hätten” (ib. 2, 71 ff.). Im 
4. Artikel der Frankfurter Acceffionsverträge vom November und 





*) Als mittlere galten, den königlichen al3 den größeren gegen- 
über, namentlih Baden und Kurheſſen. 
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Dezember 1813 war nämlich den Fürften zwar „die Fortdauer 
ihrer Souveränität” zugeltanden worden, aber mit dem Vermerf, 
daß „ſie ſich alle die Modifikationen gefallen laſſen müßten, welche 
die fünftige Verfaſſung Deutichlands nötig machen werde“ (vgl. 
Klüber 1, 98). Gleichwohl wurde bejchlojjen, in einer „Deklara— 
tion“ den übrigen Mitſtänden von der geichehenen Konjtituierung 
des Comités Eröffnung zu machen“ und ihnen „die Zuficherung 
zu erteilen, daß man die von dem Comite feftzuftellenden Grund: 
jäge der Fünftigen Verfafjung nicht eher zur Vollziehung bringen 
würde, bis fie ihnen mitgeteilt worden“; indem man fich vor: 
nahm, durch „Eräftiges Zufammenhalten der fünf Höfe bei den 
übrigen Ständen Grundſätze annehmlich zu machen, welche nur 
auf das wahre Intereſſe Deutſchlands abzweden follen” (2, 72 ff.). 

Den Gedanken einer ſolchen „Deklaration“ ließ man jedoch 
auf Metternich Betrieb ſchon in der zweiten Sikung vom 
16. Oktober wieder fallen; offenbar einmal, weil gleich am 14., 
am Tage der Konjtitwierung des Comités, der niederländiſch— 
naſſauiſche Bevollmächtigte Gagern bereit3 feine gehäffigen Auf: 
hegereien unter den Geſandten der Eleinen Staaten gegen das 
Fünfercomite begonnen hatte (j..unten XXVIII); und dann, 
weil am 15. Baden das Verlangen ftellte, in das Comité auf: 
genommen zu werden (Klüb. 1, 2, 58 ff.), indem e3 fich fülfch- 
(ih auf jene Deklaration der verbündeten Mächte berief, welche 
von „vertraulichen Erörterungen jämtlicher Höfe” geiprochen habe. 
Wir wiſſen ſchon, daß fich dies lediglich auf die fämtlichen acht 
Signatarmäcdhte bezog (j. ob. ©. 198). Metternich befürmwor: 
tete nunmehr die Sujpendierung der Deklaration des Comites 
und die mündliche Ablehnung des Badenſchen VBerlangens mit 
der Bemerkung: „die Zulajiung mehrerer Staaten zu dem 
Comité jei um jo bedenklicher, als man auch den Zmwed vor 
Augen haben müſſe, Deutichland als eine Macht zu fonjtituieren, 
und als in Hinficht diejes Punktes offenbar die bisher hinzuge- 
zogenen größeren Staaten dur ihre mehrere Kenntnis der 
europäiſchen Berhältnifje weit eher im jtande feien, zweck— 
mäßige Vorichläge zu thun, al8 die mittleren und Fleineren“. 
Beides wurde bejchlofien, und zugleich auch die vorläufige „völlige 
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Geheimhaltung aller Verhandlungen des Comitéès“ vor den „übrigen 
Staaten”. Diejen gegenüber wollte man nur mündlich „bei 
vorkommenden Gelegenheiten” eine der beablichtigten Deklaration 
„gemäße Sprade führen” (Klüb. 2, 77 ff.). 

Später (am 20. Oftober) beantragte Württemberg nochmals 
den Erlaß der Deklaration „zur Beruhigung der übrigen Mit: 
jtände und zur Daritellung der Rechtmäßigkeit des Verfahrens 
des Comité s“. Doc wurde die bejchlojiene Suspendierung auf: 
recht erhalten, „zumal es nicht möglich jei, die Deklaration 
jo zu redigieren, daß der Zweck der Beruhigung der übrigen 
Staaten erreicht werden könne“. Doch behielt fih Metternich 
ausdrüdlich vor, auf die Beantragung einer ſolchen „nach Maß— 
gabe der Umſtände in der Folge” zurüdzufommen (Klüb. 2, 83 f.). 
Damit blieb diefe Frage erledigt. 

Noch eine ganz; anders geartete Frage tauchte gleich in der 
eriten, der Fonjtituierenden Situng auf, injofern das Protokoll 
derfelben in der Reihenfolge der fünf Staaten Hannover vor 
Württemberg aufführte. Das gab dem Freiherrn von Linden 
Anlaß, am 16. Oftober im Namen jeines Königs deſſen „Prä— 
cedenz vor dem König von Hannover” zu verlangen. Dies führte 
zu peinlihen Verhandlungen, die Metternich durch die Erklärung 
abjehnitt, daß „die Entſcheidung diejes Träcedenzitreites in feiner 
Weile vor das hier verfammelte Comite gehören könne“, und daß 
„ehr zu wünſchen jei”, daß nicht „ein jo wichtiges Geichäft wie 
das angefangene wegen dieſes Geremonialjtreites gehemmt” werde 
(Klüber 2, 75 ff.). Die Folge war, wie aus den Alten des 
Berliner Archivs erhellt, daß unterm 23. Dftober die beiden würt— 
tembergifchen Bevollmächtigten duch ein Schreiben an die beiden 
preußiichen Bevollmächtigten förmlich proteftierten gegen den von 
den hannoverſchen Bevollmädtigten beanſpruchten Vorrang Han: 
novers vor Württemberg (bei Unterhandlungen, Abſchließung von 
Verträgen u. j. w.). Den Anjprud Württemberg auf den Vor: 
rang motivierten jie dadurch, daß es „früher wie Hannover die 
Königswürde angenommen und in jolcher anerkannt” worden, 
Faktiſch verlief der Streit bekanntlich zu Gunften Hannovers. 

Wenden wir uns nun zu den Verfaſſungsberatungen des Comités. 


XXVIII. Die Berhandlungen des Fünfer- 
Lomites über die zwölf Artikel, 


vom 16. Pkt. bis 16. Yon. 1814. 


Es fanden außer der fonjtituierenden Sitzung vom 14. Okto— 
ber noch zwölf Sigungen ftatt: am 16., 20., 22., 24., 26. und 
29. Dftober, und am 3., 7., 10., 12., 14. und 16. November. 
Die ſummariſchen und die ausführlichen Protofolle mit den An: 
lagen find bei Klüber 2, 64—197 mitgeteilt. Es genügt, darauf 
zu verweilen. Wir berühren den Inhalt nur injoweit es auf 
allgemeine Charafteriitif ankommt oder auf einzelne Ergänzungen 
und Berihtigungen, oder endli auf Begründung bisher noch 
unbefannter Wendungen. 

Die Verfechter der zwölf Artikel waren bei den Beratungen 
in gejchloffener Weife: Ofterreih, Preußen und Hannover; die 
Oppoſition bildeten, meift ebenfalls in geſchloſſenem Angriff: Bayern 
und Württemberg. 

In der Situng vom 16. Oftober las Fürft Metternich jelbit, 
wie es im Protofoll heißt, den „zwifchen Ofterreih und Preußen 
fonzertierten Entwurf von zwölf Punkten“ vor, mit dem Bemerfen, 
daß „wenn man fich erft über dieje vereinigt hätte, jodann in 
die nähere Entwidlung der einzelnen Punkte einzugehen“ 
jei. Das öſterreichiſche Gejchäftsdireftorium betreffend (Art. 7) 
bemerften Metternich und Hardenberg: dasjelbe jei zuerft von 
Preußen in Vorſchlag gebraht und von Oſterreich nur unter 
der Bedingung angenommen, daß dieſes Präfidium fi bloß 
auf den formellen Gejhäftsgang beſchränken folle, damit 
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geichehe (Klüber 2, 82). Wrede als Vertreter Bayerns befämpfte 
gleich die eriten Worte des erften Paragraphen: „die Fürften 
und freien Städte”, da ed noch gar nicht ausgemacht jei, daß 
e3 freie Städte geben werde. Darauf wurde vorgejchlagen, wie 
fi) aus dem „Übereingefommen“ (f. unten) sub 9 ergiebt, zu 
fagen: „die Fürften und übrigen Stände”; aber auch hiergegen 
that Wrede Einſpruch, weil e3 feine Reichsſtände mehr gebe. So 
entſchied man ſich denn jchließlih für den Ausweg, zu jeßen: 
„die Staaten”. Es war ein Tag der aggreſſiven Plänfeleien. 

Schon in der nächſten Situng aber, am 20. Oftober, gaben 
Bayern uud Württemberg, jedes für fi, ausführliche fchriftliche 
Erklärungen ab, welche feinen einzigen der zwölf Artikel un- 
bemängelt ließen, fait alle aber ganz oder teilweife befämpften 
und verwarfen. 

Die Bayriſche Erklärung vom 20. Dftober führt, abweichend 
von den Mitteilungen bei Klüber 2, 90 ff., in den Berliner Akten 
des Miener Kongrejjes den Titel „Memorandum des bayrijchen 
Bevollmächtigten“, und fängt mit den dort fehlenden Worten an: 
„St. Majeftät fällt es jchmerzlih, mehreren Bunften des in 
der Sigung vom 16. vorgelegten Entwurf? nicht beitreten zu 
fönnen.” Im übrigen war der Inhalt mwejentlich folgender: 

Gegen 8 2 (innere Sicherung der verfajlungsmäßigen Rechte 
jeder Klafje der Nation): „S. Maj. der König glauben nicht 
Ihren Unterthanen, über die Sie unbedingte, durch ältere und 
neuere Verträge anerfannte und geficherte Regierungsrechte aus: 
üben, da3 Recht einer Berufung an den Bundesrat ein: 
räumen zu können, nachdem die bayrijche Regierung die von ihr 
niedergeſetzten Gerichtshöfe als die Stellen anerkennt, welche auch 
gegen Sie jelbjt in Rechtsgegenftänden entjcheiden ...“ 

Gegen $ 3 (Beihränfung der Regierungsrechte durch den 
Bundeszwed): „Unter Bezug auf die obige Erinnerung folgt, 
daß das bayriihe Gouvernement nicht gejinnt ift, fich der 
Ausübung irgend eines Regierungsrechtes zu begeben, 
welches der Sr. fol. Maj. durch die neueften Verträge garantierten 
Souveränität anhängt . ..“ 

Gegen 8 4: man jei „einverftanden, eine deutſche Bundes: 
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verfammlung zu bilden, welde aus den (5) Mächten des 
dermaligen Ausſchuſſes beitehen dürfte”; aber man begreife 
nicht, „welchen Zmwed der zweite Rat haben fol”, und „müſſe 
ſich (darüber) nähere Aufklärung erbitten“. 

Gegen 8 5: „die zwei Stimmen, die ſowohl Diterreich als 
Preußen in dem Rat der fünf Kreisoberften fich vorzubehalten 
wünjchen, könnten Anlaß zu manden künftigen Srrungen geben... 
man glaubt vorjchlagen zu müſſen, daß jedem der Kreißoberiten 
gleiche Stimmen zuteil werden ſollten . . .“ Jedenfalls würde 
eventuell „auch Bayern zwei Stimmen zu verlangen“ berechtigt 
ſein. „Dermalen, wo es ſich davon handelt, von dem heiligen 
Grundſatz auszugehen, dem deutſchen Vaterland Ruhe, Unabhängig— 
keit und Zufriedenheit der Völker zu verſchaffen, dürfte bei Be— 
gründung des die deutſchen Staaten vorſtellenden oberſten Aus— 
ſchuſſes alles vermieden werden, was auch nur vermeintliches 
Übergewicht, Reibung oder Mißverſtand veranlaſſen kann ...“ 
„Das Recht, Geſandte an fremde Höfe zu ernennen und von 
anderen Höfen anzunehmen, welches unmittelbar den königlichen 
Rechten anhängt, kann nicht vergeben werden. Auch hierin 
würde die von Oſterreich und Preußen gewünſchte Stimmen: 
mehrheit den übrigen Mitjtänden nachteilig ſein.“ 

Bei 8 6 (Organifation des zweiten Rates) wird mit Rück— 
fiht auf die Bemerkung ad 4 gar nicht eingegangen, und nur 
„im Borbeigehen” in bezug auf den dermaligen „Befigftand” Ver— 
mwahrung eingelegt. 

Gegen 8 7 (Öfterreichifches Direktorium). „Ein ausſchließ— 
lies Direktorium dürfte bei dem Bundesrat nicht dem Zweck 
eine8 freien und gleichen Berhältnijjes entjprehen. Würde 
ein alle Jahre abwedjelndes Direktorium beliebt werden, 
jo möchte dem Einwurf der zu oft eintretenden Abwechſelung 
vorgebeugt werden Eönnen.” 

Zu 8 8 (Kompetenzen der Kreisoberjten) wünſchte man 
„ausführliche Mitteilungen“, wandte aber zunächſt nicht? gegen 
ihn ein, weil er, wenn der zweite Rat fortfiel, eine unbedingte 
Herrihaft der fünf Kreisoberften über die Gejamtheit feſt— 
ftellte. 
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Über $ 9 (Krieg und Bündnifje) behielt man fic) die Meinungs: 
äußerung vor. 

Dem 8 10 wurden die Bemerkungen zu 8 2 und 3 ent- 
gegengehalten. 

Gegen 8 11 (Ständifche Verfafjungen): „S. Maj. der König 
von Bayern haben jehon früher beſchloſſen, Ihren Staaten eine 
ihrer Würde, ihren äußeren und inneren Verhältniſſen angemefjene 
Verfaſſung zu geben, halten es daher für nicht zmedmäßig, über 
das Marimum oder Minimum der einem oder dem anderen 
Stande zu erteilenden Rechte den fünftigen Bundesrat aus: 
Iprechen zu laſſen.“ Damit, ſowie durch die Bemerkungen zu 8 2 
und 3, war zugleich 8 12 abgefertigt. Am Schluß hieß es fait 
ironiſch: 

„Ad 12 räumen ©. Maj. der König von Bayern Str. Maj. 
dem Kaijer von Ofterreih und Sr. Maj. dem König von Preußen 
vollfommen das nämlihe Recht ein, auf welches Föniglich- 
bayriſcherſeits $ 11 Anſpruch gemacht wird.” 

Nicht minder ſchroff verhielt ih Württemberg. 


Die Württembergifche Erklärung vom 20. Oktober 1814 
(Klüber 2, 95 ff.) bemängelte zunächſt 8 1 und 2, wollte ad 3 
ebenfalls „an feine Schmälerung oder Beſchränkung der 
Souveränitätsrecdhte gedacht“ willen, bemängelte $ 4, und 
wollte ad 5 auch für Ofterreih und Preußen nur einfade 
Stimmen“ zulafien, eventuell aber für Bayern, Württemberg und 
Hannover zufammen ebenfalls vier Stimmen beanfpruchen. Ad 6 
war es ihr auch fraglich, ob der zweite Nat, der Nat der Stände, 
„überhaupt genehmigt werden jollte” ; eventuell aber müßten 
nur Staaten, nicht „von 100000“, jondern von „menigjtens 
300000 Seelen“ zugelaljen und die Kompetenzen für „geſetz— 
gebende Gewalt” und „allgemeine Anordnungen” in Frage geitellt 
werben. Ad 7 befämpfte fie genau wie Bayern das Direktorium 
Oſterreichs und verlangte den „Turnus im Directorio“ zwijchen 
den 5 Mächten oder den 5 Kreisoberiten, und zwar eventuell 
auch „im zweiten Rat, wenn jolder jtattfindet”. Zu 88 
will auch fie in betreff der ihr willlommenen Gewalt der Kreis— 
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oberjten nur „genaue Beitimmungen” über die „Mittel“ der 
Ausführung und die Tragweite der „Aufträge“. Ad 9 erhebt 
fie Einfpruch gegen die „Beichränfung der Rechte der Souveräne” 
in Bezug auf Kriegsführung, indem fie meint, das Hineinziehen 
de3 Bundes in Privatfehden könnte vermieden werden „durch 
Renunciationen auf die Beihilfe des Bundes“; und außer: 
dem verlangt fie, daß in Bezug auf die „Teilnahme an auswärtigen 
Kriegen” ſolcher Bundesmitglieder, die auch „außerhalb Deutſch— 
lands Länder bejiten, dem Bunde nie eine Teilnahme an 
Kriegen außerhalb der Grenzen des Bundesitaates zu: 
gemutet werden dürfe”. Ad 10 wird die „Niederjegung eines Tri- 
bunals“ (Bundesgericht3) zurüdgemiejen und werden nur „Au: 
jträgalgerichte” für zuläſſiig erklärt; ad 11 hieß es: „wenn die 
allgemeine Verbindlichkeit, jedem Staate des Bundes eine 
ftändifche Berfajjung zu geben, anerfannt werden dürfte, 
jo fann doch die Beitimmung eines Minimums, al3 die Rechte 
eines jeden Landesherrn fränfend, unmöglich zugelaffen 
werden, jondern muß notwendig die Einleitung und Aus: 
führung jedem Staate ſelbſt überlaflen werden.” Ad 12 
wurde die Feititellung von allgemeinen echten der Deutjchen 
zurüdgemiejen,; denn „in einem Staatsvertrage könne nie von 
Berhältniffen einzelner Unterthanen gegen ihre rejpeftiven 
Staaten die Rede jein, und müſſe alles dahin Abzielende 
notwendig aus demjelben mwegbleiben”. Der öfterreichijch- 
preußiſche Vorbehalt endlid am Schlufje erfuhr die Zurückweiſung: 
„Roh weniger möchten die Erzeptionen zu gunften einiger 
Mitglieder des Bundes zugeitanden werden können.“ 

Die Kühnheit, womit Württemberg dem S 9 jofort wider: 
ſprach, jtachelte den Fürjten Wrede, auch im Namen Bayerns 
noch jofort eine nachträgliche Erklärung cirkulieren zu laſſen 
(}. über 2, 103. 114 f.), welche entjchieden für dasjelbe das 
„Recht über Krieg und Frieden” wahrte. „Eine Berzichtleiitung, 
hieß es darin, auf das Recht der freien Berträge, zum Vor: 
teil des künftigen deutjchen Bundes könne weder rechtmäßig ge— 
fordert noh von dem Könige eingegangen werden.” Man 
fönne nit verlangen, „daß ſich Bayern des vorzüglichen Rechtes 
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jeiner Krone begeben und dafür feinen anderen Vorteil als 
denjenigen erhalten jolle, welchen ihm eine eigene Verbindung 
mit einer der größten Mächte Europas ohnehin verjhafit 
haben würde“. Es laſſe fich „allerdings der Fall venfen, daß 
Kriege ausbrechen, an welchen Bayern Intereſſe hat Anteil 
zu nehmen, ohne dabei ein mögliches Bundesverhältnis zu den 
übrigen deutjchen Staaten zu verlegen“. Den Schluß bildete die 
„wiederholte Erklärung“, daß — „ſich dieſes Rechtes nicht 
begeben könne“. 

Dieſe geharniſchte Oppoſition Bayerns und Württembergs 
rief, was bisher unbekannt blieb, ſchon am folgenden Tage eine 
geheime Übereinkunft zwiſchen Oſterreich, Preußen und Hannover 
hervor, wie aus Punkt 5 derſelben erhellt, kraft deren fie ſich 
darüber verſtändigten, auf welchen Punkten man unbedingt be— 
ſtehen, und bis wieweit man in einzelnen Punkten nachgeben 
könne. Am meiſten machte das gegneriſche Wohlgefallen an 
dem Inſtitut der Kreisoberſten und die Tendenz ſtutzig, die 
Macht derſelben durch die Beſeitigung des zweiten Rates 
zu erhöhen. Als das Verfaſſungsideal Bayerns und insbeſondere 
Württembergs erſchien hiernach: Die fünf Könige ſchließen einen 
Bund mit vollkommen gleichen Rechten, ſind in ihrem Innern 
vollkommen ſouverän, und zugleich als Kreisdirektoren die 
Herren der durch die Kreiseinteilung ihnen zugewieſenen, alle 
übrigen deutſchen Fürſten umfaſſenden Kreiſe (Vgl. auch unten 
Humboldts Entwurf einer Note an Württemberg vom 6. März 1815). 
Diejer Umftand mochte denn auch auf die dee führen, ob man 
nicht beſſer thue, die Kreiseinteilung ganz fallen zu laſſen; zumal 
bei Metternich, der ihr im Grunde fait jo wenig geneigt war 
wie Stein, obwohl aus anderen Motiven. Stein zog die kollektive 
Kraft eines vier= oder fünfköpfigen Direftoriums, neben der Bundes- 
verfammlung, den Einzelfräften der Kreisoberften vor. Metternich) 
aber, da er bereits entſchloſſen war, die oberrheinifchen Beligungen 
aufzugeben, um die Stärke Ofterreich® abzurunden, war ſich bewußt, 
daß Ufterreich nicht wohl die Kompetenz des Kreisoberften über 
nichtöfterreihifche Gebiete werde in Anſpruch nehmen fönnen: 
jo daß dieſe Art der Einzelgewalt in Süddeutichland nur eben 
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Bayern und Württemberg, in Norddeutichland nur Yreußen und 
Hannover zufallen werde. Metternich wird es daher wohl gewejen 
jein, der zwar noch nicht den Wegfall der Kreiseinteilung, aber 
deren Infrageſtellung befürmwortete. 


Ungedrudtes Übereinfommen vom 21. Oftober 
zwiſchen Ofterreih, Preußen und Hannover. 
Bon Humboldts Dand geichrieben. 
„Ubereingefommen:*) 

1) daß man für Ofterreich und Preußen auf zwei Kreije**) 
beitehen, hingegen zugeben wolle, daß im Fall beide gegen 
die drei übrigen Stände wären, Kurheſſen und Baden gleichfalls 
Stimmen eingeräumt werden jollen ; 

2) daß man auf der Faſſung des 9. 8 bejtehen, hingegen 
beitimmen wolle, daß der deutſche Bund nicht die deutjchen 
Provinzen Dfterreihs und Preußens gegen fremde Angriffe in 
einem bloß öjterreihifchen und preußiichen Kriege zu verteidigen 
braude; 

3) daß man auf einem Rat der Fürften und Stände be- 
jtehen und auch im Ganzen diejelben fürſtlichen Häujer darin 
erhalten wolle, über die man früher übereingefommen jei; wobei 
jedoch 

4) zugleid in Beratung genommen ift, ob man nicht, im 
Fall die Kreiseinteilung zu viel Schwierigkeit fände, oder die 
Bejorgnis erregen jollte, daß die Kreisoberften ſich zu viel Gemalt 
anmaßten, diefe Einteilung aufgebe, und dagegen zwar nicht 
gerade gleihe***) in Abficht der Militär: und Juſtizverfaſſung 
machen fönne; 

5) daß man über den Punkt des an Oſterreich zu über: 
laſſenden Gefchäftsdireftorii den beiden anderen Mitgliedern 
des Direftorii (Comites) diejenigen Aufklärungen geben wolle, 





*) Dieſes Schriftftüc ift offenbar verlegt; es findet fi in Nr. 71, 
ftatt in Wr. 72. 

**) und „mithinauc auf zwei Stimmen im Rat der Kreisoberjten”, 
ſ. Klüber 2, 81. 
*xx*) d. i. Cinteilungen. 
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die hinreichend fein werden, ihre Zuftimmung zu bewirken; daß 
man aber übrigens davon nicht abgehen wolle; 

6) daß man ſchlechterdings darauf beitehen wolle, daß 
jeder Stand Deutichlands ſich gefallen laſſen müſſe, wegen ver: 
letter Ständerechte bei der Bundesverjammlung in Anfpruch ge: 
nommen zu werden; ſowie aud) 

7) daß ein Minimum ftändiicher Rechte bejtimmt werden 
müſſe, wobei zwar die Feitjegung desjelben der Beratjchlagung 
zu überlafjen, aber doch dahin zu jehen fei, daß wenigitens 
diejenigen Fürften, die nicht Kreisoberiten find, Diejenigen 
vier Punkte annehmen müßten, welche in dem anliegenden 
Botum des Kal. hannoverſchen Heren Bevollmächtigten ausge: 
führt find *); 

8) daß man den geäußerten Widerſpruch gegen den von 
Dfterreich und Preußen ad $ 12 gemachten Vorbehalt zwar 
nit zugeben, aber auch ohne Not nicht zur Sprade bringen 
wollte; 

9) daß man bei der Faſſung des 1. 8 die Ausdrüde „die 
Fürften und übrigen Stände” beibehalten wolle; 

10) daß man, im Fall Bayern und Württemberg nicht in 
jolde und ähnliche gerechte und billige Grundfäge eingehen 
wolle, lieber e8 auf den Austritt beider Mächte anfommen, und 
alsdann andere deutjche Staaten in den Rat der Kreisoberiten 
nehmen mwolle, ehe man eine Werfajiung bildete, welche die ge: 
rechten Erwartungen Deutichlands nur täufchen würde.“ 

Wien, den 21. Oktober 1814. 

in fidem Humboldt. 


*) Dies Notum der Grafen Münfter und Hardenberg (Klüber 1, 68 ff., 
Pertz 4, 139 ff.), datiert gleichfalls vom 21. Oktober, tritt dem „Wider: 
Ipruche” Bayerns, Württembergs in Bezug auf die $ 2 u. 11 der zwölf 
Artikel entgegen und beanſprucht als Rechte der Stände: 1) „Einwilligung 
zu den aufzulegenden Steuern“ ; 2) „Stimmredt bei neu zu verfafjenden 
Geſetzen“; 3) „Mitaufficht über die Verwendung der Steuern“; 
4) „Berechtigung, im Fall der Malverfation die Beſtrafung ſchuldiger 
Staatödiener zu begehren.” Durch den obigen Pafjus wurden dieſe Be: 
ftimmungen Beftandteile der „Übereinkunft.“ 
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Das Verhalten Metternids. 


E3 iſt ein Irrtum, wenn man glaubt, Metternich jei da- 
mals grundjäglid auf Schwächung der zu vereinbarenden Bun; 
desverfaſſung ausgegangen. Nachdem er ſich einmal fraft der 
Bunktationen von Chaumont und Paris für Errichtung einer 
ſolchen entichieden hatte, und nachdem er vollends feit der erjten 
Dftoberhälfte des alleinigen, mit dem „Vorſitz“ zu verbindenden 
„Direftoriums” gewiß war, — ging er vielmehr auf die Her: 
jtellung einer möglichſt ſtarken Verfaſſung aus. Und er ver: 
trat demnad nicht nur die „übereingefommenen”“ Punkte, 
jondern auch andere jehr wichtige, nationale und freifinnige Ar— 
tifel mit einer Energie, wie man fie ihm allerdings in jpäteren 
Zeiten gar nicht zutrauen fonnte. Bon einem bloßen „Syſtem 
von Berträgen und Allianzen”, wie er es im September 1813 
empfohlen (}. ob. ©. 84), von einer vollen Souveränität der 
Einzelftaaten, wie er fie namentlih noch in den Verträgen 
von Ried und Fulda gegenüber von Bayern und Württemberg 
anerkannt hatte (ob. S. 85), war bei ihm jeßt nicht mehr die 
Rede. Daß die gegenjägliche Tradition ſich als fable convenue 
noch immer hat in Geltung erhalten können, ift um jo unbegreif: 
liher als alle jene Thatſachen durch gleichzeitig gedruckte akten— 
mäßige Zeugnijje verbürgt jind*). Ich begnüge mich mit einigen 
Beilpielen aus den Situngsprotofollen. 

In Bezug auf das Krieg: und Bündnisrecht (S 9 der 
zwölf Artikel) erklärte Schon am 20. Oftober, Bayern gegenüber 
Tfterreih (und zwar Metternich) in „Übereinftimmung“ mit 
Preußen und Hannover auf das entichiedenjte: daß e3 „zur Er: 
reihung des Bundeszweckes durchaus notwendig ſei, auf dem 
Grundſatz zu beitehen, daß die bloß deutichen Bundesitaaten ohne 
Zujtimmung des Bundes feinen Teil an Kriegen mit Auswär: 

*) [Bgl. jedoch Wredes Worte in feinem Briefe an Montgelas 26. Ok— 
tober 1814: „Ofterreich unteritügt die Bundespläne Preußens, weil es vor: 
berjieht, daß, wenn die übertriebenen Bedingungen befümpft werden, es in 
vorteilhafter und feinen Abfichten entiprechender Weife Nuten daraus ziehen 
wird.” Heilmann: Fürft Wrede 1881 ©, 123.] 
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tigen nehmen und feine Bündniffe eingehen könnten“ . . . Es 
ſei nicht „mögli, daß der Bund dauerhaft beſtehen könne, wenn 
jener Grundjag nicht aufrecht erhalten werde, da jonft bei einem 
jeden Kriege ausmwärtiger Mächte der Bund Gefahr laufe, kom— 
promittiert zu werden” (Klüber 2, 86). Am 22. „erneuerte 
Fürſt Metternich” die „Außerung“ mit den Worten: „es handle 
fih um die „Schließung eines Societätsvertrages”, der „nicht 
beitehen fönne, wenn nicht eine Bejhränfung eingeführt würde, 
welche die einzelnen Mitglieder verhindere, die Gejellichaft in 
Gefahr zu jegen” (Ebend. S. 104). Am 26. erflärte er wie: 
derum: „In Hinficht des Nechtes des Krieges Tcheine Bayern auf 
die ehemalige NReichsverfaflung zu refurrieren”; die fei indes „in 
diefem Punkte als fehlerhaft anerkannt”, und zudem „müſſe, da 
Deutichland fich eine Föderativverfailung ſchaffen wolle, unter 
den Föderierten ein engeres Band ftattfinden“. Und da Wrede 
hierauf erwiderte, daß, wenn „Bayern bereit jei, dem beabfichtigten 
Bunde beizutreten, dies um deswillen gefchehe, weil diejer Bei- 
tritt allgemein gewünjcht werde”, aber „nicht aus perſön— 
lihem Intereſſe, meil Bayern nad jeiner Lage den Bor: 
teil, den e& daraus erlangen fönne, ebenfogut dur Allianz 
mit einzelnen Mächten erhalten könne“ — da verjeßte 
Metternich mit Nahdrud: „Bayern habe den eminenten Bor: 
teil in Anichlag zu bringen, der aus der Befejtigung der 
Ruhe in Deutihland für dasjelbe erwachſe, melde Ruhe 
gleihmwohl nit anders zu erwarten ftehe, als wenn Deutſch— 
land al3 ein einziger energiſcher Staat gegen alle Aus- 
wärtigen auftreten könne“ (S. 125 f.). 

Der „Rechte der deutichen Unterthanen” nahm ſich Metter- 
nich ebenfalls ſchon am 20. Dftober, Württemberg gegenüber, 
durch die folgende interejjante Erklärung an: „eine Feſtſetzung 
der Rechte der Unterthanen der deutſchen Nation ſei ſchlechter— 
dings notwendig”; aud „in der vorigen Verfaſſung wären 
den deutſchen Unterthanen gewiſſe Rechte zugelichert gemwejen; in 
den legten Zeiten aber ſeien in einzelnen Staaten ſolche Be 
drüdungen eingetreten, wider welche die Unterthanen in 
der Zukunft notwendig gejidhert werden müßten; mie 
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denn 3. B. in einigen Staaten die Verfügung getroffen worden, 
daß die Begüterten einen Teil des Jahres in der Rejidenz zu— 
bringen jollten, welcher Zwang in einzelnen Fällen jogar über 
die Grenzen der Möglichkeit hinausgehe; wie 3. B. jeine Fa: 
milie in fünf verjchiedenen Staaten pojjeflioniert jei, und gleich: 
wohl fein Menjch ſich vervielfältigen könne, um jenem Anjinnen 
in verjchiedenen Staaten Genüge zu leijten” (Ebend. ©. 88 f.). 

Der Ausdrud „Souveränität“ kam in den zwölf Artikeln 
gar nicht vor; im 8 3 war nur von den „Regierungsrechten“ 
die Rede. Württemberg verlangte wiederholt, namentlid am 
22. Oftober, den Ausdrud „Souveränitätsrechte” wenigſtens 
„in Barentheje beigefügt”. Dem widerſetzte ſich Metternich mit 
den Worten: „das Wort Regierungsredht falle alles dasjenige 
in fih, was zu bezeichnen jei; mit dem Worte Souveräni: 
tätsrechte jeien in neueren Zeiten despotiſche Nechte, dergleichen 
man nicht begehren könne, Eonfundiert worden“ (Eb. ©. 109). 

Am gleihen 22. Dftober erklärte Württemberg wiederholt, 
daß nad) jeiner Auffaſſung „der Bund nur aus den fünf das 
Comité bildenden Staaten beitehen jolle, die übrigen aber nur 
al3 Kreismitglieder angejehen werden könnten“. Darauf 
entgegnete Metternich, unter „Zuſtimmung der übrigen Bevoll- 
mächtigten” , offenbar nicht ohne Entrüftung: „daß e8 feines: 
wegs die Abjicht jei, Deutjchland in fünf größere Staaten 
zu verteilen, und dieje den Bund ausmachen zu laflen, was 
mit allen Nechtsbegriffen im Widerſpruch ftehe; es ſei vielmehr 
lediglich die Abjiht, die erefutive Gewalt dadurh mehr zu 
fonzentrieren, daß fie auf einen aus den fünf Staaten be- 
jtehenden Rat übertragen werde“ (Ebend. ©. 107, 109). Bayern 
und Württemberg gaben in der That nach diejer Richtung hin 
ihre Oppojition alsbald vollitändig auf, 

Für die zwei Stimmen ſowohl Dfterreih8 wie Preußens 
trat Metternich wiederholt im Sinne des Punktes 1 der „Überein- 
funft” ein, indem er namentlich die „größere Ländermafje“ beider 
und ihre „doppelten Laſten“ geltend machte, woraus den „übrigen 
Staaten größerer Schuß“ erwachje, zumal fie „nicht bloß mit ihren 
deutſchen, jondern mit ihren gejamten Staaten“ für diefen 
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Schuß eintreten. Demnach jei es „angemejjen, daß Preußen und 
Dfterreih, wenn fie untereinander einig jeien, der Mehrheit 
der Stimmen verfichert wären, da ihnen nicht zugemutet werden 
könne, ſich in Hinfiht auf Krieg und Frieden von der Mehrheit 
der übrigen Stände abhängig zu machen“. Doc könnte man 
in den Fällen, „wenn von den übrigen drei Kreisoberjten feiner 
den Stimmen von Üfterreih und Preußen beitrete“, zum Zwecke 
der „Enticheidung aus dem Fürjtenrate zwei Stimmen hinzufügen, 
z.B. Baden und Heilen“, fo daß dann „in allem neun Stim- 
men vorhanden“ wären (Ebend. ©. 81 f. 119 f. 127). Diejem 
Borichlage gab Humboldt bereits gleichzeitig am 26. Dftober in 
der „näheren Entwidlung” des fünften Artikels einen beftimmt 
formulierten Ausdrud (Klüb. 2, 132 f. 8 5, a und 5, e); und 
ihm jtimmte Württemberg am 29. Oftober, jedoch nur „eventua: 
liter” bei, während Bayern unbedingt bei dem „frühern Wider: 
ſpruch“ beharıte, d. h. die Stimmenzahl unter allen Umſtänden 
auf fünf beſchränkt willen wollte (Ebend. ©. 140). 

Aber noch mehr! Preußen begann in diejer Frage zu 
ſchwanken, während Ofterreich feft blieb. Als Württemberg am 
3. November eine eigene Redaktion der zwölf Artikel einreichte, 
die es bereit3 — wahrſcheinlich am Tage zuvor — „den ein: 
zelnen Gomitemitgliedern mitgeteilt“ hatte, und die wiederum 
„\edem Mitgliede” des erſten Hates nur „eine Stimme” zuwies 
(Ebend. ©. 145 f. 150), nahm Hardenberg, in jeiner gleichzeitig 
eingereichten neuen Redaktion einiger Artikel, mit anderen mwürt: 
tembergifchen Beitimmungen auch dieje wörtlich auf (ib. ©. 157). 
Dagegen verlangte eine anderweitige Vorlage über das Recht des 
Krieges, der Verträge u. |. w., die ebenfalld noch am 3. November 
eingebracht wurde, und die nicht bloß von Preußen, jondern auch 
von Oſterreich redigiert war: 1) bei Beichlüffen „über Krieg 
oder Frieden” die Zuziehung von „Heſſen-Caſſel und Baden“, jo 
daß im erjten Rat „neun Stimmen” votieren, „deren Mehr: 
heit entjcheidet” (woraus eben erhellt, daß Metternich auf der 
Feithaltung von je zwei Stimmen für Ofterreih und Preußen 
in allen Fällen bejtand); 2) überdies die Beteiligung des 
zweiten Rates dur einen „Ausſchuß“ von „drei zu erwäh— 
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lenden Gliedern”, der mit Kurheilen und Baden vereinigt durd) 
Stimmenmehrheit über das von beiden im eriten Rat abzugebende 
Votum enticheidet (ib. ©. 162). Und gerade diefe Beitimmungen 
rührten offenbar von Weflenberg, dem Alterego Metternich3 her 
(ib. S. 146. 169). 

Aber eben diefen Beltimmungen gegenüber bejtanden wie: 
derum noch am 7. November Bayern und Württemberg darauf, 
daß im eriten Rat „die Zahl der Stimmen auf fünf zu be: 
Ihränfen” ſei, und daß für die Eventualität einer Beteiligung 
zweier Mitglieder des Fürftenrats die ausdrüdlide Nennung 
Badens und Heflens präjubizierlich fei. In Bezug auf den leß: 
tern Punkt gab Metternich dahin nah, daß man „vorerft die 
Benennung der zwei Höfe noch offen laſſe“. Dagegen bejtand 
er jeinerjeit3 im Verein mit Preußen darauf, daß bei Fragen, 
„welche Krieg und Frieden betreffen, jederzeit auch dem Fürjtenrat 
eine Teilnahme einzuräumen jei”, was jchließlich „einjtimmig 
angenommen” ward, indem auch Württemberg die definitive Zu— 
lage in Ausſicht ftellte (ib. ©. 170 f.). 

Den „Entwidlungen” des fünften der zwölf Artikel, vom 
26. und 29. Dftober, jowie vom 3. November, (Klüb. 2, 126. 
132 fi. 139. 142 ff. 160 ff.) folgte noch am 12. November eine 
„ölterreichiich-preußiiche Entwidlung des ſechſten“ in 8 Punkten 
(ib. ©. 188 ff. 193 ff.). Alle diefe „näheren Entwicklungen“ 
gingen durchaus nit auf Schwächung, jondern entſchieden auf 
Stärfung der deutihen Verfaflung aus. Und nit nur er- 
Härte ſich Metternich ftet8 im allgemeinen mit denjelben „in 
der Hauptiache” oder „völlig einverjtanden”*), jondern er trat 
auch im Einzelnen andauernd energiich für fie ein. 

So für das Bundesgericht, Bayern und Württemberg gegen: 
über, in der Sitzung vom 7. November. Nachdem Humboldt 
ausgeführt hatte, daß nicht nur im Falle von „Streitigkeiten der 
Bundesglieder untereinander” eine bundesgerichtliche Entſcheidung 
erforderlich jei, Jondern au „in Fällen, wo ein Individuum, 
oder mindeſtens, wo die Stände eined Landes Beichwerde 


*) Ebend. ©. 146. 166. 
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über eine von dem Landesherrn begangene Berlegung der 
in der allgemeinen Bundesfonftitution feitgejegten Grund: 
fäge zu führen haben” — ergriff Metternich” das Wort, um zu 
erklären: „Wenngleich Ofterreich damit einverftanden ei, daß den 
Fürften in Deutjchland ihre Souveränitätsrechte (im Sinne von 
Regierungsredhten, ſ. ob. S. 235) zu laſſen ſeien“, jo gelte es 
doch dem „Zwede, einen deutichen Bund und einen großen 
deutihen Staatsförper zu bilden; mithin müſſe in den 
Fällen, wo die politiiche Eriftenz eines Individuums wider 
den Bundesvertrag oder die Konititution gefränft, und 
jelbige in den Rechten der Deutjchheit gefährdet werde, dem 
Bunde das Recht zuftehen, diefe Verletzungen abzuftellen; und 
nur von dieſen Beſchwerden über die Verlegung der all- 
gemeinen Konftitution jei bei dem Bundesgericht die Rede“. 
Bayern zeigte fich hierauf in diefem Punkte gefügiger, behielt fich 
aber eine definitive Erklärung über die „Zuläffigfeit“ eines Bun: 
desgerichtd vor; wogegen Württemberg ein joldhes ohne weiteres 
„als nicht zuläſſig“ erklärte”). 

Das Gelandtichaftsrecht des Bundes wurde am 10. Novem— 
ber württembergiſcherſeits entichieden bekämpft, aber von Metter— 
ni und den „jämtlichen” übrigen Bevollmädtigten entjchieden 
verfochten **). 

In betreff von „Verbindungen mit auswärtigen Mächten“, 
welche „auf Krieg oder Frieden, oder Subfidien, oder auf was 
immer für eine Hilfgleiftung Bezug haben”, hatte Wellenberg 
in Namen Oſterreichs den Zufat beantragt: „Jedes Mitglied 
(alfo auch Ofterreih und Preußen) verpflichtet ſich, von den ge 
ichlofjenen Verbindungen den Bund in Kenntnis zu jeßen.“ 
Natürlich handelte es fich dabei nur um die zuvor bezeichnete 
Art von Bündnifjen. Dennoch verwarf Württemberg am 12. No— 
vember diejen Zujag, den Humboldt als unerläßlich verteidigte. 
Ihm schloß fich Metternich durch die jarkaftifch belehrende Be— 
merfung an: „in jedem Mllianztraftat werde die Beitimmung 





*) Ebend. S. 168 f. 177. 
*) Eb. ©. 179. 
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beigefügt, daß fein Teil jih in Verbindungen mit anderen Staa: 
ten einlafjen wolle, ohne jie dem andern mitzuteilen, und 
oft jelbit ohne die Zuftimmung des andern. Unmöglich 
fönne doch der Bundestraftat ſchwächer jein al3 jede andere 
politiihe Verbindung; und eine Verbindung fei unmöglich, 
wenn der Bund die Verhältnilie der einzelnen Teile gegen Aus: 
wärtige in diefer Hinficht nicht fenne”. Selbſt Bayern ftimmte 
bei, Württemberg aber beharrte bei der Ablehnung*). Metternich 
nahm noch einmal das Wort, um zu erklären: „der erſte Wunfch 
des Kaiſers jeines Herrn jei auf die bejtimmtejte Herftellung 
des deutſchen Bundes gerichtet, welcher die Erhaltung einer 
jahrelangen Ruhe zum Zwecke habe, die nur injofern möglich 
jei, al$ im Centrum von Europa eine große Defenjiv- Ver: 
einigung ftattfinde”. Worauf auch Humboldt erklärte: „der 
König jein Herr jehe es für NRegentenpflicht gegen feine Unter: 
thanen an, diefe wieder in eine Verbindung zu bringen, wodurd) 
fie mit Deutjchland eine Nation bilden, und der Vorteile ge- 
nöſſen, welche daraus für die Mitglieder vderjelben erwachlen 
müßten“. Graf Münfter jchloß fi mit den Worten an: „Es 
jei die beftimmtefte Abjicht des Prinz. Regenten, daß der deutjche 
Bund nah den bereits fundgegebenen allgemeinen 
Grundſätzen hergeitellt werden möge” **. Inzwiſchen er: 
warb fi) Metternih auch das Berdienft, für jchleppende und 
hochtrabende Formeln einen ſchlichten Erjak zu bewirken. Statt 
„Rat der Kreisoberften” oder „Rat der Könige”, und „Rat der 
Fürften und Städte”, oder „Rat der Stände”, oder „Rat der 
Fürſten“, ſchlug er ſchon am 29. Dftober vor, einfach zu fagen: 
„eriter Nat” und „zweiter Rat“; und am 7. November wurde 
diefer Vorfchlag einftimmig angenommen (Eb. S. 140. 175). 

Für die gejeggebende Gewalt des Bundes, und zwar 
in einem ausgedehnten Maße, trat Metternich ebenfalls mit 
Nahdrud in die Schranken. Die preußifch-öfterreihiiche Ent: 
widlung des 8 5 der zwölf Artikel hatte sub 10 die Beſtim— 
mung aufgejtellt: „Staatsverträge, welche mit Auswärtigen ge 


mn — 


) Eb. ©. 172. 182 f. 
) Eb. S. 184 f. 
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ichlofjen werden, find, ſofern jie zu ihrer Vollziehung Geſetze 
erfordern, der Genehmigung des eriten und zweiten Rats, als 
des gejeßgebenden Körpers, zu unterwerfen”. Württemberg er: 
flärte am 12. November, daß e3 „nicht beitreten könne“, indem 
e3 gegen die Teilnahme de3 „zweiten Rat3” und gegen „jede 
Beihränfung, die nicht auf Krieg und Frieden fich beziehe“, 
protejtierte. Metternich entgegnete: „Wenn einmal ein deutfcher 
Bund fein joll (und Wingingerode hatte noch ſoeben geäußert, 
daß dem Könige von Württemberg „an dem deutſchen Bunde 
gelegen jei”), dann ſeien auch die Beſchränkungen notwendig, 
die der Zweck desjelben erfordere; auch fünnten dieſe (Jogenannten) 
Beſchränkungen nit als Beichränktungen der Nechte jelbjt ange: 
jehen werden, die allen Fürjten gleichmäßig zuitehen und zuftehen 
jollen, jondern als Bejtimmungen, denen fie fih zur Er: 
veihung des Zwedes unterziehen. Im vorliegenden Fall jei 
nur davon die Nede, daß, wenn von dem Bunde ein Vertrag 
geichlojien worden, und die Vollziehung desjelben ein allge: 
meines Gejet notwendig mache, diejes nicht von dem erjten 
Rat, der die erefutive Gewalt habe, allein gegeben werden 
fönne, jondern mit Zuziehung des zweiten Rats, als des ge: 
jeßgebenden Körperd, gegeben werden müſſſe“. Humbolbt, 
Münfter und jelbit Wrede traten für Preußen, Hannover und 
Bayern „diefer Erklärung bei“ *). 

Dennoh machte auch Bayern am 14. November Einſpruch 
gegen den Umfang der gejeßgebenden Gewalt des zweiten Rates, 
wie er in der öfterreichifch-preußiichen Entwidlung des 8 6 der 
zwölf Artikel feftgeftelt war; nämlich „alle Gegenftände” um: 
faſſend, „welche den Stoff zu einem allgemeinen, für ganz Deutjch- 
land geltenden Gejeß abgeben können“. Auf die Snterpellation 
Bayerns: welche Gegenitände darunter zu verjtehen jeien, er: 
klärten Ofterreich, Preußen und Hannover: „die welche, wie z. B. 
Zölle, Münzen, Poften u. |. w., zum gemeinjamen Bejten 
des Bundes einer allgemeinen gejeglichen Beitimmung für 
jegt oder in Zukunft bedürfen könnten“. Bayern wollte nit 


*) &b. ©. 194. 185 f. 
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„dem zweiten Nat ein Recht einräumen, darüber jet ober in 
Zufunft Gejeße zu machen“, jondern nur einen „Anteil an 
jolden Gejegen, melde die gemeinfamen Berteidigung$: 
anjtalten und die Verftärfung der darauf zielenden Kräfte und 
Mittel zum Gegenjtand hätten”. Auch forderte es, daß, „wenn 
über dieje (d. h. die obengenannten) und andere Gegenjtände 
Geſetze zu machen jeien, jelbige jegt in das organiiche Geſetz 
aufgenommen” würden. Ufterreich (alfo ohne Zweifel Metternich) 
erwiderte darauf, daß es „unmöglich jein dürfte, in dem erſten 
organiſchen Geſetze die Gegenftände, welche gemeinjamer Gejebe 
bedürfen, gleich dergeftalt zu erſchöpfen, daß nicht auch in der 
Folge manches zu ergänzen und zu verbeſſern bleibe, was 
gleichwohl alsdann neue Geſetze erfordern werde“. Der 
„preußiſche Bevollmächtigte” erklärte: „über diefen Gegenftand erft 
nähere Inſtruktionen einholen und fich daher eine weitere Ab— 
jtimmung vorbehalten zu müfjen“ *). 

Hiernach ging Metternich anjcheinend in Bezug auf die ge- 
jeggebende Gewalt des Bundes weiter wie Preußen. Dafür 
jprechen auch die folgenden bisher nicht befannten Thatjachen, die 
ih einem Humboldtſchen Vermerke in den SKongreßaften des 
Berliner Archivs entnehme. 

Die öfterreichifchpreußifche „Entwidlung des jechiten” der 
zwölf Artikel wurde gemeinfam von Humboldt und Wefjenberg 
formuliert. Der $ 6, c lautete urjprünglich nach der Redaktion 
des erjtern: „Zur Entjeheidung des zweiten Bundesrats gehören 
bloß diejenigen Gegenjtände, welche den Stoff zu einem für ganz 
Deutfchland geltenden Gejeg abgeben können u. ſ. w.“ Die 
öfterreichifche Redaktion Weſſenbergs lautete dagegen: „Der Wir: 
kungskreis des FürftenratS dehnt jich auf alle Gegenjtände aus, 
welche den Stoff u. ſ. w.“ Es iſt doch feine bloße Kuriofität, 
wenn Weſſenberg in der Motivierung jagte: „In den Ohren 
der Heinen Fürften Elingt das Wort der Ausdehnung beſſer 
al3 jenes der Beſchränkung“. eine Formulierung wurde von 
Humboldt angenommen, wie ſich aus Klüber 2, 188 ergiebt, nur 


*) Eb. ©. 188 sub 6, c. S. 19% f. 
Schmidt, Deutſche Verfaffungsfrage. 16 
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daß jtatt „des Fürftenrat3” nunmehr gejegt wurde „des zweiten 
Rats“. 

Der 8 6, e lautete nach einer neuen Redaktion Humboldts 
in feinen zweiten Sat: „Diejer Beſchluß (de8 zweiten Rats 
über einen in Vorjchlag gebrachten und durch „Mehrheit der 
Stimmen” entjchiedenen Gegenjtand) wird jodann an den erjten 
Kat gebracht, und von demjelben entweder angenommen oder 
verworfen.“ Dagegen bemerkte Weflenberg: „Ein fürmliches 
Veto dem erften Rat einzuräumen, jcheint mir für die Freiheit 
der deutichen Stände jehr bedenklich. Der Einfluß der mädhti- 
geren Stände wird ohnehin ſchon eine Art Veto hervorbringen”. 
Humboldt gab nicht nach, ließ aber, mie die definitive Formu— 
lierung bei Klüber ©. 189 zeigt, den Zuſatz zu: „Im legtern 
Fall wird er (der Beichluß des zweiten Rats) von dem erjten 
Rate nebit Zuziehung des Ausjchufles des zweiten Rats neuer: 
dings in Beratung gezogen, und die definitive Entjeheidung durch 
abermalige Abjtimmung hervorgebracht.” 


Der neunte Artikel, 


Den jchärfiten und nachhaltigſten Widerſpruch fand bei 
Bayern und Württemberg, wie jhon aus dem Borjtehenden er- 
bellt, ver $ 9 der zwölf Artifel, betreffend Kriege und Bünd— 
niffe (j. ob. ©. 211). Auch hierüber geben die Berliner Aften 
einige unbelannte Nachrichten. 

Am 24. Oftober hatte Wrede „das Recht der Kriege und 
der Bünbdnifje jeinem Souverän vorbehalten” in vier Fällen, die 
bei Klüber 2, 116 f. verzeichnet find. In Wahrheit konnten 
dieje auf drei Fälle reduziert werden. Daraus erklärt jih, daß 
Humboldt in einer handichriftlid vorhandenen „Denkſchrift 
vom 25. Dftober 1814” über diefen Vorbehalt nur von einer 
Dreizahl redet, indem fie die Fälle Ichärfer präzifiert. Die Denk: 
Iohrift, die für die Zeitgenofien des Jahres 1866 ebenjo denk— 
würdig it, wie Humboldt Ausführungen vom Dezember 1813 
(j. ob. ©. 100), lautet in ihrem mejentlichen Beſtandteil alfo: 

„Der kgl. bayeriſche Bevollmächtigte hat in der Sitzung 
vom 24. huj. das Recht der Kreisoberjten, für ſich Krieg zu 
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führen und Bündnifje zu ſchließen, ausdehnen wollen: 1) auf den 
Fall, wo ein einzelner Staat Ofterreih oder Preußen, wenn fie 
mit einer auswärtigen Macht im Kriege wären, ohne den 
Bund, für ji, zu Hilfe fommen wollte; 2) auf den, wo ein 
einzelner Staat in einem Kriege Ofterreich8 gegen Preußen 
ohne den Bund, für ji, einem oder dem andern Teile beizu- 
ſtehen für gut fände; 3) auf den, wo ein einzelner Staat 
ſich mit einer auswärtigen Macht zum Kriege gegen eine andere 
auswärtige Macht verbinden möchte. Auf den leßteren Fall 
bat er jedoch nicht jo viel Gewicht wie auf die beiden erften 
gelegt. 

Alle find gegen den allgemeinen Grundjat, daß eine Hand: 
lung, die dem Ganzen Gefahr bringt, nur durch das Ganze 
bejchlofjen werden kann . . . Bei dem erjten .. . . find augen: 
ſcheinliche Vorteile, welche vielleicht den Nachteilen die Wage halten 
(dur den Beitritt eines einzelnen in rechter Zeit kann nämlich 
unter Umftänden die Gefahr von Deutichland abgemandt werden). 
Der zweite Fall ift bei weitem nachteiliger für Deutſchland. Ein 
Krieg zwijchen feinen beiden Hauptmächten kann durd) den Beitritt 
eines Einzelnen zu einem beider Teile nur Schlimmer und erbitterter 
werden; da hingegen die Schritte, die der ganze Bund ergriffe, 
dem Unglüf ein Ende machen könnten. Mlein ein ſolcher 
Krieg hebt ohnehin die Verfajjung auf, und iſt jchon Für 
ih eine Verlegung derjelben. Was aljo auf diejen Fall ver- 
ordnet wird, hat ſchon für fich eine geringere Eonjtitutionelle 
Wichtigkeit und kann eher eingeräumt werden. Der dritte Fall 
dagegen iſt nachteilig u. j. mw.“ 

Am Tage darauf, am 26. Oftober, trat Wrede, wie er es 
Ihon im Laufe der Situng vom 24. verheißen (Klüber ©. 118. 
124. 129 f.), mit einem bejtimmten Formulierungsvorjchlage 
für $ 9 auf, des Inhalts: 

„Jedem Mitgliede des Bundes bleibt das Recht, Staat» 
und Hilfsverträge unabhängig vom Bunde abjchliegen zu können, 
unbenommen; um jedoch zu verhindern, daß die äußere Sicher: 
heit Deutſchlands nicht in Gefahr komme, verpflichtet ſich jeder, 
feine Dffenfivbündnifje gegen den Bund einzugehen.” 
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Diefer Standpunkt wurde jofort von Metternih, wie wir 
bereit3 jahen (ob. ©. 239), wiederholt und lebhaft befämpft, 
und zwar mit Tcharfer Betonung des „engen Bandes” einer 
„Föderativverfaſſung“. Und an dieje Erpeftoration knüpft fich 
ohne Zweifel ein handjchriftlih in den Akten verzeichneter Vor— 
gang an, kraft deſſen Metternich, jei eg noch in der Sikung vom 
26. oder in der vom 29. Dftober, nach einem Zwiegeſpräch mit 
Wrede, ein mit Bleiftift geichriebenes Zettelden an Humboldt 
gelangen ließ, des Inhalts: „Bayern will über das Necht des 
Kriegs und Friedens nach folgender Redaktion nachgeben: Jeder 
Staat hat das Recht der Bündniffe, injofern fie nit mit Dem 
nexus foederis ftreiten”. In den eriten Tagen des November 
formulierte denn auch, wie ebendafelbjt vermerkt it, Württemberg 
den neunten der 12 Artikel dahin: „Befugnis zu allen Bünd— 
nifjen, mit der einzigen Beichränfung salvo nexu foederis” 
(vgl. Klüber S. 155). 

Allein damit war natürlich nicht die Frage erſchöpft. Am 
3. November legten Preußen und Ofterreich eine gemeinfame aus: 
führlihe Formulierung vor (Klüber 2, 162 f. sub 8), die ein 
augenfälliges Entgegenfommen bezeichnete. Dennoch dauerte Die 
Oppofition fort, und nun ſchlug am 7. November Wefjenberg 
eine „neue Redaktion” vor, die nur die „Verpflichtung“ aus— 
ſprach: „feine Verbindung mit auswärtigen Mächten einzu= 
gehen, die. gegen den Bund oder einzelne Mitglieder gerichtet 
wäre oder dem Bunde oder dejjen Mitgliedern mittelbar oder 
unmittelbar gefährlich werden könnte”, mit der ſchon erwähnten 
weiteren „Verpflichtung, von den gejchlofjenen Verbindungen (in 
„Bezug auf Krieg oder Frieden, oder Subfidien oder was immer 
für eine Hilfgleiftung“) den Bund in Kenntnis zu ſetzen“ (Klüber 
©. 172). Bayern ſchien am 12. November diefen Borjchlag 
ganz zu billigen, Württemberg verwarf den Zujag (Eb. ©. 181 ff.). 
Humboldt erklärte an beiden Tagen, daß ihm dieje Formulierung 
„nicht genügend jcheine” und er „jeine Erklärungen vorbehalten 
müſſe“, wegen „Abmwejenheit des Fürjten Staatskanzlers“ (Eb. 
©. 173. 183). Auch diefe Frage. fam nicht zum Abſchluß. 
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Die Kreiseinteilung. 


Wir haben bereits gejehen, daß Ofterreih, Preußen und 
Hannover, ohne Zweifel vornehmlih auf Metternich Betrieb, in 
dem 4. Punkt ihrer Übereinkunft” vom 21. Oktober fich die 
Eventualität vorbehielten, die Kreiseinteilung durch andere Ein: 
teilungen „in Abficht der Militär: und Juſtizverfaſſung“ zu er: 
jegen (j. ob. ©. 230 f.). 

Auch von außen her fehlte es nicht an Bemängelungen der 
Kreigeinteilung und der dadurch bedingten Herrichaft der Kreis- 
oberiten; um jo weniger als ja die Gegnerichaft des Freiherrn 
vom Stein gegen dieje Einteilung nicht verborgen bleiben fonnte. 
Namentlich erhob dagegen Einſpruch eine Note des großherzogl. 
heſſiſchen Bevollmächtigten, Freiherrn von Türfheim de dato 
Wien den 5. November 1814, gerichtet an „S. Durchlaucht den 
Kol. Preußiihen Herrn Staatsfanzler Fürften von Hardenberg”. 
Diejelbe ift, jo viel ich weiß, ungebrudt*); ich teile fie daher 
aus den Berliner Akten mit. Sie lautet: 

„Unterzeichneter Großherzoglih Heſſiſcher Kongreßgefandter 
hat aus zuverläffiger Quelle erfahren **), daß in dem zu Worbe- 
teitung der Beratungen des Kongrejies über die fünftige Ver: 
faſſung unferes deutſchen Vaterlandes niedergejegten Comit& man 
den Antrag beichloffen habe, die obere Leitung des Kriegsweſens, 
und erefutive Staatögewalt des neuen Bundes, und deſſen vor: 
züglichfte Gerechtfame über Krieg und Frieden zu verfügen, in 
die Hände eines Collegii von fünf Königen, mit Ausfchluß der 
drei anderen Großherzoge und ehemaligen Kurfürften zu hinterlegen. 

Wenn aber eine ſolche Demarfationslinie eine wahre Rechts— 
entiegung für die altfürftlihen Häufer Hefien und Baden ift***), 





*) [Eine dem Sinne nad) gleiche Note Türkheims vom 6. November 1814 
an Nünfter gerichtet bei Angeberg 1, 404]. 

) Nämlich aus den Situngsprotofollen, die der Naſſauiſche Minifter 
von Marihall von Stein erhalten und am 4. November einigen anderen 
Bevollmächtigten mitgeteilt hatte; f. unten. 

) 63 ift dies eine Unterftüßung der Thatjache, daß in den Situngs: 
protofollen die Herzuziehung von Baden und Hefien bereits ala VBerhandlungs- 
gegenftand aufgeführt war. 
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indem ihnen bisher in dem erjten Staatskollegio alle königlichen 
Ehren zuitändig gemwejen find, wenn dadurch ihr Standtpunft in 
der vaterländifchen Verfaſſung verrüdt und untergraben, und 
ihre politiiche Vernichtung fichtbar vorbereitet würde, wenn bie 
Abkömmlinge der Herzoge von Brabant und Zähringen, dem 
Haufe Württemberg doch nicht wohl untergeordnet werden fünnen, 
Unterfchriebener auch weiß, daß ©. fol. Hoheit dem Großherzog 
von Helen, jeinem gnädigiten Herrn, deſſen bewußt was er fich 
und feinem Haufe ſchuldig iſt, gewiß fein Opfer zu ſchwer fein 
würde, um dieje unverdiente Herabwürdigung abzumenden: jo 
nimmt er jeine Zufluht zu Sr. kgl. Majeität von Preußen, als 
doppeltem Blutsverwandten und erbverbrüderten höchſten Gönner 
des Großherzoglihen Haujes, um für dasjelbe die Erhaltung des 
jeitherigen Standes und Mürde, wozu ihn die Bevölferung feiner 
Staaten und das hohe Altertum ſeines Hauſes jo vollgültig be: 
fähigen, — in Gemeinjchaft mit Sr. furfürftl. Durdlaucht dent 
Herrn Kurfüriten zu Heſſen, durch Allerhöchjtdero allvermögendes 
Fürmwort zu bewirken. 

Ohnehin jcheint die Kreisverfaſſung, die bei den jo vielartigen 
und jo häufigen ehemaligen Dominien, bejonders bei Errichtung 
des Landfriedens jo wohlthätig auf öffentliche Sicherheit hinwirfte, 
heutzutage entbehrlich, und für die Selbftändigfeit der jouveränen 
Fürjten ſelbſt nadteilig, und man wird doch nicht Kreife bloß 
um der Kreisoberiten willen bilden wollen, da Militärdivifionen 
zur Erhaltung des Ruheſtandes von innen und außen genügen 
dürften, und Heſſen ohne fremdes Zuthun alles in jeinem weiten 
Gebiet leijten würde, was das Vaterland von ihm zu fordern 
berechtigt it. Sollte aber je wider Verhoffen eine ungleiche Re: 
präjentation bei dem fünftigen deutſchen Bunde durch Mehrheit 
der Stimmen beliebt werden wollen, jo jchmeichelt ich Unter: 
zeichneter, daß das erlaudhte Haus Hellen jeinen Standpunft 
in dem erjten Kollegio behaupten, und fein fünfföpfiges Direktorium 
die bezielte Einheit des neuen Staatenbundes trüben merde. 

In diefer zuverfichtlihen Hoffnung, die Unterfchreiber dem 
hohen und jo reinen Gerechtigfeitsgefühl und den älteren freund: 
ihaftlihen Rüdfichten Sr. kgl. Majeſtät in dem allvermögenden 
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Fürwort Sr. Durchlaucht de3 Herrn Staatzfanzler Fürften von 
Hardenberg devotejt empfiehlt, erwartet er ruhig jene Beitimmungen, 
welche das Wohl unjeres deutſchen Vaterlandes begründen jollen, 
und hat die Ehre Hochdieſelben feiner ausgezeichneten Verehrung 
zu verjichern. 
Wien, den 5. November 1814. 
Freiherr von Türkheim.“ 


Es iſt möglidh, daß eine ähnliche Note an den Füriten 
Metternich gerichtet wurde. Jedenfalls erklärt es ſich auch ohne: 
dies durch die „Übereinkunft“ vom 21. Oftober, wenn er zwei 
Tage nad) jener Note, in der Situng vom 7. November, „in 
Sinfiht der Einteilung in Kreije” das Votum abgab: „daß er 
jih noch eine beſondere Abjtimmung über die Einteilung Deutich: 
lands abzulegen vorbehalten müſſe; eine engere Lokalver— 
bindung einzelner Teile werde zwar notwendig jein, gleich- 
wohl ſei e8 gleichgültig, unter weldem Namen dieſer Zmed 
erreicht werden könne, und werde vielleicht die Anjtand findende 
Einteilung in Kreije bejeitigt werden können“. Damit würde 
denn auch der „von Württemberg vorgejchlagenen Vergrößerung 
der Kreife im ſüdlichen Deutjchland” entgegengetreten (Klü— 
ber 2, 175). 


XXIX. Einmiſchungen des Freiheren | 
vom Bein. 


Bon allem, was ji auf die obigen Verhandlungen bezog, 
war natürlihd Stein unterrichtet; die Protokolle und deren Bei: 
lagen famen ihm in Abjchrift oder in Drud zu. Gereizt durch 
die Oppofition Bayerns und Württembergs, obgleich diejelbe jeit 
Anfang November entjhieden abnahm und ſogar ſichtlich einer 
wachſenden Willfährigfeit Platz machte, war er entjchlofjen, die 
von ihn gebilligten zwölf Artikel, das Produkt der „großen Höfe“, 
auf alle Weiſe zu unterjtügen, und die beiden oppofitionellen 
Mittelftaaten mit allen Mitteln zu befämpfen. Dies jollte gejchehen 
dur die Großmächte, durch die Preſſe und durch die Klein: 
ftaaten. Seine leidenichaftlihe Natur trieb ihn zu Schritten, 
die weder als jehr geſchickt noch als jehr zwedmäßig zu betrachten 
waren. 

1. Zuerit jtachelte er dur ein Schreiben vom 4. November 
den Kaifer Alexander zur Intervention an, obgleich bis dahin 
von allen Seiten und von Stein jelber die Nichteinmiſchung des 
Auslandes in die deutichen VBerfafjungsangelegenheiten nachdrücklich 
verlangt und auch verheißen worden war. Er ſprach ſich in dem 
Schreiben entfhieven für den von „Ofterreih, Preußen und 
Hannover vorgefhlagenen Bundesplan” aus; namentlich 
infofern er „dem Bunde das Recht des Krieges und Friedens“, 
jowie „die Entjcheidung der Streitigkeiten unter den Fürſten 
überließ”, ferner „eine Bundesverfammlung bildete, bejtehend 
aus einem leitenden Nat der Fünf und einem Verein der 
Fürften und Städte“, und endlid „Landftände unter Ge: 
währ des Bundes” ſowie „gewiſſe gemeinfame Rechte für alle 
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Einwohner Deutſchlands“ verbürgte. Aber, jagt er, „die Ver: 
handlungen hatten bisher feinen andern Erfolg al3 den, von 
jeiten Bayerns und Württembergs ein Syſtem des Ehrgeizes, 
der Vereinzelung und des Despotismus and Licht zu bringen“; 
des Ehrgeizes gegenüber „ven Füriten und freien Städten“, 
der Vereinzelung „gegen den Bund“, und des Despotismus „gegen 
ihr eigenes Land“. Er verlangt im Intereſſe „Europas“, daß 
der „Zuftand eigenmächtiger Pladereien der Fürſten aufhöre“, 
„Europa, jagt er, ilt daran gelegen, daß nicht ein Schwarm fleiner 
Höfe eriftiere, deren aufregende, jtänfernde und notwendig treulofe 
Politik eine Verwicklung von Ränken und Schlidhen unterhält“. 
Er fordert im Namen „der Gerechtigkeit und Freilinnigfeit“, daß 
Deutichland einer ftaatlihen und bürgerlichen Freiheit genieße, 
daß der Souveränität der Fürjten Grenzen gezogen werben, daß 
die Jchreienden Mißbräuche der Gewalt aufhören, daß ein alter 
und dur jeine Waffenthaten ... hervorleuchtender Adel nicht 
überliefert werde den Launen der Despoten, welche durch eine 
jafobinijche Dienerjchaft geleitet werden; endlich daß die Rechte 
Aller feitgefegt und gejchügt werden, und Deutichland aufhöre, 
ein weiter Sammelplat von Unterdrüdern und Unterdrüdten zu 
jein”. Demnach appelliert er ausprüdli an die „verbündeten 
Mächte” und begehrt, daß durch fie die „weſentlichen Grundjäße 
einer Bundesbildung (die er wiederholt aufführt) unterjtügt werden“, 
und daß fie zu dem Ende „Ofterreich, Preußen und Hannover 
einladen, auf den Berfafjungsgrundfäßen zu bejtehen, 
die jie ausgejprodhen haben, und ihnen ihre Beihilfe zu 
deren Aufrehthaltung zu fihern“. Er empfiehlt dem Kaiſer, 
„in dieſem Sinne eine vertrauliche Note zu erlaſſen“ *). 
Zugleih übergab Stein am 5. November dem Kaijer einen 
Entwurf zu der „vertraulichen Note an die preußiſchen und öfter: 
reichiſchen Minifter”. Alerander war bereit, fie durch Neſſelrode 
übergeben zu lafjen, fand fie aber „zu weitläufig und zu bitter“. 
Stein änderte fie am 7. Dennoch hatte Nefjelrode mit Recht 
Bedenken und befragte deshalb zunächſt, offenbar am 8., den 


— — — 


Pertz 4, 147 ff. 
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Fürften Metternich über die Lage der Dinge. Metternich gab 
ihm die „VBerjiherung, es gehe in den deutſchen An- 
gelegenheiten alles jehr gut” *). 

Und dem war aud jo. Man war in den Berhandlungen 
entſchieden vorwärts gefommen. Hatten fi doc Bayern und 
Württemberg immer eifriger, mit eigenen Formulierungen 
und Entwürfen beteiligt, die keineswegs verwerflih waren! 
Trat doch namentlich Bayern immer häufiger auf die Seite der 
Majorität! Hatte doch gerade die Situng vom Tage zuvor (7. No: 
vember) einen jehr befriedigenden Verlauf genommen! Die wichtige 
Beitimmung der Beteiligung des Fürftenrates an Kriegs— 
und Friedensfragen wurde einjtimmig angenommen; ſelbſt 
der mürttembergiiche Bevollmächtigte erklärte: man habe zwar 
früher „Zweifel“ gehabt; damit jolle aber nicht gejagt fein, „daß 
Württemberg nicht dem Antrage beiftimmen werde” (Klüber 2,171). 
Der Sat ferner, daß den Fürjten des zweiten Rats in Bezug 
auf Bündniſſe überhaupt gleihe Rechte wie den Mitgliedern 
des eriten Rats zujtehen müſſen, ward ebenfalls einjtimmig zum 
Beihluß erhoben (Eb.). Über das Kriegs: und Bündnisrecht 
erzielte die Weſſenbergſche Redaktion nahezu Einitimmigfeit, indem 
Bayern notierte: „nicht3 einzuwenden”, Württemberg: „scheint 
nicht bedenklich”, und gerade nur Preußen erklärte: „Scheint nicht 
genügend” (Eb. 172 F.). In bezug auf andere Beltimmungen 
wurde jogar nicht der preußifchsöfterreichiiche, jondern der „württem— 
bergifhe Entwurf zur Grundlage genommen” und mehrfach die 
darin vorgeichlagenen Formulierungen einitimmig zum Beſchluß 
erhoben (Eb. 174 f.). 

Die Hauptjadhe aber war, daß in eben diejer Sigung vom 
7. November eine der allerwichtigften Fragen, die des Bundes 
gerihts, im bejahenden Sinne jo gut wie erledigt jchien. In 
Übereinftimmung mit den Voten Humboldts und Metternichs, die 
wir oben (S. 237) anführten, hatte fih Bayern für dasjelbe 
erklärt, indem Wrede jogar die Worte gebrauchte: „er müſſe es 


*) |Der Bericht von Berk, der hier zu Grunde liegt, hat Worte aus 
Steins Tagebuch während des Wiener Kongrefies, veröffentlicht 1888 von 
Mar Lehmann, übernommen ©. Hift. 3. ©. 60, 400]. 
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für notwendig anjehen, daß zur Beurteilung der Verletzungen 
der allgemeinen Konftitution ein Bundesgericht errichtet 
werde”. Blieb aljo auch ſelbſt in bezug auf Verlegungen der be- 
Tonderen Landesverfaſſungen die Kompetenz des Bundesgerichts 
ausgeſchloſſen: jo gewährte dasjelbe doch den Schuß, der aus 
der beabfichtigten Aufnahme der Beftimmungen über das „Minimum 
der ſtändiſchen Rechte” und über die „Rechte der Individuen“ 
in die allgemeine Bundeskonititution folgte. Württemberg nahm 
an diefem Tage im Grunde nur an der „Beltändigfeit” des be- 
antragten Bundesgeriht3 und an dem Mangel einer „näheren 
Entwidlung” Anftoß (Eb. 169. 167). Freilich ſchon am 10 No- 
vember erklärte Mürttemberg wieder das Bundesgericht für „nicht 
zuläſſig (Eb. 177); und Bayern hörte auf, dasjelbe „als notwendig 
anzufehen”, wie es denn auch jchlieglich fogar deſſen Streihung 
zur unerläßliden Bedingung ſeines Beitritt3 zum Bunde 
machte. 

Inzwiſchen hatten fih ſchon am 8. November, wie aus dem 
unten folgenden „Beriht an Humboldt vom 9. November über 
eine Verfammlung der Bevollmächtiaten--der Fleineren Staaten” 
erfichtlich ift, Gerüchte über die im Werk begriffene „Note des 
ruſſiſchen Minifterii” verbreitet. Da Stein mit einigen dieſer 
Bevollmächtigten im allervertraulichiten Verkehr ftand und eben 
damal3 im Begriff war, wie wir jehen werden, duch fie die 
kleineren Staaten gleihfall® zu einer Demonftration gegen Die 
beiden Mittelftaaten anzuſtacheln: jo läßt fich nicht bezweifeln, 
daß die „bitteren“, groben und verlegenden Außerungen, deren 
fih Stein bedient hatte, bi3 zum 10. November mehr oder minder 
beitimmt auch den Bevollmächtigten Bayerns und Wiürttembergs 
zu Obren famen und verjtimmend wirkten. Am Tage darauf 
lief denn auch die von Stein formulierte ruſſiſche Note in ihrer 
abgeänderten Redaktion wirklih vom Stapel. 

Zwar Hatte fich Nejlelrode, nach feiner Erfundigung über 
die Zage der Dinge bei Metternich, entichieden für die Zurüd- 
haltung der Note ausgeiprochen. Allein am 9. November drang 
Stein mit jo großem Ungeftüm anf die Verabfolgung derjelben, 
daß Neſſelrode fich endlich dazu verjtand, fie an die eriten Be— 
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vollmächtigten Ofterreih8 und Preußens zu erpedieren. Der 
franzöfiiche Tert der an Metternich unterm 11. November gerich- 
teten Note befindet fich bei Klüber 1, 61 ff. [und bei Angeberg 
1, 417]; eine deutfche Überſetzung derjelben wurde in der „Chronif 
des allgemeinen Wiener Kongrefies N. XLIvom 14. Februar 1815“ 
©. 593 ff. abgedruckt; Perk 4, 150 ff. giebt fie ebenfalls deutſch, 
wahrſcheinlich nad dem Steinſchen Entwurf. Alle drei weichen 
nur dur Ungenauigkeiten der beiden erfteren voneinander ab. 
Wirkliche Verjchiedenheiten bietet dagegen der hier folgende Tert 
der an Hardenberg gerichteten Note durch modifizierte Kormulierungen 
und Auslaſſungen. Jene drei Terte tragen dad Datum des 
11. November, das auch Stein in feiner Zuſatz-Bemerkung vom 
29. Dezember (ſ. unten) gebraucht; der unfrige anjcheinend das 
des 14., doch ift die leßtere Ziffer forrigiert, wie wenn urjprünglich 
10 geitanden hätte, und daher nicht unbedingt zu verbürgen. 
Immerhin würden die Verfchiedenheiten der Redaktion hinreichen, 
ein jpäteres Ausfertigungsdatum für die an Hardenberg gerichtete 
Note zu erklären. Übrigens handelt es fich hier um eine für 
Humboldt angefertigte und daher den Kongreßaften des Berliner 
Archivs einverleibte Kopie derjelben. 


Vertraulihe Note Rußlands an den Fürften 
Hardenberg. 

„Le soussign& secretaire d’Etat deS.M. l’Empereur de 
toutes les Russies a rendu compte & son auguste maitre 
des resultats que presentent jusqu’A present les conferences 
relatives a l’organisation future de l’Allemagne. 

S. M. Imperiale y a vu avec une vive satisfaction que 
les cabinets de Vienne et de Berlin *) ont propos& le 14 octobre 
un plan de federation qui est conforme aux principes de 
justice et d’organisation sociale, au bonheur des individus 
et aux interöts des l’Europe, en demandant que le droit 
de faire la guerre et la paix, celui de decider les conte- 





*) Die Chronik Hat: „daß von Seite Öfterreichs, Preußens und Hannovers“ : 
Ebenſo Klüber und Bert lauch Angeberg]. 
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stations entre les princes, et de veiller aux inter&ts generaux 
soit delegue& à la federation, et qu’il soit form& des &tats 
provinciaux tutelaires de la libert€ et de la propriete garantis 
par la federation. 

Leurs Majestes l’Empereur de Russie et le Roi de 
Prusse declarerent à Kalisch le 13/25 mars 1813 la dis- 
solution de la ligue du Rhin, et leur ferme et immuable 
resolution d’aider les princes et les peuples Allemands à 
reconquerir leur liberte et leur independance. 

Les succ&s des puissances alliees eurent pour suite 
laffranchissement de l’Allemagne du joug &tranger; des 
traites d’accession assurerent aux princes leur conser- 
vation, mais rien ne fut alors statu& sur leurs rapports 
interieurs. 

Le trait& d’alliance de Chaumont et la paix de Paris 
stipulerent que l’Allemagne serait un &tat federatif. 

Les princes d’Allemagne trouveront sans doute dans 
ce prineipe une nouvelle preuve de la sollicitude des puis- 
sances allices, et reconnaitront des-lors la necessite d’etablir 
un sisteme qui les preserve de liinstabilit& et de tous les 
dangers d’une existence isolde. Ce n’est que dans un pareil 
sisteme que l’Europe peut trouver la garantie de la tran- 
quillite de l’ Allemagne, et par consequent l’espoir que ses 
forces d&sormais soumises à une direction concentree ne 
soient employdes que pour liinteret general, que l’etat 
dirritation qui existe encore cesse entierement, que les 
abus de l’autorit€ soient prevenus, les rapports de la no- 
blesse fix&s, et que les droits de tous soient determines 
et proteges par des institutions fortes, sages et liberales. 

Ces principes se retrouvent dans toute leur force et 
dans toute leur puret& dans le plan de federation proposd 
par les cabinets de Vienne et de Berlin*). S. M. I’Em- 
pereur les partage trop completement pour ne pas desirer 


— — 








*) Chronik „von dem Kabinett zu Wien, Berlin und Hannover”. Ebenſo 
Klüber und Berk [und Angeberg]. 
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qu’elles*) y perseverent dans les negociations actuelles, et 
pour ne pas leur offrir de les appuyer de son intervention, 
si les circonstances devaient l’exiger**). 

Le soussign& est charg& d’en donner l’assurance à son 
Altesse Monsieur le prince de Hardenberg. Il est de même 
autorise à s’expliquer confidentiellement avec lui sur les 
moyens de faire adopter le plan propos& toutes les 
fois que le concours de S. M. Imperiale pourra ötre juge 
utile pour l’inter&t et le bien de l’Allemagne ***), 

Le soussigne saisit cette occasion pour reiterer à 8. 
A. Monsieur le prince de Hardenberg l’assurance de sa plus 
haute consideration. 

Vienne, le 14 [?] novembre 1814. 


sign&e Le Comte de Nesselrode.“ 


Die Meinung von Pertz (©. 152), daß die Folge „diejer 
Mitteilung ein fejteres Auftreten der drei Gejandten in der 
Sigung des folgenden Tages, des 12. November” geweſen jei, 
fann ich nicht teilen. Einmal hatte nach dem Vorftehenden der Fürft 
Hardenberg die für ihn bejtimmte Note ſchwerlich ſchon, die 
Kopie derjelben aber Humboldt jiher noch nicht empfangen; auch 
fehlte Hardenberg in dieſer Sitzung. Sodann aber war gar fein 
Grund vorhanden, gerade in der Situng vom 12. feiter aufzu= 
treten. Denn gerade in ihr zeigten Bayern und Württemberg wieder 
ein anerfennenswertes Entgegenfommen; und gerade Preußen war 





*) D. i. die beiden puissances, 

**) Diefer Satz ift bei Klüber, Berk und in der Chronik anders gefaßt. 
Namentlich heißt es ftatt partager trop completement dafelbft donner 
son entier assentiment, 

+++) Diefer ganze Abfat ift bei Klüber [und Angeberg] anders formuliert, 
namentlich heißt es hier: sur les moyens de le faire generalement 
adopter (c. à. d, le projet). Die Worte: le plan propose etc. fehlen, 
wogegen ſich ein längerer Sat findet, der aljo beginnt: „L'interet que 
l’Europe prend ä cette belle et noble cause etc.“ Berk gibt diefen Satz 
genau wieder, nur bat er: „die Teilnahme welde der Kaiſer“, woraus zu 
ſchließen, daß erft Neſſelrode „Kaifer” dur) „Europa“ erjegte, Die Chronif 
bat daher ebenfalls „Europa“, verbeutfcht aber ihrerſeits den Sa ſehr ungenau. 
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es, das fich diesmal, wie ſchon am 7., in der Oppofition oder doch 
in der Zurüdhaltung befand. Hatte bereit3 etwas über den Inhalt 
der ruffiichen Note verlautet, wie allerdings nicht zu bezweifeln 
ift: jo war augenfällig die Folge nicht ſowohl ein feiteres Auf: 
treten der drei, als vielmehr eine einmütige Kundgebung der 
fünf Gejandten, die zu verftehen gab, daß man fich ſelbſt genug 
jei, daß man wilje was man zu thun babe, und daß man der 
Einmifchungen, Belehrungen und Bedrohungen von jeiten Steing 
und des Auslandes nicht bedürfe. Hatte doch Metternich ſelbſt 
dem Grafen Nefjelrode am 8. ins Geficht gejagt, daß „alles 
jehr gut gehe”, alfo, daß eine Einmifchung überflüffig und un: 
befugt ſei. Auch ging gar nicht einmal Ofterreich oder Preußen 
mit den Ausſprüchen, die Per als Beweiſe des „fefteren Auf: 
tretens“ anfieht, voran, jondern vielmehr gerade Bayern. Wrede 
war e3, der ein paar Vorjchläge, die er machte, damit motivierte, 
daß fie zur „Erreichung des gewünſchten Zweckes einer Bundes 
verbindung ratſam“ jeien. Diele Borjchläge wurden auch alljeits 
angenommen, indem dabei Metternich, Humboldt und Münfter im 
Sinne der bayriihen Motivierung binzufügten, daß auch für 
ihre Vollmachtgeber die „Erreihung des Zweckes einer Bundes: 
verbindung” oder die „Herſtellung des deutichen Bundes“ der 
„erſte Wunſch“, die „beitimmte Abficht”, eine Aufgabe der „Re: 
gentenpflicht“ ſei. Und ebenjo erklärte ſelbſt Wingingerode: „der 
König von Württemberg glaube bewieſen zu haben, daß ihm 
an dem bdeutichen Bunde gelegen jei, und er habe dies be: 
jtimmt geäußert, jeitbem der Pariſer Traftat die Bildung diejes 
Bundes in Vorſchlag gebracht habe” (Klüber 2, 181 ff. ©. 184 f.). 

Zu berberen Auslaſſungen aber hatten Bayern und Würt: 
temberg feinen Grund. Denn die von Kaiſer Alerander gerügten 
unerbetenen „Bitterfeiten” des Steinjchen Notenentwurfs, die 
Grobheiten und Beleidigungen, womit das Steinſche Schreiben 
vom 4. November die Könige jener beiden Länder überfchüttet 
batte, waren ja in dem definitiven Tert der Noten Ichicklicherweije 
nicht zum Ausdrud, und auf dem Wege der Mündlichkeit zwar 
zum Durchſickern, aber nicht zu wirklicher Publizität gelangt. 

2. Um fo greller und beunruhigender war die Thatjache, 
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daß gleichzeitig oder gleich darauf dieſelben Bitterfeiten, Grob: 
heiten und Beleidigungen in der von Stein injpirierten Preſſe, 
im Rheiniſchen Merkur von Görres auftaudten. Und darin be 
jtand die zweite Art jeiner Einmijchungen. Der Rheinifche Merkur 
in Koblenz war jhon jeit dem Sommer 1814 ein Hauptorgan 
Steins; er ſchickte Mitteilungen und Noten an Görres, die diejer 
entweder direft aufnahm oder im Sinne Steins verarbeitete. 
Beide kannten jich perjönlich und jtanden miteinander in Korre: 
ſpondenz. Görres zeigte ſich unbedingt den Tendenzen Steins 
ergeben, und holte jelbit Verhaltungsmaßregeln darüber ein, ob 
dieje oder jene Mitteilung, falls dies nicht ſchon von Stein ver: 
merft war, jofort der „Publizität“ zu übergeben oder noch „vor: 
derhand mit Stilliehmweigen zu übergehen” jei. Die Mitteilungen 
Steins an Görres betrafen jeitdem, neben manchen anderen 
wichtigen Gegenjtänden, namentlich eben auch die „künftige deutjche 
Verfaſſung“ und die „Verhandlungen des Kongreijes“ ; über Diele 
find nah Pertz „eine ganze Reihe Artikel” als „auf jolchen 
Mitteilungen beruhend zu betrachten“, wie fie denn auch „hin und 
wieder Steins eigenjte Ausdrudsmweije verraten” (Berk 4, 65—69, 
vgl. ©. 388), 

In der Nummer 141 vom 31. Oktober war nun ein Artikel 
erichienen, der die „Lage der deutichen Beratungen” im Fünfer: 
comite beſprach und anjcheinend noh am 11. November ven 
Bevollmächtigten von Bayern und Württemberg zu Gefiht Fam 
(vor „mehreren Tagen” jagt Wrede am 14. bei Klüber 2, 191). 
Der Artikel war ebenfalls offenbar von Stein infpiriert; er „brand: 
marfte”, um mit Ber zu reden, das „bayrijch-württembergijche 
Verfahren und ftellte, falls jolches fortdauere, die durchgreifende 
Hilfe der Verbündeten in Ausficht”*). Sowohl die „Höfe“ 
Bayerns und Württemberg wie ihre „Bevollmächtigten“ waren 
darin mit „Anzüglichkeiten“ bedacht, welche insbeiondere die „Würde 
der Höfe” verlegte. 

Im Auftrage derjelben protejtierten die beiberjeitigen Be— 
vollmädtigten in der Sigung vom 14. November gegen einen 


*) [Bgl. Steins Tagebud a. a. D. ©. 403]. 
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„solchen Unfug“ und forderten „Genugthuung”. Preußen, obgleich 
e3, gleich wie Hannover, in jener Zeit auch gegen „grobe Schmä- 
bungen” Beratung übte und empfahl, konnte doch nach ge: 
ichehener Vorlejung des Artikels nicht umhin, in diefem Fall 
„Grund zur Führung einer Beſchwerde“ anzuerkennen. Und 
Metternich erklärte, „daß e8 allerdings ſchädlich jei, wenn Dinge 
der Art, wie das Blatt enthalte, ins Publikum fommen, und 
dadurch das jo nötige Bertrauen untergraben werde”. 
Daß die Sache nicht vor das Comité gehöre, gab man alljeits 
zu, doch erbot fich Metternich, „deshalb mit dem Fürften Harden— 
berg in Kommunikation zu treten” (Klüber 2, 190 ff.). 

E3 mußte jedem einleuchten, daß Stein, der die „Beihilfe“ 
der „Verbündeten” am 4. November provociert hatte, auch der— 
jenige geweſen ſei, der am 31. Oftober die „Hilfe der Verbündeten 
in Ausficht ſtellte“ oder jtellen ließ; daß er e3 mithin fei, der 
die Berantwortlichfeit dafür trage, daß durch jene „Ichändlichen 
Anzüglichkeiten” nach Metternich Ausdrud das „jo nötige Ver: 
trauen untergraben werde”. Alle Welt dachte auch bei dem Artikel, 
der in Wien einen „lebhaften Eindrud” erzeugte und „vielfach 
in der Gejellihaft verhandelt“ wurde, an niemand anders als 
an Stein. Daher jagte der Kronprinz von Bayern, der übrigens 
ein Freund des Neichgritters und ein Gegner von Wrede und 
Montgelas war, an fürftlicher Tafel ganz laut: „es merde jeßt 
viel tolles Zeug geichrieben, von Görres und anderen, die 
Stein beihügt”. Worauf diefer freilich heftig aufiprang und 
ihm zurief — nicht etwa, daß er mit dem Artikel nichts zu jchaffen 
habe, jondern daß er „nicht vergeſſen“ jolle, „wer er jei” und 
daß es „nicht ſchicklich, in ſo großer Gejellichaft laut Namen zu 
nennen“ (Perb 4, 152 f.). Er hatte ſchon früher einmal in 
jeiner Behauſung fih das „laute Sprechen” des Kronprinzen 
verbeten, da ſonſt „die Leute glauben müßten, er halte einen 
Safobinerklub” (Eb. ©. 72). Was ihn im vorliegenden Fall 
einigermaßen entjehuldigen kann, d. h. nicht in Bezug auf feine 
beleidvigende Ausdrudsmeife, jondern in jachlicher Beziehung, 
das ift der Umitand, daß die Note an Görres zur Zeit jener 
„Übereinfunft” vom 21. Oktober zwiſchen RER: Preußen 


Schmidt, Deutſche Verfaffungsfrage. 
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und Hannover abgejandt jein muß, al3 man den „Austritt“ 
Bayerns und Mürttembergs als möglich anjah (ſ. oben ©. 232 
sub 10). 

3. Die dritte Art der Intervention Stein war die eben: 
falls wenig geſchickte und jehr unzeitige Aufftachelung 
der Kleinjtaaten gegen die Mitteljtaaten, d. b. gegen Bayern 
und Württemberg — eine Aufitachelung, die überdies weſentlich 
gegen Steins Abfichten ausſchlug. Doch iſt diefe Angelegenheit 
jo verwidelt, daß wir ihr einen eigenen Abjchnitt widmen 
müſſen. 


XXX. Einige Aufklärungen über die Raifer- 
adreſſe ver 29 Rleinflaafen, 
vom 16. Dezember 1814. 


Mir haben es hier zugleich mit der Genefiß und der Analyje 
zu thun. 

$. 1. In derfelben Zeit, als Stein die im Rheinischen 
Merkur zunächſt in Ausficht geitellte „Hilfe der Verbündeten” 
wirklich hHerbeirief, an jenem 4. November, that er auch den 
eriten entjcheidenden Schritt, um die Hilfe der Kleinftaaten in 
Bewegung zu jegen. 

Natürlih konnte die Aktion der Kleinftaaten, wenn man 
Stein nit einer Geiftesftörung zeihen will, gar nichts anderes 
bezweden ſollen, als was er durch die Aktion der Verbündeten 
d. i. Rußlands bezwedt hatte. Die „Deklaration“, die er bei den 
Kleinjtaaten zu provocieren ſich anſchickte, jollte alfo, gleichwie 
die vertrauliche Note Rußlands, den von den „Kabinetten 
von Wien, Berlin und Hannover am 14. DOftober vorgelegten 
Bundesplan”“ oder die „zwölf Artikel” im allgemeinen „unter: 
fügen“, d.h. die „allgemeine Annahme“ verjelben fördern 
und fordern, durch eigenes Beijpiel Bayern und Württemberg 
zur Nachfolge drängen. Insbeſondere jollten demnach die Klein: 
ftaaten den Grundfägen der 12 Artikel und der ruffiihen Note 
dahin zuftimmen, daß die „Kräfte“ des Bundes einer „Eonzen- 
trierten Zeitung unterworfen“, dem „Bunde als ſolchem das Recht 
Krieg und Friede zu machen, die Streitigkeiten unter den Fürjten 
zu entjeheiden und über die allgemeinen Intereſſen zu wachen, 
übertragen fein, und zum Schuße der Freiheit und des Eigentums 
Landftände gebildet werden“ jollten. 
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Dies fieht auch Pertz offenbar ein, wenn er (4, 145) jagt: 
Stein habe verfucht „der deutſchen Verfafiungsangelegenheit von 
zwei verjhiedenen Seiten einen Anjtoß zu geben“, und feine 
Abſicht jei demnach geweſen, auch die „außer dem deutichen Aus: 
Ihuß gebliebenen Füriten und freien Städte zu einer Erklärung 
zu veranlafien, welche den bayeriſch-württembergiſchen 
Miniftern ihre völlig vereinzelte Stellung anſchaulich machen, 
und durch Darlegung der richtigen für Deutjchlands Wohl not- 
wendigen Grundfäße den Abſchluß des Bundesvertrages 
beſchleunigen jollte“. 

Kun liegt es aber auf der Hand, daß die Adreſſe der 29 
Kleinftaaten vielfach und namentlich injofern fie die Wiederher- 
ftellung de8 Kaijertums verlangte, im diametralen Wider: 
ſpruch jtand zu dem von Stein jo eifrig empfohlenen „Bundes: 
plan vom 14. Oftober” und der von ihm verfaßten „ruſſiſchen 
Note vom 11. November“, ſowie überhaupt zu allen feinen Mani: 
feitationen jeit dem PVertrage von Chaumont. Unmöglich kann 
do Stein zugleich eine „Unterftügung“ umd einen Umfturz 
der zwölf Artikel bezwedt haben! Das erfannte auch Pertz augen: 
fällig, fo daß er feinen andern Ausweg weiß, — diejen Eindrud 
macht mwenigftens feine Darftellung — als den, die „Deklaration“ 
und die Kaiſeradreſſe als zwei verschiedene Alte aufzufafien und 
ericheinen zu laſſen; wie wenn die erjtere in einem früheren Zeit 
punft, etwa am 6. November (j. ©. 145 f.) vom Stapel ge 
laufen wäre, während die zweite notoriihd am 16. November ins 
Leben trat und von ihm erit jpäter (S. 154 f.), eben als etwas 
ganz anderes, und zwar jehr richtig als ein „Einſpruch“ 
erörtert wird, der, wie er hinzufügt, „den Fortgang der Kon: 
ferenzen erſchütterte“. Daher gedenkt er auch einer Mitwir- 
fung Stein3 bier mit feiner Silbe. Er hat .eben — muß man 
annehmen — feine Ahnung von dem wahren Sachverhalt, daß 
es fih nämlih um ein und dasjelbe Altenftüd handelt, und daß 
nur die von Stein jo eifrig betriebene Manifeitation im leßten 
enticheidenden Augenblid durch eine Gegenagitation nahezu in 
ihr Gegenteil verwandelt ward. 

Die Identität der vermeintlich zwiefachen Akte kann gar 
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nicht bezweifelt werden. Denn 1) einer Deklaration der Klein- 
ftaaten zu Gunjten der zwölf Artikel, trogdem ihr die größte 
Michtigfeit beigemefjen werden müßte, wird nirgend gedacht. 2) 
ift es auch undenkbar, daß die 29 Staaten, die fih thatjächlich 
am 16. November gegen die zwölf Artikel erklärten, fich einige 
Tage zuvor ebenjo einmütig für diejelben erklärt haben jollten. 
3) Die Deklaration, nach der Angabe des naſſauiſchen Bevoll- 
mächtigten von Marſchall, erhielt nicht die Unterjchrift von Olden— 
burg und Baden; und beide Unterfchriften fehlen in der That 
in der Kaiſeradreſſe. 4) Die Deklaration enthielt nach derjelben 
Angabe die Bereitwilligfeitserflärung für „allgemeine Einrihtung 
von Landſtänden“ gemäß dem „Münfterfhen Votum“; und dieſe 
Erklärung ift in der That ein Beltandteil der Kaiſeradreſſe, und 
zwar der einzige, der den zwölf Artikeln entjpridht. 5) Die 
Deklaration wird von Marſchall ſchließlich „Note“ genannt, und 
diefen Titel führte in der That offiziell die Kaiſeradreſſe. 
Treitichfe hat die Schwierigkeiten übergangen, indem er jagt 
(S. 686): „Stein entiehloß fich, die Kleinfürftliche Oppofition für 
feinen patriotiſchen Zwed zu benugen; er... bewog den Verein 
der 29 Eleinen Fürften und Städte, am 16. November ... eine 
Kolleftivnote zu überreihen. Darin wurden Ofterreih und Preußen 
gebeten, einen neuen Verfaſſungsplan . . . vorzulegen; an die Spiße 
des Bundes müſſe ein Kaiſer als deutjcher Freiheit Agide treten 
u.].w.” Es leuchtet nach dem Obengefagten ein, daß die Forderung 
eines „neuen“ Berfafiungsplanes und eines „Kaiſers“ das Gegenteil 
dejlen war, was Stein als fait fanatifcher Vertreter des Bundes— 
planes vom 14. Dftober damals erzielte. Es verfteht ſich alio 
von jelbjt, daß, wenn er zur Überreihung einer Note bewog, 
er nicht eine Note ſolchen Inhalts erwartet haben kann. Zwar 
jagt Verb (4, 305 }.): Stein „Icheine den Verhandlungen über 
Heritellung der Kaiferwürde nit fremd“ geweſen zu fein. 
Aber einmal hat er dabei augenfällig nur die Verhandlungen 
jeit dem 16. November und bis zum 20. Dezember im Sinn; 
und überdies erjcheint es vielmehr nah der Gejamtheit der 
Quellen als volllommen gewiß, daß Stein weder in den 
Tagen vor dem 16. November noch jeitdem und um den 
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20. Dezember mit der Kaiferidee umging. Fern davon, fie 
anzuregen oder nur zu begünftigen, war er ihr vielmehr 
damals durchaus abgewandt und jogar eher bedacht, ihr entgegen 
zu wirken. 

Schon hiernach kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die 
Icheinbar jo patriotifche Kaifernote vom 16. Noveniber, die den 
damaligen Wünfchen Steins geradezu Hohn ſprach und ftatt dem 
Bundesplane Ofterreichs, Preußens und Hannovers zuzujtimmen, 
vielmehr gegen denjelben protejtierte, ein Produkt beflagens: 
werter, Eleinftaatlicher und partifulariftiicher Umtriebe war. 

Allerdings wird niemand das herbe Urteil Treitſchkes billigen 
fönnen, wenn er behauptet (2, 174): „Es giebt eine Naivetät 
der Dummheit und der Nicht3würdigfeit, welche allein in ver 
Enge der.Kleinftaaterei gedeihen fan.” Denn Dinge, wie er 
fie in betreff Kurheſſens dabei anführt, hängen infofern nicht von 
der Größe oder Kleinheit der Staaten ab, als fie überall vor: 
foınmen fönnen. Allein das läßt fich jedenfalls nicht leugnen, 
daß gemeinhin die Eleinjten Staaten am unempfänglichiten find 
für große nationale Intereſſen; daß, wo dieje in Frage kom— 
men, das deutſche Volk immer viel ficherer auf Bayern und 
Württemberg wird rechnen können, wie auf ein Neuß oder Strelig. 
Und ebento läßt es ſich auch nicht verfennen, daß, wie zu anderen 
Zeiten, jo auch zur Zeit des Wiener Kongrejieg den meilten 
Kleinftaaten jener echte Patriotismus abging, den man ihnen jo 
häufig im Gegenjaß zu den Mitteljtaaten zujchreibt, nämlich die 
Einfiht: daß die dem Ganzen gebrachten Opfer nicht eine Schwä— 
hung, jondern eine Stärkung der Glieder find, und mithin die 
Geneigtheit: dem Ganzen hergebrachte oder vermeintliche Rechte, 
Ehren oder Vorteile zu opfern. 

So bildete denn zu dem Ruhme des Patriotismus, den die 
Kaijernote vom 16. November 1814 jo unverdient davontrug, 
der Wuft von Umtrieben, die zu ihr führten, eine wahre Parodie. 
Der Eleinftaatliche Souveränitätsdünfel nahm es ſich heraus, das 
Fürftencomite als eine Ufurpation zu verpönen, obgleich es von 
den Mächten Europas mit Einfluß von Ofterreih und Preußen 
eingejegt war. Die Kleinen und Kleinjten verlangten Zuziehung 
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zu den Verfafliungsberatungen, obgleih Stein die Lofung aus— 
gegeben hatte, daß erit nad der Einigung der „großen Höfe“ 
über die DVerfafjungsgrundlagen die „einzelnen“ wohl „gehört“ 
werden fünnten, aber „verbunden jeien, ſich der Entſcheidung 
der großen Höfe zu fügen” (jiehe oben ©. 197). Man ver: 
dammte diefe Grundlagen oder die zwölf Artikel, jobald man fie 
fernen gelernt, wetteifernd ohne alle Scheu. Man perhorrescierte 
den oberjten Rat der Fünf, und verlangte auch für die Kleinften 
einen Anteil an der höchſten Gewalt. Man war der Wieder: 
heritellung des Kaijertums hold, aber nicht um des Ganzen, 
jondern um jeiner ſelbſt willen; nicht um das nationale Wohl 
zu fördern oder um die Macht der leitenden Gewalt, des Ober: 
hauſes, des Kaiſers zu ftärken, wie man doch glauben machen 
wollte, fondern im Gegenteil um die eigene Macht zu vermehren, 
um im eigenen Lande das fürjtliche Anſehen zu erhöhen und die 
jtaatlihe Omnipotenz ficher zu ftellen. Ja, ftatt auf die Stär: 
fung der deutſchen Wehrkraft bedacht zu jein, war man vielmehr 
auf die Wahrung der partifularjten Militärhoheit wie bejellen *). 
Und, was das allerihlimmite war, während die jäntlichen Klein: 
jtaaten zur Genugthuung Steins in der Adreſſe mit wahrem 
Übereifer gelobten, ihre Landftände mit den verheißenen Rechten 
auszuſtatten, dachten faum drei oder vier mit wirflichem Ernit 
daran, dieſes Gelöbni3 auszuführen. 

5 2. Bliden wir nun nad) diejen allgemeinen Bemerkungen 
auf das Detail der Vorgänge hin, d. h. fragen wir uns: wie hat 
man fih den Gang der Dinge vorzuftellen? 

Späteſtens am 4.November hatte Stein mit dem nafjauijchen 
Miniſter von Marſchall, jeinem Hausgenoſſen, auf den er große 
Stüde hielt (Perg 4, 243 }.), obwohl ihn Treitichfe (2, 138) 
al3 einen Partikulariften jchildert, das entjcheidende Zwiegeipräd, 
worin das AZuftandebringen einer „Deklaration“ von außerhalb 
de3 Comités ftehenden kleineren Staaten zu Gunſten des Bundes- 
plane® vom 14. Dftober verabredet ward; natürlich ohne daß 





*) ©, 4. unten im Anhang die Berichte Baumbachs vom 11., 18. und 
22. März, fowie vom 8. und 24. April. 
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damit auf Modifikationen im Detail, wie er fie ja ſelber wünſchte, 
verzichtet werden jollte. Zu dem Ende wurde Marſchall beauf: 
tragt, ſich zunächſt mit einer Eleineren Anzahl zuverläffiger Be: 
vollmädtigter zu beraten und zu verftändigen. Zu ihrer Sn: 
jtruftion über den bisherigen Verlauf der Verhandlungen des 
Sünfercomites übergab ihm Stein unbefugterweije die ihm jelber 
zugefommenen Protokolle derjelben nebjt den Anlagen. Aus: 
drüdlih wurde dabei verabredet, daß der andere naſſauiſche 
Bevollmächtigte Gagern von diejen geheimen Verhandlungen aus: 
geſchloſſen bleiben ſolle (Bert 4, 145 f.); offenbar zumal 
deshalb, weil Gagern fih von jeher und nod eben damals 
al3 ein fanatijcher Vorfämpfer des Kaiſertums bethätigt hatte, 
wie ihn Stein in dieſem Augenblide am allerwenigiten brauchen 
fonnte. 

Gagern hatte nämlich von vornherein, wie er jelbjt ein- 
geiteht (Mein Anteil an der Politik 2, 195 — 208), eine grundjäglic 
preußenfeindliche Stellung eingenommen. Zwar erkannte er an, 
daß „ohne preußiiche Smpulfion all das Große nicht gefchehen 
wäre“. Allein er beichuldigte die „Preußen“ maßlofer „An: 
jprüche“. „Der Freiherr vom Stein, jagt er, Hardenberg, Hum: 
boldt, die Generale, der Hof — allefamt waren jie Preußen und 
fanden mich gegen jih auf ihren Wegen”. Er betrachtete 
Preußen al3 den grundjäßlichen Gegner der „Kaijerwürde”, und 
Ofterreich als bereit zur Annahme derfelben, falls ihr „mehr 
Gewicht” gegeben werde und „die Sade aus fich jelbjt hervor: 
ginge”. Da Preußen einjah, meint er, daß es „in Deutjchland 
nicht allein regieren” noch „eine Zweiherrſcherſchaft, eine Tei— 
lung nad Nord und Süd“ erreichen fünne, jo habe „man das 
Borbild der großen Mächte und die Zahl fünf“ für die Xei- 
tung Deutſchlands aufgeitellt. Diefe „Fünfherrihaft” verwarf 
er mit wahrem Ingrimm ſowohl in der Geſtalt des vorberatenden 
Comités wie der genannten Erefutive. Daher drängte er id 
„abjichtlih an die Spike der Oppofition“, und zwar eingeltan: 
denermaßen als Vertreter der „Bolitif der Niederlande” und der 
Intereſſen des „naſſauiſchen Hauſes“; überzeugt, daß er bei feinem 
„Willen“, jeiner „Energie, Kühnbeit und Umſicht“ als Führer 
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den Heineren Staaten „jehr willlommen” fein werde; und ftolz 
darauf, daß ihnen dergeftalt „mit der Erjtehung der Niederlande 
dad Draniihe Haus al Schirm, Schugwehr und Freund 
erſcheinen“ müſſe. 

In der That machte auch Gagern, wenigſtens hinterher, 
gar kein Hehl daraus, daß er „nicht gänzlich aus ſich ſelbſt, 
und ohne Autoriſation oder Gutheißung ſo raſch und ent— 
ſchloſſen zu Werk gegangen“ ſei. Seine niederländiſchen In— 
ſtruktionen lauteten ausdrücklich dahin: daß „außer den fünf prä— 
ponderierenden Höfen auch die übrigen deutſchen Fürſten Stimme 
haben” müßten; daß der Bundesplan vom 14. Oktober nur „be— 
abfichtige, die übrigen Fürften Deutjchlands faft ganz zu unter: 
drüden und gewillermaßen nur noch al3 Yandftände gelten zu laſſen“; 
daß gegen ſolche „alles Gefühl von Recht und Billigkeit unge: 
heut beijeite jegende Abjichten mit allen Kräften gefämpft und 
ihnen möglichjt entgegengemwirkt werden müſſe“; und daß dem: 
nad der König (der Niederlande) Gagern „beauftrage, in den 
Beitrebungen, die Abjihten der fünf Höfe zu vereiteln, 
unaufhaltſam fortzugehen“. Man jieht aljo, wie Stein durchaus 
nicht ihm unrecht that, wenn er ihm nadlagte, daß er mehr 
ausländijche als deutſche Intereſſen vertrete. 

Schon mit dem 14. Oftober, wie wir bereit3 andeuteten 
(ob. ©. 223), begannen jeine Aufhegereien. Kraft jeines nieder: 
ländiſchen Goldes war es ihm ein leichtes, in feinen Salons 
„bei munterem Frühſtück“ gemütliche Zufammenfünfte der jchmaler 
dotierten Gejandten der Kleinſtaaten zu veranjtalten. Und gleich 
in der eriten Zufammenfunft, am genannten Tage, ſprach er, in 
einer „Anrede“ an die Eingeladenen, jenen „Fünf deutichen Staaten” 
das Recht ab, „fi zu verfammeln, um die vaterländiichen An- 
gelegenheiten zu ordnen“. Dies ihr Verhalten müſſe „rektifiziert“ 
und ihnen „fühlbar gemacht” werben, ſagte er, „daß wir da 
find und unfer Handwerk wohl verſtehen“. Man hätte mit einer 
„allgemeinen Verſammlung anfangen“ und „dann erſt die Bor: 
derften” beauftragen oder „Deputationen aus allen Bänken und 
Ordnungen entnehmen” jollen; und dies müjje man „noch be— 
gehren“. Als „den wichtigiten Gegenſtand“ aber „jehe er die 
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Kaiſerwürde an“, Er rief die Verfammelten auf, die Heritellung 
derjelben „als allgemeinen Wunſch aljobald auszudrüden“, und 
verfündete, daß er bereits „in feinem Sinne einen Aufjag hin: 
geworfen” habe. Sein Vertrauter, der Schweriner Bevollmächtigte 
Freiherr von Pleſſen, der jchon zuvor „Unterredungen“ mit dem 
Fürften Metternich gehabt, berichtete zwar danach, daß dieſer 
„zur Ruhe rate”; dennoch wurde, ohne Zweifel auf Gagerns 
alleinige Veranlaſſung, der kurheſſiſche Graf Keller beauftragt, 
dem Fürjten Metternich „die verfchiedenen Begehren zu Hinter: 
bringen“. Daß diefe Sendung erfolglos war, lehren die That: 
jahen. Zudem bat ficher die große Mehrheit der damals an: 
wejenden achtzehn kleinſtaatlichen Gejandten fich neutral und pajliv 
verhalten, da unmöglich viele die kecke Anmaßung teilen konnten, 
ohne jede Inſtruktion ihrer Vollmachtgeber den beiden Groß: 
mächten Deutjchlands Vorſchriften machen zu wollen. 

Während nun im weitern Verlaufe des Dftober Gagern 
jeine Umtriebe und das Fünfercomite jeine Beratungen fortjekte, 
traten andererjeit3 mehrere jener fleinjtaatlihen Gejandten in 
ein näheres Verhältnis zu Stein; namentlih auch, außer dem 
naſſauiſchen Bevollmächtigten von Marichall, der weimariſche von 
Gersdorft, wie wir gleich näher jehen werden. Auf Steins Ver: 
anlaljung war es denn auch gejchehen, daß die Genannten, ſowie 
überhaupt die beiliichen, herzoglich ſächſiſchen und naſſauiſchen 
Gejandten unterm 25. Dftober dafür eintraten, daß Mainz nicht 
an Bayern überlafjen, jondern zur Bundesfeftung erklärt werde*). 
Und auf Steins Anregung gejhah es denn wiederum, daß Mar: 
Ihal Anfangs November, mit Umgehung Gagerns und im Gegen: 
jag zu demjelben, Genojjen warb um zu Gunjten des Bundes» 
plans vom 14. Dftober eine Erklärung abzugeben. 

Und in der That, ſchon am 5. November erhielt Stein einen 
Beriht von Marſchall, woraus erhellt, daß er noch am 4. eine 
Konferenz mit einigen andern Bevollmächtigten gehabt hatte. Das 
Schreiben lautet: „Em. Excellenz jende ich die mir mitgeteilten 


*) ©. Stichling, Ernft Chriftian Auguft Freiherr von Gersdorjf, Weimar 
1853. ©. 13 f. die Note bei Klüber 1, 2, 45. 
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Protokolle jamt Anlagen zurüd. Ich habe davon geitern den 
verabredeten Gebraudh gemadt. Die beiden Heſſen, Sachſen 
(die Herzogtümer), Medlenburg, Naſſau find bereit, die De: 
Haration abzugeben. Was insbejondere die Rechte und Frei: 
heiten deutſcher Unterthanen betrifft, jo wird man fich ver: 
bindlich machen und jo erklären, wie in dem befannten Münſter— 
ſchen Voto diefelben verzeichnet find*). Deswegen ift diejes Vo— 
tum von allen ertrahiert worden. Diejer wichtige Punkt 
wäre aljo bei Hejjen-Darmjtadt auch durchgeſetzt. Ich wünſche 
nur, daß dieſes Beilpiel wirken möge. An Badens Nach— 
ahmung zweifle ich nad) der (bevorjtehenden) Ankunft meines 
Bruderd**) nit. ES wird nun darauf ankommen, ob es nicht 
zwedmäßig ift, auch Braunſchweig zu veranlafjen, die Er: 
färung mit zu unterzeichnen***); der Herzog hat bekanntlich 
feine liberalen Gefinnungen, man wird ihm aber die Hände leicht 
auf dieſe Art binden. Auf die Fortjegung der Protokolle bin 
ich jehr begierig. . . . Leider habe ich geftern beinahe den ganzen 
Tag und heute bis Mitternadht an meinem rheumatischen Fieber 
gelegen... . Verabredetermaßen babe ih Gagern nicht 
zu den Konferenzen gezogen. Die Deklaration muß ich ihm feiner 
Zeit mitteilen, damit er fie mit unterzeichnen Fann.” 

Hiernach waren bei den Konferenzen beteiligt: 1) der Frei: 
herr von Türfheim, der einzige Bevollmächtigte von Heflen-Darm- 
jtadt; 2) von Kurheſſen mindeftens, gleichwie von Naſſau jelbit, 
einer der beiden Bevollmächtigten, und zwar wahrjcheinlich von 
Lepell, denn der andere, Graf Keller, hielt e3 mit Gagern), 
wie jih ſchon aus dem obigen ergab und wie auch der folgende 
Beriht an Humboldt zeigt; 3) von den Bevollmächtigten der 
fünf ſächſiſchen Herzogtümer: Baron von Gersdorff, von Mink— 
wis, von Erffa, von Baumbah und Baron Filchler, vielleicht 
die Mehrzahl, wenn nicht alle; 4) von Mecklenburg mindeftens 


*) ©. ob. ©. 232 Anm. 
**) Des zweiten badifchen Bevollmächtigten. 
***) Hieraus folgt, daß es keineswegs grundfäglid auf Gewinnung 
aller Kleinftaaten abgejehen war. 
+) [Entgegen dem Rate Steins ſ. deffen Tagebuch 21. Dftober S. 394.] 
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einer, wie von Nafjau, und zwar wahrſcheinlich von Orzen für 
Etreliß, da der Freiherr von Pleſſen für Schmerin es ebenfalls 
mit Gagern bielt, 

Der eritgenannte, Freiherr von Türkheim, ſchrieb jeinerjeits 
am Tage nach jener Konferenz, wie wir jahen (j. ob. ©. 245 f.), 
jenen Brief an den Fürften Hardenberg, der jegt vollends Bedeutung 
gewinnt, da der Verfaſſer zu den Vertretern der von Stein 
gewünjchten Deklaration gehörte und mithin fein Auftreten 
in diefem Schreiben den Ton verbürgt, der von der „Defla: 
ration” zu erwarten war. Und nun jahen wir, daß Türfheim, 
wie es für jeden Kleinjtaat fich hätte von ſelbſt veritehen follen, 
nicht den geringften Einſpruch erhebt gegen die Kompetenz 
des orbnungsmäßig „niedergejegten Comités“ der fünf 
größeren deutichen Staaten, und ebenjowenig gegen den „Bundes: 
plan vom 14. Dftober” oder die „zwölf Artikel”. Vielmehr er: 
bittet er nur ein „Fürwort“ dafür, daß „Heſſen und Baden“ 
in der definitiven Verfaſſung an dem „erjten Kollegium“, zumal 
in Bezug auf „Krieg und Frieden“, beteiligt würden, wa3 in 
der That jchon in dem Comité fogut wie bejchlojien war; und 
überdies jpriht er den Wunſch aus, daß die Sreiseinteilung 
unterbleibe und dur Militäreinteilungen erjegt werde, was ja 
Metternih8 und Steins Wünfchen gleichmäßig entſprach. Solche 
Spezialwünjche in der Deklaration ſelbſt auszuſprechen, war un: 
paſſend, und in betreff ihrer 309 daher eben Türfheim die Form 
eines Privatgejuches vor. 

Mit allem Vorjtehenden find die Privatberichte des weimar— 
ſchen Bevollmächtigten, Freiheren von Gersdorff, im Einklang. 
Diejer jtand, gleich andern Vertretern kleinerer Staaten, jchon 
im Oftober in vertrauterem Verkehr mit Stein und war oftmals 
Zeuge „einer Klagen über die Hindernifje, welche im deutjchen 
Comite durch die Gejandten von Bayern und Württemberg dem 
Zuſtandekommen eines einheitlicheren Ganzen entgegengeitellt 
würden“. Er war fon damals mit anderen Hleinftaatlichen 
Bevollmächtigten für die Übergabe einer Note, worin fie 1. gegen 
das „ausjchliegliche” Recht der „Kreißoberiten über Krieg und 
Frieden“ Einſpruch zu erheben und „überhaupt die Rechte ihrer 
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Regierungen vorzubehalten“, jedoh 2. zu „erklären“ gedachten, 
„daß fie ftändifhe Verfafjungen und eine unabhängige 
Juſtiz reſp. beritellen oder die jchon beitehenden aufrecht er: 
halten wollten”. Aus feiner meiteren Berichteritattung folgt, daß 
es ihm „in Verbindung mit einigen anderen Gejandten der 
fleineren deutſchen Staaten gelang (d. i. augenscheinlich zunächft 
in der Konferenz bei Marichall am 4. November), die Protokolle 
der Fünffönigsberatungen einzuſehen“. „Dieje Lektüre,“ fchrieb 
er am 16. November, „hat uns über alles ins flare gejegt, und 
nachdem dieſe apocrypha (!) waren gelejen und ſoweit möglich 
in succum et sanguinem vertiert worden, hat man fich mit 
Redaktion der Note beichäftigt“ *). 

Hieraus erfieht man, daß Gersdorff und die anderen Ver: 
trauensmänner Steins, gleihwie Türfheim, feineswegs daran 
dachten, gegen das Fünfercomite zu proteitieren oder den 
Bundesplan vom 14. Dftober an fich und durch einen Kaiſer— 
plan zu befämpfen, wenn auch Gersdorff für das eritere ben 
Scherznamen „Rat der Elohim” erfand. Ya fie dachten nicht 
einmal, wie Türfheim, an eine Bejeitigung der Kreife und da: 
mit der Kreisoberſten, jondern wünſchten eben nur auch ihrer: 
ſeits, daß dem erjten Rate nicht das „ausfchließliche” Recht über 
„Krieg und Frieden” eingeräumt werde; ein Wunſch, für deſſen 
Erfüllung wie gejagt die Bahn bereit3 in den Gomiteberatungen 
geebnet war, und der überdies jo wenig wie jene Spezialwünfche 
Türfheims in der von Stein betriebenen Kolleftiverflärung eine 
paliende Stelle finden konnte. Dagegen war die beabfichtigte 
„Erklärung“ Gersdorffs und feiner Kollegen in betreff der „Her: 
ftellung oder Aufrechterhaltung ſtändiſcher Verfaflungen und einer 
unabhängigen Juſtiz“ ganz im Geifte der von Stein betriebenen 
„Deklaration“. 

Daß ein vollfommen fertiger „Entwurf“ derſelben unter 
den zunächſt Beteiligten zuftande fam, wird von Marſchall in 
jeinem unten folgenden Beriht an Stein vom 16. November 
verbürgt. Man kann nicht zweifeln, daß der Inhalt desjelben 
lediglih darin beitand, die Bereitwilligfeit ihrer Kommittenten 


*) ©. Stidling a. a. O. ©. 13 f. 15. 
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darzuthun, den alsbald zu erwartenden Vorſchlägen OÖſterreichs 
und Preußens gegenüber, denjenigen Bejchränfungen ihrer Sou— 
veränität beizupflichten, welche zum Beſten des Ganzen gereichen 
würden. 

Nun nahın aber die Angelegenheit dennoch einen ganz ver: 
queren Verlauf. Marſchalls Thätigfeit, jcheint es, wurde durch 
feinen Rheumatismus gelähmt; und doch galt es, für die Er- 
Härung möglichſt viele Unterfchriften zu gewinnen. Namentlich 
rechnete man darauf, Durch den erwarteten neuen badenfchen Be: 
vollmächtigten, Marſchalls Bruder und Steins Freund, den Hin- 
zutritt Badens, des wichtigiten der außerhalb des Fünfercomites 
befindlichen Staaten, zu erlangen. 

Inzwiſchen hatten die Beteiligten, wie fih aus dem folgen: 
den Beriht an Humboldt ergiebt, nicht geichwiegen. Das war 
aber auch nicht möglich, wenn man Unterjchriften gewinnen wollte. 
So mußte die Anfrage beabfichtigtermaßen an Schmidt: Phijelded 
fommen, den Bevollmächtigten für Braunjchweig, und, falls es 
nicht bereit3 geſchehen, an Keller und Pleſſen, die aber ficher 
alle drei die Sache mit Mißtrauen aufnahmen, da fie ganz dem 
von Stein verfocdhtenen Bundesplan abgewandt und der Kaijer- 
idee ergeben waren. Durch fie oder auf anderem indireftem Wege 
wird auch Gagern Kunde von der Sade erhalten haben; jeden— 
fall nicht durch feinen Kollegen Marſchall, der ja erjt „Teiner 
Zeit ihm die Deklaration mitteilen” wollte, eine VBorenthaltung, 
die Gagern noch mehr erbittern mußte. Überdies erhielt auch 
Herr von Berg, der Bevollmädtigte für Waldeck und Schaum: 
burg-Lippe, Einfiht in die Protofolle des Fünfercomites bis zum 
7. November einjchließlich, offenbar nicht durch Marſchall, da er 
nicht zu den Konferenzteilnehmern gehörte; auch mußte er am 
8. November, daß eine ruffiiche Note in Ausficht ftehe, beſaß 
aljo die Mittel, fi auch von geheimeren Dingen Kenntnis zu 
verihaffen. Er war aber augenfällig jchon deshalb dem Mar— 
Ihallihen Sonderbündnis abgeneigt, weil man ihn nicht hinzu: 
gezogen hatte. 

Unter diejen Umjtänden wurde nun auch der von Ofterreich 
und Preußen dem Fünfercomite vorgelegte „Bundesplan vom 
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14. Dftober” (au genannt „Entwurf von zwölf Deliberations: 
punkten”) ganz offen in Abjchriften verbreitet, unter dem Titel 
„Die zwölf Artikel”, wie uns der nachfolgende Bericht belehrt, 
eine Bezeichnung, die anfcheinend jetzt zum erjtenmal auftauchte. 
Es iſt wahrſcheinlich, daß damit auch Mitteilungen aus den 
„Entwidlungen“, ſowie Glofjen verbunden waren. Alle bis: 
berigen jchwanfenden Gerüchte befamen dergeftalt feit dem An- 
fang November eine feite Unterlage, und die Folge war, daß 
ih jett vollends dem Bundesplan und dem Fünfercomite das 
Mißtrauen zumal der größeren unter den Kleinjtaaten zumandte, 
al3 ob es auf eine wirflide Herrſchaft der fünf Königreiche 
abgejehen jei. Freilich dünkten ſich auch mande der Fleinften 
groß genug, um auch ihrerjeitS „gleiche Rechte” mit Bayern, 
Hannover und Württemberg zu verlangen, ja ſelbſt mit Dfter: 
reich und Preußen. 

Und jo bildeten jich denn zwei Gegenparteien heraus: die 
loyale Deflarationspartei, auf Anftiften Steins, unter ber 
Führung des naufjauifhen Marfhall und des darmitädtijchen 
Türkheim, denen fi) namentlich Gersdorff und die anderen her: 
zoglich ſächſiſchen Bevollmächtigten anſchloſſen; und andererjeits 
die Broteftpartei unter der Führung des niederländiſch-naſſauiſchen 
Gagern, dem insbejondere mit Fanatismus Pleſſen (Schwerin), 
jodann Schmidt: Phijelded (Braunſchweig), Keller (Kurheſſen), 
Berg (Walded) und Wieje (Reuß) zur Seite traten. 

$ 3. Schon am 8. November — an demjelben Tage, 
da Metternich verjicherte, daß „in den deutſchen Angelegen- 
heiten (d. i. im Fünfercomite) alles jehr gut gehe” — veran- 
ftaltete Gagern in jeiner Wohnung eine Verlammlung der Be: 
vollmächtigten der Fürften und Städte, um den Plan Steins 
und der Deflarationspartei zu „vereiteln“, d. h. durch das zu er: 
hoffende Übergewicht der Proteit- und Kaijerpartei einen Gegen: 
entwurf zur Annahme zu bringen. 

Über diefe Verfammlung erhielt Humboldt am folgenden 
Tage einen bisher unbekannten höchſt intereiianten Bericht von 
einem der Bevollmächtigten. Die Unterfchrift ift ausgejchnitten; 
es ift nur noch der Oberteil des Anfangsbuchſtabens fichtbar, der 
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am meiften einem deutſchen B oder F zu entiprechen jcheint. 
Am eheiten Fönnte man von vornherein an den weimarſchen Bes 
vollmädhtigten Gersdorff denken, der mehr und mehr ein Ver: 
trauter Humboldts wurde, wie fich unten noch weiter zeigen wird, 
und der fih bis dahin ohne Zweifel „Baron von Gersdorff“ 
unterzeichnete, wie unten in dem Schreiben an Hardenberg vom 
14. Januar 1815. Einer Entſcheidung muß ich mich enthalten; 
bandichriftliche Vergleihungen, wozu mir zur Zeit die Gelegen: 
beit fehlt, könnten vielleicht zum Ziele führen. Nächit Gersdorff 
würde wohl der berzogl. oldenburgifche Minifter „Freiherr von 
Maltzahn“ in Frage fommen, der, obwohl er am 14. Dftober 
Teilnehmer der Zuſammenkunft bei Gagern war, fonfequent allen 
Gagernſchen Kaifer: Noten feine Unterfchrift verſagte. Auf alle 
Fälle nahmen von der Deklarationspartei in der Verfammlung 
vom 8. November nur Türfheim und der Schreiber des Berichtes " 
al3 Redner teil; Marihall niht, was dafür zeugt, daß er ab: 
weſend, aljo wohl wieder gejundheitlich verhindert war. Wir 
(allen nunmehr das Aftenftüd folgen. 


Ungedrudter Beriht vom 9. November über eine 
VBerfammlung bei Gagern. 
„Ew. Ercellenz 

babe ich in fortgejegtem ehrerbietigem Vertrauen von einer 
geitern (8. November) bei 9. v. Gagern ftattgefundenen Verſamm— 
fung Nachricht zu erteilen. Die Wortführer der größern fürit: 
lihen Höfe find in fichtbarer Beftürzung über eine unter dem 
Titel „der 12. Artikel” ganz allgemein cirkulierende Schrift, 
welche Ew. Ercellenz gewiß kennen, und von der ich für mein 
Teil herzlih wünſche, daß fie authentifch fein und konſe— 
quent durchgeſetzt werden möge. Alle affeftieren, dieſe 
12 Artifel für bereitS gänzlich verworfen und unwirkſam zu 
halten. Alle geben aber doch ihre Furcht, daß fie in Wirklich— 
feit übergehen fönnten, zu erkennen. 

Hr. v. Türkheim eröffnete die VBerfammlung mit dem An: 
trag, ſich andermweit zu ajournieren, weil 1. zu vernehmen jei, 
daß von feiten des Ausſchuſſes der 5 Föniglichen Minifter bald 
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Eröffnungen zu erwarten ſtänden, 2. eine neue Badenſche 
Geſandtſchaft erwartet würde, welche dann vermutlich mit 
diefer Verſammlung fi) vereinigen und jo das Gewicht ver: 
größern werde. Niemand jchien etwas dagegen einwenden zu 
wollen, al3 Hr. v. Berg*) das Wort nahm und vortrug: 1. er 
wiſſe gewiß, aus eigener Einjicht der bei der Comite **) geführten 
Konferenzprotofolle bis inklufive der 9, Situng ***), daß von den 
befannten 12 Artikeln fein einziger angenommen ſei, mithin fein 
periculum in mora jei. 2. Es jei eine Note des Ruſſiſchen 
Minifterii an die Comité unter der Feder), deren Kenntnis, 
vor weiteren Vorfchritten erjt abgewartet werden müſſe. 3. Einft: 
mweilen aber proponiere er, daß jämtliche fürftlihe Deputierte 
ih genau und Jchriftlich verbinden möchten, in allem ge 
meinschaftliche Sahe zu machen und nicht einzeln davon abzu— 
weichen. 

Hierauf zog Hr. v. Wieſe (von Neuß) eine ſchon in Be— 
veitichaft gehaltene Schrift hervor und las fie ab, des Inhalts: 
„Sämtliche fürftliche Deputierte machen fih durd ihre Namens: 
unterfchrift verbindlich, bei dem Kongreß in allen auf die fünf: 
tige Verfaſſung Deutichlands Bezug babenden Angelegenheiten 
gemeinjchaftlich zu Handeln, jo daß feiner in bejondere Unter: 
bandlungen fich einlaſſen oder bejondere Verträge abſchließen ſoll 
oder will.” Hr. v. Gagern, Gr. Keller, Hr. v. Schmidt: Bhifel- 
ded, Hr. v. Pleſſen, unterjtügten diefe Motion, legterer ziemlich 
heftig, und ſchloß damit, daß, da wohl niemand dabei das ge- 
tingite Bedenken haben werde, jofort zur Unterjchrift gejchritten 
werden fünne. Als niemand etwas antwortete, nahm ich endlih 
wieder das Wort und äußerte, daß mir der ganze Schritt nicht 
nötig ſchien, und leicht unangenehmer Deutungen fähig jei, daß 
ih aber vorzüglich großes Bedenken dabei fände, in Rüdficht auf 
unjre ganze Qualififation, indem ich ung nicht als Repräjentanten 








) Waldeck und Schaumburg=Zippe., 

) Der weibliche Artikel zu „Comité“ kam damals nicht jelten vor. 
+, D. i. vom 7. November. 

+) Die obige vom 11. November. 
Shmidt, Deutihe Verfaffungsfrage. 18 
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größerer oder Eleinerer- Teile der deutichen Nation anjähe, jon: 
dern al3 Gefandte und Diener unferer Herren, die nicht nad) 
eigener Opinion, jondern nur nad) obhabender Inſtruktion han: 
deln könnten, und in dieſer Qualität bielte ich mich nicht für 
berechtigt, meinem Herrn durch meine Unterjchrift vorzufchreiben, 
ob er in 8 Tagen oder 4 Wochen oder einer längern Friſt, in 
eine ihm beliebige Unterhandlung ſich einlafjen oder einen Ber: 
trag abſchließen wolle, oder nicht. Wenigſtens könne ich mit 
meiner diplomatischen Anfiht von den Befugniffen eines Ge- 
fandten dieſes nicht zufammenreimen. Hr. v. Pleſſen unterbrad) 
mich ziemlich heftig, daß meine Anficht doch wohl andere nicht 
abhalten werde zu unterfchreiben, worauf ich mich bejcheiden zu: 
rüdzog. Es unterfchrieb aber niemand, und die Verfammlung 
wurde bis über 8 Tage ajourniert*). 

Ich Hoffe nicht Em. Excellenz durch dieſe Nachrichten über- 
läftig zu werden, die, wenn fie auch an fich nicht wichtig find, 
doch mit zur Gefchichte des Ganzen gehören, und ich weiß fie bei 
Shnen in guter Hand. 

In vollkommenſter Verehrung. 

Mittwoch 9“ **) 


Hiernah fand aljo am 15. November eine zweite Berfamm- 
lung, die entjcheidende, bei Gagern jtatt, nachdem inzwilchen am 
11. Schmidt: Bhifelded mit Münfter über die Kaijerfrage ohne 
beftimmten Erfolg verhandelt hatte***). Der Entwurf der Dekla— 
rationspartei drang nur in Einem wejentlichen ‘Punkte, die Yand- 
ftände und deren Nechte betreffend, duch; im übrigen fiegte der 
Gegenentwurf der Proteſt- und SKaijerpartei. Das Flickwerk 
wurde am 16. unterzeichnet und übergeben. Die Vertreter des 
urfprünglichen Entwurfs, namentlih Marſchall, Türkheim, Gerd: 
dorff und andere verjagten ihre Unterjchrift nicht, da fie wenigſtens 
jenen wichtigsten Punkt, entfprechend dem öſterreichiſch-preußiſchen 
Bundesplan, Bayern und Württemberg gegenüber angenommen 





*) D. i. auf den 15. November. 
**) D. i. 9. November 1814. 
***) Klüber 1, 77. 
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jahen; um jo weniger als fie manchen Einfchiebfeln der Gegen- 
partei, beſonders der Kaijeridee im innerjten Herzensgrunde zu: 
gethan jein mochten, obgleich diejelben nicht den dermaligen 
Wünſchen Steins entſprachen. 

Dies erhellt aus dem nicht datierten Schreiben Mar— 
ſchalls an Stein, womit Pertz 4, 146 nichts anzufangen weiß 
und das völlig beziehungslos bei ihm daſteht, das aber augen- 
fällig dem 16. November angehört. Marſchall jchreibt: „Em. 
Ercellenz überjende ich in ber Anlage eine Abjchrift der Note, 
die heute von jämtlichen fürftlichen Abgeordneten mit Ausnahme 
des oldenburgijchen*) übergeben worden ift. Diefelbe weicht 
fehr von dem urjprüngliden Entwurf ab — das weſent— 
lichte, die Erklärung für allgemeine Errichtung von Landftänden 
in allen deutſchen Staaten mit den ihnen notwendig gebührenden 
Rechten ift geblieben. Baden hat fich denn endlich auch zur 
Übergabe einer Note entichlofien**), die aber dem Hauptzwed 
nicht entjpricht, indem fie von allem was auf Einführung einer 
liberalen innern Verfaſſung Bezug hat, ſchweigt.“ 

5 4 Die „Note der bevollmädtigten Abgeordneten” der 
„Neunundzmwanzig deutichen jouveränen Fürften und Städte“ 
(Klüber 1, 72 ff.) beginnt nun in der That, im diametralen 
Gegenjag zu Türkheims obigem Schreiben vom 5. November 
und zu der urjprünglich beabfichtigten Deklaration, mit einem 
geihict ftilifierten, aber unummundenen Proteft gegen das Fünfer— 
comite. „Mit Recht, heißt es, durften die Committenten der 
Unterzeichneten erwarten, zu den Verhandlungen zugezogen zu 
werden . . . . Außer Ofterreich und Preußen jcheinen einige 
deutihe Höfe (Bayern, Hannover und Württemberg) a Re 
präjentanten für die Mehrheit ihrer übrigen deutſchen Mit: 
ftaaten auftreten zu wollen. In diejer Lage find die Unter: 
zeichneten der Würde ihrer Committenten jchuldig, nicht länger 
zu ſchweigen. Die Souveränität der deutichen Staaten ift 
von den Hohen alliierten Mächten anerkannt und garantiert 


*) Es fehlen auch Baden und Hohenzollern. 
**) Ehenfalld vom 16. Nov. S. Klüber 1, 97. 
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worden. In den Beriprechen der Acceflionsverträge, ven Map: 
regeln beizupflichten, die zur Behauptung der Unabhängigkeit von 
Deutjchland für nötig erachtet werden würden, liege fein Verzicht 
auf das Recht, zur Anordnung jener Maßregeln mitzuwirken.” 
Dann folgt die Forderung: Es müſſe „die gleiche Befugnis aller 
Intereſſenten, ihre Freie Stimmeabzugeben, unangetaitet beſtehen“. 

Wir brauchen faum nod einmal an Steind Forderung zu 
erinnern, daß die „beteiligten Einzelnen” zwar zu „hören“ und 
„ihre Einwürfe” zu „beſprechen“ jeien, daß fie aber „verbunden“ 
wären, „Tich der Entfcheidvung der großen Höfe zu fügen” (ob. 
©. 197). Gemiß hätte das Fünfercomite beſſer daran gethan, Die 
anfangs beabjichtigte Erklärung an die übrigen Mitjtände wirk— 
lich zu erlaſſen. Aber von der Abſicht einer Vorenthaltung jenes 
„Rechtes, zur Anordnung der Maßregeln mitzuwirken”, war 
jeinerfeit3 nie die Rede geweſen. Vielmehr war ja, wie wir jahen, 
der öjterreichifch-preußifhe Bundesentwurf ausdrüdlich beftimmt, 
nah beendeter Beratung im Fünfercomite den „übrigen Mit: 
ſtänden“ mitgeteilt zu werden, jo daß ihnen auf alle Fälle Gele: 
genheit verblieb, im einzelnen „Einwürfe zu machen und Ände— 
rungen oder Zuſätze zu beantragen“. Allein die Forderung, 
von vornherein oder vor beendeter Beratung des Comités 
binzugezogen zu werden, kann, wie gejagt, nicht als berechtigt 
anerkannt werden. 

Nah dem Proteft gegen die Kompetenz des Comités folgt 
in der Note, unter volljtändiger Beifeitefhiebung des 
Bundesplanes vom 14. Oftober, den Stein doch gerade unbe: 
dingt unterftüßt willen wollte, die Aufforderung an ſterreich 
und Preußen, „ihnen Vorſchläge über die künftige Verfafjung 
zur Beratung und Beihlußnahme” vorzulegen, die (ganz 
im Gegenjaß zu jenem Bundesplan) „auf der Baſis gleicher 
Rechte und einer volljtändigen Repräfentation aller Bun: 
desglieder beruhen”; fie würden „ihre Bereitwilligfeit bemeijen, 
zum Beſten des Ganzen denjenigen Einihränfungen ihrer 
Souveränität, jomwohl im Innern wie im Verhältnis gegen 
Auswärtige, beizupflichten, welche als allgemein verbindlich 
für alle „würden bejichlojlen werden”, 
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Es leuchtet ein: Schon durch dieje Formulierung, die 
vielleicht auf dem Wege von Amendement3 zu dem Entwurf der 
Steinihen Deflarationspartei zuftande fam, war die relativ ftarfe 
Zentralgemwalt, wie fie Stein vorgefchlagen und nicht nur 
Preußen, Dfterreih und Hannover, fondern auch Bayern und 
Württemberg bereits beſchloſſen hatten, von jeiten der Kleinen 
Staaten geradezu für unannehmbar erklärt. Die am 14. Ok— 
tober „einjtimmig“ ausgeiprochene Hoffnung des Fünfercomiteg, 
daß es gelingen werde, die feitgeitellten Grundjäge „ven übrigen 
Ständen annehmlich zu machen“, mar dergeftalt, zur Freude 
de3 „Löniglich niederländiichen“ Gagern, des Vertreter3 „auslän- 
diſcher Intereſſen“, in der That „vereitelt“ (ſ. ob. ©. 265). 

Darnach fand nun allerdings in der Note der Paſſus des 
„uriprünglichen Entwurfs“ der Steinfchen Partei, betreffend bie 
„landſtändiſchen Verfaſſungen“ und die „Rechte der Stände“, mit 
den vier Punkten des Münfterfchen Votums vom 21. Oftober, 
wie jie in der „Übereinkunft“ Ofterreichd, Preußens und Han- 
noverd vom gleichen Tage janftioniert worden waren, um jo 
leichter bereitwillige Aufnahme, als Gagern freiheitlichen Fort— 
Ichritten befanntlich ftet3 gewogen war. Dabei wurde in aner: 
fennungswerter Weife der zweite Punkt Münjters verichärft, infofern 
an die Stelle des „Stimmrechts“ bei neu zu erlafjenden Gejegen 
da „Recht der Einwilligung” trat. Dagegen wurde der vierte 
Punkt, das „Recht, die Beitrafung ſchuldiger Staatsdiener zu 
begehrten” in ein bloßes „Recht der Beſchwerdeführung“ abge- 
ſchwächt. Daß die freiheitlichen Verſprechungen nichts wert waren 
und meift leere Worte blieben, iſt ſchon gejagt. 

Hieran reihte fich Ächließlich der Antrag auf Wiederherftel- 
lung des Kaifertums mit den Worten: „Endlich halten fie fi 
überzeugt, die deutſche Verfaffung würde ihren feſteſten Beltand 
alsdann erſt behaupten können, wenn Ein gemeinjames Ober: 
haupt, welches dem deutfchen Verband den erjten Rang unter 
den europäifchen Nationen gab, an der Spiße der deutjchen Ver: 
bindung“ walte u. ſ. w. Darauf hätte, wenn es fih um ein 
Kaifertum von unmiderftehliher Machtfülle gehandelt hätte, jed- 
weder Deutſche antworten fünnen, wie es Graf Münfter that: 
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„AB Privatmann hege ich denjelben Wunſch“ (S. Klüb. 1, 
77). Aber ſtaatsmünniſcherſeits, aljo von jeiten der Unterzeichner 
der Note, wäre ed darauf angefommen, die Ausführbarfeit diejes 
Wunſches nachzumeilen. Das war indes unmöglich, weil er eben 
unter den gegebenen Verhältniſſen, wozu namentlih auch die 
Eleinftaatlihe VBorenthaltung wirklicher Opfer gehörte, abſolut un 
ausführbar war. Und jo fonnte denn das Verlangen nad) dem 
KRaifertum feinen andern Erfolg haben, als dem von Stein und 
Rußland fo dringend befürmworteten Bundesplan vom 14. Oftober 
vollends auf das ſchärfſte entgegenzuwirken. Gagern war fich deſſen 
durchaus bewußt. Galt es doch nad) jeiner niederländifchen In— 
ftruftion, „die Abjichten der fünf Höfe mit allen Kräften zu 
befämpfen und zu vereiteln.“ Er ſelbſt erfennt den Gegenjat 
feiner Beitrebungen zu denen Stein und Rußlands unumwun— 
den an, indem er a.a. D. ©. 208 jagt: „Ganz anders” als 
die Note der Neunundzwanzig vom 16. November habe „das ruſ— 
fifche Kabinett” die Sache in feiner „Note vom 11. November an— 
gejehen”. Diefem „ganz anders“ entipricht vollflommen 1) das 
„\ehr abweichend“ vom „urjprünglichen Entwurf”, womit Mar: 
ihall am 16. November die „Note“ der Kleinjtaatlihen Bevoll— 
mächtigten an Stein überjandte (ſ. ob. ©. 275); und 2) der Aus» 
ſpruch Münfters vom 25. November, daß das Kaiferverlangen 
der Note „im Widerfpruch” jtehe zu den „Negociationen” im 
„Comité“, d. h. zu dem Bundesplan vom 14. Dftober (Klüb. 1, 
85. ©. unten). 

Wohl darf man von dem damaligen Kaijerverlangen, ſelbſt 
die vollſte Ehrlichkeit vorausgejeßt, jagen: Wieder einmal wurde 
das Beite der Feind des Guten. Denn indem die 29 Klein 
itaaten, von Gagern verführt, nad) dem Unmöglichen trachteten, 
machten fie auch das Mögliche unmöglid, d. h. braten fie jedes 
Maß von wirklicher Machtkonzentration, wie es der öſterreichiſch— 
preußifche Bundesplan erftrebte, nah und nad zum Scheitern, 
und dagegen ein nie zuvor dagewejenes Maß Eleinjtaatliher Sou— 
veränetät zur Geltung. 

Denn einerjeit3 fteht nicht nur feit, daß ihre Note, fern 
davon, die Verhandlungen zu fördern und zu „beichleunigen“ 
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(j.©.260), vielmehr diejelben ftörte und hemmte; ſondern darüber- 
hinaus muß es auch jedem Eingeweihten heute klar werden, daß 
die Einfprüche der Mittelftaaten Baden und Wüttemberg, obwohl 
fie allerding® das Verfaſſungswerk verzögerten, doch bis dahin 
den Bundesplan bei weitem nicht jo geſchädigt hatten, wie dies 
die Eleinlichen Umtriebe der irregeführten Kleinjtaaten thaten. 

Und anderfeit3 liegt e8 doch auf der Hand, daß, wenn vielen 
der legteren nach dem obigen Beriht an Humboldt die „Ber: 
wirklihung” der zwölf Artikel ein Gegenjtand der „Furcht“ war, 
und wenn fie dagegen mit jo großem Eifer nad) der MWiederher- 
ftellung des Kaiſertums trachteten, dies mwejentlih nur deshalb 
geichehen fein kann, weil fie jich bewußt waren, daß die Ohn— 
macht des Kaijertums die territoriale Eigenmacht großgezogen 
hatte; daß daher die Behauptung der Note: erit die Wiederher- 
jtellung des Kaiſertums verbürge der deutſchen Verfaflung den 
„feſteſten Beſtand“, nur eine leere Redensart ſei; und daß die 
Herrichaft der zwölf Artikel mit dem „leitenden Rat der Fünf” 
in der That eine viel beengendere für fie jein würde, wie 
die frühere Kaiferherrfchaft. Erhofften fie doch von dem Kaijer: 
tum der Zufunft geradezu, wie ſchon bemerkt, eine weitere Stär— 
fung ihrer eigenen Macht, ihrer Sicherheit und Freiheit. 
Denn fraft ihrer Note jelber forderten fie ja nicht nur — was 
fie nie beſeſſen — „gleihe Rechte aller Bundesglieder”, fon: 
dern es jollte auch der Kaiſer ausdrüdlich die Aufgabe haben: 
einerjeit3 „dem von den Ständen (d. i. den Fürften) gemein- 
jam Beſchloſſenen die Bollziehung zu ſichern“, anderjeit3 den 
einzelnen Staaten „im Innern und gegen außen Beſchützer“ 
zu fein, und „fih als teuticher Freiheit Ägide darzuftellen“, 
d. h. ala Ägide der fürftlichen Freiheit oder des Partikularis— 
mus. 

Zu demjelben Ergebnis führt der Verkehr und die Korre— 
jpondenz der Fleinjtaatlichen Bevollmächtigten mit dem Grafen 
Münfter, deſſen Liebhaberei für die alte verfommene Reichsver— 
fafjung unter dem öjterreichiichen Kaiſerhauſe, bejonders durch 
Schmidt-Phijelded, den Vertreter Braunfchweigs, wenn auch nur 
mit ſchwachem Erfolge angefaht wurde. Auf Münjters Fragen 
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vom 11. und 25. November nach den „Attributionen” und den 
„Mitteln“, die eventuell dem Kaiſer zugedacht wären, erhielt er 
am 16. November und 20. Dezember feine weitere Auskunft, ala 
(am 16. November) daß demfelben unter „Eonftitutionellen Schran- 
fen” gegen den „Mißbrauch“ einzuräumen fei: 1) die Aufficht 
über die Beobachtung der Bundesbeſchlüſſe und deren Boll: 
ftredung; 2) die Auffiht über die Yuftizverfaffung und Voll: 
jtredung der oberjtrichterlichen Erfenntnilfe des Bundes; 3) Vor: 
fig in der Bundesverfammlung, die neben der Geſetz— 
gebung bejonders über Krieg und Frieden und Bündniſſe 
gemeinſchaftlich beichließt; 4) Direktion der Neich3bewaff: 
nung und Anführung im Neichskriege; endlich auch, nach langem 
Zaudern und unter allerhand Kautelen am 20. Dezember: „Die 
geſetzmäßige Dispoſition über die aus den Kontingenten 
der Bundesglieder bejtehende Bundesarmee” zum Behuf der „dem 
Kaifer obliegenden Ausführung” des „auf dem Bundes: 
tage ausgejprochenen Gejamtmwillens der Nation” (11). Der 
Modus der kaiſerlichen Sanktion blieb vorbehalten. Dabei 
wurde wiederholt dem „Bundestage“, d. i. der Geſamtheit der 
Bundesglieder, das „Recht über Krieg und Frieden” und die 
„geiegmäßige” Vorſorge zur „Erhaltung der Ordnung im In— 
nern“ zuerfannt. Auch Jollte, um dem „Mißbrauch“, zumal bei 
der „Dispofition über die Bundesarmee“ vorzubeugen, die „Ausübung 
diejer (kaiſerlichen) Befugniſſe an Fonjtitutionelle Formen 
gebunden und daneben den mächtigeren Bundezitaaten das 
nötige Gegengewicht eingeräumt werden (Klüb. 1,77 7.86.91). 

Auf alle Fälle erfieht man, daß die Kleinftaaten mittelit des 
Kaijertums allerdings eine außerordentliche Machtvermehrung er: 
zielten, aber nicht jowohl des Kaijers, als vielmehr ihrer jelbit. 
Der Kaijer jollte lediglich der Mandatar der jonveränen Fürften 
jein, und die „veutfche Freiheit“, d. h., im Sinne der Ber: 
gangenheit, die Fürjtenfreiheit beſchützen. Dabei hatte man zu— 
gleih den Vorteil, ſcheinbar Hand in Hand zu gehen mit der 
idealen Sehnfucht der deutichen Nation, die fich allerdings in dem 
Bauberbilde des Kaijertums fpiegelte, aber wahrlich nicht aus 
Bewunderung für die legten Jahrhunderte feines Dafeins, d. h. 
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jeines ohnmächtigen Verfalls, ſondern aus Begeifterung für Größe, 
Macht und Glanz der alten hohenſtaufiſchen Kaiferherrlichkeit. 

Das wichtigſte Machtzugeitändnis wäre natürlich die Erb- 
lihfeit der Kaiferwürde geweſen. Aber auch diefem Zugeitändnis 
wihen die Kleinjtaaten vorjichtig und ängftlih aus. „Dieje 
Frage, hieß es nach der Stilifierung von Schmidt: Phijelded, jei 
jehr verjchiedenen Betradhtungen unterworfen und von mehreren 
politiihen Hinfihhten abhängig“ (Klüber 1, 81). Ein großer Teil 
war offenbar gegen die Erblichkeit; denn der Hauptführer Gagern 
empfahl geradezu das „Wahlkaiſertum“, indem er es zugleich de: 
finierte al8 „gefrönte Vorſteherſchaft unter Königen und Für: 
ten“, ald „caput paulo eminentius“ und als „Protektorat“ 
(Mein Anteil, Bd. 6, Beil. 25). 

S 5. Daß die Note der 29 Kleinitaaten, wenn fie aud) 
manches Unerwartete oder Unerwünſchte enthielt, von allen 
Seiten höflih aufgenommen wurde, kann nit Wunder nehmen. 
Nah Gersdorffs Berichten nannte Stein fie eine „meifterhaft ab— 
gefaßte“ (j. Stichling ©. 16), was formell richtig, aber ſachlich 
ganz nichtsfagend erſcheint. Gewiß dagegen iſt, daß die Note 
amtlich dauernd unbeantwortet blieb. Treitichfe jagt zwar 
(S. 686): „Münfter ermwiderte den Kleinftaaten im Namen 
der Großmächte.“ Das ift indes irrig, wie jchon der rein per: 
ſönlich geartete Inhalt der Münfterfchen Antwort zeigt (Klüber 
1, 82 ff., ſ. unten). Überdies aber bezeugt Baumbach unterm 
17, Dezember ausdrüdlich (j. den Anhang): „Auf die Note vom 
16. November haben wir, den 17. Dezember, noch feine Ant: 
wort;“ während aud die Note der 32 vom 2. Februar 1815 
lagt, daß die erjtere vom 16. November „zur Zeit noch unbeant- 
wortet“ jei (Klüber 1, 3, 127). Und doch datierte die Ermiede- 
tung Münſters jchon vom 25. November, kann aljo in feinem 
Hal in irgend einer Weiſe als eine amtliche „im Namen der 
Großmächte“ abgefaßte gelten. Gewiß ift ferner, daß ſchon am 
1. Dezember Baumbach berichtete: die Note habe „fein Glüd 
gemadht in patria”, d. h. bei den Hauptvertretern Deutich- 
lands in Wien. Gewiß ift namentlich) auch, daß Stein fi jeit- 
dem, obwohl ihm der Paſſus über die Landftände natürlich voll- 
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fommen genehm war, jehr verftimmt gegen Gerädorff zeigte, 
der gegen Ende Dezember bekannte, daß jenem „jeit einiger Zeit 
feine Gegenwart lältig zu werden anfange” und daß er „nötig 
habe”, feine „ganze Achtung und Liebe zu Stein zu jammeln, 
um den verwundenden Gejchojjen der Mißfennung zu wi- 
deritehen, womit es demjelben gelinge, jeine beiten und treueiten 
Freunde zu ſchmerzen“ (j. Verb 4, 268 f.). Dieſe Verjtimmung 
Steind würde fih um fo leichter erklären, wenn Gersdorff, ob: 
wohl er zur Steinfchen Deklarationspartei gehörte, an der von 
Gagern injpirierten „Note“ wirkli „einen bejondern Teil hatte” 
(j. Stidling ©. 16), d. h. einen ſolchen, der über den „urjprüng- 
lihen Entwurf” der von Stein gewünjchten Deklaration hinaus 
reichte. Es ſcheint darnach, al3 habe er fich mit feinem Redak— 
tionstalent auch an den Adreßparagraphen der Gegenpartei betei- 
ligt. Daraus würde fich zugleich erklären, daß Fürjt Hardenberg 
gerade Gersdorff zu fich einlud (am 29. November), um ihm zu 
jagen: „In Ihrer Note it viel Vortreffliches; die Höfe zu Wien, 
Berlin und Hannover erkennen dies bejonders an und nächſtens 
werden wir in den Fall fommen, Ihnen Eröffnungen zu machen.” 
Das „Bortreffliche” im Sinne der drei genannten Höfe war un: 
zweifelhaft eben der Paſſus über die Landitände, der jo vollkommen 
dem „Bundesplan vom 14. Dftober”, dem Münfterichen „Votum“ 
und der „Übereinkunft“ der drei Höfe vom 21. Oftober entſprach. 

Sicher hat ihm aber Hardenberg nicht vorenthalten, daß 
die Kaiferidee unausführbar ſei. Auch erfcheint Gersdorff in 
allen jeinen jelbjtändigen Akten viel zu einfichtig, al daß man 
ihm die gegenteilige Meinung zutrauen dürfte. Wahrjcheinlich 
haben viele der Unterzeichner und vor allen eben die Männer 
der Steinjchen Deflarationspartei das Berlangen nach dem Kaifer: 
tum nicht allzu ernit genommen, und find nur dem Andrange 
der Gagernihen Partei und dem Zuge patriotifher Wünſche 
gefolgt. Daher denn auch Gersdorff ſchon am Tage nad) der 
Unterredung mit Hardenberg, am 30. November, mit ziemlicher 
Lauheit jchreibt: „Sollte e&8 nicht fein fünnen, daß wieder ein 
Kaifer an die Spite Deutſchlands tritt, jo wird man dahin zu 
trachten haben, daß der Nat der Kreisoberften nicht nur aus 
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den fünf Königen beftehe, fondern auch die übrigen bedeuten: 
den und vornehmijten deutjchen Fürjtenhäufer in diefem engern 
und dirigierenden Nate Sit und Stimme befommen” (Stid): 
ling a. a. O.). Er iſt alſo jofort wieder in loyaljter Weiſe bei 
dem „Bundesplan vom 14. Dftober” als „Baſis“ angelangt, 
denft nur daran ihn auszugeftalten, und tritt in der Konſtruierung 
des engern und dirigierenden Rates geradezu dem Verlangen nad 
einer „Bajis gleicher Rechte” entgegen, das die Note vom 16. 
November enthielt (ſ. ob. S. 276), und an deilen Formulierung 
er mithin feinen Teil gehabt haben fann. 

Freilich hatte Gersdorff dabei auch partikulariftiiche Geſichts— 
punkte im Auge. Zu den „vornehmſten deutſchen Füriten- 
häujern” zählte er mit Recht das Haus der Erneitiner, die einjt 
als Kurfürjten von Sachſen neben dem Kaijer die mächtigite 
Rolle geipielt, ihn im Falle der Abweſenheit vertreten, im Falle 
der Vakanz das Reichsverweſeramt bekleidet, die Kaiſerkrone jelbit 
aber verjchmäht hatten. Er ging daher im Intereſſe des Erne- 
ſtiniſchen Haujes nicht nur auf einen Territorialerwerb für den 
Herzog von Weimar aus, jondern auch auf eine Erhöhung feiner 
Würde und auf ein Stimmrecht desjelben im „dirigierenden 
Rat” des Fünftigen Reiches oder Bundes (vergl. Stihling ©. 12). 
Wurde das Königreich Sachſen erhalten und nur der König und 
dejlen Dynaſtie der Krone verluftig erklärt, jo konnte möglicher: 
weile immer noch, wie man dies vielfach im März für erreichbar 
gehalten, die Ernejtinifhe Linie an der Stelle der Albertinifchen 
die Königskrone erlangen. Stein hatte diejen Gedanken auf das 
lebhaftejte befämpft. Dafür aber durfte eventuell, neben der hoch: 
emporragenden Stellung der Ernejtiner im alten Reich, das jeder: 
zeit deutjch-patriotifche Verhalten Karl Augufts, jowie der Be: 
ftand der alten Haus: und Erbverträge Iprechen (vergl. Berk, 
3, 549— 51). Mindeſtens aber und auf alle Fälle fonnte es 
nicht ſchwer werden, für Karl Auguft die großherzogliche Würde 
zu erwerben. Damit war dann aber aud der Weg in den 
„dirigierenden Nat” geebnet, jobald man es nad dem Projekte 
des Geh. Rat Schmid (j. ob. ©. 216) dahin brachte, daß in 
diefem höchſten Rate nicht nur die „Eöniglichen”, jondern auch 
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die „großherzoglichen” Gejandten Sit und Stimme erhielten. 
Aber noh mehr! Das Anftitut der „Kreisoberften“ oder der 
„Kreisdirektoren“ — welche Benennung von vielen Seiten und 
namentlih von vornherein von Württemberg vorgezogen ward 
(Klüb. 2, 95. 98) mußte dann billigerweife ebenfalls erweitert, 
d.h. von den Königen nicht nur auf Kurheſſen und Baden, fon: 
dern überhaupt auf die Großherzöge ausgedehnt werden. Und 
forderte doch Schmid jogar die Bildung von „15 oder 16 Kreifen” 
(0. ©. 217)! Daher hatte denn Gersdorff, wie wir durch Baum: 
bach erfahren, ſchon vor dem 12. Dftober eine „Kreisidee” ent: 
worfen, fraft deren „Thüringen“ einen Kreis bilden follte, wofür 
fih denn auch außer Weimar, und noch nad der Note vom 
16. November, Meiningen und Hildburghaufen erklärten, während 
Gotha zögerte. Später freilih, al3 nad) der Erwerbung der 
„großherzoglichen“ Würde für Weimar Gersdorff demjelben auch 
den Kreisoberſten ftelle oder der „Direftorialgewalt” in dem 
thüringiſchen Kreije verſchaffen wollte, da fträubten ſich biergegen 
einmütig die „übrigen“ thüringiſchen Staaten (ſ. die Auszüge 
vom 12. Oftober, 19. November 1814, und 21. Februar 1815 
im Anhang). 

S 6. Draftiicher als die Note der Neunundzwanzig verfuhr 
Baden in feiner Proteftnote vom gleichen Tage an den Fürften 
Metternich (Klüb. 1, 97 ff.). Dieſer hatte, wie wir jahen (ob. 
©. 223), die von Baden am 15. Oktober begehrte Aufnahme in 
das Comité mündlich abgelehnt. Nunmehr, am 16. November, 
protejtierte der Freiherr von Hade im Namen des Großherzogs 
gegen das vermeintlich angemaßte Recht der „fünf einzelnen 
deutſchen Fürften, die Geſetzgeber der übrigen zu werden“, 
und fpielte gegenüber der jogenannten Pentarchie des Bundes: 
planes den Trumpf aus: Der Großherzog „werde feſt und 
unabmweihlich auf feiner Souveränität beſtehen“; er ſei „zu 
anderen Erwartungen berechtigt, als zu der Ausficht, fremde 
Ketten abgeitreift zu haben, um vielleicht eigene (d. i. heimifche 
oder deutiche) zu tragen”. Zur Erklärung gereicht, daß Baden 
nad den zwölf Artikeln allerdings befürchten durfte, eventuell 
nicht nur der oberiten Bundesgemwalt unterjtellt zu werden, jondern 


Einige Aufflärungen über die Kaiferadreife der 29 Kleinftaaten. 285 


auch der Streigdireftorialgewalt eines andern einzelnen Staates, 
und wohl gar Württemberg. Daß es fich hiergegen fträubte, 
war ihm nicht zu verargen. Im ganzen aber war auch dieje 
Protejtnote ein Eleinjtaatlicher Hieb gegen das bisherige Ver: 
fallungswerf und, zumal bei dem völligen Schweigen über Land: 
itände und deren Rechte, ein Fauftichlag gegen Steins Wünſche. 

ST. Noch eine dritte Note trat am 16. November ans 
Licht, von den beiden württembergiihen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und an die übrigen Mitglieder des deutjchen Comites 
gerichtet. Schon in der Situng vom 14. November hatten fich 
beide über die „Entwicdlung des S 6” der zwölf Artikel, als noch 
nicht inftruiert, der Abſtimmung enthalten (Klüber 2, 193). 
Und in der Sikung vom 16. erklärten fie „erit dann votieren” 
zu können, wenn die weiteren am 14, „veriprocdhenen Vorlagen” 
gemacht jeien. Zur Miotivierung diefer „Erklärung“ jollte die 
bejondere württembergifche Note dienen, in der ausgeführt wurde 
(Klüber 1, 101 ff.): Der König babe den „eriten Entwurf”, die 
zwölf Punkte, „mit vollem Zutrauen und mit dem Wunſch auf- 
genommen, zu deren Ausführung nad) allen Kräften beizutragen“, 
wenn er auch „manche Modifikationen“ wünjchte. Aber unter 
der Form der „nötigen Entwidlungen” jeien „Punkte, über die 
man allgemein übereingefommen war, durch neue Anfichten ver: 
drängt” worden; „und bei allen diefen partiellen Entwürfen 
mangelte immer das Wichtigste, dasjenige was allein bejtimmen 
könnte anzunehmen oderzu verfagen: die Überficht desGanzen“*). 
An dies nicht unftatthafte Bedenken reihte fi die unfluge Be: 
merfung: „In den partiell vorgelegten Forderungen werde die 


*) Diefer Vorwurf war nicht unbegründet. Die urfprünglichen 12 Artikel 
hatten 5. B. dem erften Rat, dem der Kreisoberften, die Entideidung 
über Krieg und Frieden ausſchließlich beigelegt; die „Entwicklungen“ 
dagegen beteiligten daran aud) den zweiten Nat. Die Kreife aber und damit 
die Kreisoberften, welche eine Hauptgrundlage der 12 Artikel bildeten, waren 
ja in der Sigung vom 7. November durch Metternich ganz in Frage geſtellt 
worden, mit der Ausficht auf eine andere Einteilung Deutſchlands, ohne daß 
ſeitdem darüber eine nähere Mitteilung erfolgt wäre, Württemberg wünjchte 
namentlih, daß die Territorialverhältniffe in dem Verfafjungsentwurf feſt— 
geftellt würden. 


286 Einige Aufflärungen über die Kaiferadrefie der 29 Kleinftaaten. 


Übernahme von Verbindlichfeiten, die Verzichtleiftung auf un: 
beftrittene Rechte verlangt, zu denen wohl nichts vermögen 
fönne al3 die Erwägung der anderjeit zu erhaltenden Vor: 
teile”. Die Note jchloß hiernach mit der Erklärung: daß & 
zwar des Königs „aufrihtiger Wunfch ſei, zu dem großen 
Zwed des Bundes ferner mitzuwirken“; daß er fich aber 
„außer ftande” jehe, „ſich fernerhin immer nur über einzelne 
Gegenftände zu erklären oder angejonnene Verbindlichkeiten zu 
übernehmen, ehe ihm der Plan des Ganzen und die noch ob: 
mangelnden Erörterungen mitgeteilt jeien, wodurch allein er 
fih zur Abſtimmung ermächtigt finden könne“, 


XXXI ARusgang der Perhandlungen des 
Fünfer-Inmites. 


Die dreizehnte Sitzung vom 16. November war thatfählich 
bie legte. Der Grund war aber nicht, wie man nach Perk 4, 
155 und Treitſchke 685 f. glauben jollte, die württembergiiche 
Note von diefem Tage, als ob „damit Württeinberg ausgetreten“ 
und die „Beratungen aufgelöſt“ jeien, over als ob gar Würt- 
temberg förmlich dadurch „feinen Austritt aus dem Rate der 
Fünf erklärte” und demzufolge „die deutſche Pentarchie zu Grunde 
ging“. Aus dem Wortlaut der Note kann man fich überzeugen, 
daß diefelbe mit feiner Silbe den Austritt Württembergs an: 
fündigt, jondern nur motiviert, warum fich dasjelbe „Fernerhin“, 
wie ſchon in der Sigung vom 16. jelbit, der „Abjtimmung” 
über „einzelne“ Momente enthalten werde, und auf wie lange 
(nämlid) bis eine „Überfiht de3 Ganzen“ gegeben jei). Es 
wollte alfo auch ferner den eventuellen Situngen beimohnen, auch 
mitberaten, jedoch alles nur bis dahin ad referendum nehmen. 

Aber noch mehr! Diefe Enthaltung dachte ſich anjcheinend 
Mürttemberg gar nicht al3 eine weitausfehende; ja fie konnte ſich 
gegenüber den jüngjten Vorgängen jogar als eine Preſſion geltend 
machen. Denn in der 12. und wiederum in der 13. Sitzung, 
aljo am 14. und 16. November, war „allgemein beliebt worden, 
eine Zufammenftellung und Überficht der bisher eingegebenen 
Entwürfe, Erklärungen und Bejtimmungen zu verfertigen“ ; 
auch Hatten Ofterreih und Preußen „diefe Darftellung über: 
nommen, und Württemberg ſelbſt hatte jeitvem „eine gleiche Be- 
arbeitung unternommen” (Klüber 1, 112). 

Gejegt indes, Württemberg hätte wirklich, was nicht der 
Fal ift, jeinen Austritt erklärt: jo würde dies ja gar fein Grund 
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geweſen jein, die Fortjegung der Beratungen zu unterlaſſen. Denn 
einmal fonnten fie ja vorläufig auch ohne Württemberg unter 
Vieren fortgejegt werden oder man konnte dasjelbe, nah Maßgabe 
der geheimen „Übereinkunft“ vom 21. Oftober sub. 10 (f. ob. 
©. 232) durch einen „andern deutichen Staat” im Comite erfegen. 

Ferner ift zu beachten, daß die öſterreichiſche und preußiiche 
„Gegennote“ vom 22. November (Klüber 1, 104 ff.), die, nad 
Humboldt Randbemerkung im Berliner Archiv, „vom Grafen 
Münfter aufgelegt” wurde, mit feiner Silbe von einem „Aus: 
tritt” oder einem „Ausjcheiden” Württembergs redet. Viel— 
mehr wird diefem nur vorgeworfen, daß es „neue, höchjt bevenf- 
liche Schwierigkeiten” erhebe; daß die Feititellung der Territorial: 
verhältnijje in dem Berfafiungsentwurfe verlangen, dahin führen 
würde, die Feititellung der Verfafjung „auf das Ende des Kongreſſes 
zu verjchieben”; daß der „Abſchluß der Gejchäfte des Comites 
bauptfählih dur die Einſprüche und Rejervationen württem— 
bergijcherjeit3 aufgehalten worden”. Dann werden die Anjchul: 
digungen in Betreff der „Abweichungen“ von dem urjprünglichen 
Entwurf widerlegt und mit Fräftigen Worten dem Störrigen in 
das Gewiſſen geredet. Man dürfe, hieß e8 am Sclufje, weder 
„einem deutichen Staate” die „Ausihliegung vom Bunde ge 
itatten”, noch „die Verwerfung der Mittel zulaffen, die allein 
zum Zwecke führen können“. 

Zwei Tage jpäter, am 24., erfolgte eine „Erwiderungsnote“ 
der württembergiſchen Bevollmächtigten, welche, wiederum fern 
von dem Gedanken des Rücktritts, nur die Note vom 16. zu er 
läutern und zu rechtfertigen bedacht war, indem jie die ihr „bei: 
gelegten Abjichten” des „Verzuges“ entjchieden in Abrede jtellte 
und behauptete, „daß vielmehr das Gegenteil, nämlich die Be 
förderung einer den Verhältniffen angemefjenen Bundesakte, 
daraus hervorgehe” *). 





*) Klüber 1, 109 ff. Die Anmerkungen deö Herausgebers, jtatt zu 
orientieren, führen in die Irre. S. 110 ift unter dem „erften Plan“ nicht 
Hardenbergs „Entwurf der Grundlagen” gemeint, jondern die „zwölf Artikel”; 
S. 111 nit die zwölf „Artikel“, jondern die „Entwidlungen“ derjelben, 
wie zum Überfluß aus ©. 102 folgt. 
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Mar der Einipruh von Innen durch Württemberg nicht 
dazu angethan, die „Auflöſung“ des Fünfercomites zu verurſachen: 
jo noch weit weniger der Einipruh von Außen durch Baden 
und die Neunundzwanzig. Zwar jagt Treitichfe S. 686: „zu: 
gleih von Innen und Außen angegriffen, brad die deutliche 
Pentarchie zujammen” Aber abgejehen davon, daß nicht 
zufammenbrechen konnte was noch gar nicht vorhanden war — 
denn unter der „Bentarchie” verftand man lediglich die für Die 
Zukunft in Ausficht gejtellte Herrihaft der fünf Kreisoberiten 
— aljo abgejehen davon, daß bier diejer Ausdruck uneigentlicher- 
weile von dem vorberatenden Comité der Fünf gebraucht ift, 
läßt jich jener Ausſpruch auch in diefer Begrenzung durch nichts 
jtüßen. 

Im Gegenfat zur Note Württembergs als Comitemitgliedes 
blieben diejenigen Badens und der Neunundzwanzig al3 Außen: 
jtehender unermidert. 

Was zunähft Baden betrifft, jo entwarf freilid Münfter 
eine Gegennote, deren Tert das Berliner Archiv enthält, und 
aus der Treitjchfe einiges (a. a. D.) mitteilt. Ich füge dem zur 
Charafterifierung der Situation einiges Andere hinzu. Baden, 
bieß es, habe Teinerlei Recht, die Zuziehung zum Comité zu be: 
anſpruchen; erjt durch den Verfall der deutſchen Verfaſſung fei e3 
zu einer fait fünffachen Vergrößerung jeines Gebietes gelangt; 
die Zulafiung Badens zum Comit& würde auch die anderer deutjcher 
Fürften berechtigen und die Zahl der Deliberierenden zu jehr ver: 
mehren. „Zu Gunjten Badens fünne umfomweniger eine Aus— 
nahme in Antrag gebracht werden, al3 deſſen Zulafjung zur 
Entwerfung einer Bundesafte, welche deutſche Freiheit be- 
gründen jolle, jchwerlich zwedmäßig jein dürfte, indem gegen 
diefen Hof die bitterften und zum Teil gegründetiten Klagen über 
Mipbrauc der Souveränitätsrechte, namentlich gegen mediatijierte 
ehemalige Mitjtände, geführt werden.” Der „Behauptung, als 
ob in dem Fünftigen Bundesvertrage alle Glieder ganz gleiche 
Rechte genießen müßten, und daß Baden mit den erjten Fürften 
auf ganz gleihem Fuße jtehen müfle, könne umſoweniger bei: 
gepflichtet werden, als jelbjt ehemals verjchiedene Rechte F Kaiſers, 


Schmidt, Deutſche Verfaſſungsfrage. 
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der Kur: und anderer Fürften jtattfanden; bejonders aber, weil 
diefe Frage nah Rüdfichten, die das Wohl der ganzen Nation 
erfordert, beitimmt werden muß.” Gemäß dem 4. Artikel des 
Frankfurter Vertrages jei Baden verpflichtet „de se conformer 
aux arrangements qu’exigera l’ordre des choses qui sera 
definitivement &tabli pour le maintien de l’independance 
de l’Allemagne“. Datiert ift „Wien, den . November 1814; 
adreffiert „An den Großherzogl. Badenſchen Minifter Herrn Frei: 
herren von Hade”. 

Nach Treitſchke wäre diefe Gegennote deshalb nicht übergeben 
worden, weil „Metternich im legten Augenblid bedenklich wurde; 
ein ſolcher Ton erihien ihm zu ſchroff“. Allein der Entwurf 
trägt nur folgende Randbemerfungen von Humboldt? Hand: „Vom 
Grafen Münfter aufgejeßt. Noh.nicht abgegangen. 9.” „Nie 
abgegangen, weil Fürft Metternich nicht einftimmte. 9.” Der 
Ton iſt allerdings ſtellenweiſe ziemlich derb ; aber meines Erachtens 
durhaus nicht derber wie die von Metternich ohne Bedenken 
unterzeichnete Ermwiderung auf die württembergiſche Note, und 
nicht derber wie mande der Äußerungen Metternichs gegen 
Bayern und Württemberg in den Situngen des Comités. Be: 
denten wegen Schroffheiten im gegebenen Fall zu empfinden, war 
Metternich bei der damaligen Eituation überhaupt wohl nicht 
angetan. Auch wären ja ſolche im Nugenblid durch ein paar 
Federſtriche zu tilgen oder zu mildern gewejen. Er verfuhr viel: 
mehr wohl nur einfach nach demjelben Prinzip, wie früher, als 
Baden unterm 15. Dftober durch eine Note das Verlangen geftellt 
hatte, zu dem Comité hinzugezogen zu werden. Damals war 
auf Metternich Veranlaſſung gleih am folgenden Tag beſchloſſen 
worden, daß auf die badische Note „namens des Comités 
überall nit“, d. 5. weder Fchriftlich noch mündlich, zu ant— 
worten, „Jondern nur von den Höfen, an die fie gerichtet worden, 
eine mündliche Erklärung zu geben jei” (Klüber 2, 79). 

Auf alle Fälle fieht man, daß der Entwurf der Gegennote 
feinesweg3 die „Auflöſung“, jondern vielmehr die meitere 
Fortjegung der bisherigen „Beratungen“ vorausfegt. 

Und zu dem gleichen Ergebnis führt die Angelegenheit ver 
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neunundzwanzig Fürjten und Städte. Denn obwohl wir behaupten 
mußten (j. oben ©. 278), daß deren Note, fern davon bie 
Verhandlungen nah dem Wunjche Steins zu „beichleunigen”, 
vielmehr einen jtörenden, hemmenden und den Bundesplan fchä- 
digenden Einfluß geübt habe: jo war diejelbe doch Feinenfalls 
ſchuld an der Unterbrehung der Sigungen des Fünfercomites. 
Daß niemand ihr eine ſolche Wirkung beimaß, bemweifen u. a. fol: 
gende Thatjachen. 

1) Während die Adreflaten, Ofterreih und Preußen, fie wie 
gejagt grundjäglih unerwidert ließen*), erteilte Graf Münfter 
auf die „Zuſchrift“, womit die Abgeordneten der Neunundzwanzig 
ihm die an jene Höfe gerichtete Note „mitteilten”“, am 25. November 
eine perjönliche Antwort, worin er die gewünjchte „Unterftügung 
des Inhalts“ der Note troß jeiner Sympathien für die Wieder: 
heritellung der Kaiferwürde ablehnt. Und zwar nicht nur deshalb, 
weil Ofterreih trog „aller Mittel der Überredung“ nicht zur 
Miederannahme der Kaiferwürde „zu bewegen“ geweſen ei, jo daß 
eben deshalb der Pariſer Friede für Deutjchland ein „Föderd- 
tive3 Band“, eine „Vereinigung unabhängiger Staaten” 
angeoronet habe; jondern auch weil niht durd ihn ein Wunſch 
„aufgeitellt werden dürfe”, der „im Widerjpruch“ jtehe „mit 
Negociationen, die fi) auf die obige Vereinigung gründen”. Er 
lehnt es daher ab, die Kaijerwürde „bei dem Comité, melches 
ji mit der Entwerfung des Planes zu einer Bundesafte be: 
ihäftigt, in Vorſchlag zu bringen”. Vielmehr „glaube er, 
fih auf die Borlegung diefer feiner Antwort beidem Comité 
beichränfen zu müſſen“ (Klüb. 1, 82 ff.). 

Der Fortbeitand des Comites wurde aljo noch am 25. No- 
vember als Thatſache und als ſelbſtverſtändlich angejehen. 

2) Zu derjelben Zeit, um den 24. November, machte ein 
balboffizieller Artifel die Runde, der zuerft in der ‘Prager Beitung, 
dann im Ofterreichifchen Beobachter Nr. 328 erſchien. Darin 
hieß e8: „Die deutfche Bundesverfaflung wird von den Bevoll- 
mächtigten von Dfterreih, Preußen, Bayern, Hannover und 


*) Bol. oben ©. 281. 
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Württemberg entworfen, und joll dem Vernehmen nad näch— 
jteng mit den übrigen deutjchen Höfen in Beratung genommen 
werden” (Klüber 1,43). 

3) In Übereinftimmung hiermit verſprach Fürft Hardenberg 
noch am 29. November, wie wir jahen (©. 282), dem Herrn 
v. Gersdorff, daß den Eleineren Staaten „nächſtens Eröffnungen“ 
in Bezug auf die Verfafjung gemacht werden würden. Am mich: 
tigiten iſt 

4) Das Schreiben Humboldts an Fürft Hardenberg vom 
11. Dezember, das wir unten mitteilen werden und worin er am 
Schluß jagt: „wenn wir nicht zögern, können wir in acht Tagen 
ungefähr (alfo um den 18. Dezember) unjere Konferenzen 
mit Bayern und Württemberg wieder anfangen.” 

Hiernah wird doch niemand mehr zweifeln fönnen, daß 
die Fortjegung oder Wiederaufnahme der Fünfer-Ronferenzen durch 
feine der drei Noten vom 16. November auch nur entfernt in 
Frage gejtellt wurde, wenngleih die Störrigfeit Württembergs, 
die Anmaßung Badens und die Kleinftaatlichen Umtriebe, eben}o 
wie die zu dringlichen Einmiſchungen Steins, überall Verſtim— 
mungen, Schwankungen und Hemmungen veranlaßten. Der Schade 
war nicht jowohl ein äußerer als ein innerer; die Wege 
blieben diejelben, aber die Ziele wurden gefreugt. 

Der Sachverhalt ift folgender. As man die Sikung vom 
16. November ſchloß, handelte es jich lediglih um das Eintreten- 
lafjen einer Bauje, einer Unterbrechung. Dieje hatte zum Zwede: 
1) die von Ofterreih und Preußen in diefer und der voran- 
gehenden Sigung verjprochene „Zujammenjtellung“ der bis: 
herigen Ergebnifje, „Entwürfe, Erklärungen und Beſtimmungen“ 
zu beſchaffen; 2) die ebenfall3 von den beiden Vormächten ver- 
heißene „umfajiende Borlage über die verfchiedenen in die 
Bundesakte aufzunehmenden Bunte“, d. i. die von Württemberg 
jo dringend gewünschte „Überficht des Ganzen“, herzuftellen. Man 
hatte noch jchlieglih vorläufige „Rückſprache genommen über Die 
Mittel, um zu jchnellerer Beförderung des Werkes Entwürfe über 
die Einrichtung des Militärweſens, die kirchliche Verfaſſung, den 
Rhein-Dctroi, das Poſtweſen u. |. w. zu erlangen“ (1. ob. ©. 287. 
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Klüb. 1, 112. 2, 194. 196 f.). Ein Gutachten über die vom 
Militärausſchuß zu beratenden Gegenstände hatte Wrede ſchon am 
22. Oktober eingereicht (Klüb. 2, 110 ff.). 

Was die „Überficht des Ganzen“ betrifft, jo wurden, wie 
aus jenem Schreiben Humboldt3 vom 11. Dezember ſowie auch 
aus der Note vom 10. Februar 1815 (j. Klüb. 2, 6) erhellt, 
die preußiichen Bevollmächtigten mit der Ausarbeitung eines 
doppelten Entwurfes, mit und ohne Kreiseinteilung, betraut. 
Das war um jo umerläßlicher, als feit der Übereinkunft vom 
21. Oftober die Bedenken Metternich gegen die Kreigeinteilung 
offenbar zugenommen hatten, wenn fie auch der Antipathie Steins 
vielleicht noch nicht gleichfommen. 

Wie Schon hieraus folgt, ſchob Oſterreich die gemeinſam 
übernommene Arbeit auch diesmal wieder auf Preußen ab, während 
andererjeitS Hardenberg fie nach feiner Gewohnheit auf Humboldt 
abzuwälzen wußte. Humboldt machte fih denn auch mit feinem 
unermüdlichen Eifer fofort an das Werf. 

Wenn aber die Dadurch bedingte Paufe der Comiteberatungen 
ih zu einem vollitändigen „Stillftand“ entwidelte (vgl. 
Klüb. 2, 197): jo trugen daran eben nicht jene drei Noten vom 
16. November die Schuld, jondern einzig und allein die fi 
immer jchroffer entwidelnde und alles in den Hintergrund drän- 
gende polnifchjächfiiche Frage. Die Berwidlung begann mit dem 
6. November, nahm um den 9. ein ernſtes Gepräge an, brachte 
jeit der Mitte de3 Monats alle anderen Verhandlungen ins Stoden, 
und eritieg um die Mitte des Dezember den Gipfel der Kriſis. 
Ehe wir aber diefe Frage ins Auge faſſen, müfjen wir der Über: 
fichtlichkeit halber den unter ſolchen Umftänden nur heimlich be: 
triebenen Fortgang der Verfaflungsfrage bis zu ihrem prinzipiellen 
Zujammenftoß mit der polniſch-ſächſiſchen Krifis verfolgen. 


XXXI. Forigang der Perfallungsfrage 
bie Mifte Perember 1814. 


1. Zujammenjtellung der bisherigen Konferenz: 
ergebnijje. Ungedrudt. 


In den Berliner Akten findet ji von Humboldt Hand ein 
Auszug aus den Konferenzprotofollen, der in der That als eine 
„Zulammenftellung der bisherigen Beftimmungen und Erklärungen” 
gelten darf, und der offenbar den Nusgangspunft oder die Grund: 
(age für die Ausarbeitung der beiden Gejamtentwürfe bilden jollte 
und mußte. Daher weiſt er auch bei den entiprechenden SS feiner 
Gejamtentwürfe darauf in Parenthefe und unter dem Titel 
„Auszug“ kurüd: z. B. „S 1. (Auszug $ 1)” ©. Klüb. 
2,20 ff. Und aus dem dazu gehörigen Begleitjchreiben an 
Metternich vom 10. Februar 1815 folgt, daß es fich eben dabei 
um einen Auszug „der ſchon in Beratung gefommenen 
Paragraphen” handelt, in deren „protofollmäßiger 
Fallung feine auf den Sinn Einfluß habende Abänderung” 
ftattgefunden habe (ib. 2, 17). Diefer zufammenftellende Auszug 
beruht, wie ſich hiernach ſchon von jelbjt verjteht, auf den Be: 
ratungen über die „zwölf Artifel” und über die „Entwid: 
lung” des fünften derjelben. Es ergaben ſich daraus im 
ganzen 24 alljeit3 beratene Punkte. Eine vollitändige Wiedergabe 
diefer Zufammenftellung lohnt ſich nicht. Da jedoh in dem 
Humboldtihen Doppel-Entwurf auf fie verwiejen wird, die Ver- 
weiſungen aber durch die Schuld eines Hilfsarbeiter8 oder eines 
Kopiften unvollftändig und ſogar zum Teil falſch find: jo wollen 
wir unfererfeit3 zur Orientierung für Nachprüfende die 24 Punkte 
paragraphenmäßig aufzählen und unter Vermerk des Gegenjtandes- 
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auf die entiprechenden Hauptitellen der Alten verweilen, indem 
wir ung mit der Anführung einiger Bemerkungen Humboldts zu 
einzelnen Punkten begnügen. Die Gleichheitszeichen jollen natürlich 
nicht immer die wörtliche Übereinftimmung, wohl aber durchweg 
die ſachliche Parallele bezeichnen. 

8 1. Auszug (Bildung des Bundes) — 8 1. der Zwölf 
Artikel (ſ. ob. ©. 209), = 8 1. der Württembergiichen Redaktion 
(Klüber 2, 148. 174), = $ 1. des Doppel-Entwurf3 (ib. 2, 20). 

8 2. Auszug (Zwed des Bundes) = 52.3.4, = 82. 
W. R. = 2 D. E. Humboldt im Auszug: „Württemberg 
hat diefen Artikel für entbehrlich erklärt” (ſ. Klüb. 2, 148 Note). 
Doch gab gerade Württemberg die alljeits gebilligte Faſſung 
(ib. 2, 174), die denn auch in den Doppel-Entwurf überging. 

8 3. Auszug (Regierungsrechte der Bundesglieder) = $ 3. 
3. A., = $3 W. R., = 8 45. D. E Die Württembergiiche 
Redaktion, die darauf beſtand, „Regierungsrechte“ in Parentheſe 
durch „Souveränitätsrechte“ zu erläutern, im übrigen Wortlaut 
aber wenig abwich (Klüb. 2. 148), wurde nach dem Protokoll 
bei Klüber (S. 174) am 7. November einjtimmig angenommen. 
Das muß Humboldt, troß jeiner Anmejenheit, hinterher überjehen 
haben. Denn im D. €. behielt er die Faſſung der 3. W. bei 
(ib. ©. 32), und im Auszug hatte er bemerkt: „Württemberg 
itt aus Mangel an Snftruftion noch nicht beigetreten”, eine Notiz, 
die höchitens auf die früheren Außerungen Württembergs (Klüb. 
2, 80 und 97) bezogen werden Fünnte. 

S 4. Auszug (Bundesverjammlung und Sreigeinteilung) 
weſentlich = $ 4.3.4.=$4 W. R. (Klüb. 2, 149. 175), 
S 8 3. D. E. 

8 5. Auszug (Stimmen im erſten Rat) = 8 5. 3.1. 
= 5, a der „Entwidlung” des fünften Artikels (Klüb. 2, 132) 
— 5, 2. W. R. (ib. ©. 150), = $4 D. E. Humboldt im 
Auszug: „Bayern hat den doppelten Stimmen Dfterreihs und 
Preußens widerjproden. Württemberg desgleichen; jedoch even: 
tualiter einen Vorſchlag zur Verhütung der beitändigen Mehrheit 
diefer Höfe genehmigt” (Vgl. Klüb. 2, 140). Doch ift zu beachten, 
daß Hardenberg in feiner Redaktion vom 3. November die würt— 
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tembergiſche Faſſung „Jedes Mitglied führt eine Stimme” auf: 
nahm (ib. 2, 157) und ſich am 10. Februar Metternich gegenüber 
neuerdings zum „Verzicht auf das Recht einer doppelten Stimme” 
für Preußen bereit erklärte (ib. ©. 17). 

S 6. Auszug (Sik des eriten Rats) = $ 5, b. der Ent: 
wicklung (Klüb. 2,132), = 5,1.W. R. (ib. 150), = 85. D. €. 
(ib. 2, 21. Nur ift bier auf 8 7 des Auszugs verwielen). An: 
genommen am 29. Oktober (Klüb. 2, 140). 

S 7. Auszug (Gejandte des eriten Rats) = 8 5 ce. Ent: 
widlung; = $ 6. D. E. (Nur ift bier fälſchlich auf $ 5 des 
Auszugs verwiejen). Angenommen den 29. Oftober (Klüb. 2, 140). 

8 8. Auszug (Befugnis des Vorfigenden) — $5 d. Ent 
widlung; = 8 5, 3. W. R. = 8 7. D € Mur fehlt Hier 
die Verweiſung auf den Auszug). Ebenfalls ſchon am 29. Dftober 
(Rlüb. 2, 141). 

S 9. Auszug (Die Mehrheit der Stimmen entjcheidet. 
Falls jedoch die 4 Stimmen Oſterreichs und Preußens den 3 anderen 
entgegenjtehen, jollen die Bevollmächtigten der Fürjten N. N. Hin- 
zugezogen werden) = 5, e Entwidlung (Kl. 2, 133) = $ 8. 
D. €. Dazu Humboldt: „Bayern und Württemberg haben dem 
legten Abjat (d. i. von „Falls“ an) diejes Paragraphen (9) wie 
ad $ 5 widerſprochen.“ 

S 10. Auszug (Rechte des eriten Rats) = 5 f. Entwidlung, 
— 86. W. R. (Klüb. 2, 150 f)= 8 9. D. E. (ib. ©. 22. 
Nur iſt bier fälſchlich auf S 8 des Auszugs verwieſen). Dazu 
Humboldt: „Dieſer S ift nach 8 20 (Zuziehung eines Ausſchuſſes 
des zweiten Rates) abgeändert worden. Es findet wieder dabei 
der gegen 8 20 geäußerte Widerſpruch Württembergs ſtatt.“ 

Ss 11. Auszug (Ausübende Gewalt) = 8 5, g. Entwicklung 
(Klüb. 2, 133 f.) = 86, a und b. W. N. (Kl. 2, 151. 175. 
Die Vollziehung der Erkenntniſſe des Bundesgerichts fehlt hier 
natürlich, da Württemberg gegen die Einſetzung eines Bundes— 
gerichts war), = 8 10. D. €. 

8 12. Auszug (Zuziehung des zweiten Rates bei Ent: 
Iheidung über Krieg und Frieden) = $ 7 des „preußifch-öfter- 
reihiichen Entwurfes betreffend das Necht des Krieges, der Ber: 
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träge u. ſ. mw.” (Klüb. 2, 162), eriter Abjat. Angenommen am 
7. November (ib. ©. 171). Dazu Humboldt: „Württemberg hat 
eine andere Faflung dieſes S vorgeſchlagen.“ Der obige generelle 
Sat wurde von Humboldt dem S 9 des Doppel-Entwurfs ein- 
gefügt (Klüb. 2, 22), nur daß er die Zuziehung mittels eines 
„Ausſchuſſes“ beibehielt. 

8 13. Auszug. (Die Kreisoberjten find Bevollmächtigte des 
Bundes, Beichwerden gegen fie) = $ 5, h i und k Entwidlung 
(RL. 2, 134 f. 141), = 8 7,1.3.5.6W NR. (ib. 151 f. 
175 f) = $ 7-29 D. €. (ib. ©. 27 f.). 

S 14. Auszug. (Austrägal:Inftanz und Bundesgericht) = 
810. 3.4., = 81. preußifch-öfterreih. Entwurf über Krieg u. ſ. w. 
(RL. 2, 160), =$ 11. W. R. (ib. © 155), = $ 80 um 
84 D. €. (ib. 2, 43. 33). Humboldt im Auszug: „Bayern 
bat nun (d. i. am 7. November) die Notwendigkeit eines Bundes: 
gericht3 anerkannt, allein über die wirkliche Zuläſſigkeit desjelben 
fih feine Stimme, jobald der Plan desjelben ganz entwicelt 
jein würde, vorbehalten. Württemberg hat der “dee eines be- 
ftändigen Bundesgerihts gänzlich widerſprochen, und fich feine 
Erklärung über die Austrägal:Initanz, wenn darüber nähere Be: 
ftimmungen mitgeteilt würden, vorbehalten.“ (Bgl. Klüber 2, 169. 
167 f. 177). 

8 15. Auszug. (Gegenjeitiger Beitand gegen auswärtige 
Gewalt) = 8 2. preuß.:öfterr. Entwurf über Krieg u. ſ. w. 
(KL. 2, 160 f.), angenommen am 10. November (ib. 177); im 
D. E. meggelaflen, weil 8 duch S 2 und 8 13 des D. ©. 
verbürgt ijt. 

8 16. Auszug. (Vertretung des Bundes gegen Auswärtige) 
= $ 3 preuß.öfterr. Entw. (Kl. 2, 161), = 86, 2 WR; 
angenommen den 10. November (ib. 177); im D. €. = 89,2 
(ib. ©. 22). 

$ 17. Auszug. (Auswärtige Geſandtſchaften) = 8 4 preuß.: 
öfter. E. (Kl. 2, 161). Dazu Humboldt: „Württemberg hat ver: 
langt, daß die fremden Gejandten ihre Vorträge vor dem ver: 
jammelten Rat machen müſſen. Bayern hat erklärt, daß den 
Vorſitzenden bei diefen Vorträgen nur der von ihm vorzufchlagende 
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Direktor beizugeben ſei“ (Val. Klüb. 2, 177 f.). In D €. 
8 11 wurde der Worlaut von $ 4 des preuß.söfterr. E. bei: 
behalten (ib. ©. 23). 

8 18. Auszug. Bundesgefandtichaften für einzelne Unter: 
bandlungen mit auswärtigen Staaten) = $ 5 preuß.söiterr. €. 
(KL. 2, 161). Dazu Humboldt: „Man hat fi vorbehalten, die 
Art, wie diefe Gelandtichaften zu jchiden jein würden, näher zu 
beftimmen. Württ. hält dieſe Gejandtichaften für überflüffig” 
(Bol. Kl. 2, 178 f). Im 8 12 des D. €. beibehalten (ib. 
©. 23. Die Verweifung auf 8 18 de8 Auszugs ift wegge— 
blieben). 

8 19. Auszug. (Sicherung jedes Bundesgliedes gegen wider: 
vechtlihe Gewalt einer auswärtigen Madt) = 8 6 preuß.=öiterr. 
E. (Klüb. 2, 161 f.). Mit einem Zulage Humboldts: „Bei 
einem wirklichen feindlichen Einfall u. }. w.“ am 10. November 
angenommen (ib. 179 f.), und in diejer Gejtalt in den D. €. 
$ 13 aufgenommen (ib. ©. 23. Die Verweiſung auf den Aus 
zug fehlt). 

8 20. Auszug. (Zuziehung des zweiten Rates bei Beſchlüſſen 
über Krieg und Frieden durch einen Ausihuß) = 8 7 des 
preuß.söfterr. E. zweiter und dritter Abjag (RI. 2, 162). Das 
zu Humboldt: „Württ. hat die Zuziehung des Ausichufles, der es 
nicht beiftimmt, ad referendum genommen” (Vgl Kl. 2, 180 .). 
Im D. E. 8 14 find die Namen Heflen-Kafjel und Baden dem 
frühern Vorjchlage gemäß durch N. N. erfekt. 

8 21. Auszug. (Mittel um die Gefährdung der äußeren 
Sicherheit Deutjchlands durch einen einzelnen Bundesitaat zu 
verhindern) = $ 9. G. A. = 8 8 preuß.öfterr. E. (RI. 2, 
162 f.), = $ 10. Württ. Ned. (ib. ©. 155 furz und unbe- 
jtimmt), = Neue Weljenbergiche Redaktion (ib. ©. 172 abge- 
ſchwächt). Humboldt im Auszug: „Württ. hat den Zuſatz (Jedes 
Mitglied verpflichtet fi, von den geſchloſſenen Verbindungen den 
Bund in Kenntnis zu jegen) nicht angenommen; der übrige 8 
Hat ihm nicht bedenklich geichienen. Preußen Hat fich jeine Er- 
flärung vorbehalten.” Bayern hatte auch den Zuſatz „Jedes 
Mitglied u. ſ. m.“ unter der von Üfterreich zugeitandenen Be— 
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dingung angenommen, daß nur die im eriten Abſatz bezeichneten 
„Berbindungen” d. 5. die auf Krieg u. |. w. bezüglichen dem 
Bund zur Kenntnis zu bringen jeien (ſ. Klüb. 2, 181 ff. val. 
©. 173). Humboldt nahm, troß jenes Vorbehaltes, die Weiten: 
bergiche Redaktion des Artifel3 mit dem alſo modifizierten Zu— 
jat mejentlih unverändert in den Doppel:Entwurf S 46 auf 
(ib. ©. 33). 

5 22. Auszug. (Bei Friedensjchlüflen über das Gebiet eines 
Bundesgliedes zu verfügen, ohne u. f. w. fteht dem eriten Nat 
nicht zu) = $ 9 preuß.=öfterr. E. (Kl. 2, 164. Nur fehlt hier 
gerade das „nicht”). Humboldt im Auszug: „Von Württ. ad 
referendum genommen“ (ib. 173. 183 ff.). Die in der Sigung 
vom 12. November mit Ausnahme MWürttembergs angenommenen 
Vorichläge Bayerns in betreff einer Mopdififation lieg Humboldt 
im D. €. 8 15 unbeacdtet (RI. 2, 24. Statt „Beteiligten“ fteht 
hier „Bethätigten”). 

8 23. Auszug. (Staatdverträge mit Auswärtigen) = S 10 
preuß.zöjterr. E. (Kl. 2, 164). Humboldt im Auszug: „Württ. 
ift nicht beigetreten” (ib. 185); = $ 16. D. €. 

S 24. Auszug. (Anteil des erften Rats an der Geſetz— 
gebung) = 8 11. preuß.söfterr. E. (RI. 2, 164). Humboldt im 
Auszug: „Württ. hat feine Erklärung vorbehalten“ (ib. 187). 
Dies geſchah in der Situng vom 12. November, nachdem die 
Faſſung des Artikel bereit3 einer Abänderung unterzogen wor: 
den (ib. 186 .); = $ 17.D. €. 

Ob Humboldt die Zufammenjtellung oder den Auszug der 
beratenen Punkte vor oder nach dem 16. November anfertigte, 
läßt fich nicht beftimmen. Gewiß ift, daß die am 12. November 
von Ofterreih und Preußen vorgelegten 8 Punkte über „Bildung 
und Wirkungsfreis des zweiten Rats“, als „Entwidlung” des 
ſechſten der zwölf Artikel (Kl. 2, 188 ff.), obgleich fie in den 
beiden lebten Situngen vom 14. und 16. November erörtert 
worden waren, nicht in den Humboldtſchen Auszug aufgenommen 
wurden, offenbar weil Württemberg fich aller Abjtimmung dabei 
enthielt (ib. 193). Da jedod Hannover alle 8 Punkte und 
Bayern fait alle unbedingt annahm (ib. 193—196), jo fügte 
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fie Humboldt mejentlih unverändert dem D. E. als $ 18—25 
ein (ib. ©. 25 ff.). 

Während Humboldt ſich mit der Ausarbeitung diejes Doppel 
Entwurfes in der zweiten Hälfte des November und in den eriten 
Tagen des Dezember bejchäftigte, traten in der Verfaſſungsfrage noch 
folgende Zwiſchenereigniſſe ein, die wir nicht unberührt laſſen dürfen. 


2. Kleinjtaatlide Hilferufe Ungedrudt. 


Daß es den Kleinjtaaten, jelbit bei der Kaijerfrage, nicht 
auf die Darbringung von Opfern, jondern auf die Gewinnung 
von Vorteilen anfam: das bewieſen fie bei vielen Anläflen und 
u. a., wie wir jehen werden, noch im März und April des 
folgenden Jahres; das bewieſen auch damals die Kleinften unter 
den Kleinen. Am „22. November 1814” wandten ſich „Hohen— 
zollern-Hedhingen und Hohenzollern-Sigmaringen” an Preußen 
mit der ängjtlihen Bitte um „Sicherung und Erhaltung” 
ihrer „Selbitändigfeit und Rechte”, dergeftalt daß „das Ge- 
jamthaus Hohenzollern bei allen feinen Würden und Rechten 
ungefräntt und ungeſchmälert erhalten, und feine Be: 
figungen feinem andern Mitjtaate in irgend einer Be- 
ziehung untergeordnet werden möchten“ (Berl. Archiv 1. c. 
Nr. 100: Maisons de Hohenzollern). 

Wie jehr wir uns auch der heutigen Namensträger diejer 
beiden Duodezländchen, ihrer patriotiichen Bethätigung ſeit 1866 zu 
erfreuen haben: die damaligen Inhaber derjelben übertrafen ſamt 
anderen ihresgleichen wahrlich an Überhebung die Mittelftaaten 
jo jehr, daß dagegen das Verhalten von Bayern und Württem- 
berg fait al3 das anerfennenswertejte Entgegenfommen erjcheint. 

Man kann ſich daher auch nicht wundern, wenn dieje beiden 
Fürftentümchen fich beeilten, am 24. November der Kaijer-Note 
der Neunundzwanzig beizutreten, weil fie, wie fie unbefangen 
genug erklärten, „ebenfalls“ ihre „Rechte zu wahren” (nicht 
zu bejchränfen) gedachten, und weil fie auf diefem Wege eine 
deutiche Verfaffung „auf der Bafis gleicher Rechte und einer 
vollitändigen Repräjentation aller Bundesglieder” zu erlangen 
bofften (j. Klüb. 1, 93 f.). 
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3. Negungen der NReligionsparteien*). 

Bis dahin hatten die Berfafjungsentwürfe noch in feiner Weile 
auf die Religionsparteien und deren Zukunft Rüdjicht genommen. 

Aber Schon unterm 30. Oktober war „für die fatholiiche 
Kirche Deutſchlands“ ein Memoire eingereicht worden, das bereit 
bei Klüber 1, 2, 28 ff. gedrudt ward, unter dem Titel „Dar: 
ftellung des traurigen Zujtandes der entgüterten und verwaijeten 
fatholifchen Kirche Deutichlandg, und ihrer Anſprüche“, unter: 
zeichnet: „Freih. von Wambold, Domdehant von Worms, Kapi- 
tular des mainzer MetropolitanzKapiteld zu Aſchaffenburg; So]. 
Helfferih, Präbendar bei der Domkirche zu Speier; Schier, 
Syndifus.” Diefes Memoire reflamiert für die katholiſche Kirche 
alle früheren Rechte und alle früheren Beligungen, d. h. die nod) 
nicht veräußerten, die veräußerten einlösbaren, und Entihädigungen 
für die nicht einlösbaren; insbeſondere aber die „Freiheit der 
Kirche“, d. h. u. a. „die Unabhängigkeit in der Verwaltung 
ihres Hirtenamts, ihrer geiftlihen Gerichtsbarkeit, die freie 
Wahl ihrer Bilhöfe, die Erziehung, Bildung und Anitel- 
lung ihrer Diener”; denn alles dies „gehöre zu dem Sein und 
Weſen“ der Kirche. 

In dem Fünfercomite jowohl wie in der Note der Neun: 
undzwanzig vom 16. November war diefe Eingabe völlig unbe: 
achtet geblieben. Doch hatte man in der lebten Sigung des 
eritern, wie wir jahen (ob. ©. 292), aljo am 16. November, 
auch an einen „Entwurf“ für die „kirchliche Verfaſſung“ Deutich- 
lands gedacht. Und dies war ohne Zweifel der Anlaß, weshalb 
Humboldt nunmehr das obige Memoire dem Domdechanten von 
Münfter, Freiheren Spiegel zum Dejenberg zur Begutachtung 
mitteilte. Die ungedrudte Antwort desjelben (Berl. Arch. Nr. 91: 
Eglise catholique) lautet: 

„Ew. Ercellenz ftelle ih mit gehorſamſtem Danke die mir 
geitern anvertraute „Daritellung des traurigen Zuſtandes ꝛc., 
weldhe die Herren von -Wambold, Helfferih und Scier zur Be: 
rüdfihtigung bei dem Wiener Kongreß eingereicht haben, zurüd. 


) [Bgl. Otto Mejer: Zur Geichichte der römifch:deutfchen Frage 1, 446 ff.] 
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Diefe Schrift enthält manche verfänglidhe Stelle; dieje werden 
Em. Exc. Scharfblid nicht entgehen. Es wohnt darin ein ultra: 
montanifcher Geiſt erfter Größe, gang im Gegenfage mit 
dem auf immer ehrmwürdigen Wahrheitsjinn, der die Väter 
auf den Konzilien zu Konſtanz und Baſel bei der bezielten Ne: 
gulierung des deutjchen Fath. Kirchenweſens bejeelte; da3 werden Em. 
Exc. wahrgenommen haben u. ſ. w. Die Kirhenverfaffung 
Deutihlands muß für jede der drei chriſtlichen Glaubens: 
fonfelfionen integrierender Teil der Konftitution der deut: 
Ihen Staaten werden, und jeder diejer Religionsteile feine Eigen: 
tümlichfeit der Religion, des Kultus, ſeines innern Haushaltes 
und religiöjer Verhältniſſe gefichert finden, alle drei Konfej: 
fionen in Liebe und Eintracht neben einander jtehen, und das 
allgemeine Beſte gemeinjam fürdern — das ift meine individuelle 
Anfiht. Mit reipeftvoller Hochachtung verharrend, Ew. Ere. 
ganz gehorjamfter Spiegel Freih. zum Dejenberg, Domdechant 
von Münfter. Wien den 2. Dezember 1814.” 

Um dieſe Zeit liefen nun auch protejtantifcherjeits Bitt— 
ſchriften ein, aber anfcheinend jehr bejcheidener Art. Dahin gehören 
die Bittjchriften betreffend die VBermögensverhältnifle der evangelifch- 
reformierten Geiftlichfeit in den ehemals pfälzifchen Landen des 
finfen Rheinufers (Berl. Ar. Nr. 92: Eglise protestante). 

Koch weniger bedeutſam waren die jüdiſchen Eingaben. 
Doc begehrte die eines Dr. Buchholz in Wien: Preußen jolle 
nicht zugeben, daß durch Beltimmungen in der Bundesafte noch 
diejenigen Rechte verfürzt würden, welche die Juden in Preußen 
ſchon bejäßen (Ib. N. 102: Reclamations des Juifs). 

Humboldt ließ ſich indes durch nichts beftimmen, in den 
unter jeinen Händen entjtehenden doppelten Verfaſſungsentwurf 
irgend eine Satzung über die KReligionsparteien oder die Kirchen: 
verfaflung aufzunehmen. Dagegen nahm er jih mit großem 
Intereſſe der nun zu ermwähnenden Zwiſchenfälle an. 


4. Belämpfung des Bundesgeridt3. 


Zu Anfang Dezember tauchte ein anonymes Manujfript auf 
mit dem Titel: „Sit für den künftigen Deutjchen Bund die An: 
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ordnung eines fürmlichen und ſtets verfammelten Bundesgerichts 
notwendig?“ (Berl. Arch. W. C. Nr. 75). Die Wiedergabe 
der Schrift lohnt ſich nicht, zumal fie ohne Zweifel identiſch ijt 
mit dem Gutachten des naſſauiſchen Minifters von Marſchall, 
das diefer im November ausarbeitete und von dem, da er es an 
Stein mitteilte, Pertz 4, 306 einen furzen Auszug gegeben hat. 
Das Gutachten verneinte die obige Frage. Inwiewieit Stein 
dagegen reagierte, willen wir nicht. In den Humboldtichen Akten 
(l. e.) findet ſich aber eine handfchriftliche Widerlegung desjelben, 
die zwar feine Unterfchrift trägt, aber mwahrjcheinlih von dem 
weimarjchen Bevollmächtigten von Gersdorff verfaßt if. Denn 
die einzelnen Korrekturen in dem Aftenjtüd, das eine Kopie des 
Originals ift, ftimmen trotz jehr auffälliger Eigentümlichkeiten 
vollfommen mit Gersdorffs Hand überein, wie des legtern Original: 
reiben an Humboldt vom 6. Dezember, worauf wir gleich fommen, 
darthut. Aus der Widerlegung heben wir das Folgende hervor. 

„Eine Verfaſſung ohne höchſtes Gericht entjpricht den 
Erwartungen der Deutſchen nicht, und ijt darum allein jchon 
verwerflih. Wer auch der Verfafler des Aufjabes jein mag 
„Sit für den Fünftigen Deutichen Bund die Anordnung u. ſ. w. 
notwendig” — Jo ift foviel gewiß, daß ihm die Bequemlichkeit 
der jegt in Deutjchland Regierenden mehr am Herzen liegt, als 
eine Juſtizverfaſſung, welche die Unterthanen vor dem Mißbrauch 
der höchiten Gewalt ſchützt . . . Das Bundesgericht muß Deutjc- 
land in feiner Gejamtheit vorjtellen; es muß den einleuchtenden 
Beweis liefern, daß der Deutſche nun ein gemeinfchaftliches Vater: 
land habe. Es muß aljo ein Bundesgericht jein, damit in allen 
Fällen, wo Nichtigkeiten begangen werden oder die Juſtiz ver: 
zögert wird, zu jeder Zeit des Jahres (nicht etwa allein wenn 
die Landftände verfammelt find!) den deutſchen Unterthanen ge: 
bolfen werden Tann —“. 


5. Gersdorffs Einwirkung auf Sumboldts Entwürfe. 


Der weimarſche Bevollmächtigte war mehr und mehr mit 
Humboldt in einen vertraulichen Verkehr über die deutichen An- 
gelegenheiten eingetreten. 
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Am 6. Dezember teilte er dieſem brieflich (Berl. Arch. Wr. 75) 
„Grundzüge eines künftigen deutſchen Verbandes” mit, von denen 
er jagt, fie jeien ihm „kommuniziert worden”. Dazu gejellte er 
„Aphorismen“, worin er ſagte: Deutichland bilde nun einmal 
zur Zeit „zwei Gruppen, Süd und Nord“, die fi um die beiden 
„präbominierenden” Staaten gruppieren; diejer Gegenſatz laſſe 
ih „durch feine Form eines politifchen Organismus aufheben”. 
Demnach erklärt er auch dem projektierten alleinigen Präſidium 
Oſterreichs gegenüber: „Nah den ihm befannten Gefinnungen 
mehrerer anderer deutjcher fürjtlicher Bevollmächtigter würde man 
es ebenjo gern jehen, wenn die beiden Monarchien, welche am 
Bunde teilnehmen, in dem Präfidio alternieren wollten“. Im 
Intereſſe der Kleinftaaten empfiehlt er: im vollziehenden Rat 
beitändig einen Ausſchuß von vier Vertretern des zweiten Rats 
zuzulaffen. 

Wenn Gersdorff dabei jagt: „Man liebt den Schein der 
Freiheit, jelbjt wenn man ihr Wejen nicht zu befigen vermag“: 
jo war das nicht, wie Treitjchfe meint (S. 690), „Tindliche 
Unſchuld Eleinftaatlicher Diplomaten“, jondern vielmehr politijche 
Weisheit. Gersdorff war ja ſchon im November für ein Zus 
itandebringen der Verfaſſung auf der Grundlage der „zwölf Ar: 
tifel“ oder des „Bundesplane® vom 14. Oktober“, freilich mu- 
tatis mutandis, bereit gewejen. Nunmehr, zu Anfang Dezember, 
war jeine Meinung: Mag man den Kleinjtaaten jenen Aus— 
ſchuß zugeitehen; fie werden ſich dieſes Scheines der Freiheit 
erfreuen, wenn ſie das Weſen derjelben, die volle Rechtsgleich- 
heit mit den Gliedern des erjten Rates nicht befiten können; 
oder mit andern Worten: jie werden fich mit dem Bißchen be- 
gnügen, wenn fie nicht Alles zu erreichen vermögen. Und zu— 
gleich durfte er hoffen, mit jenem Ausſpruch ein Zweites zu 
erreihen, nämlich: daß wirklich jener Ausihuß in den Augen 
Humboldts als ein fleines, nicht als ein großes Zugeſtändnis 
ericheinen werde. 

Und dieje Hoffnung ſchlug nicht fehl, wie das nachfolgende 
Gutachten Humboldts im Schlußabſchnitt und fein Begleitjchreis 
ben vom 11. Dezember beweiit. 
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Wie follte fie aber auch fehlichlagen! Durfte Gersdorff doch 
Ihon am 30. November melden, als er fich noch lediglich mit 
einer Bertretung der „vornehmiten deutſchen Fürftenhäufer im 
dirigierenden Rate” begnügen wollte: „Man fommt ung jucce]- 
five immer näher. Jene zwölf Artikel haben ſchon mannigfache 
Veränderungen erlitten” (Stihling ©. 16). Hatte man es doch 
jhon erlangt, daß bei gewiſſen Fragen, namentlich über Krieg 
und Frieden, die „Beteiligung des Fürftenrates” jogar im Fünfer: 
comite einjtimmig beſchloſſen worden war, und daß die preußifch- 
öfterreihiihen Vorſchläge nicht nur Kurheſſen und Baden, fon- 
dern außerdem noch drei gewählte Mitglieder des zweiten 
Rates als „Ausſchuß“ bei jolden Fragen zu beteiligen bereit 
waren (j. ob. ©. 236, 237). 

Auch Hatte Gersdorff feinem Schreiben vom 6. Dezember 
ſchon vorgearbeitet durch eine Unterredung, die er mit Humboldt 
in den allereriten Tagen des Monats pflog. In derjelben empfahl 
er, in den erjten oder „engeren” Rat überhaupt, „außer den fünf 
Königen, auch Baden mit einer Biriljtimme und die übrigen 
deutichen Staaten mit mehreren Kollektivftimmen“ aufzuneh: 
men. „Seren von Humboldt — jehrieb er jofort nah Haufe — 
waren dieje Ideen neu und nicht ganz erwartet. Ich bemühte 
mich, ihm zu zeigen, daß die Einheit des Bundes nicht leide; 
wenn einmal der erite Nat, als aktive Gentralbehörde des Bun- 
des, aus fünf dem Wejen nach ziemlich voneinander unabhän- 
gigen Staaten beftehe, jo fünnen gewiß, ohne derjelben Eintrag 
zu thun, auch noch vier oder drei, an Preußen ihrer Lage nad) 
immerhin gemwiejene, Stimmführer hinzukommen.“ 

Wenige Tage darauf, d. i. offenbar nad dem Schreiben 
vom 6. Dezember, das Stihling nicht Fennt (j. ©. 17), ging 
Gersdorffs Hoffnung jhon in Erfüllung, indem er in einer neuen 
Unterredung mit Humboldt „die Eröffnung erhielt: Preußen werde 
e3 gern jehen und unterjtügen, daß in dem fünftigen vollziehen- 
den Rate außer den Königen auch noch vier bi3 fünf andere 
Stimmen von den übrigen deutjchen Fürften repräfentiert wür— 
den”. Zugleich, heißt e3, wurde „dem Sachſen-Erneſtiniſchen Hauje 


die Ausficht eröffnet, eine ſolche Stimme zu bilden”. 
Shmidt, Deutihe Verfafjungsfrage. 20 
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Hier liegt alfo, beiläufig gelagt, ein direktes Eingeltändnis 
der Thatlache vor: daß die Fleineren Staaten immer mehr zu der 
[oderen Faſſung der definitiven Bundesakte hHingedrängt, und 
nihtfomohl Opferbereitmwilligfeit dennvielmehr Sehnjudt 
nah Machtvermehrung empfunden haben. Wie fi) dies gerade 
bei Weimar erklärte und verhältnismäßig im Vergleich mit vielen 
Gleichſtrebenden rechtfertigte, haben wir ſchon gejehen (ob. ©. 283). 


6. Vollendung der Entwürfe, Humboldt Gutadten 
und Begleitihreiben an Hardenberg. 


Gegen den 9. Dezember war Humboldt mit den beiden Ent- 
würfen fertig. Wir teilen diejelben nicht mit; denn fie find im 
wejentlichen identilch mit den Texten, wie fie jpäter (im Februar 
1815) dem Fürſten Metternich vorgelegt und bei Klüber 2, 18 
.bi3 64 abgedrudt wurden. Humboldt überjandte jie an den Fürjten 
Hardenberg mit einem Gutachten vom 9. Dezember, und mit 
zweien Begleitjchreiben: einem deutjchen vom 11. und einem fran= 
zöfiichen vom 12. Dezember. Alle drei Schriftitüde find unge: 
drudt; der wejentliche Inhalt des eriteren ging aber jpäter in 
die Noten vom 4. und vom 10. Februar (Klüb. 1, 3, 132 ff. und 
2, 6—18) über. Wir lafjen die drei Aktenſtücke, eigenhändige 
Originale, der Neihe nad) folgen (B. A. Rep. VI. W. €. Nr. 75). 


Sumboldt3 Gutadten zu den beiden Entwürfen, 
d. d. Wien, den 9. Dezember 1814. 


„Denn man die beiden vorliegenden Berfallungsentwürfe, 
welche, wie ich mir wenigftens ſchmeichle, unparteiiih, und ohne 
Vorliebe für die eine oder die andere der ihnen zu Grunde lie 
genden Ideen, ausgearbeitet find, miteinander vergleicht, jo kann 
man fich, meiner Meinung nad, nicht des Urteils enthalten, daß 
der ohne Kreiseinteilung zwar einfacher, Fürzer und allgemeiner 
annehmbar erjcheint, dagegen der andere ſowohl theoretifch bei 
weiten Eonjequenter al3 auch praktiſch zu mehr ficheren und all- 
gemein erjprießlichen Reſultaten führend ift. 

Die aus dem Mangel einer Kreiseinrihtung unfehlbar ent- 
jtehenden Nachteile jcheinen mir folgende zu fein: 
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1) Deutihland joll doch, nad) feiner neuen Verfafjung, die 
nicht bloß die politiſche Selbſtändigkeit, jondern auch die innere 
Sicherung der Rechte und die allgemeine Wohlfahrt der Nation 
zum Zwed bat, ein in allen jeinen Teilen verbundenes Ganzes 
ausmachen. In diefem nun wird die Einwirkung der Central: 
gewalt immer ſchwächer fein, wenn fie geradezu, und ohne ein 
verfaflungsmäßig dazu bejtimmtes Organ geichieht; und felbft die 
Verbindung der einzelnen untereinander wird loderer werden, wenn 
nur die immer lojere allgemeine bejtändig ijt, die jtärferen beſon— 
deren aber dem Zufall und dem MWechjel unterworfen bleiben. In 
diefer Hinficht ift die Kreisverfaffung, als eine Mittelftufe der 
Verbindung, jhon in hohem Grade empfehlungsmwürbdig. 

2) Die Aufrehthaltung der Bundesihlüffe, da wo ſchon 
wirffich Übertretungen vorgefallen find, kann allerdings ebenſowohl 
durch einzelne Aufträge als durch Kreisvoriteher (welches Wort 
man vielleicht jtatt: Kreisoberjten wählen könnte) gejchehen. Allein 
man muß immer gejtehen, daß die Aufmerkſamkeit der Kreisdiref- 
toren auf ſolche, vielleicht jonit nicht zur Sprache kommenden 
Übertretungen fehlt, und daß die Kreisverhältnifie günftige Ge- 
legenheiten darbieten, daß eine gleiche Wachſamkeit auch von den 
Kreisitänden auf den SKreisdireftor jelbit, gegen melden ja jede 
Klage erlaubt ift, und gegenfeitig aufeinander ausgeübt werde. 
Noch viel heilfamer ift es, daß durch die anhaltende gemeinjchaft- 
liche Beihäftigung der Kreisftände mit Bundesangelegenheiten 
manchen Abweichungen auf eine geſchickte und janfte Weiſe vor: 
gebeugt werden fann. 

3) In der Militärverfafiung ändert die Vertchiedenheit beider 
Entwürfe nichts ab, weil Bezirfsabteilungen in dieſer Abficht 
immer notwendig bleiben. Allein in Abficht der Rechtspflege haben 
die Samtgerichte bei großen Sprengeln immer den Nachteil, daß 
die zu ihnen gehörenden Staaten zu entfernt, und in ihren Ge— 
jegen und Verfaſſungen zu verjchiedenartig find, bei Heinen hin- 
gegen den, daß eine gehörige Organifation derjelben (ſchon wegen 
des Aufwandes) kaum zu erreichen iſt, auch die Richter den per: 
fönlichen Verhältnifien der ftreitenden Teile zu nahe bleiben. 

4) Der Mangel der Kreisverfammlungen iſt nicht gleich- 
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gültig. Denn wenn fi) auch allerdings durch Verträge und auf 
diplomatiichem Wege dasjenige erreichen läßt, was nicht mehr auf 
verfafliungsmäßigem nötig it, jo kann hier immer ein Einzelner 
‚verhindern, was alle um ihn herum liegenden Fürften ihrem Ge— 
jamtwohl zuträglich finden, und fo find Verträge diejer Art immer 
wandelbar. Bei wirklichen und gemeinſchaftlichen Beratichlagungen 
dagegen wirft jchon, ſelbſt wenn die Stimmenmehrheit nicht ver- 
bindend fein follte, das gegenfeitige Erwägen der Gründe, und 
der fich zugleich ausſprechende Wille Vieler jehr ftark; und das 
einmal Beichlofiene kann nicht, ohne neue Beratihlagung mit Allen, 
umgeltoßen werben. 

Es iſt auch nicht zu leugnen, daß, wenn mehrere Regierun- 
gen fich in regelmäßig wiederkehrenden Verfammlungen mit der 
Sorge für das Wohl desjelben nahverbundenen Teiles von Deutjch- 
land bejchäftigen, fie mehr ein lebendiges und ein folches Inter— 
eſſe daran gewinnen, in welchem die einjeitigen und eigenfüchtigen 
Anſichten, die fich fonft bei großen und Kleinen nur zu leicht ein- 
finden, gegen einander abgefchliffen werden; und die Beratjchla- 
gungen im zweiten Bundesrat gewinnen ficherlih, wenn mehrere 
Fürften Schon gemeinjhaftlich darüber gefaßte Meinungen, als 
wenn fie jeder feine einzelne dazu mitbringen. 

Was man auf der andern Seite den Kreisverfaflungen ent: 
gegenjeßt, it, daß das Verhältnis der Kreisdireftoren eine zu 
große Ungleichheit unter den deutichen Fürften begründet, daß die 
Rechte derjelben gemißbraucht werden fünnen, daß dadurch ein 
Zerfallen Deutſchlands in fünf große Teile vorbereitet wird, daß 
die Kreißeinteilung bei den Kreisdireftoren ſelbſt große Schwierig: 
feiten finden wird, und daß fie aus allen diefen Gründen die— 
jenigen Fürften, welche nur beigeordnete Kreisftände, nicht ſelbſt 
Vorſteher jein können, von der ganzen vorgeichlagenen Verfaſſung 
abmwendig mad. 

Diefe Gründe haben unleugbar ein jehr großes Gewicht. 

Kein Menſch kann jo jehr gegen eine Teilung Deutfchlands 
in fo oder joviel Teile jein, als ih. Keiner fühlt jo jehr, daß 
gerade die Vorzüge, welche die Deutjchen auszeichnen, in der Viel: 
fachheit der Regierungen und der Verschiedenheit der Verfaſſungen 
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ihren Urſprung haben, wenn auch Teutihland manchmal jehr 
jchwer dafür durch die Bedrohung und den Berluft feiner Un— 
abhängigfeit büßen mußte. Keiner ift daher jeder dee jo ent: 
gegen, die auf Beherrihung, Unterdrüdung oder Verfchlingung 
des Fleineren Staates durch die mächtigeren geht. 

Ebenjo iſt Gleichheit der Fürften jedem wahren Deutjchen 
teuer und heilig; er will die Rechte der Nation vorzüglich in den 
Rechten ihrer Fürften ehren. Nur möchte man freilich gern unter 
den Fürften alle ehemaligen Reichsſtände, auch diejenigen, melche 
nicht durch deutjche Acht, nicht weil fie dem Vaterlande in feiner 
Not nicht beigefprungen waren, darin die Stimme ihrer eigenen 
Unterthanen verfannt, und fi mit dem Feinde verbunden hatten, 
fondern durch fremde Gewalt aus ihrem Kreiſe geitoßen waren, 
darunter mitbegriffen wiſſen. 

Allein 

1) die Gleichheit der deutfchen Fürften leidet nicht dadurch, 
daß es Kreije giebt, und daß einige von ihnen ausſchließlich Vor: 
jteher derjelben find. Dies Gefühl war in der ehemaligen deut: 
ſchen Berfajjung gar nicht jo bei den Fürften, und die Gleich: 
beit in einer Bundesverfaflung wird nicht dadurch aufgehoben, 
dat die Ausübung einzelner Rechte auch ausschließlich gewiſſen 
Mitgliedern, als ein Amt, übertragen wird. Es muß dies not- 
wendig bei allen den Gegenftänden der Fall fein, die ihrer Natur 
nad nur wenigen angehören fünnen, und es würde unmöglich 
werden, darum auf alle ſolche Einrichtungen Verzicht zu leiften. 

2) Die Gefahr, daß Deutichland in einige große Teile zer: 
falle, rührt nicht von der Einteilung in Kreife her*), und dies 
it ein jo überaus wichtiger Punkt, daß er, wie auch die Ange: 
legenheit der Kreife entſchieden werden mag, immer eine eigene 
Beleuchtung verdient. Dieje Gefahr entfteht aus der überwiegen: 
den Macht einiger Staaten, der großen durch die Säfularijationen 
und Mediatijationen entitandenen Verringerung der Zahl der übri— 
gen, und der natürlich durch die Zerftörung des deutichen Reichs 
herbeigeführten Entwöhnung von aller auch noch jo billiger ge: 


*) Alſo der Haupteinwand gegen die Kreiseinteilung. 
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meinfchaftlicher Verfaſſung. Gegen alle dieje Urſachen, und mit: 
hin auch gegen ihr Refultat, iſt aber das Fräftigfte und ficherfte 
Gegenmittel gerade die Wiederherftellung einer Verfaflung; und 
die Kreigeinteilung vermehrt jo wenig die oben erwähnte Gefahr, 
daß man vielmehr zweifelhaft bleiben kann, ob fie diefelbe nicht 
gerade im Gegenteil vermindert. Daeinmal mehr und mindermächtige 
Staaten in Deutjchland neben einander vorhanden find, fo kann 
e3 nicht fehlen, daß fie nicht, wenn es feine Kreisverbindung giebt, 
auf dem Wege diplomatiicher Verhandlungen Übereinkommen mit: 
einander über Gegenjtände gegenjeitiger Konvenienz jchließen follten. 

Nun aber frage ich, ob, wenn man einmal bei den größeren 
Staaten die Abficht vorausjegt, die kleineren in Nachteil zu brin: 
gen, ein Abgeordneter eines kleineren Fürften mit einem mäch— 
tigeren Hofe unter dem Geheimnis eines Kabinetts vorteilhafter 
unterhandeln wird, als in einer offenen Kreisverfammlung, mo 
der Mächtigere jein Begehren vor allen Kreisjtänden rechtfertigen 
muß, und diefe den Schwächeren ſchon unterjtügen werden? Ich 
frage weiter, ob, da e8 viele Arten, einen Nachbar zu beläftigen, 
giebt, die nicht leicht eine Erfolg veriprechende Klage erlauben, 
ein minder Mächtiger fich eines Unrechts, das ein größerer Staat 
einem Eleineren zufügt, ebenjo annehmen wird, wenn er nicht in 
diefem Unrecht eine Willtür eines Kreisdirektors erblict, die ſchon 
an ſich auch jein eigenes Verhältnis beleidigt? 

Ich frage endlich, ob, wenn ein Heiner Staat von einem an: 
dern etwas größeren beeinträchtigt würde, der noch Mächtigere 
ihn ebenjo bereitwillig jhüßen würde, wenn er nicht eine Ver: 
bindlichkeit dazu in jeiner Eigenjchaft als Kreisdireftor fände? 

Man jagt wohl, daß man der ſchon beträchtlichen phyfifchen 
Macht nicht noch durch die Verfaſſung ein Gewicht zulegen muß; 
allein dies ift ganz falich ausgedrüdt. Gerade dadurd, daß man 
bei Staaten, wo die phyſiſche Macht, richtig geleitet, eine Wohl- 
that für den Schwäcdheren wird, derjelben auch ihren Platz in der 
Verfaflung einräumt und fie zu einer verfafjungsmäßigen macht, 
verwandelt man fie in eine moralijche, bildet Gejegmäßigfeit und 
Berantwortlichkeit, und mindert auf dieſe Weile den Nachteil des 
bloß phyſiſchen Übergewichts. 
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3) Dem immer möglichen Mißbrauche muß allerdings vor: 
gebeugt werden. Allein ich glaube, daß dies in dem anliegenden 
Entwurfe mit großer Sorgfalt geichehen ift, und wäre in dieſer 
Art noch etwas verjäumt, jo würde man unjtreitig immer bereit 
fein, es nachzuholen. 

Endlich darf man einen Geſichtspunkt nicht vergeſſen. Militär— 
bezirke und Oberhäupter derſelben ſollen fortdauernd ſein, und 
müſſen es notwendig, wenn nicht der erſte Zweck des Bundes 
verloren gehen ſoll. Hierbei die Vorbereitung in der Ruhe zu 
vernachläſſigen, und die größeſte Anſtrengung nur im Augenblick 
der Thätigkeit zuſammenzudrängen, welches eigentlich das Bona— 
partiſche Syſtem war, ging nur damals an, wo die Anwendung 
keines Mittels geſcheut wurde, um zum Zweck zu gelangen, und 
wo der Zuſtand der Ruhe die Ausnahme und die Anſpannung 
der Kräfte eigentlich fortdauernd war. Gerechte und nichtdespotiſche 
Staaten fordern ein anderes Syſtem, und in dieſem geht alle 
Kraft jchlechterdings verloren, wenn das deutſche Kriegsmwejen 
unmittelbar, und nicht mittelbar durch die mächtigeren Fürsten, unter 
dem Bunde jtehen joll. Giebt es aber einmal Militärbezirfe, To 
weiß ich nicht, ob gerade die Eigentümlichkeit der Kreiſe die Ge- 
fahr des Mißbrauchs vermehrt. Die gemeinichaftliche Sorge für 
andere und friedliche Gegenjtände könnte vielmehr ſogar den leicht 
einjeitig werdenden bloß militärischen Geſichtspunkt Janfter und 
milder machen. 

Nah Erwägung diefer Gründe und Gegengründe bin ic) 
der Meinung, daß der Entwurf mit einer Kreisver- 
fafjung dem andern vorzuziehen ift. 

Eine Einwendung, welche man biergegen noch erhebt, ift, 
daß die Zahl der eigentlichen Bundesmitglieder (der noch unab— 
bängig bejtehenden Staaten) jo zufammengejchmolzen fei, daß fie 
jelbjt für jieben und fünf Kreife zu Elein, und diefe noch jo un: 
gleih in Deutſchland verteilt fei, daß in den wenigſten Kreifen 
werde an eine VBerfammlung gedacht werden können. 

Diejer Einwurf fällt nun zwar hinweg, wenn man die 
mediatifierten Reichsſtände jegt wieder zu Kreisjtänden erhebt, 
was die Gerechtigkeit laut fordert, und was auch an ſich ber 
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neuen Verfaſſung mwohlthätig jein würde. Allein es iſt ungewiß, 
ob dies gejchehen wird, und alsdann bleiben freilich, auch jeder 
Zweig der Gejamthäufer, und jede freie Stadt beſonders gezählt, 
nur 30 Staaten unter die Kreije zu verteilen übrig, von denen 
etwa 20 auf die nördliche Hälfte Deutſchlands fallen. Allein auch 
im ehemaligen deutjchen Reiche hatte der Burgundifche Kreis gar 
feine und der Ofterreichiiche nur fehr wenige und unbebeutende 
Kreisftände, und ficher iſt es, daß, da doch einmal, wenigjtens 
in einem Teil Deutjchlands, mehrere minder mächtige Fürften 
neben einander vorhanden find, die Vorteile einer Kreisverbindung 
dort eintreten würden. 

Indes leugne ih nicht, daß diefer Umftand die 
Entiheidung der frage weniger erheblich madt, und 
das Gewicht der für die Beibehaltung der Kreis: 
verfajfung ftreitenden Gründe vermindert. 

Die Fürften des zweiten Rats machen auch noch die Ein: 
wendung gegen die Kreisdireftoren, daß etwaige Bejchwerden gegen 
diefelben feine parteiloje Beurteilung beim erjten Rat finden 
würden, da dieſer bloß aus Fürften derjelben Klaſſe beftände. 
Wenn daher mit ihnen von dem in einigen Fällen dem eriten 
Kat beizuordnnenden Ausſchuſſe die Rede jein wird, werden fie 
vermutlich verlangen, daß alle Bejchwerden diejer Art immer mit 
Zuziehung dieſes Ausſchuſſes geprüft werden jollen, und dieſe 
Forderung wäre gegründet. 


Bei Gelegenheit dieſes Ausſchuſſes und des Widerſpruchs, 
in dem dieje Fürften mit den ihnen befannt gewordenen Ideen 
des Gomites ftehen, fomme ich auf einen Vorjchlag, welcher 
unjtreitig beide Teile viel näher bringen würde. 

Die Fürften fühlen fich vorzüglid dur ihre perjönliche 
Ausichließung von dem erften Nat gefränft. In einem mir 
zu Gejiht gefommenen Plane gejhieht daher der Vorjchlag, 
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daß alle Staaten des zweiten Bundesrat3 mit vier Gejamtitimmen 
im erjten Rate Sig haben jollen *). 

Diefe Gelamtjtimmen jollen durch vier Direktoren der zu 
denjelben zujammentretenden Häuſer ausgeübt werden, das 
Direktorium ſoll wechjeln, alle Teilhaber an einer Geſamtſtimme 
jollen ihre Stimmen zur Inſtruktion des Gejandten geben, und 
dazu, wegen der verfchiedenen Volkszahl, auf 100 000 Seelen Eine 
Stimme haben. 

Diefe Einrichtung wäre nun wohl zu verwidelt, zu vielen 
Zögerungen unterworfen, und zu gefährlih für das im Voll 
ziehungsrate oft notwendige Geheimnis, al3 daß fie angenommen 
werden könnte. Bon diefem Begriff einer aus mehreren einzelnen 
Meinungen zufammengefegten Geſamtſtimme müßte man daher 
wohl in jedem Falle abitrahieren. 

Allein die Idee der Gleichheit fann unmöglich verlangen, daß 
alle Rechte in einer Verfaſſung auch immer von Allen wirklich aus: 
geübt werden; es ift ſchon binlänglid, wenn nur alle deutjche 
Fürften nad) und nad) zur Mitwirkung in den erjten Rat gelangen, 
oder, wenn die Sache auf Wahl beruhen follte, wenigſtens gelangen 
fönnen. Dann ift e8 auch äußerjt bedenklich, in einer VBerfammlung 
von 5 Mitgliedern, welche, wie im Vollziehungsrat, einen ficheren 
und feiten Gang halten muß, vier jährlich wechjelnde aufzunehmen. 

Aus dieſen beiden Rüdfichten ift die in dem Comite entjtandene 
Idee eines Ausſchuſſes von 2 beitändigen und 3 wechſelnden Mit: 
gliedern bei weiten vorzuziehen. 

Wenn man aber erwägt, daß diefer Ausfhuß, nad den 
jegigen Entwürfen, zugezogen werben fol: 

1) bei Beratjchlagungen über Krieg und Frieden; 

2) wenn die vier Stimmen Ofterreih® und Preußens gegen 
die drei Bayerns, Hannovers und Württembergs find; 

3) wenn der ganze erjte und zweite Rat verjchiedene Meinungen 
über einen Gejeßesentwurf hegen; 

4) wenn e3 zweifelhaft iſt, ob ein Gegenftand fich zum Bor: 
trag im zweiten Rate eignet; 


— 


*) ©. Gersborff vom 6. Dez., ob. S. 304. 


314 Fortgang der VBerfafjungsfrage bis Mitte Dezember 1814. 


5) wenn Beichwerden gegen das Bundesgericht geführt 
werden; 

6) wenn der Bundesrichter gewählt wird; 
wozu allem Anjchein nad) noch 

7) der Fall, wenn Bejchwerden gegen einen Kreisdirektor 
unterfucht werden, 
fommen wird, jo fragt man fic) allerdings, ob es nicht ein gutes 
Einigungsmittel zwijchen dem Comite und den übrigen Fürften 
wäre, und nicht jelbit den Ausjchuß, der doch einmal eine jehr 
wichtige Rolle jpielt, mehr mit dem Intereſſe des Rats verbinden, 
und den gegenjeitigen Einfluß beider aufeinander verſtärken würde, 
wenn man diejen Ausihuß ein für allemal in den eriten Nat 
aufnähme, ihn aber, wie jet angenommen ift, fortdauernd aus 
zwei bejtändigen Mitgliedern (Kurheiien und Baden) und drei 
mechjelnden bejtehen ließe? Die Beltimmung des Grundjages 
des MWechjels könnte man den Fürften des zweiten Rats überlajjen. 

Der Ausihuß veränderte darum feineswegs die ihm jeßt 
angemiejene Beitimmung. Er bliebe urjprünglich und mwejentlich 
immer der Repräjentant des zweiten Bundesrats für die Zeit, 
wo diejer nicht verfammelt wäre; zugleich aber jtimmte er im 
eriten Bundesrate mit. Er hätte daher eine doppelte Natur: 

1) al& Vertreter des zweiten Bundesrat3 in der Zeit Der 
Abweſenheit diejes; 

2) als Teilhaber im eriten. 

In dem erjteren Verhältnis handelte er ganz eigentlich als 
Ausſchuß, verfammelte fich für fich, entſchiede nach Mehrheit der 
Stimmen, und brächte feine auf diefe Art gefaßte Meinung, als 
die Stelle eines Schluſſes des zweiten Rats erjeßend, in den 
eriten. 

In dem zweiten Verhältnis ratichlagten die ihn bildenden 
Bevollmädtigten nicht gemeinschaftlich und abgejondert, und gäben 
nicht eine Gejfamtmeinung, jondern, ſowie die anderen Mitglieder 
des Rats, jeder die jeines einzelnen Hofes ab. 

Die Zahl der Kreije dürfte nicht vermehrt werden, allein 
Kurhefien und Baden könnten Mitdireftoren der übrigen fein. 

Hiernah würde ich nunmehr vorjchlagen: 
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1) die Kreiseinteilung beizubehalten ; 

2) die jedesmaligen Mitglieder des Ausſchuſſes des zweiten 
Rats, nach der für denjelben in den bisherigen Konferenzprotofollen 
vorgeichlagenen Organijation, zu bejtändigen Mitgliedern in den 
eriten Rat aufzunehmen; 

3) Kurheſſen und Baden zu Mitdireftoren ihrer Kreife zu 
beitellen. 

Auf diefe Weiſe ift fein Fürſt des zweites Rats von dem 
Eintritt in den erjten ausgeſchloſſen; die ehemaligen Kurfürjten 
genießen eines vorzüglichen Nechts, und die Kreisverfajlung führt, 
joviel es jet noch möglih ift, die vormalige mwohlthätige Ein- 
richtung zurüd. 

Wien, den 9. Dezember 1814. 


Humboldt3 Begleitfhreiben an Hardenberg vom 
11. Dezember. 


„Ew. Durchlaucht habe ich die Ehre, anliegend den doppelten 
mir aufgetragenen Verfafjungsentwurf, dem ich auch geſucht habe, 
eine lichtvolle Ordnung zu geben, und mein Gutachten darüber 
ergebenjt zu überjenden. Das leßtere iſt, wie Ew. Durchlaucht 
jehen werden, durchaus der Beibehaltung der Kreife günitig. 

Sch habe in dem Gutachten natürlich nur der allgemeinen 
Gründe erwähnt; die bejondere Lage Preußens enthält aber auch) 
noch andere, die ih Em. D. nicht erſt aufzuzählen braude. Da 
wir immer das Unglüd haben werden, fein abgerundetes Gebiet 
zu befigen, jo werden wir durch die Vielfachheit um unfere Provinzen 
herum und zwiſchen denjelben liegender und unabhängiger Re: 
gierungen mancherlei Berlegenheiten ausgejegt bleiben. Auf der 
andern Seite aber jcheint e8 mir auch ungemein wichtig, daß 
Preußen den Eleineren Fürften nicht als eine Gefahr, jondern 
ala ein Schuß erjcheine, und daher, glaube ih, müſſen wir nicht 
zu ängftlih danach trachten, verfafjungsmäßig dasjenige zu 
erlangen, wa3 uns durch unjeren Einfluß, al3 mächtigerem Staat, 
ja doch nicht entgehen fann, und ein wenig mehr Mühe, e8 zu 
erwerben und zu erhalten, nicht ſcheuen. Die Stärke Preußens 
an fich, und in Deutjchland, wird immer zum Teil eine moralifche 
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jein müſſen, und ift e8 in unjerer Nation gerade jet in hohem 
Grabe. Daß fie e8 auch noch mehr, als ſchon jeßt, in Deutſchland 
werde, und daß fich diejenigen, die für ung find, freier ausiprechen 
fönnen, dahin muß unfer Bemühen gehen, und wir haben daher 
jeden Schein zu vermeiden, durch unjere Macht auf fremde Frei— 
beit einwirken zu wollen. Ich weiß zu jehr, daß €. D. ſelbſt ganz 
und gar diefe Anficht haben, ala daß ich mich meiter dabei auf: 
zuhalten brauchte. 

Die Vorſchläge am Schluß meines Gutachtens *) werden 
E. D. vielleiht auf den erjten Anblick befremden. Ich halte aber 
in der That ihre Ausführung nicht für bedenklich, und mein 
eigentliher Grund dazu war folgender: 

Man**), Hat ung, wie E. D. gewiß auch bemerkt haben, 
nicht ohne Abficht, gern bei den deutſchen Verfajiungsangelegen- 
heiten vorangeitellt, und ung leicht und gern in allem nachgegeben, 
weil man e3 wohl mochte, wenn lieber wir, da man aud von 
uns wußte, daß wir immer eine fejte und Fräftige Verfaſſung 
wollen würden, den Fürften, denen allen die Felleln einer Kon— 
ftitution läftig find, unangenehm würden oder gefährlich erichienen***). 
Nebenher hernach, oft ohne vorhergängige Beratung, hat man Aus= 
gleihungsmittel für die vermuteten Anfprüche der Fürjten vor— 
gebracht, und vorzüglich ift in der legten Zeit die Neigung, 
ihren Wünſchen nachzugeben, fichtbar geworden). Kommen die 
anderen Fürften ſelbſt zu den Beratihlagungen hinzu, jo wird 
das noch weiter getrieben werden, und jo glaube ich vorauszujehen, 
daß, was ich jegt vorjchlage, ja vielleicht nicht einmal etwas jo 
Unſchädliches, auf eine Weiſe vorgebradht werden wird, wo wir 
nur die Wahl haben werden, nachzugeben, oder ung in Widerjpruch 
mit der Mehrzahl der Fürften zu jtellen. 

Dagegen fönnen wir jegt das Verdienſt haben, einen Vor— 





*) D. i. betreffend die Beteiligung der Heineren Stände an dem erſten 
Rat dur einen Ausschuß. 
*) D, i. Oſterreich. 
***) [Bal, 0. ©. 233 Anm.] 
+) Grund: die Differenzen zwifchen ſterreich und Preußen in der 
Polniſch⸗Sächſiſchen Frage; f. unten. 
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ihlag zuerjt gemacht zu haben, um welchen fich ihre vorzüglichiten 
Wünſche herumdrehen, und dadurd fie für ung gewinnen. Selbit 
wenn wir jegt, im Fall diefen Vorfchlägen lebhaft widerſpröchen 
werden jollte, nachgäben, würden die Fürften immer erfahren, daß 
wir etwas ihnen Angenehmes gewollt hätten, und würden die 
Hoffnung behalten, daß wir fie darin auch Fünftig noch unter: 
ftügen würden. Wir dürfen e8 aber gewiß nicht außer acht lafien, 
fie, Toviel e8 ohne Nachteil der Verfaſſung des Ganzen gejchehen 
fann, zu gewinnen. 

Der Vorſchlag, in dem Ausihuß Kurhefien und Baden einen 
beftändigen Plag anzumeifen, wird vermutlich den übrigen Fürften 
mißfällig fein; und für uns jelbft hat er die Unbequemlichkeit, 
daß, wenn, wie aller Proteftationen ungeachtet doch wohl einmal 
der Fall fein wird, die Königl. Sächſiſche Dynaftie eine Ent: 
ihädigung erhält, wir diejelbe jchmwerlich werden hindern können, 
gleichfalls einen beitändigen Sit im Ausſchuß zu haben, Linfer 
eigenes Prinzip, auf die Ordnung der Häufer im alten Reiche 
zurüdzugehen, würde ung da im Wege jtehen. Es kann daher 
angemefjen jcheinen, den Ausihuß aus lauter wechjelnden Häufern 
beitehen zu laſſen. Mir hat e8 aber wichtiger gejchienen, ung 
Heſſen-Kaſſel, auf das wir jchon zählen Fönnen, ganz zu verjichern, 
und auch Baden mit uns zu verbinden, was ich wegen der Eifer: 
juht auf Bayern und Württemberg für möglich halte, 

Ob ich das Verhältnis derjenigen Mediatifierten, welche mit 
Preußen verbunden werden follen (in dem Entwurf mit Kreis: 
einteilung $ 68—74 und in dem anderen 8 54—60), richtig 
gefaßt habe, bitte ih E. D. vorzüglih aufmerkſam in Erwägung 
zu ziehen. Ich glaube, man muß ihre Lage jehr vorteilhaft 
machen, teil3 um zu zeigen, daß Preußen fich durch die Sorge für 
die Herftellung diejes Unrecht3 vor allen Fürjten auszeichnet, da die 
Kleinen ihrer nicht einmal erwähnen, und Ofterreich fich ihrer höchit 
falt annimmt, teil® aber auch, weil jonft fie gerade dadurch, daß fie 
nicht zu den Landſtänden gehören jollen, Nachteil erfahren würden. 

Wenn E. D. mein Gutachten und die Entwürfe genehmigt oder 
abgeändert haben werden, müßten wir, dünft mich, noch ohne das 
militärifche Gutachten abzuwarten, alles Ofterreich und Hannover 
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mitteilen, mit ihnen ung über die in meinem Gutachten aufgeitellten 
Hauptfragen vereinigen, und hernach in Konferenzen jchnell diejenigen 
Punkte durchgehen, die noch nicht gemeinschaftlich angenommen find. 

Alsdann, ohngefähr, wenn wir nicht zögern, in acht Tagen, 
könnten wir unfere Konferenzen mit Bayern und Würt— 
temberg wieder anfangen. 

Wien, den 11. Dezember 1814 *). 

Sr. D. Herrn Staatskanzler Füriten von Hardenberg. 
Humboldt.” 


Humboldts zweites Begleitihhreiben vom 
12. Dezember. 

„Je suis vraiment peine, mon cher Prince, de Vous 
envoyer dans ce moment pr&cisement un travail aussi 
volumineux. Mais il ne l’est qu’en apparence, et il est pour- 
tant aussi tres important que nous pressions cet objet. Il 
s’agit au fond seulement que Vous lisiez A present mon 
rapport et mon vote. Voulez Vous jeter un coup d’oeil 
sur les constitutions, Vous trouveriez les differences prin- 
cipales dans celle avec les cercles dans les 88 26 a 43, 
dans l’autre dans les SS 26 à 40. 

Si Vous approuvez les idees de mon vote, je crois 
qu'il serait infiniment desirable que nous l’envoyions le 
plutöt possible à Metternich pour decider simplement les 
grandes questions qui y sont renfermees. Vous pourriez 
dans la note d’envoi lui dire que Vous n’avez Vous-m&me 
pas encore examine tous les details de ces articles des 
projets que nous n’avons pas encore pris en deliberation. 

Je Vous demande encore une fois Votre indulgence 
pour la longueur de mon ouvrage, et Vous embrasse de 
tout mon coeur. 

Le 12. au matin. H. 
A.S. A. le Prince de Hardenberg etc. etc.“ 


*) In den minutes vom 9. Dez. datiert (No. 76: Differentes minutes 
des plans Prussiens pour la constitution telles qu’elles ont &t& modifiées 
successivement). 
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Die hervorgehobene Ausdrucksweiſe zu Anfang diejes Schrei: 
bens verfündigt einen ſchwerwiegenden Incidenzfall. Damals war 
nämlid, am 11. Dezember, Metternich Note vom 10. in der 
polniſch-ſächſiſchen Frage eingelaufen, welche alle Verhandlungen 
einer verhängnisvollen Wendung, einem Eriegeriichen Bruche zu: 
zutreiben ſchien. Trotzdem ließ es ſich aber Humboldt nicht ver: 
drießen, wenn aud an unmittelbare Verhandlungen mit Metter: 
nid in der deutjchen Verfaſſungsfrage zur Zeit nicht zu denken 
wear, die Reifung der beiden Entwürfe zu betreiben. Und dieſen 
Bemühungen wollen wir zunächft noch ung zuwenden. 


XXXIII. Begutachtung der Humboldkſchen 
Entwürfe durch Stein. 


Nach allem Vorſtehenden werden wir der Überzeugung ſein 
müſſen, daß auf die Vorſchläge Humboldts in der That die Rat— 
ſchläge und Mitteilungen Gersdorffs einen weſentlichen Einfluß 
übten. Er hatte den Kleinſtaaten ein großes Zugeſtändnis gemacht, 
obwohl er dasjelbe, den beftändigen Ausſchuß derjelben im erften 
Kat, begreiflichermweife nicht eigenmächtig in den Doppel-Entwurf 
aufnehmen konnte. Aber er war auch den Natichlägen anderer 
zugänglich, und forderte fie geradezu heraus. 

Namentlich bemeijen feine Bleiftiftbemerfungen, die den bei: 
den Entwürfen hinzugefügt find, daß er fie beide noch im wei: 
teren Verlauf des Dezember mit anderen erörterte und danach 
modifizierte, wenn er auch natürlich nicht in Punkten ändern 
konnte, in denen bereit3 das Fünfercomite Beichluß gefaßt hatte. 
In betreff des Entwurfes ohne Kreigeinteilung wird mehrfach 
in den Noten Stein erwähnt. So 3. B. ad $ 37 „Mit Stein 
einig“; ad $ 73 „Stein? Zuſatz?“ „Steins Bemerkung am 
Ende.” 

Zu denjenigen Perjonen, denen die Entwürfe von ihm mit: 
geteilt wurden, gehörte aljo vor allem Stein, der denn auch un— 
term 26. und 29. Dezember folgende noch vorhandene jchriftliche 
Bemerkungen abgab, von denen felbit Berg (ſ. 4, 304 ff.) Feine 
Kunde hatte. Sie find aber um jo interefjanter, als fie zugleich 
bemeijen, daß Stein noch ſechs Wochen nach der Note der 
Neunundzwanzig (vom 16. November) dem Kaiferverlangen der: 
jelben abgewandt war, ungeachtet diejes Verlangen noch jo: 
eben, am 20. Dezember, nad dem Hinzutritt der beiden Hohen: 


Begutachtung der Humbolbtfhen Entwürfe durch Stein. 321 


zolleen, in der Note der Einunddreißig an den Grafen Münſter 
(Klüb. 1, 87 ff.) wiederholt worden war; freilich unter ganz 
eigentümlichen Umjtänden, auf die wir im zweitfolgenden Abſchnitt 
(XXXV) zurüdfommen werden. 

Die fraglihen „Bemerkungen“ find doppelt vorhanden, ein- 
mal im Original von Stein jelbit unterjchrieben und datiert, und 
jodann in einer Kopie. Auf diefer finden ſich Humboldts eigen- 
händige Randbemerfungen, die dann durch einen Kopiften in Das 
Original übertragen wurden. 


Steins Bemerkungen über den Entwurfzur Bundes: 
ordnung*). 

„Ad 8 20. Warum joll die Snitiative jo jehr beſchränkt wer: 
den, warum kann nicht jedes Bundesmitglied einen Borjchlag in 
jeinem Kollegio zur Beratung bringen? Warum joll über die 
Stage, ob eine Sache in Beratung zu bringen, erſt ein Ver: 
fahren im erjten Rat eröffnet werden, und nachdem dieſes ge: 
Ihehen und bejahend ausgefallen, jodann erſt eine Deliberation 
über die Sade ſelbſt vorgenommen werden? Es liegen 
in dem Bund jchon jo viele Elemente der Langjamkeit und Un- 
bemweglichkeit, daß man fie ohne Urſache nicht vermehren muß. 

(Anm. v. 9.: ad 8 20 beruht die Bemerkung auf Miß— 
verjtand, welchen eine genaue Anficht der SS 21. 22 von 
jelbjt hebt.) 

Ad 8 37. Da das Samtgericht die dritte Inftanz ausmacht, 
jo müfjen auch die Kriminalfahen dahin gebracht werden. 

(X. v. 9.: ad 8 37. Kann allerdings fejtgejeßt werden, 
ift aber feine unmittelbare Folge, da Kriminaljachen in der 

Regel nicht durch die Inſtanzen gehen.) 


) Anm. v. Humboldt, „NB. Die Citationen find fämtlih aus dem 
Entwurf ohne Kreiseinteilung.“ 

Die von Stein citierten Paragraphen find daher nit bei Klüber in 
dem Entwurf I (2, 18 ff), fondern in dem Entwurf II (©. 55 ff.) nad: 
zufhlagen und dann erft der hier meift fehlende Tert mittels der angebrachten 
Derweifungen im Entwurf I aufzufuden. 

Schmidt, Deutſche Berfafiungsfrage. 21] 
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Ad $ 38. Zur Beitreitung der gemeinfamen Ausgaben des 
Bundes können beitimmt werden 

a) Nhein-Oftroi; 

b) Grenzzölle gegen das Ausland; 

c) Beiträge der Länder in gewiſſen Verhältniffen, jo zu 

bejtimmen find. 
Die Gegenstände der Ausgaben find 
Unterhaltung und Bau der Reichsfeitungen, 
die Militäranftalten, jo den ganzen Bund angehen, 
als 
Feltungs:inipektion und Kommando. 
Gouvernements der einzelnen. 
Bundesgericht. 
Bundeskanzlei. 

Ad 8 41. Der Inhalt der SS 41— beichräntt ſich auf 
diejenigen Mediatijierten, jo ehemals eine Komitial-Kuriatſtimme 
hatten; diejes iſt nur eine jehr Eleine Anzahl; man übergeht aber 
ganz eine Anzahl von 350 Keichsritterfchaftlichen Familien und 
läßt fie in einem Zuftand von Rechtsloſigkeit. Ihre Rechte, 
der Umfang ihres Verluftes, ihre jehr gemäßigten Anſprüche 
find in der anliegenden Denkſchrift dargeſtellt und follten um 
fo weniger übergangen werden, da mit ihrer Auflöfung der 
ganze Adel in dem anjehnlichen Teil von Deutſchland, der 
der ſchwäbiſche, fränfifhe und rheinifche Kreis benannt wird, 
untergebt. 

(A. v. 9.: Ohne in die Frage der Neichsritterichaft hier 
einzugehen, muß ich nur bemerfen, daß, da fie, al3 Grund: 
eigentümer und Adel, zu den Landſtänden gehört, fie feines- 
wegs in einem Yujtande der Nechtslofigfeit bleibt.) 

Ad 8 48. Dies Necht der zweiten Inſtanz möchte doc) von 
dem Belig einer gewiſſen Seelenzahl, 3. B. 40— 50000 abhängig 
gemacht werden, da jolche Kleine Territorien von 18— 20000 
Seelen fih nicht zu einem bejondern Appellationggericht eignen. 

(X. v. H.: ad 8 48 billige ich die Bemerkung jehr. Der 
Paragraph ift aus der bayerifchen Verordnung, wie er da— 
jteht, genommen.) 
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Ad 8 50. Für da3 Bergangene fol diefe Dispofition 
zurückwirken? 

(Ausgeſtrichne A. v. H.: ad 8 50 iſt die Citation falſch, 
und daher dunkel, was gemeynt*) fein mag)**). 

Ad 8 53. Shriftshäffig”***) ift ein Jächjifcher, im übri- 
gen Deutſchland nicht befannter Ausdrud. 

Ad $ 54. Denen Mebdiatifierten, jo zu nicht mehr beftehen: 
den Regierungen geichlagen waren, fünnen ohne Bedenken die im 
8 56. 59 aufgezählten Rechte gegeben werden. Die Trennung 
der Mediatifierten von noch beitehenden Ländern wird nur in: 
jofern ohne Schwierigkeiten erfolgen, al3 man dieſe Länder ent- 
ihädigt, welches möglich ift. Übrigens gewinnen fie wenig bei 
dem neuen Verhältnis, in das fie mit dem Staat treten, fie find 
dem Inſtanzenzug ($ 57), der Gefeßgebung ($ 58), dem mobi: 
fizierten Beſteuerungsrecht ($ 59) unterworfen, find aber feine 
Landſtände (S 55), nehmen alfo an Beratungen und Beſchlüſſen 
feinen Teil. 

(A. v. 9.: ad 554. Meines Erachtens gewinnen die hier 
gemeyntenT) Mediatifierten vorzüglih nur durch die in den 
meijten Gegenjtänden der Ausübung der Regierungsrechte 
ihnen gelajjene Unabhängigkeit, was aber, bejonders nad) 
ihrem eigenen Gefühl, wie es fich jegt ausſpricht, ſehr viel 
ift. Daß ihnen nicht für diejenigen Gegenjtände, die fie mit 
angehen, Sit und Stimme auch unter den Landitänden 7) 
gegeben werden könnte, jehe ich nicht ab. ch glaube aber, 
man müßte fie jelbit es fordern laſſen. Als Anerbieten 
möchten fie e8 leicht für ein Mittel anjehen, fie wirklich 
landjäjfig zu machen.) 


*) Hieraus macht der Kopijt „gemeingut“. 

**) Mit Recht hat Humboldt die Anmerfnng ausgeftrichen; denn die 
Frage bezieht ſich allerdings auf den genannten Varagraphen sub a („alle 
Steuern, welde.... in die Landes- uud Kontributionskaſſen floſſen, ftehen... 
den Fürften zu”); nur beruht fie auf einem Mißverftändnis, infofern ſelbſt— 
verftändlich gemeint ift: „itehen fortan“. 

**x*) Soll heißen ſchriftſäſſig; j. Klüber 2, 40. 
+) Daraus macht der Kopijt „geringerten”. 

++) Daraus macht der Kopiſt „Umftänden”. 
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Ad $ 63 sq*). Der Bundesvertrag beftimmt nicht, wie es 
mit Bildung der Stände joll gehalten werden, in Ländern, wo 
dergleichen noch nicht vorhanden find **). Er giebt ferner ($ 66) 
den Ständen nur ein Votum consultativum ***), ohneradhtet 
ſonſt alley) deutjche Fürften in der Note vom 16. November, 
Baden in der vom (1.) Dezember, den Landftänden das Recht 
der Berwilligung der Abgaben, der Mitaufficht über deren 
Berwendung, der Einwilligung zu den allgemeinen Landes: 
gejegenu.j.w. förmlich undöffentlich eingeräumt haben); 
auch die anliegende bayerifche Inſtruktion für die Kommiffion zur 
Bildung der Stände giebt den Ständen das Recht der Vermilli- 
gung der direkten Abgaben und der Einwilligung zu Geſetzen. 

Der 8 66 sq. der Bundesakte ff) macht aber einen Rieſen— 
jhritt rüdwärt3*), und warum? 


* Ron hier an hat die Baragraphierung des Dezemberentwurfs II in 
dem Februarentwurf IT (wie er bei Klüber gedrudt ift) eine Änderung er 
fahren. Während die bisherigen Citate Steins mit dem Februarentwurf II 
(RI. 2,57 ff. im Vergleich mit 2, 25 ff) zutreffen, ift S 63 f. des Dez.⸗E. IL 
— 8 67 f. im Febr.:E. II = $82Ff. im Febr.E. I, ſowie der naher oben 
folgende $ 66 f. des Dez.:E. IIS 70 f. des Febr.:E. Il =85 f. des Febr.:E. J. 

**) Humboldt3 Doppel:Entwurf jagte allerdings nur, wie es die Zwölf 
Artikel ($ 11. ©. ob. ©. 212), und auch die Note der Neunundzwanzig gethan 
(Kl. 1, 74): die Art der Einrihtung (neuer ftändifcher Verfaffungen) ſtehe 
jedem Staate frei und richte fid) nad) den Yofalverhältniffen u. ſ. w. (ib. 2, 44. 
$ 83). Stein aber verlangte mindejtens, im Eifer für feine ariftofratifchen 
Intereſſen, was er ſchon im Julientwurf Hardenbergs ($ 7. Kl. 1,47) durd): 
gefett hatte: daf nämlich „die Familienhäupter der mediatifierten Reichsftände 
und des fonft unmittelbaren Adels und übrigen Adels” darin „als erbliche 
Stände” fühen (Val. ob. ©. 167). 

***) Das heißt: das Recht der „Mitberatung bei Erteilung neuer 
allgemeiner Gefege” (Ki. 2, 44. 8 85). 

+) Nicht „alle”. Es fehlten ja dabei: Baden, Oldenburg, die beiden 

Hohenzollern, Lichtenitein. 

++) In betreff der Badenjchen Note irrt fih Stein; fie jagte nur 
„Zeilnahme an der Geſetzgebung“ zu (Kl. 1, 100). 

+44) D. 5. die 88 85 und 86 des Doppel:Entwurf3 in der Februar: 
Redaktion (HI. 2, 42), die den Ständen einräumten: „Mitberatung bei Ge: 
fegen” und „Bewilligung bei Einführung neuer Steuern oder bei Erhöhung 
der Schon vorhandenen.” 

*+) Das ift ftarke Übertreibung, wie am Schluß der Terte gezeigt 
werden wird. 


Begutahtung der Humboldtihen Entwürfe durd Stein. 325 


Preußen hat unter allen Ländern am wenigiten Urjache ihn 
zu thun und zu veranlajien. 

In dieſem Staat vereinigen fi alle Elemente, die eine 
ruhige, verftändige Bewegung fräftig organifierter Reichsſtände 
verbürgen: Nationalität, Gewohnheit und erprobte Bereitwillig- 
feit Abgaben zu leijten, Opfer zu bringen, Bejonnenheit und ge: 
junder Menfchenverftand, allgemeine Bildung. 

Warum fol Preußen nicht deutlih Grundſätze aussprechen, 
die zwei Dritteil*) von Deutichland bereit3 angenommen, die das 
Vertrauen zu ihm vermehren, jeinen Einfluß verftärfen? 

Oſterreich kann aus vielen Gründen nicht gleiche Grundſätze 
ausſprechen, wegen der Fremdartigfeit feiner Beitandteile, dem 
niederen Zuftand feiner allgemeinen Bildung, der Marimen feiner 
Regierung und KRegenten, und es mag aus diefen Gründen eine 
Ausnahme machen, man überlajje es ihm jie auszufprechen. 

Warum foll aber Preußen eine ihm jelbit jo nacdhteilige, 
und für das übrige Deutichland jo verderblihe Maßregel er: 
greifen, die den Ständen das elende Recht zu konſultieren 8 66, 
67 und zu dotieren überläßt? 

Ad 8 73. Addatur „und durch den ordentlichen Richter 
verfügt wird.” 

(A. v. 9.: ad 8 73 kann hinzugefügt werden, obgleich es 
Ihon in dem Sinn des $ enthalten it.) 

Ss 75. Das Eigentumsreht kann überhaupt nur auf dreißig 
Jahre ausgedehnt werden. 

Ad 8 91 in jeinen gejeßmäßigen „erjehentlihen”**) 
Formen, denn fonft fällt man in das franzöfiiche Formularweſen. 

Ad 8 96 „Bejchwerden” ift ein befjerer und angemejjenerer 
Ausdrud als „Klagen“. 

Zwei Dinge wünſche ich noch ausgedrüdt in dem Bundes: 
vertrag. 

1. Aufhebung der Leibeigenihaft durch ganz Deutjchland 





*) Das hat nur einen Sinn, wenn er unter „Deutjchland die jog. 
„troisieme Allemagne“ verftand oder nocd immer den „deutſchen Bund“ 
im Oſten durch Elbe und Inn zu begrenzen gedachte. 

*) Am Rande Fragezeichen. 
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(fie eriftiert 3. B. noch in den Yaufigen) und aller daraus flie- 
Benden Rechte, insbejondere des Abzugsrechtes, des gezwungenen 
Dienites; 

2. Ablöglichkeit der Frohnden gegen Entihädigung, der Jagd» 
frohnden unentgeltlich. 

Wien, den 26. Dezember 1814. 

Frh. v. Stein” *). 
(Zuſatz). 

„Wien, den 29. Dezember 1814. 

Als Zuſatz zu den Bemerkungen über den Entwurf zur 
Bundesakte dient folgendes: 

Die anliegende Tabelle ſtellt die Verſchiedenheit des Zuſtan— 
des der mediatiſierten Reichsſtände dar, deſſen Selbſtfolge die 
Unmöglichkeit iſt, ihnen gleiche Hoheitsrechte zu geben; ſo iſt z. B. 
das Recht der zweiten Inſtanz für Fürſtenberg mit 83000 Seelen, 
für Hohenlohe mit 106000 Seelen anwendbar; wie joll Dietrich: 
jtein mit 859, Siegendorf mit 279, Aspremont mit 195 diejeg 
Recht ausüben? 

Ich komme zurück auf die gänzliche Übergehung des Reichs: 
adel3 in dem Entwurf der Bundesafte. Sie ilt unjtreitig das 
erite deutſche allgemeine Geſetz, welches ſich auf Verfaſſung 
bezieht, worin die Reichsritterſchaft mit vollfommenem Still: 
ſchweigen übergangen wird; ſelbſt in der neuejten ruffiichen Note 
d. d. 11. November a. c. wird die Abficht geäußert, daß Die 
Rechte des Adels bejtimmt werden möchten, und diejes ift in dem 
Entwurf zu den Präliminarartifeln wiederholt. 

Der Zuftand der Neichsritterichaft ift gegenwärtig jehr ver: 
jchieden von dem des Adels im nördlichen Deutichland und bei 
weiten vechtlofer und unglücklicher. Diejer it im Beſitz feiner 
Ehren, Güter und Familienrechte; jener iſt derjelben gänzlich 
beraubt. Er reflamiert daher mit gutem Fug und Recht 

a) erblihe Landjtandichaft als ritterliche KRorporation, die 
mit dem adligen Gutsbefi in dem ganzen eine landjtändijche 
Berfafjung habenden Deutichland von jeher verbunden war; 





*) Datum und Unterichrift eigenhändig. 
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b) Autonomie in feinen Samilienverhältnifien; 

c) privilegierten Gerichtsitand; 

d) Batrimonialgerichtsbarfeit; 

e) ermäßigte Abgaben-Beitimmung; 

f) Aufhebung des Lehnsverbandes, al3 eine geringe Ent: 
Ihädigung für die ungeheuren Laſten, jo man dem Adel aufge: 
bürdet, und die großen Vorrechte jo er verloren hat. 

Wien, den 29. Dezember 1814. 

Frh. v. Stein“ *). 


Kritik der Steinfhen Bemerkungen. 


Den beiden vorjtehenden Aktenftüden gegenüber wird man 
die unerfreulihe Wahrnehmung nicht unterdrüden können, daß 
Stein mit aufdringlicher Vorliebe oder Voreingenommenheit die 
Rechte der Mevdiatifierten und Neichsritter zu fördern, und dem— 
nah gewiſſermaßen pro domo zu fämpfen bedacht ijt, gleichwie 
die Mittel- und Kleinjtaaten. Dennoch wird man mit Treitjchfe 
(S. 690), der ihnen nur wenige Zeilen widmet, gern zugeitehen, 
daß er zugleich auch darin „ein reicheres Maß von Volksrechten“ 
in Anſpruch nahm. 

Wenn indes Stein behauptet, daß „der $ 66 sq.“ des 
Humboldtihen Dezemberentwurfs einen „Rieſenſchritt rüd- 
wärts” mache, weil er neben dem Recht „zu dotieren” nur das 
Recht zu „Eonjultieren” (die Mitberatung bei Geſetzen) gewähre: 
jo ift das, wie ſchon gejagt, eine jtarfe Übertreibung oder viel: 
mehr eine völlig unzutreffende Behauptung. Und ebenjomwenig 
wird man ohne weiteres zuftimmen dürfen, wenn Treitichfe meint, 
indem er jenes Krafturteil Steins und ein paar der Folgejäße 
wiederholt, daß „Humboldt, aus Rüdficht für Ofterreich, die 
Bejtimmungen über die Landtage abgeſchwächt und den 
Kandftänden nur noch eine beratende Stimme eingeräumt” 
habe. Denn 

1. hatte es fich bis dahin in allen Verhandlungen der 
Comitemähte niemals um mehr als um eine beratende 





*) Datum und Unterfchrift eigenhändia. 
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Stimme bei Gejegen gehandelt, jo daß diefer Thatſache gegen: 
über gar nit von einem Rüdjchritt, gejchweige von einem 
„Rieſenſchritt rückwärts“ die Rede jein kann. 

2. Ferner handelte es fich bei den in Die Bundesurfunde 
aufzunehmenden Beitimmungen gar nicht um eine definitive 
SFeititellung der ſtändiſchen Rechte, ſondern lediglih um ein 
Minimum von einzuräumenden Rechten, deſſen Überjchrei- 
tung ausdrüdlich jedem Staat anheimgejtellt wurde. „Der 
Bundesvertrag, jagten die zwölf Artikel, überläßt es übrigens 
den einzelnen Staaten, ihren Ständen ein mehreres einzu- 
räumen”. Die Humboldtihe „Mitberatung” bei Gejegen ver: 
hielt ji daher zum Recht der „Einwilligung“ in der Note der 
Kleinftaaten nicht wie der Rückſchritt zum Fortichritt, Tondern 
wie das „Minimum“ zu einem von vornherein in Ausficht ge: 
nommenen „Plus“. Das Stehenbleiben beim Minimum war 
fein Rüdichritt. 

3. Dagegen hatte es ſich bis dahin bei den Beitimmungen 
über die Landitände, mit einer einzigen gejcheiterten Ausnahme, 
niemals um jämtlidhe Bundesftaaten gehandelt, indem man 
bald zwei derjelben (Dfterreih und Preußen), bald vier und 
jogar fünf von jeder Verpflichtung freiſprach. Humboldt da— 
gegen dehnte in jeinem Doppel-Entwurf die vier Punkte des 
Minimums ftändifcher Nechte, auf feinen früher gejcheiterten 
Verſuch zurüdfommend, auf „alle deutichen Stände” ohne Unter: 
ihied aus, auch Dfterreih und Preußen mit eingejchlofien. Und 
das war auf alle Fälle ein Rieſenſchritt — nicht „rückwärts“, 
jondern vorwärts. 

4. Unter den vier Punkten Humboldts fehlte zwar das durch 
dag Münſterſche Votum zu Anfehn gelommene Recht der „Mit: 
aufiiht über die Verwendung der zu bemwilligenden Steuern“. 
Und diefe Thatjache mag immerhin, obgleih Stein fie gar nicht 
hervorhebt, als ein Rüdjchritt betrachtet werden. Wahrſchein— 
fih hielt Humboldt eine ſolche „Mitauffiht” für ſchwer durch— 
führbar und die Kontrole auf anderem Wege leichter erreichbar; 
einmal 3. B. duch) das Steuerbewilligungsreht, das er unbe: 
dingter hinftellte wie Münjter, indem er deſſen unbejtimmte und 
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vieldeutige Klaufel: „die Stände jeien zu den Bedürfnifien des 
Staat3 beizutragen ſchuldig“ wegließ; und ſodann durch die 
„Beichwerdeführung”“ wie er fie für die Stände in Anſpruch 
nahm, nämlich nicht nur über „Mißbräuche“, fondern auch über 
„Mängel in der Landesverwaltung”, und mit dem Zuſatz, dab 
„die Regierung ihnen die nötige Erklärung nicht vermwei- 
gern darf.” Dadurch übertraf er die Juliforderungen Steins 
und Hardenbergs; und dazu fam, daß dieje beiden jelber jene 
„Mitaufficht” damals auch ihrerſeits gar nicht als ein befonders 
zu forderndes Recht aufgeftellt hatten. Auf alle Fälle ijt es 
binwiederum 

5. ein entjchiedener Fortſchritt im Verhältnis zum 
Münfterfchen Votum und zu der Note der Neunundzswanzig, 
gegen die doch gerade nad Stein der Humboldtiche Dezember: 
entwurf in Bezug auf die Landjtände einen „Riejenichritt rück— 
wärt3” bilden foll, wenn diejer unter die „Nechte” aller deutjchen 
Stände im vierten Punkt das bedeutfame Recht aufnahm: 
„die eingeführte Verfaſſung, und die durch diejelbe und durch 
den Bundesvertrag geficherten Nehte der Einzelnen, zu 
Ihüßen und zu vertreten bei den Landesherren und bei 
dem Bunde“. Dadurch wurde die fat verfchollene Juliforde— 
rung Steins und Hardenbergs wieder aufgenommen und zugleich 
wejentlich veritärkt. 

Zur Erhärtung diejes Thatbeftandes wollen wir die Haupt: 
beweije zujammenitellen. 

In jeinem Memoire vom Auguft 1813 hatte Stein nichts 
weiter für die Landitände begehrt, als daß ihnen „eine Kon: 
furrenz bei der Gejeßgebung, bei der Abgabebemwilligung ein: 
geräumt” werde (j. ob. ©. 65 ff. $ 26. Ompteda 3, 229). 

Im März 1814 verlangte er in feinem Verfaſſungsent— 
wurf nur Shlehthin für die Landitände ein „Votum bei 
Gejeten über Abgaben”, ohne fich über die Art diefes Votums 
auszulaflen und ohne es als Minimum geltend zu machen, ja 
ohne anzubeuten, inmieweit Dfterreich und Preußen dem Bunde 
angehören und dieſer Beitimmung unterworfen fein jollten (ſ. ob. 
&. 132. $ 15). 
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Im April forderte Humboldt dagegen in feinem Memoire 
preparatoire, entjprechend jeiner Denkjchrift vom Dezember 1813 
(j. ob. ©. 116 f.) zum erjtenmal die Feititellung eines 
Minimums ftändijcher Rechte in der Bundesurfunde, und zwar: 
Bewilligung der direkten und indirekten Abgaben, Zujtim: 
mung zu Anleihen, jährliche Rechnungslegung von Seiten der 
Regierung über die Verwendung der öffentlichen Einkünfte, Be— 
Ihwerdeführung bei der Negierung über alle Mißbräude in 
der Gejeßgebung und Berwaltung des Landes, und Be: 
Ihmwerdeführung beim Bunde in Bezug auf Finanz: und 
Juſtizverwaltung, wenn die Regierung feine Abhilfe gewährt, 
jo daß der Bund nötigenfall3 das Land unter Sequeiter jtellen 
und eine Generalrevijion feiner Gerichte anordnen kann (ſ. ob. 
©. 144 und ©. 153, 8 24 f.). Troß dieſer ſcharfen finanziellen 
Beitimmungen, oder vielleicht gerade wegen derjelben, dehnte 
Humboldt das Minimum der Rechte nicht auf die Gejeßgebung 
aus, jowenig wie es damals u. a. der ftaatsrechtlich jo ange: 
jehene Regierungspräfident Schmid that (ſ. ob. ©. 220). 

Dei der Beratung des Hardenbergichen Julientwurfes in 
Frankfurt, dem eriten Hauptmoment der eigentlichen Verhand— 
lungen, verlangte wiederum Stein jelber nicht mehr als „Teils: 
nahme an der Gejeßgebung” neben „Berwilligung” der Ab- 
gaben, und Vertretung der Verfallung beim Landesherrn und 
beim Bunde; worauf Hardenberg, der nur im allgemeinen die 
Feititellung eines Minimums in Ausficht geitellt hatte, einging 
und in feinem Entwurf $ 7 (Klüb. 1, 48) den eriten Punkt 
als einen „näher zu bejtimmenden Anteil an der Gejeggebung” 
formulierte (f. ob. ©. 166 f. Klüb. 1, 48). Dabei it aber zu 
beachten, daß eben dieſer Entwurf, und gerade auf Steing 
Betrieb, Ofterreih und Preußen größtenteils vom deut: 
ihen Bunde ausſchloß, und folglih in landjtändiicher Be— 
ziehung fie zu nichts verpflichten Fonnte. 

Im September vollzog, dem gegenüber, die von Hum— 
boldt veranftaltete preußiſch-hannoverſche Borkonferenz jenen großen 
Fortihritt, daß fie — was jeitdem nie mehr angefochten 
ward — die „Jämtlihen deutihen Staaten Preußens und 


Begutahtung der Humboldtihen Entwürfe durd Stein. 331 


Ofterreih3” in den Bund zog und nunmehr „in jedem 
zum Bunde gehörenden Staate”, alfo auh in Preußen und 
Oſterreich, die drei Punkte Steins für die Landftände in 
Anſpruch nahm; und zwar wiederum ausdrüdlid, im Gegen: 
ja zu Stein, al3 ein „Minimum“, und dennoch in einer 
Ihärferen Formulierung als im Stein-Hardenbergſchen Ent: 
wurf. Denn während, diefem entjprehend, der erfte Punkt 
allerdings nur ein „votum consultativum bei Abfaſſung allge: 
meiner Gejeße” begehrte, forderte der zweite jehr unummunden 
das Recht der „Erteilung oder Verweigerung ihrer Zuſtim— 
mung zur Einführung neuer Landesjteuern, ſelbſt wenn dieſe 
unter dem Namen von Zwangsanleihen in Antrag kämen“ 
(ob. ©. 196. $ 7). 

Am 7. Dftober, in der Vorfonferenz mit Metternich, wurde 
offenbar von diefem — denn die Vertreter Preußens und 
Hannovers waren ja in den obigen Beitimmungen einig — ge 
legentlich die Erklärung abgegeben, daß den Ständen bei Be: 
teuerungsgejegen nur ein votum consultativum, nicht 
ein eigentliche Veto eingeräumt werden fünne, weil „die all 
gemeine Einführung eines Vetos bei Belteuerungsgejeben 
unausführbar” fei (ob. S. 202). Metternich wollte aljo 
— obgleihd auch er damals auf das entichiedenjte für Ein: 
rihtung von Landſtänden in den deutichen Staaten war, 
um der „Willfür” und dem „Deipotismus“ der Rheinbundszeit 
ein Ende zu machen — augenfällig in Bezug auf die Kompe: 
tenz derjelben Ausnahmen geltend machen, und zwar natürs 
(ih in erſter Linie für Ofterreich. 

Die zwölf Artikel vom 14. Oftober zeigen, daß es Metter: 
nich inzwilchen gelungen war, Hardenberg dafür zu gewinnen, 
ihm Geſellſchaft zu leiften, d. h. die Siolierung Ofterreihs in 
der Ausnahmejtellung durch den Hinzutritt Preußens aufzuheben. 
Daher wurde nun zwar in den zwölf Artikeln für „jeden ein: 
zelnen Bundesitaat“ eine „ſtändiſche Verfaſſung“ und, obwohl 
zunächſt noch ohne Spezifizierung, ein „Minimum ftändiicher 
Nechte” vorgejchrieben, zugleich aber für Ofterreih und Preußen 
vollfommen freie Hand vorbehalten (ob. ©. 212 $ 11. 12). 
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Das war die erjte Gejtalt der Frage bei den Verhandlungen 
des Fünfercomités. Der Ausnahmeftellung der beiden Groß: 
mächte hatte Stein in feinem Julivotum (ſ. ob. ©. 330) vorgearbeitet, 
und er fanktionierte fie durch die unbedingte Zuftimmung, die er 
in der ruffifchen Note vom 11. November dem Bundesplan vom 
14. Oftober d. i. den 12 Artikeln erteilte, 

Bayern und Württemberg hatten, wie ihre Erklärungen vom 
20. Oktober beweilen ganz und gar nichts gegen die Ber: 
pflichtung zur Heritellung Tandftändifher Verfaſſungen 
einzuwenden; aber fie erhoben Einjprud gegen die Vorſchrift 
eines Minimums und — gegen die. erzielte Ausnahme: 
ftellung Öfterreichg und Preußens (ob. ©. 228 sub 11 und 12; 
©. 229 sub 11 und 12). 

Das Münfteriche Votum vom 21. Dftober bezwedte nun 
eritens ein Entgegenfommen gegen die beiden ſüddeutſchen König— 
reiche, indem es „den Fall” zuließ, daß nicht nur „Ofterreich und 
Preußen”, fondern aud „Bayern und Württemberg” eine 
Ausnahmeftellung einnähmen; und jodann eine Spezifizie- 
rung dejlen, was unter dem Minimum zu veritehen jei. Und 
hierbei forderte er ebenfall3, gleichwie zuvor Stein jelber, Har— 
denberg und die Humboldtſche Vorkonferenz neben der Steuer: 
bewilligung nur „Stimmredt bei Geſetzen“. Und dabei 
verflaufulierte er noch die eritere, wie ſchon angeführt, durch den 
Zuſatz: „wohlverftanden, daß fie zu den Bedürfnifien des Staates 
berzutragen Ihuldig find.“ Die bisherige dritte Forderung 
von Stein, Hardenberg und Humboldt, die „Vertretung der Ver— 
fafjung bei dem Landesherrn und dem Bunde” überging er ganz, 
und ſchob dagegen ein: das unklare Recht der „Mitaufjicht” über 
die Verwendung der Steuern und das bürgjchaftslofe Recht, „Die 
Beitrafung Shuldiger Staatsdiener zu begehren“ (Klüb. 1, 70). 

Die Übereinkunft Ofterreihs, Preußens und Hannovers vom 
gleihen Tage nahm nun zwar, um zum Ziel zu kommen, Die 
Formulierung des Minimums in den vier Punkten des Müniter- 
ſchen Votums an, ging aber in der Einfchränfung ihrer An— 
wendbarfeit noch einen Schritt weiter, indem fie prinzipiell alle 
fünf Königreiche zu einer Ausnahmeſtellung berechtigte, denn 
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fie wollte ja nur „dahin ſehen, daß wenigſtens diejenigen 
Fürften, die nicht Kreisoberften find, die vier Punkte annehmen 
müßten“ (ob. ©. 232). 

Hierzu bildete die württembergifche Redaktion der zwölf Ar- 
tikel vom 3. November einen diametralen und vollflommen 
berechtigten Gegenſatz, injofern fie in ihrem 8 12 alle Glieder 
des Bundes ohne Unterfchied, und daher ausprüdlich auch 
Ofterreih und Preußen verpflichtete, eine „Landftändifche 
Verfaſſung“ einzuführen; aber jtatt ein Minimum feitzujegen, 
verlangte fie nur, daß diefe Verfaſſung „der Landesart, der 
Lokalität und den Bedürfniffen ihrer Staaten angemefjen“ jei 
(Klüb. 2, 156). 

Dagegen entiprach die Note der Neunundzwanzig Kleinjtaaten 
vom 16. November vollfommen jener Abficht der Ülberein- 
funft Oſterreichs, Preußens und Hannovers, indem fie die vier 
Punkte des Münfterfchen Votums wirklich äußerlih „annahmen“ 
und zum Teil noch beſſer formulierten; wobei zum erſten— 
male das bisher immer nur geforderte Stimmrecht bei neuen 
Gefeten zum „Recht der Einwilligung” erhöht wurde. Und 
da3 war allerdings von jeiten der Kleinftaaten ein Prinzip, wenn 
auch nur momentan ein namhafter Fortichritt, und ihn bewirkt 
zu haben ein Berdienjt, das ohne Zweifel den Bevollmächtigten 
von Naflau, Weimar und Darmftadt: Marjchall, Gersdorff und 
Türfheim in erjter Linie zu verdanken war. 

Indes ift eben zu beachten, daß es ſich hier ſowohl, wie 
Ipäter auch bei dem Borgehen Bayerns, Badens und Württem— 
bergs, um ein „Mehreres” thatjächliher „Einräumung“ han— 
delt, wie fie die Zwölf Artikel ausdrüdlich den Einzeljtaaten 
„überlajien“ hatten; während Preußen, Ofterreih und Han— 
nover e3 nur mit der Aufitellung eines Minimums zu thun hatten. 

Wenn daher Humboldt in feinen Dezember: Entwürfen 
fih nicht auf den Standpunkt des Eleinftaatlihen Plus ſtellte, 
jondern bei dem bisher von jeiten der Comitémächte allein ver- 
handelten Minimum, und demnach bei der „Mitberatung” der 
Geſetze ftehen blieb: jo war, wie gejagt (sub 2), dies Stehen: 
bleiben fein Rüdjchritt, obwohl er e3 fich allerdings hätte her: 
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ausnehmen fönnen, das Minimum zum Plus hinaufzujchrauben 
und dergeftalt wenigitend äußerlihd und momentan einen ort: 
ſchritt zu machen. 

Und in der That war Humboldt geneigt, auf Grund der 
„Bemerkungen“ Steins zu einer Änderung die Hand zu bieten. 
Er bemerkte jeinerjeit3 handihriftlih zu S 66 des Dezember: 
Entwurfs II (= $ 85 des Februar- Entwurfs I bei Klüb. 2, 
44): „a fällt weg; ftatt deſſen: a) das (Recht) der Einwilligung 
bei Erteilung neuer allgemeiner Landesgeſetze.“ Wie jedoch der 
Februar-Entwurf a. a. O. zeigt, willigte Hardenberg in die Ande— 
rung nicht ein, die bloße „Mitberatung”, das „elende Recht zu 
fonjultieren”, wie Stein ſich ausdrüdt, blieb ftehen. Und war: 
um? Go fragen nun auch mir. 

Etwa aus Rüdficht für Oſterreich, wie Stein andeutet 
und Treitſchke ausdrüdlich jagt? Das ift Schwer glaublihd. Schon 
die Vorbehalte für Ofterreich und Preußen in den „Zwölf Ar- 
tifeln” und in der „Übereinkunft“ vom 21. Oftober können nicht 
aus bloßer Sympathie für Ofterreich die Zuftimmung Preußens 
erhalten haben. Wollends aber im November, Dezember und Januar 
war die Situation jo angethan, daß Sympathien zwijchen beiden 
nicht wohl als maßgebende Triebfedern denkbar waren. 

Oder aus Rückſicht auf den „Staat Preußen”? Dazu hätte 
ja, wie Stein genugjam hervorhebt, jeder Grund gefehlt. Denn 
die Bevölferungen Preußens waren jedenfall ebenſo befähigt, 
fih in repräfentativen Formen zu bewegen, wie berechtigt, ihrer 
teilhaftig zu werden. 

Und jo kann denn nur die Rüdjicht auf das Haupt des 
preußiichen Staates, auf Friedrich Wilhelm III. der Grund der 
Zurüdhaltung geweſen jein. Eben damals ging ja, wie Baden, 
Bayern und Württemberg, jo auch Preußen mit der Verkündung 
einer landſtändiſchen Verfafiung um. Selbitverftändlich hatte Har— 
denberg über die den preußiichen „Reichsſtänden“ beizulegende 
Kompetenz in Verbindung mit dem in der Bundesafte aufzuftellen- 
den Minimum jtändifcher Rechte mit dem König zu konferieren. 
Und nun Steht es ja feit, daß diefer auf feinen Fall den Stän- 
den das Recht der „Einwilligung“ zugeltehen wollte, weder 
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bei Gejegen, noch auch nur bei der Beſteuerung. Willen 
wir do, daß die fo vielgepriefene „Berordnung“ vom 22. Mai 
1815 „über die zu bildende Repräfentation des Volkes“, die nur 
deshalb jo berühmt werden konnte, weil Mit: und Nachwelt ihres 
fläglichen Inhalts ſich nicht bewußt blieben, jchon in ihrer erjten 
gleichwie in ihrer definitiven Faflung vom 22. Mai nicht nur ver: 
fügte: daß Die Reichsſtände „aus“ den Provinzialitänden gewählt 
werden jollten, jondern auch: daß denjelben lediglich die „Be— 
ratung über alle Gegenftände der Gejeggebung” und zwar 
„mit Einfluß der Beſteuerung“ zuftehen ſolle (ſ. u. A. Berk 
4, 430). 

Läge e3 nicht über unjere Aufgabe hinaus, jo würde fich 
hier eine intereflante Vergleichung darbieten mit den Borgängen 
der preußiſchen Verfaflungsgeihichte ſeit 1815, insbejondere in 
den Jahren 1818—23 und 1840—48. 


Humboldts Verhalten. 


Trotz der ungerehten Ausfälle Steins zögerte Humboldt 
feinen Augenblid, wo immer es ging, den Wünfchen desjelben 
gerecht zu werden. Daher machte er mehrfach eigenhändige Be- 
merfungen zu dem Entwurf II, die denen Steins entgegen famen. 
So, wie wir eben jahen, zu 8 66. Dahin gehört auch die Be- 
merfung zu $ 77, a (= 97 mit Kreijen): „h) Gänzlide Auf: 
hebung der Leibeigenichaft, wo ſolche noch vorhanden ift, mit allen 
aus denjelben herfließenden Rechten.” 

Auch mit Hardenberg beriet Humboldt noch die beiden Ent- 
würfe im Dezember und anfangs Januar, wobei man 
zu einer jehr wichtigen Umgeftaltung der Bundesverfammlung 
Ihritt, nämlich zur Verfhmelzung der beiden Räte in 
einen einzigen — eine Anderung, auf die wir zurückkommen, 
und die weſentlich ohne Zweifel bedingt wurde durch das feind- 
jelige Gegenprojeft Ofterreihs im Dezember, das Preußen aus 
Deutjchland ganz auszuſchließen bezweckte, indem es mit der friege- 
riſchen Krifis in der polniſch-ſächſiſchen Frage Hand in Hand ging. 

Dieſe Krifis, die jo unheilvoll auf die deutiche Verfaſſungs— 
frage zurüdwirkte, müfjen wir daher zunächſt, und zwar big zu 
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ihrer Gipfelung ins Auge fallen; dann das dadurch bedingte 
antipreußifche Dezemberprojeft Ofterreichg; und endlich den Aus: 
gang der Krifis im Januar, wodurch der Verlauf der Dinge 
zwar wieder in das verlajiene Geleife der Humboldtſchen Dezember: 
Entwürfe einlenfte, aber nur um die inzwiſchen eingetretene Ver: 
jumpfung der Ziele immer fühlbarer zu machen. 


XXXIV. Die polniſch-ſächſiſche Rrilis vom 
23. Oktober bis 16. Perember 1814, 


Dieje Frage, für ung unumgänglich wegen ihres verderb— 
lichen Zufammenftoßes mit der deutſchen Verfafiungsfrage, können 
wir doch bier begreiflicherweife nur berühren, inſoweit es ſich, 
abgejehen von jenem allgemeinen Gefichtspunft, einerjeit3 um Ber: 
vollftändigung des Duellenmaterial® und andererjeit3 um weſent— 
(ich abweichende Auffaſſungen handelt. 

Bis in den November entwidelten jich die einjchlägigen 
territorialen Verhandlungen vollflommen friedlih. Die Zmede 
aller Beteiligten, deren jeder wie billig jeine eigenen Intereſſen 
vertrat, waren naturgemäß ſchwankend, da Transaktionen und 
Kompromiſſe nicht nur zwiſchen zwei, ſondern zwiſchen drei, vier, 
fünf und noch mehreren Snterefjenten erzielt werden mußten, deren 
Ausgang problematiih war. So konnte es fommen, daß die 
Zwecke des Einzelnen je nach dem Gange der Verhandlungen fich 
modifizierten oder wechjelten: daß die Zwede Öſterreichs oder 
Preußens oder anderer Mächte jchließlih andere waren als die 
anfänglichen. Wenn daher 3. B. die öfterreichifchen Staat3männer 
fic) den preußiichen gegenüber anfangs entgegenfommender zeigten 
wie nachher, jo darf daraus nicht ohne weiteres gefolgert wer: 
den, daß die einen Heuchler und die andern Düpierte waren. 

Drei wichtige Gebietsfragen griffen mehr und mehr in ein- 
ander: 1) Mainz, das Preußen für fih in Anſpruch zu nehmen 
willeng war, während Diterreich e3 als Taufchobjelt für das baye- 
riihe Innviertel und Salzburg um jo mehr für geeignet hielt, 
al3 Bayern mit Ungeltüm nach dem Bejig von Mainz jtrebte. 
2) Sachen, das Preußen nicht nur wegen der jüngjten Haltung 
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des Königs, jondern eingedenf der fait jteten gegneriſchen Hal- 
tung der Dresdener Politik, vollftändig einzuverleiben, die Alber- 
tiner aber durch ein Königreich auf italieniihem Boden, ſpäter 
in Weftfalen und noch jpäter am Rhein, zu entichädigen gedachte; 
während Ofterreich es vorzog, einen Teil Sachſens, den jüdlichen, 
für den gefangenen König erhalten zu jehen, ohne indes den preußi- 
ichen Anſpruch zurüdzumeijen. 3) Polen, das Kaiſer Alerander 
faft ganz auf Koſten Oſterreichs und zumal Preußens in Anfprud) 
nahm, um daraus unter feinem Zepter ein konſtitutionelles pol- 
nijches Königreich zu errichten; während alle Welt dagegen Front 
machte, voran England, Djterreih und der Freiherr vom Stein, 
denen Preußen fich anzufchließen geneigt war. Es waren das 
alles aber flüjjige Fragen, die verjchiedene Eventualitäten als 
Löſung zuließen und daher notwendig im Verlaufe der Zeit ver: 
ſchiedene Phaſen durchlaufen mußten. 

Man wird es daher nicht als gerecht anerkennen dürfen, 
wenn Treitichfe (S. 579 ff.) dem Bericht Humboldts aus Wien 
vom 20. Auguft 1814, aljo aus einem jehr frühen Stadium, 
den Vorwurf macht, daß er „die diplomatifchen Verhältniſſe des 
Augenblids gröblih verfenne“, das Humboldt fi) habe 
„durch Metternichs glatte Zunge völlig täuſchen laſſen“. Nun 
entſprach es aber meines Erachtens der damaligen Phaje im 
weſentlichen volltommen, wenn Metternich die Überzeugung fund: 
gab, Alerander würde in der polnifchen Frage dem einmütigen 
Widerftande Englands, Ofterreichs und Preußens nachgeben; wenn 
ferner Humboldt der Meinung ijt, in der fächlifchen und der 
mainzer Frage werde man fich mit Ofterreich einigen können, ob: 
gleich er nicht verhehlt, daß dort verfchiedene einflußreiche Par: 
teien und Perſönlichkeiten gegen die gänzliche Einverleibung Sad): 
jeng in Preußen heftig agitierten, und daß die ungeftümen An: 
jprüde Bayerns auf Mainz noch jchwere Verwicklungen herbei- 
führen würden. In dem allen ift gewiß fein Grund zu jenen 
Ihroffen Urteilen zu finden. Allerdings hat Humboldt „die Klei- 
nen Pflichten des Gejandten verihmäht“, wenn darunter die 
Spionage verjtanden werden fol. Aber einmal ift doch nicht zu 
verlangen, daß er damals alles jo habe wiſſen müfjen, wie wir 
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heute nach mehr als halbhundertjährigem Erleben und Forichen ; 
und anderjeit3 hat auch er, wie jelbjt die vorliegende Publika— 
tion lehrt, jeine geheimen Berichteritatter gehabt und gewiß „von 
dem geheimen Verkehr zwiichen den Yothringern und den Alber: 
tinern“, von dem er „gar nichts geahnt“ Haben joll, ebenjogut 
Kunde erhalten (j. Per 4, 251), wie von dem geheimen Ber: 
fehr Talleyrands mit Friedrich Auguft (Treitichfe, S. 618). Jener 
eritere Verkehr, auch wenn er nicht ruchbar wurde, war nad) der 
ganzen Sachlage mit Sicherheit vorauszufegen. 

Übrigens waren Mainz und Sachſen deutſche Fragen, Polen 
dagegen eine internationale, die Intereſſen von ganz Europa be: 
rührend und in Frage jtellend. Deshalb mußten notwendig Die 
polnifhen Projekte Alexanders in den Vordergrund treten und 
die Hauptaufmerkjamfeit der Diplomatie in Anſpruch nehmen. 
Nicht nur von Gaftlereagh und Metternich wurden fie befämpft, 
nicht nur von Hardenberg und Humboldt verurteilt, Jondern vor 
allem auch und mit der größten Entichiedenheit angefochten, wie 
ihon gejagt, von Stein. 

Gerade Stein war es, der ſchon am 6. Dftober in einer 
Denkſchrift dem Kaiſer Alerander vorftellte: „Der Kaijer verlange 
eine Grenze in Polen, die Dfterreih und Preußen bedrohe,” 
ja fie „angreife”; der beabjichtigten „Vereinigung“ des „ver: 
fajlungsfreien Polen” mit dem „dejpotiich = regierten Rußland“ 
werde „entweder die Unterjochung oder die Trennung folgen“, 
und damit „neue Erjchütterungen” ; „eine ſolche Yage der Dinge 
it aljo zuwider dem allgemeinen Beiten Europas.” Auch 
an Hardenberg richtete er eine Denkichrift, die zugleih an Met: 
ternich und Gaftlereagh mitgeteilt wurde, und worin er ebenfalls 
erklärte, die polniihen Pläne Alexanders jeien „nachteiliger”, 
„bedrohender”, ja „angreifender” Natur „für die Nachbarn“ 
(Bert 4, 164 ff). Und am 26. Dftober erklärte er gegen Har- 
denberg: Dfterreich, Preußen und England müßten fich über ein 
„Mindeſtes“ ihrer Forderungen an Alerander einigen, vorläufig 
aber die „Heritellung der Unabhängigkeit (Polens) vorjchlagen”, 
und „England die Unterhandlung übernehmen“, indem er mit 
der Mahnung Schloß: „Preußen muß treu feithalten an den 
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Grundfägen der Unterftügung des Europäiſchen Gleichge— 
wicht, das ijt jein wahrer Vorteil” (Perb 4, 185 f.). 

Dieſer Auffaffung entiprechend lauteten denn auch bisher 
die Urteile der Gefchichtichreibung, wie wir fie namentlich durch 
Perg und durch Häuffer vertreten jehen. Der legtere jagt (IV. 
3. Aufl. ©. 594): „Preußen war die Bahn feiner Politik deut: 
(ih vorgezeichnet. Sein eignes Intereſſe, wie das von Europa, 
legte ihm die Prliht auf, den ruſſiſchen Entwürfen fräftig zu 
wiberjtreben; es war zugleich der beite Weg, lich jeiner Entſchä— 
digung zu verfihern. Mit den meiften europäiihen Mächten im 
Cinverftändnis, hatte e8 am erjten Ausjicht, feine Wünſche erfüllt 
zu jehen; trennte es ſich dagegen von dem allgemeinen Intereſſe, 
um fih von Rußland ins Schlepptau nehmen zu lajjen, jo geriet 
es in Gefahr, die eigene gerechte Sache mit den ruſſiſchen Prä— 
tenfionen vermifcht und beide zugleich dur) den Widerftand Euro- 
pas angefochten zu jehen.” Und nun verweiſt er auf jene an 
Hardenberg gerichteten Worte Steins vom 26. Oftober, die 
Preußen zum Wideritand gegen Rußland im Intereſſe Europas 
und feiner jelbjt ermutigten. 

Ganz anders Treitichfe. Bom Standpunkt einer pojthumen 
Konjekturalpolitif aus erklärt er (579), daß Preußen fich von 
vornherein ganz für Rußland und deſſen polnifche Projekte hätte 
entjcheiden jollen; dadurch hätte „ein gewandter preußiicher 
Diplomat höchſt wahrjcheinlich eine leidliche Regelung der Oftgrenze 
erreichen können”, woraus „fih dann von jelbjt ein treue Zu— 
jammengehen in der Mainzer und der ſächſiſchen Frage er: 
geben” hätte. Statt deſſen habe zu „Preußens Unheil Harden— 
berg monatelang Jrrgänge” betreten, indem er „mit England 
und Ofterreich vereint das jogenannte Intereſſe Europas ver: 
teidigen wollte”. Dabei bleibt die Thatjache volllommen unbe- 
rührt, daß Stein ganz denjelben Standpunft einnahm wie Har- 
denberg, und daß gerade er denfelben antrieb, daran „treu 
feitzuhalten”. Ja noch mehr! während Hardenberg und Humboldt 
eben dieſes Standpunftes wegen mit Vorwürfen überjchüttet wer— 
den, erfährt man von Stein nichts weiter als den Lobſpruch 
(S. 623): er habe „mit genialer Sicherheit vorausgejagt, daß 
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die Errichtung eines polnischen Königreiches unter ruſſiſchem Scepter 
entweder zur Losreißung von Rußland oder zur gänzlichen Unter: 
werfung der Bolen führen werde”. In diejer Borausfagung, die 
wir ſchon oben anführten (S. 339), traf Stein befanntli mit 
vielen zufammen, und namentlich auch mit Gajtlereagh, ohne daß 
diefem eine lobende Anerkennung zu teil wurde. 

Vielmehr wird Gaftlereagh bei diefen Anläflen von Treitjchke 
noch viel geringichägiger behandelt wie Hardenberg und Hum— 
boldt. Er wird u. a. namentlich der „Beſchränktheit“, „tiefer Un— 
willenheit” und „Unfähigkeit“ geziehen (©. 574. 625). Und das 
zumal auf Grund von Äußerungen, die nicht angethan erjcheinen, 
diefe Vorwürfe zu rechtfertigen. Denn wenn einerjeits Gajtlereagh3 
Behauptung, daß Rußlands Verfahren „wider Wortlaut und Geift 
der Verträge” veritoße, als eine „offenbar unwahre“ ver- 
dammt wird, da Alerander ſich „gehütet habe, irgend eine bin- 
dende Verpflichtung einzugehen”: jo ift Doch zu beachten, daß auch 
Öfterreih und Preußen die buhftäblid gleiche Behauptung 
geltend machten, jenes in der Denkichrift Metternich8 vom 22. Dfto- 
ber, diefes in der Denkſchrift Humboldts vom 9. November 
(j. unten); daß ferner dieſe Behauptung durch die Zulammenftellung 
bei Berg 4, 161 f. vollflommen gerechtfertigt wird, der aftenmäßig 
nachweift, inwiefern den Entwürfen Aleranders „beſtimmte Ver: 
pflihtungen“ gegen „Preußen und Üfterreih” in den „Ver: 
trägen” von Kaliſch, Reichenbach und Töplig entgegenitanden. 
Endlih hat ja auch Stein, der an allen dieſen Verträgen „To 
großen Anteil gehabt”, in feiner Denkſchrift vom 6. Oktober direkt 
dem Kaifer gegenüber unummunden erklärt: das Verfahren des— 
jelben fei „zuwider dem wahren Sinne der Verpflidtun- 
gen, welche er mit feinen getreuen Berbündeten eingegangen“ 
jei (Pertz 4, 164 f.)*). Und wenn anderjeit3 Caſtlereaghs An- 
ipielung auf eine eventuell auch Dfterreih und Preußen genehme 
Herftellung einesunabhbängigen Polens als „unerhört” 
mit Entrüftung und mit jenen Kraftworten des Spottes zurüd: 


*) [Bgl. Mag Lehmann Erläuterungen zum Tagebuche Steins a. a. O. 
©. 458 mit Verweifung auf Martens.| 


342 Die polniſch-ſächſiſche Kriſis vom 23. Okt. bis 16. Dez. 1814. 


gewiejen wird: jo iſt doch wiederum zu beachten, daß es ja, wie 
wir fahen (S. 339, vol. Perk 4, 185), auch Steins Meinung 
war: „Bevor man (d. i. Ofterreich, Preußen und England) da- 
hin fomme,” Rußland gegenüber ein „Mindeftes” der Forderun— 
gen aufzuftellen, „könnte man die Herjtellung der Unabhän- 
gigfeit (Polens) vorjchlagen.” 

Gegen Ende Oftober war nun die Sachlage die: daß Eng: 
land und Ofterreich fich bereit zeigten, an Preußen ganz Sachen 
zu überlafjen, falls es mit ihnen gemeinfam den übergreifenden 
polnischen Abfichten Aleranders einen feiten Widerjtand entgegen- 
jege. Auf eine Note, die Hardenberg auf jene Mahnung Steins 
vom 6. Dftober, drei Tage jpäter an Metternich und an Caſtle— 
veagh erlajien hatte, war des Lekteren Antwort im obigen Sinne 
am 11., Metternihs am 22. Dftober erfolgt. [Das Schreiben 
Caſtlereaghs ift vollitändig mitgeteilt worden von Angeberg: Le 
congres de Vienne I, 274—276.) Ich kann den Urteilen 
Treitfchkes über dasjelbe (S. 627), zumal in Bezug auf die aud) 
von Metternich gejtellte Bedingung nicht beiftimmen. 

Das vertraulihe Schreiben Metternich vom 22. Dftober ift 
bei Klüber 7, 19 ff., bei Gagern 2, 269 ff. [und bei Angeberg 
I 316 ff.] gedrudt und fein wejentlicher Inhalt ift aus der nad) 
folgenden Denkſchrift Humboldts erfichtlich. 

Schon am 23. Dftober nämlich erörterte Humboldt in einer 
Denkſchrift an Hardenberg die öfterreihifche Note, und in einer 
zweiten vom 25. die engliihe. Auf Grund diejer beiden bisher 
ungedruckten Denkſchriften werden bei Treitjchfe (S. 630 f.), der 
nur einiges daraus mitteilt”), Humboldt und Hardenberg wieder 
der „Blindheit“ geziehen, eines „künſtlichen Drehens und Wen: 
deng, um nur das Nächjitliegende nicht zu bemerken”. Unter dem 
Nächitliegenden aber verfteht er ausdrüdlic „das treulojfe Doppel: 
ipiel der Hofburg“, obwohl er doch gelegentlich (S. 618) zugiebt, 
daß „das richtig erfannte Intereſſe des eigenen Staates die 
Haltung der öjterreihiichen Staatsmänner beitimmte”. In Bezug 


*) [Auch Onden: Zeitalter der Revolution 2, ©. 849 hat fie wie die 
unten folgende vom 9. Nov. benußt. 
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auf die Denkſchrift vom 23. Oftober tadelt Treitichfe namentlich 
den Mangel an „Mißtrauen”, die „unverwüſtliche Mäßigung“, 
den Verlag auf „Vernunftgründe”. Sie lautet: 


Ungedrudtes Memoire vom 23. Dftober 1814 (über die 
Note Metternich). 

„La lettre du Prince Metternich établit: 

1) que la Saxe toute entire doit &tre incorporée A la 
Prusse, 

sauf à prendre en consideration, si une partie n’en 
pourrait pas demeurer au Roi, et sauf à faire quel- 
ques arrangements avec l’Autriche sur des points 
de frontiere, sur l’etat de fortification de quelques 
places, sur le commerce, et sur la libre navigation 
de l’Elbe. | 

2) quel’influence de la Prusse sur l’Allemagne ne doit pas 
s’etendre au delä de la ligne du Main, y compris Mayence; 

mais que le cabinet Autrichien se reserve d’entrer 
avec celui de la Prusse dans des explications ul- 
terieures sur des moyens propres à mettre la ville 
de Mayence à l’abri de toute surprise. 

3) que les possessions de la Prusse doivent se borner 
a la rive gauche de la Moselle de facon que cette riviere 
en devienne la ligne de demarcation. 

4) que l’Autriche compte sur l’appui reciproque et 
sur une conformite absolue de marche de la part de la 
Prusse avec elle dans la question Polonaise. 

5) que le cabinet Autrichien r&eunit toutes ces questions 
en un seul et m&me corps de negociation. 

Les principes de la r&ponse du cabinet Prussien doi- 
vent &tre, selon moi, les suivants. 

1, 

I faut en premier lieu bien etablir le point de vue 
duquel la question Saxonne doit &tre regardee, et qu’on 
place souvent à present de la manitre la plus fausse et la 
plus injuste pour la Prusse. 
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Quoique je ne veuille point entrer dans la question 
du droit, je dois observer que les puissances alliées, et 
nomm6ment la Prusse qui a, plus qu’aucune autre, con- 
tribué & faire la conqu&te de la Saxe, ont celui d’en dispo- 
ser aux depens de la dynastie qui a regne jusqu’ici, et que 
m&me c’est une legon politique qui ne restera pas sans 
utilite qu’un souverain ne peut point impundment chan- 
ger rapidement, et selon de simples convenances, de syst&me, 
rompre des engagements pris, et agir contre tous les inte- 
rets de la nation à laquelle son peuple appartient, et con- 
tre le voeu juste et noble de ce peuple lui-m&me. 

Cela suppose, il s’agit simplement d’examiner, si la 
situation des choses exige qu’on fasse usage de ce droit, 
en adjugeant la Saxe à la Prusse, ou non? 

Les traites d’alliance assurent à la Prusse le recouvre- 
ment de son ancienne &tendue et force, et möme un aggran- 
dissement convenable, et si les traites ne le faisaient point, 
une saine politique devrait y suppleer. 

La force de la Prusse est une condition sine qua 
non de l’Equilibre de l’Europe. 

Or la Prusse perd la plus grande partie de ses pro- 
vinces Polonaises, elle perd surtout celles qui, en l’arron- 
dissant de ce cöt&, formaient de ces provinces, de la Prusse 
et des provinces allemandes voisines un ensemble et une 
masse imposante. 

La force centrale de la monarchie était sans doute 
avant 1806 dans cette masse, et ne peut plus s’y trouver 
a present, quand m&me la Russie ajouterait 2 & 300000 
ämes à son lot Polonais. 

L’Autriche aurait tort de dire que c’est la la faute de 
la Prusse, et qu’elle aurait pu se premunir contre cet in- 
convenient dans son premier trait& d’alliance avec la Russie. 
Sans vouloir faire des recriminations, et sans dire que l’Au- 
triche aurait pu en faire tout autant, il faut convenir: 

que des que le pouvoir de Napol&on ne pouvait &tre 
culbut& qu’en appellant la Russie au secours (comme 
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certainement il n’aurait pas pu l’ötre sous les cir- 
constances données dans la derniere guerre), il fal- 
lait prevoir et souffrir que la Russie garderait la 
plus grande partie du duche de Varsovie, puisque 
l’exemple de la derniere guerre devait lui servir 
de legon de tächer d’£loigner ses frontieres plus 
du centre de l’Empire, et puisque par la nature 
des choses m&me de grands efforts d’une grande 
puissance doivent toujours &tre compenses par de 
grands avantages. 

L’aggrandissement de la Russie est donc une suite 
malheureuse, mais inevitable du faux systeme de combattre 
les extremites de l’Europe l’une par l’autre. Pre&eisement 
pour que cela n’arrive plus, il faut renforcer les puissances 
centrales et nomme&ment la Prusse. 

La perte des provinces Polonaises ne pouvait plus &tre 
compensee pour la Prusse que par la possession de la Saxe. 
De lui assigner 10 et m&me 12 millions d’habitants disper- 
ses sur la surface de l’Allemagne, de la Pologne et möme 
peut-&tre de la Belgique, aurait ete traiter les puissances 
de l’Europe comme des valeurs num£riques, ce qui est con- 
traire à toute politique franche et saine. 

Ce n’est donc point par condescendance, quelque 
sensible que la Prusse sera toujours aussi a cette condes- 
cendance, mais en suivant les maximes d’une bonne poli- 
tique que le cabinet Autrichien doit consentir & la dispo- 
sition de la Saxe en faveur de la Prusse. 

Il y va aussi de son interöt, puisque les dangers qu'elle 
s’attire par la dans une guerre contre la Prusse m&me, et 
que je suis bien &loign& de nier, sont beaucoup moindres 
et beaucoup plus incertains que celui de laisser la Prusse, 
qui s’est attir& de grands ressentiments A present par son 
zele pour la cause commune, depourvue de la force suf- 
fisante. 

Il suit de la que la question Saxonne ne pouvant ötre 
regard&e comme un sacrifice port à l’union avec la Prusse, 
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mais comme un sacrifice port A l’equilibre et & la tran- 
quillite de l’Europe, elle ne peut &tre rattach6e & des 
conditions qu’en autant que ces conditions sont necessaires 
à la sürete et à l’avantage de l’Autriche, certainement 
egalement chers à la Prusse que les siens propres. 

Il s’ensuit encore que ni la r&ussite, ou la non-re&ussite 
des demarches pour la Pologne, ni*) la cession de quel- 
ques distriets de plus, ne sauraient rien changer à la 
question sur la Saxe. Plus la Russie deviendrait menagante 
pour l’Allemagne, plus il faudrait donner la Saxe à la 
Prusse; et de l’autre cöt@ un simple accroissement de 
population en Pologne n'est pas le retablissement d’une 
masse de provinces vraiment centrales pour la monarchie 
Prussienne. 

La question sur la possibilit de laisser le Roi de 
Saxe dans la Saxe même, et & partager par consequent 
ce pays, se reduit, il me semble, au principe suivant: Si 
la Prusse pouvait se contenter d’une petite partie de la 
Saxe, rien ne serait plus faisable. Mais en cedant au con- 
traire la plus petite au Roi, et en gardant la presque 
totalite pour elle, elle n’amoindrirait que bien peu les sen- 
timents qui peuvent s’elever contre elle, et diminuerait en 
revanche immensement ses moyens moraux de les calmer, 
ou de leur resister. Le pays serait divise en deux fac- 
tions, le ressentiment le plus violent s’en me£lerait, et le 
Roi de Saxe se trouverait lui-möme dans une situation 
encore plus penible. 

Les arrangements que l’Autriche propose dans le 
cas que la Saxe toute entiere füt inmcorporee, ne 
sauraient &tre juges avant de les connaitre. Mais pourvü 
qu’elle se borne, en parlant de points de frontiere, & 
redemander ce qu’elle a perdu par la paix de Vienne (sur 
quoi on pourrait &tre facile), il me semble qu'il serait 
juste de se pröter, autant que possible, a ses demandes. 


* An der Copie ou. 


Die polnisch-fächitiche Krifis vom 23. Oft. bis 16. Dez. 1814. 347 


On ne saurait nier que la sürete de la Boh&me est tou- 

jours plus compromise si la Prusse est maitresse de la Saxe; 

la Prusse ne veut point menacer l’Autriche, elle ne doit 

pas non plus la craindre et lui t&moigner de la m£fiance. 
2. 

La demande de l’Autriche par rapport & Mayence est 

infiniment embarrassante. Elle offre la double question: 
si la Prusse croit cette forteresse necessaire à sa 
propre defense, aussi contre le midi de l’Allemagne 
et contre l’Autriche elle-m&me? ou 

si elle se contente à exiger qu’elle soit düement de- 

fendue en faveur de l’Allemagne et contre un ennemi 

commun? 

Dans le premier cas Mayence devrait appartenir à la 
Prusse, ou la Prusse devrait du moins, si cette place était 
une forteresse de la ligue, y avoir les forces principales 
et le commandement. 

Pour arriver & cela je ne connais plus qu'un seul 
moyen, et que je n'aimerais point & conseiller, c’est-A-dire 
celui de proposer en revanche d’etablir le Roi de Saxe 
dans la Saxe m&me. Car je crois l’Autriche tellement 
attachee & cette question, que seulement les plus puissants 
motifs pourront l’en faire revenir. 

Dans le second cas il s’agit d’ecouter, quels moyens 
le cabinet Autrichien proposera. Mais il faudrait insister 
toujours que la Baviere ne gardät pas la moindre influence 
sur Mayence, si elle n’accede pas franchement et lögale- 
ment*) & la ligue Allemande, et ne renonce pas au droit 
des guerres exclusives. Si au contraire elle fait cela, il 
faut tächer aussi de se l’attacher, au lieu de la soup- 
gonner. 

Les arrangements sur Mayence doivent enfin toujours 
rester etroitement li&s au consentement definitif, solemnel 
et entier de l’Autriche aux arrangements pour la Saxe. 





*) loyalement. 
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3. 

La question, si la Prusse peut se borner a n’aller 
avec ses possessions que jusqu’a la Moselle, en gardant 
cependant, sur quoi il faudrait toujours insister, une lisiere 
sur la rive opposee, est, pour ainsi dire, une affaire de 
calcul. Le cabinet Autrichien doit proposer lui-m&me oü, 
ce qui se perd de ce cöte, peut &tre regagne, et cela ne 
pourra l’ötre qu’aux depens de la Baviere. 

Conıme d’apres le plan du Prince deHardenberg la Prusse 
doit prendre sur elle de faire plusieurs trocs avec plusieurs 
des autres Princes de l’Allemagne, et qu’apres s’ötre 
arrang6e avec l’Autriche, elle pourrait rencontrer des diffi- 
cultes dans ces arrangements posterieurs, il faudrait que 
l’Autriche ne cooperät pas seulement à les negocier, mais 
garantit aussi la r&ussite de la negociation. 

à Vienne, ce 23 Octobre 1814. 

(signe) Humboldt.“ 


Meines Eradtens fommen in diejer erjten Denkichrift über: 
all Bedenken zum Ausdrud; Ofterreih8 abweichende Jdeen werben 
nieht nur geahnt, fondern erörtert; von einem blinden Vertrauen 
fann nicht füglich die Rede fein. Die zweite Denkſchrift von 
zweiten Tage danach beurteilt Treitſchke (S. 631 ff.) im ganzen 
minder ungünftig, weil fie „bereits lebhafte Bejorgnifie ver: 
rate“, Den „reichen Geiſt“ Humboldts erkennt er natürlich hier wie 
überall an; aber er findet, daß die „feinen Gedanken einander 
das Licht vertreten”; daß Humboldt „jein Roß bis dicht an 
den Graben heranführt“ ohne den Sprung zu wagen (d. h. von 
England und Ofterreih zu Rußland überzugehen); daß „über: 
irdiſche Großmut“ und „übergeiftreihe Willensfhwäche” ihn „zu 
der ungeheuerlidhen Anficht führen: die erite Pflicht jedes 
preußiichen Staatsmannes, des eigenen Landes Macht zu fichern, 
jei eine niedrige Sorge für das perjönliche Intereſſe Preußens“. 
Wir fommen hierauf zurüd. Laſſen wir zunädft Humboldt 
reden! Doch begnügen wir ung mejentlich mit einem die Mit- 
teilungen Xreitichkes ergänzenden Auszug. 
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Humboldt3 ungedrudte Denkſchrift, datiert „Vienne, 
25. Okt. 1814“ und betitelt „Sur le m&emoire de Lord 
Castlereagh concernant l’affaire de la Pologne.“ 


„... La demande que formel’Autriche,appuyee parl’Ang- 
leterre, envers la Russie &tant &videmment juste, n&cessaire 
a la sürete des deux puissances et de l’Allemagne, et de 
la plus haute importance pour la conservation de l’&quilibre 
en Europe, il est à la fois du devoir et de l’interet 
de la Prusse de s’y rattacher, d’entrer entierement 
dans la question, d’en suivre la marche et d’en courir 
toutes les chances. Elle ne peut pas avoir l’intention de 
favoriser les vues d’aggrandissement de la Russie, si en 
effet elle en a contre l’inter&t de l’Europe. Elle möme en 
serait la premiere vicetime, et une saine politique lui 
diete de rester unie avec l’Autriche et avec l’Allemagne 
pour servir de contrepoids aussi bien à la Russie qu'à la 
France. 

La Prusse n’est pas non plus tenue envers la Russie 
par aucun lien qui la forcerait de se detacher de la cause 
generale. Car si cette puissance a puissamment contribu& & 
lui faire tenir la Saxe, elle lui a enlevé la plus grande partie 
de ses provinces Polonaises, et il est bien douteux, si le 
don (si l’on peut nommer don ce qui a été conquis par le 
sang Prussien) est un veritable equivalent du sacrifice. 

Mais la Prusse se trouve malgr& cela dans une position 
bien differente de l’Autriche par rapport à la question 
presente. Elle est, p. a. d., dans une opposee. Le mal 
qui resulte du partage inegal du duche de Varsovie pour 
la Prusse, est tellement grand des & present que cela doit 
diminuer ses craintes pour la suite, tandis pue celui que 
les pr&tentions de la Russie causent à l’Autriche, est sur- 
tout dans les chances à venir. 

La question de l’independance de la Pologne est d’une 
importance beaucoup moins grande pour la Prusse. Car 
la situation de l’ancienne Prusse et des nouvelles provinces 
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Polonaises de la Russie est telle r&ciproquement, que la 
Russie, m&öme en incorporant simplement ces provinces, devra 
toujours desirer de s’approprier aussi les embouchures du 
Niemen et de la Vistule, et que la Prusse proprement dite 
elle-m&me ne peut presque pas se defendre de l'idée que 
son bien-&tre gagnerait, si elle devenait une province Russe. 
En revanche, la partie du duché de Varsovie que la Prusse 
recevra à present, pourra peut-&tre lui rester möme s’il 
existe une Pologne ind&pendante, puisqu’il y a beaucoup 
d’Allemands attaches davantage à un gouvernement Alle- 
mand, et puisqu’etant plus petite que la Gallicie, elle peut 
&tre plus facilement contenue. 

La question territoriale est peut-&tre encore plus im- 
portante pour la Prusse que pour l’Autriche. Mais comme 
l’Empereur Alexandre semble suivre surtout dans cette 
affaire l’avis des Polonais, et que les Polonais mettent 
beaucoup plus de prix sur la conservation de Cracovie que 
sur Thorn, qui est au fond une ville Allemande, la Prusse 
pourrait se flatter très probablement d’obtemir cette ville, 
si elle voulüt s’arranger separement avec l’Empereur. C'est 
precisement le point qui interesse l’Autriche, qui augmente 
aussi pour elle les difficultes. 

La negociation commune sur la base du minimum 
offre donc beaucoup moins d’avantages à la Prusse qu'à 
l’Autriche. 

En en venant apres à la marche de la negociation, il 
est evident que la Prusse en s’engageant & tenir la m&me 
avec l’Autriche, ne court pas seulement des chances &gales, 
mais infiniment plus grandes. Car l’Äutriche est au moins, 
depuis la Gallicie jusqu’en Italie, en possession de tout ce 
que la Russie ne lui conteste point. La Prusse au contraire 
ne se trouve pas dans ce cas. Car toute la partie du duche 
que la Russie promet de lui ceder, et qui forme une popu- 
lation de plus de 700000 ämes, est encore entre les mains 
de Y’Empereur qui peut en remettre l’&vacuation à l’&poque 
ou la Prusse consent à ses vues. La Saxe elle-m&me devient 
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la possession la plus incertaine et la plus singuliere, si 
d’un cöte elle est contestee par la France, et si de l’autre 
la Prusse est en d&sunion avec la Russie qui devant l’Europe 
et devant le publie aura- toujours l’air d’avoir seule fait 
obtenir ce royaume à la Prusse. 

.... La seule chose qu’on peut, qu’on veut, et je 
suis le premier à le dire, qu’on doit opposer & la Russie, 
est une rupture politique. 

Or comment la Prusse passera-t-elle par l’intervalle 
de tension qu’elle produira ....., lorsqu’elle n’aura point 
sa partie du duch£, et que les esprits en Saxe seront inquiets 
et en suspens? 

Il faut ajouter que m&me la maniere dont l’Autriche 
consent à la possession de la Saxe par la Prusse, agit 
contre cette derniere dans le m&me sens. Car au lieu de 
dire hautement et hardiment qu’elle croit cette possession 
necessaire, qu'elle supprime par cette raison tout autre 
sentiment, et qu'elle defendra cette cause contre chacun, 
elle y consent avec reluctance comme par condescendance, 
et en voulant faire acheter cette faveur & la Prusse par 
d’autres sacrifices très penibles. 

Il faut donc l’avouer franchement: si la Prusse tient 
la m&me marche avec l’Autriche dans l’affaire de la Pologne, 
il est möme tres douteux, si elle abandonne seulement son 
inter&t momentane pour son inter&t réel et durable, Il faut 
convenir plutöt qu’elle abandonne son inter&t personnel 
pour épouser celui de lEurope. 

Malgre cela, je suis fermement persuad& qu’elle ne 
doit point se detacher de la cause juste et raisonnable de 
l'Autriche et de l’Angleterre. Placee en Europe dans une 
situation olı elle peut puissamment contribuer à maintenir 
l’equilibre entre les puissances, favorisée par la providence 
dans la derniere guerre au point de pouvoir le faire, elle 
suivra toujours la voie des principes, et jamais 
celle des pures convenances“. 
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Den vorlegten Abjag und den hervorgehobenen Schluß des 
legten giebt Treitichte (S. 632) wieder. Aus beiden Abjägen in 
ihrer Vollftändigfeit wird man erjehen, ob oder inmwieweit die 
obigen Ausdrudsweilen Treitjchles berechtigt find. Das merfwür: 
digite aber ift: nad Verkündung der „ungeheuerliden An: 
jicht” Humboldts fährt er fort: „Die gleißneriſche eng: 
liihe Bhraje von der Sade Europas” habe „auch diejen 
falten Kopf beraujcht”. Als ob nicht diefe Vorwürfe des „Unge— 
heuerlihen” und „Gleißneriſchen“, wenn fie berechtigt wären, in 
gleichem oder noch höherem Grade den Freiheren vom Stein treffen 
müßten. War er e3 doch vor allen, der in der polnischen Frage 
jener „Anſicht“ huldigte und dieſe „Phraſe“ vertrat! Hat er 
doch, man kann es nicht oft genug wiederholen, noch am folgen 
den Tage, am 26. Oktober, im Hinblid auf die Solidarität von 
Ofterreih, England und Preußen, an Hardenberg jene erneute 
Mahnung gerichtet: „Preußen muß treu fejthalten an den 
Grundſätzen der Unterjtüßung des Europäiſchen Gleichgewichts, 
das ift fein wahrer Vorteil.” Es ift unverkennbar, daß er, 
neben allen früheren Aftenftüden, bereits auch von Humboldt 
zweiter Denkichrift Kenntnis genommen; denn er hat es fort- 
während mit den Meinungen derjelben, für oder wider, zu thun 
(S. ob. ©. 339. Es lohnt fih, das ganze Schreiben Steins 
bei Bert 4, 185 f. ſich zu vergegenmwärtigen.) 

Allein Stein jollte nun einmal jeder Anklage enthoben blei- 
ben; daher wird die Rolle, die er gejpielt, mit völligem Still: 
Ichweigen übergangen — nur feines „künſtlichen“ (12) Mainzer 
Planes wird gedacht; und um jo rüdfichtslofer werden die ihm 
Gleich geſinnten verurteilt. „Ein entſchloſſener preußifcher Staats— 
mann, heißt es S. 629, mußte ſofort erkennen, daß auf die bei— 
den Bundesgenoſſen kein Verlaß und ein feſter Anſchluß an 
Rußland geboten war.“ Das iſt es aber eben, was gerade Stein 
entſchieden beſtritt. Alle derartigen Urteile Treitſchkes ſind daher 
ungerecht, meſſen nicht die Perſonen mit gleichem Maße, und 
können überdies heute noch weit weniger maßgebend ſein, wie die 
der mithandelnden und bejteingemweihten Perſonen jener Zeit, wie 
es eben vor allem Stein war. Die Situation war auch Ende 
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Oftober noch eine jo ungemilje, daß niemand — weder Metter- 
nich und Gaftlereagh, no Hardenberg und Stein — etwas Ge- 
miles verjprechen, etwas unbedingt bejahen oder verneinen fonn- 
ten. Es war eben ein diplomatifches Gejchiebe, das fih, wenn 
eine Gewaltkriſis ausgeſchloſſen jein jollte, jo lange elaſtiſch in- 
einander jchieben mußte, bis alles aneinander abgepaßt und mit- 
einander ausgeglihen war. Man fehre doch einmal das Blatt 
um! Metternich, Eönnte man ebenſo gut behaupten, war jehr 
thöricht, in jeiner Note vom 22. Dftober Preußen durch Behaup- 
tungen vor den Kopf zu ftoßen, die er doch jchlieglich nicht durch— 
zujeßen vermochte. Hat er doch 3. B. troß feiner damaligen Fate: 
goriihen Behauptungen nachher Koblenz und das rechte Moſel— 
ufer an Preußen überlafien, und ebenjo wider jeine Abficht Mainz 
den Bayern entziehen müfjen. Humboldt3 damaliger Standpunft 
war gewiß ein der Lage angemefjener, indem er Europas halber 
nicht mit Öfterreich und England, und Sachſens halber nicht mit 
Rußland gebrochen willen wollte. Auf alle Fälle mußte man e3 
vermeiden, in den diplomatiſchen Prozeß der Ausgleichung jo 
zahlreicher widerftreitender Wünſche und Intereſſen auf jchroffe 
Weiſe einzugreifen. 


Die verhängnisvollite Wendung des Wiener Kongrejjes 
und der deutſchen Verfafjungsfrage. 


Da inaugurierte plöglih [am 5. November] *) der König von 
Preußen, Friedrih Wilhelm III., eine neue, eine rein perjönliche 
Politik. In feiner allerdings vollberechtigten Sympathie für Kaijer 
Alerander gab er der perfönlichen undiplomatiihen Empfindung 
nach, es unter allen Umftänden mit dem ihm meift ſympathiſchen 
Bundesgenofjen halten zu müſſen. Ohne fi) auch nur ein ein: 
ziges Mal unter vier Augen mit Hardenberg vorberaten zu haben, 


*) [So fcheint nach Harbenbergs Tagebuch ftatt des 6. Nov. das ent: 
ſcheidende Datum angefegt werden zu müſſen. S. 9. Delbrüd: König Fried: 
rih Wilhelm III. und Hardenberg auf dem Wiener Kongreß Hiſtor. 8. 
©. 63, 248, 258. Aus Pallain: Corresp. inedite du Prince de Talley- 
rand ©. 109 ergiebt fi leider nichts Näheres. Stein muß in der Da— 
tierung geirrt baben.] 

Schmidt, Deutſche Verfaffungdfrage. 23 
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ließ er jih an jenem Tage durch Alerander vollfonmen zu deſſen 
Gunften umjtimmen, ja von ihm u. a. einreden, daß „die von 
ihm geforderte polnifche Grenze niht angreifend jei“, wie 
Stein und alle Welt behauptet hatte. Der vielfahe rückhaltloſe 
Widerſpruch Hardenbergs, der allein zugegen war und die allge 
meine Politik ſachlich zu vertreten wagte, blieb unbeachtet; der 
König „verbot ihm” vielmehr jchließlic in Gegenwart des Kai: 
jers, „die Sache fernerhin gemeinschaftlich mit Ofterreich und Eng: 
land zu unterhandeln”, d. h. befahl ihm, in das rufjische Lager 
überzugehen. | 

Der Lehrer Friedrich Wilhelms III. in der Rechts- und Staats: 
willenichaft, der berühmte Svarez, hat zu ihm in feinen Bor: 
trägen unummunden wörtlich gejagt: „Der Regent muß nicht jelbft 
Richter jein wollen; es fehlt ihm dazu die erforderliche Zeit, die 
nur duch Übung zu erlangende Fertigkeit“ *). Auch als Leiter 
der Politik und Diplomatie find befanntlich höchit jelten die Re— 
genten ſelbſt fompetent gewejen. Und bei aller Pietät, wie fie 
dem Könige in vielen Beziehungen gebührt, wird man ihm doch 
nicht zu nahe treten, wenn man in Betreff feiner vom Diplomaten- 
amt jagt, was Svarez vom Richteramt jagte. Wollends aber von 
einer jo vermwidelten Frage, wie es die polnifche war, die eine 
Fülle der verfchiedenartigjten Kenntnifje erforderte, wird man nicht 
Jagen fünnen, daß eine Augenblidsenticheidung rätlich war. Dar: 
um erfchien diejelbe auch nicht als eine Wirkung überzeugen: 
der Gründe, jondern als eine Wirkung überredender Worte. 
Schon am 1. Dftober hatte Hardenberg mit Bezug auf den König 
in jein Tagebuch gejchrieben: „jurat in verba des Kaiſers von 
Rußland.” 

Wie ftellt Treitfchle die Wendung dar? Ihm ift der Staats: 
fanzler ſozuſagen der Sündenbod. Hardenberg, jagt er, „völlig 
verblendet (d. i. durch feine Hinneigung zu Oſterreich und Eng: 
land), führte den Staat einer befhämenden Niederlage 
entgegen“, einer „unerhörten Demütigung” (©. 584. 633). 
Da habe der König den „rettenden Entihluß” gefaßt und 


*) IStölzel: Svarez ©. 312.] 
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habe „rettend eingegriffen. Es war vielleicht der heilſamſte 
diplomatiiche Entſchluß jeines Lebens“. 

Ganz anders Häuffer. Wir haben ſchon gejehen (S. 340), 
daß er früher des Näheren ausführte, wie „Preußens Pflicht” 
und deſſen „eigenes Intereſſe“ es geboten hätten, „den ruffischen 
Entwürfen Eräftig zu miderftreben”. Und bei dem Wendepunkt 
[des 5. November] jagte er (S. 597 f.) nach einer Analyje der 
Gajtlereagbichen Denkichrift vom 6. November, die Treitſchke über: 
geht, in Übereinftimmung mit der von Metternich ausgeſprochenen 
„Überzeugung“ (ſ. ob. ©. 338): „E83 ift nicht zu zweifeln, die 
einmütige Einſprache der Alliierten, in diefem Sinne geführt, 
mußte den ruffiichen Kaifer nachgiebig machen; aber wenige Stun: 
den (zuvor) war Preußen ins ruſſiſche Lager überge 
gangen. Mlerander hatte’ den „König umgejtimmt.... Damit 
hatte Preußen feine natürfiche Stellung verlaffen und die eigene 
Sache wie die allgemeinen Angelegenheiten auf das unheilvollite 
verjchoben” . . ES war eine „verhängnisvolle Schwenkung“. 

Pers läßt überall und ſchon dadurch die gleiche Meinung 
durhbliden, daß er bemerkt: „vergeblich habe Hardenberg wider: 
ſprochen“ und nur Bedacht genommen, „die ſchlimme Lage zu 
verbefjern” (4, 197. 204); die „Erklärung des Königs“ ſei 
‚ner Scheidepunft‘ geworden, jie habe „den Kaiſer Alerander in 
feinem Entſchluſſe wegen Polens beſtärkt“ (©. 203). Überdies 
aber vertritt Perk die Auffaſſung Steins. Und wie verhielt jich 
der Tleßtere, über den Treitichfe bei diefen Anlaß wiederum 
ſchweigt? 

Am 5. November warf Alexander ihm vor, daß er ſich „auf 
die Seite ſeiner Feinde geſtellt habe“. Stein nahm keinen An— 
ſtand, ihm zu erwidern, daß in der That „des Kaiſers Nachbarn 
Urſache hätten, beunruhigt zu ſein“, ſowohl über den polniſchen 
„Königstitel“ wie über die „Verfaſſung“ und „über die Grenze“. 
Und nachdem dennoch der König ſich dem Kaiſer ergeben hatte, 
ftand er nicht an, der Überzeugung Ausdrud zu leihen: „Der 
Kaiſer ziehe den König von Preußen von dem allgemeinen 
Intereſſe Europas ab’; durch diefe polnische Angelegenheit 
werde „der Gejchäftsgang des Kongreiieg zerrüttet und gelähmt, 
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der Samen der Eiferſucht zwiſchen den Mächten ausgeſtreut“ 
und „nachdrückliches Eingreifen in die deutſchen Angelegenheiten 
verhindert (ebend. ©. 203) *). 

E3 konnte nicht fehlen, daß „die Schwenfung des Königs’ 
fofort auch im Lager Dfterreich!, Englands und — Frankreichs 
als ein „Abfall“, ein „Berrat Preußens von der Sade 
Europas” betrachtet und durch die Drohung erwidert wurde: 
nun fei auch die Verpflichtung in Betreff Sachſens hinfällig. 
Treitſchke (S. 634) glaubt zu willen, wie es ‚auch ohne die That 
Friedrich Wilhelms’ gefommen wäre, nämlich viel Schlimmer als 
e3 fam. Gewiß ift nur, daß diefe That die peinlichſte Verwir— 
rung ſchuf; daß Hardenberg mit dem Abjchied drohte und an- 
jcheinend davon nur deshalb abjtand, weil Metternich und Gaitle- 
veagh den Rücktritt ihm anrieten, aljo wünjchten; daß ferner 
„alle“ Welt und „namentlich auch Stein’ dem Kaiſer Alerander 
„Zurückhaltung und Entfernung” bewies (Pertz S. 206); und 
daß allfeits jogar ſchon die Gefahren eines Bruches und eines 
allgemeinen Krieges beiprochen wurden. 

Die nächſte Folge war die Lahmlegung der preußiichen Bo- 
litik. Denn die perjönlide Schwenfung des Königs mußte not- 
wendig die Feder Humboldt3 und die Aktion Hardenbergs der 
Zuverficht und der Wirkung berauben. Beide, im Einverjtändnis 
mit Stein, waren nicht gemillt, jich den Befehlen des Königs 
ohne weiteres zu fügen und damit die Intereſſen Preußens und 
Deutjchlands einer völlig unberechenbaren Zukunft preiszugeben. 

In dieſer Lage verfaßte Humboldt die nachfolgende Denk— 
ſchrift vom 9. November, die alle Chancen für und wider bejon- 
nen abwog und zunächit, troß der That des Königs, den Verſuch 
einer vollitändigen Einigung mit Ofterreich und England anriet, 
zugleich aber infolge diejer That die ſofortige Herbeiführung einer 
Entſcheidung, eines Entweder — Oder empfahl **). Treitichke 
©. 636 hat nur Weniges aus ihr mitgeteilt, um daran die ſpöt— 
tiiche Bemerkung zu fnüpfen: „Immer wieder verbreitet der holde 


*) [Bgl. dazu Steins Tagebud a. a. D. ©. 397—401.] 
**) [Die Humboldtſche Denkfchrift ift neuerdings zum größten Teile 
abgedrudt worden von H. Delbrüd, Hiftor. 3. ©. 63, 260—263.] 
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Traum des deutjchen Dualismus jeinen Dunftkreis um die Köpfe 
der preußiichen StaatSmänner”, und um Humboldt3 Geiſt als 
„überſcharf“, deilen Gründe als „ſonderbar“ zu bezeichnen. Die 
Denfihrift mag für fich jelber ſprechen; auf jene Bemerkung aber, 
die fih ©. 647 wiederholt, ift zu erwidern: der Dualismus war 
damals — und nur darum handelt e3 ſich — nicht ein Traum, 
fondern eine jehr konkrete hiſtoriſche Thatſache, eine Realität, mit 
der man rechnen mußte, jo lange fie eben da war und nicht be- 
jeitigt werden fonnte. Daher hatte auch Stein von jeher mit ihr 
gerechnet. Die Eventualität, daß der deutiche Dualismus früher 
oder jpäter einmal durch eine Gewaltkriſis auseinanderbrechen 
fönne, bat gerade Humboldt jchon in feiner Denkfichrift vom De: 
zember 1813 (j. ob. ©. 108) ins Auge gefaßt. 


Dentihrift Humboldts vom 9. November 1814*), 

„Die polnischen Angelegenheiten find im gegenwärtigen Augen: 
blid zu einem Punkte gefommen, wo man an einer gütlichen 
Beilegung derjelben verzweifeln muß. 

Man konnte längjt die Hoffnung aufgeben, daß Rußland 
an jeinen Forderungen wejentlich nachlaffen würde. Der öfter: 
veichiiche Hof war ebenfomwenig dazu geneigt, und feine Beharr: 
lichkeit ift noch bedeutend durch den gänzlichen und feiten Bei- 
tritt des engliſchen Kabinett3 vermehrt worden. Zu den in der 
Sade jelbjt liegenden Gründen — der Gefahr einer die benach— 
barten Staaten bedrohenden Grenze, und den Beſorgniſſen, welche 
aus einer Wiederheritellung Polens unter ruſſiſcher Herrichaft ent: 
jpringen — gejellt fich, vorzüglich bei England, noch der Grund: 
ja, daß man den erjten zu weit gehenden Forderungen Ruß: 
lands widerjprechen muß, um nicht, nachdem man Ein verderb- 
liches Übergewicht in Europa befämpft hat, ein neues auffommen 
zu laſſen. Neben allen diefen Betrachtungen find, wie man offen: 
herzig gejtehen muß, ſeit den legten Mochen noch perjönliche Rück— 
lichten und Leidenſchaften eingetreten. 


*) Das erſte franzöfiich gefchriebene Memoire wird durch dies zweite 
überflüffig gemacht. Note des Bf. 
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Preußen allein fieht jeßt die Sache aus ihrem wahren Ge- 
fichtspunfte an. Es geiteht zu, daß Rußland gerechter und dem 
Geifte, in welchem der ganze jeßige Krieg geführt worden ijt, an— 
gemeflener handeln würde, wenn es auf die am meijten bejtritte- 
nen Grenzpunfte nachgeben wollte. Es fühlt, daß Rußlands Forde: 
rungen dem preußilchen Intereſſe nachteilig find. Allein es jieht 
auf der andern Seite ein, daß in der jegigen Lage der Dinge 
beharrliches Entgegenitreben gegen die Plane Rußlands, Verwei— 
gern der Anerkennung feiner in Anſpruch genommenen polnijchen 
Beligungen, und daraus früher oder ſpäter entitehender Krieg, 
unpolitiih find, und daß der wahre Endzwed weit bejjer durch 
augenblidlihe Nachgiebigfeit, darauf folgende Konfolidation der 
Staaten, und nachherige fejte Verbindung erreicht werden 
würde. 

In diefer Lage hat Preußen das größejte Intereſſe, den 
Bruch, wenn derjelbe auch noch lange fein Krieg wäre, zu ver: 
hindern. : Allein es befindet fih dazu gerade jeßt im ungün— 
ftigften Augenblid, denn es ift nit glaublih, dab Rußland 
darum nachgeben würde, weil es fürchten müßte, daß Preußen 
fein Widerſacher werden würde; und noch weniger ift dies 
von Dfterreih und England vorauszufegen, weil beide jehr gut 
willen, daß Preußen noch in feiner jeiner neuen Beligungen feit 
it, und daß es, jo wie es fich von ihnen und mithin von 
Deutfchland trennt, vom Rhein bis zur Oder jehr leicht 
angegriffen werden fann. 

In der That befindet ſich Preußen in einer Eritifcheren Lage 
al3 irgend ein anderer Staat. Es kann nur auf die Provinzen, 
welche es vor dem Kriege bejaß, und auf jeine mwiedereroberten 
alten rechnen. 

Sachſen ift ihm von Ofterreih und England nur unter 
der Bedingung zugefichert worden, daß es in der polnijchen 
Angelegenheit den gleihen Gang mit ihnen gehe, und um 
den Nhein herum ift der neue Beſitzſtand noch nicht einmal vor: 
läufig irgend bejtimmt verabredet. 

Daß Preußen ſich aus diefer Lage herausziehe ohne eine 
Gefahr wirklich ernfthaft teilen zu wollen, daß es von Oſterreich 
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und England die in Deutjchland gewünſchten Befigungen zuge: 
ftanden, anerkannt und garantiert erhalte, dabei doch auf feine 
Weife, und nad) feinem Gefallen mit Rußland abjchließen, und 
an dem ferneren Zwiſt über Polen feinen Teil nehmen könne, 
halte ih für unmöglid. Da feine beider Barteien darin ihren 
Nutzen finden würde, jo jehe ich nicht ab, welche Gründe fie 
bewegen könnten, darin einzumilligen. 

Bielmehr ſcheint mir jeder Aufichub von preußiicher Seite, 
eine bejtimmte und fich für eine beider Parteien entjcheidende 
Sprache zu führen, in hohem Grade verderblid. Schon jeßt 
hegen Dfterreih und England die Meinung, daß Preußen fie 
nicht gegen Rußland unterjtügen würde. Nimmt diefe Meinung 
in den nächſten Tagen zu, wie fie e3 denn, ohne eine beitimmte 
Erklärung Preußens notwendig muß, jo werden fie, da die Um: 
jtände zu dringend find, neue Verbindungen, und zwar jolche 
juhen, die nicht anders als nachteilig für Preußen ausfallen 
fönnen, werden allen Forderungen Preußens Schwierigkeiten ent: 
gegenjegen, und allzu wahrſcheinlich auch den Kongreß ins Spiel 
ziehen, um die polnijche und die ſächſiſche Angelegenheit bei ihm 
zur Sprache zu bringen. 

Vorzüglich darf man fich nicht ſchmeicheln, daß Preußen 
wird irgend eine Wirkung auf die Nachgiebigkeit Oſterreichs aus: 
üben fönnen, ehe es fich erklärt mit ihm gleichen Schritt zu 
halten. Bis dahin wird jedes, noch jo triftige Raifonnement 
jeines Eindruds verfehlen, weil man e3 immer als eine bloße 
Frucht des Bemühen anfehen wird, fich ſelbſt aus der Sache 
herauszuziehen. 

Allerdings muß es Preußen überaus ſchwer werden, ſich 
bier zu entjcheiden. Denn es muß fich entweder mit Rußland 
für eine Sache verbinden, die ihm ſelbſt ſchädlich ift, und 
die es außerdem weder gerecht noch Europa nüßlich nennen 
fann; oder mit Ofterreich und England zu Maßregeln, die es 
jeßt für unangemefjen und für unpolitiſch hält. Allein es würde 
im eriteren Falle, da Rußland ſchwerlich nachgibt, jo weit folgen 
müſſen, al3 die Beharrlichfeit beider Teile in ihrem Zwiſte es 
mit ſich fortriffe; im leßtern Fall Hingegen behält e3 immer 
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Mittel in Händen, auf größere Mäßigung bei den Gegnern Ruß: 
(lands binzuarbeiten, da dieſe doch jelbit einen Bruch jcheuen 
und Preußens Sprache bei ihnen mehr Gewicht haben wird. 
Auch ift es jehr in Anfchlag zu bringen, daß die beiden Höfe, 
welche am meijten Uneinigfeit zmifchen den vier Alliierten wün- 
ihen, und diefelbe unter der Hand ohne Zweifel befördern, 
Franfreih und Bayern, alles Intereſſe dabei verlieren, jobald 
Preußen auf die Seite tritt, auf welche fie ſich in Abficht der Pol: 
niſchen Angelegenheiten jtellen. Denn da Frankreich, wegen der Ber: 
bindung der Niederlande mit England, Belgien nicht angreifen darf, 
jo können beide nur gegen Preußen etwas zu erjtreiten hoffen. 

So viel jcheint mir daher unumftöglic, daß, wenn Preußen 
fich noch ſchmeicheln darf, zur Verföhnung beizutragen, es Oſter— 
reihs und Englands Schritte unterjtüßen muß. Der 
Erfolg der Verſöhnung bleibt indes immer ungewiß, und Die 
eigentliche Frage iſt alfo zugleich die: 

Welche Partei Preußen ergreifen muß, wenn e3 zu einem 

Bruch, aus welchem jehr wahricheinlich nachher ein Krieg 

entitehen würde, kommen jollte? 

Denn der Fall der Neutralität, den ich ſchon oben berührt habe, 
Scheint mir unmöglich). 

Der Krieg, der aus der jekigen Verwicklung der Verhält— 
nille entjtehen fan, wird von Rußland, das den größeften Teil 
des Herzogtums Warſchau behält, für einen an ſich unbedeuten- 
den Strich Landes zur Erhaltung einer Grenze, die, nach dem 
Urteil aller Kriegsverjtändigen nicht Verteidigungs- jondern An- 
ariffspunfte enthält, und für die Annahme des polnijchen Königs: 
titel3 geführt. Die Forderung der Grenze läuft zum Teil dem 
Budftaben und dem Geift der Verträge entgegen; die 
Herftellung des Namens Polen dem geheimen Artikel des Tei- 
lungsvertrages. Die Heritellung eines Teils von Polen unter 
dem Namen des Ganzen und unter ruſſiſcher Herrichaft muß 
(wenn man nicht auf die Uneinigfeit und die Schwächung fehen 
will, die fie vielleicht Fünftig für Rußland jelbit zur Folge hat) 
ebenjo ein Keim zu Streitigkeiten und Unruhen in Europa fchei- 
nen, als e3 die Errichtung des Herzogtums Warſchau war. 


Die polniſch-ſächſiſche Krifis vom 23. Oft. bis 16. Dez. 1814. 361 


Oſterreich dagegen will ſich in Abſicht der Grenze mit einem 
jehr Kleinen Gebiete begnügen, und wird, einmal auf3 Außerfte 
gebracht, Polen eine wirkliche Herftellung unter einer polnifchen 
Regierung vorichlagen. 

Diefer Vorfhlag, er mag nun auf die Polen Eindrud 
machen oder nicht, wird Diesmal ernithaft fein, und da ihn 
Ofterreih vor England und Frankreich ausjprehen muß, welche 
beide die Heritellung Polens begünitigen, jo wird es vielleicht 
jogar genötigt jein, ihn zur Wirklichkeit zu bringen. Auf dieje 
Weiſe wird diefer Krieg von ſeiten Oſterreichs und Englands 
in jeinen Abfichten gereht, das Gleichgewicht und die Ruhe 
Europas befördernd und von liberalen Gelinnungen ausgehend 
ericheinen, und wird jehr bald für einen europätichen gegen das 
drohende Übergewicht Ruflands gelten. Dieſe Anficht wird auch, 
ob ich gleich Feineswegs die Meinung teile, daß dies Übergewicht 
unfehlbar entjtehen würde, wenn man jegt nachgäbe, infofern 
wirklich die richtige fein, daß, wenn Rußland in diejem Kriege 
fiegte, allerdings feine Macht entjcheidend und in hohem Grade 
gefährlich werden würde, da im entgegengejegten Fall, bei dem 
Siege Ofterreih8 und Englands, fih nur das Gleichgewicht her: 
jtellen und jicherer begründen fönnte. Schon in der allgemeinen 
Natur diejes Krieges liegt daher ein jehr wichtiger Grund, fich 
lieber auf die europäifche als auf die rujfifche Seite zu 
itellen. Preußen insbejondere aber würde auf diejer leßteren 
eigentlich dasjenige verteidigen, was ihm jelbjt geradezu nach: 
teilig ift. Denn es iſt unleugbar, daß die jegige Teilung des 
Herzogtums Warihau für Preußen, auch wenn es Thorn und 
die Warthe erhielte, doch noch ſehr große Nachteile hat, und Dit: 
und Weſtpreußen zu weniger nüßlichen und weniger ficheren 
Provinzen macht. 

Wenn ich aber hiernach behaupten zu müſſen glaube, daß 
Preußen feiner Verbindung mit Ofterreih und Eng- 
land getreu bleiben muß, jo jege ich dabei freilich voraus, 
daß beide auch Preußens billigen Forderungen augenblidlich ein 
Genüge leilten, da e8 ohne Erfüllung diejer faum eine bejtimmte 
Sprache zu führen, geichweige denn zu handeln imjtande ift. 
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Diefe Bedingungen jehe ich darin, daß Ujfterreih und England 
augenblicklich in einem Definitiv-Vertrage 

1. den Befiß von ganz Sachen für Preußen anerkennen 
und garantieren; | 

2. jeine billigen Forderungen in Abjicht des Beligitandes 
in Deutſchland eingehen; 

3. mit Mainz die von Preußen vorgeichlagene Einrichtung 
treffen; 

4. verjprehen, mit feiner Macht anders ein Bündnis zu 
jchließen, als wenn jie gleichfalls den auf diefe Weiſe bejtimmten 
Beligitand Preußens anerkennt und den Umftänden gemäß 
garantiert; 

5. und endlich fih anheifhig machen, auf jeden Fall zu 
verhindern, daß Rußland Preußen, wegen der Verbindung mit 
ihnen, bei gänzlicher Ausmachung der Sade, den ihm jchon jeßt 
zugeitandenen Teil des Herzogtums Warſchau vorenthielte. 

Wollten Ofterreih und England diefe Bedingungen, von 
denen jedoch nur die dritte jchwierig jein würde, nicht jogleich 
eingehen, jo bemwielen fie dadurch ſchon, daß ſie fein rein euro= 
päiſches Intereſſe hätten, und daß fie Preußen die Kräfte nicht 
einräumen wollten, deren e8 zu Erhaltung feiner Unabhängig- 
feit bedarf; und jo würde Preußen vor jih und Europa geredt- 
fertigt fein, jih von ihnen zu trennen und einen eigenen Weg 
mit Rußland einzujchlagen. Es bliebe ihm alsdann für jeine 
Sicherheit Fein anderes Mittel übrig, wie viel Schwierigkeiten 
auch noch mit diefem Schritte verknüpft wären. Stimmten da= 
gegen Dfterreih und England in diefe Bedingungen ein, jo kämen 
nun auch zu den obigen allgemeinen Gründen andere jehr wich— 
tige bejondere für Preußen Hinzu, ſich mit ihnen zu verbinden. 

Denn ſowie es nun dies thäte, hätte Preußen, auch ehe 
e3 zum ernithaften und thätlichen Bruch käme, die ganze Kraft 
aller jeiner Beſitzungen, die einzigen polniichen ausgenommen, 
die ihm freilich Rußland alsdann nicht jogleich einräumen würde. 

E3 käme in diefem Fall auch vermutlich der Deutſche Bund 
zuftande, an dem Preußen unleugbar eine neue Stüße findet. 

Verbindet ih Preußen mit Rußland, jo wird zwar diejes 
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diefelben Gemährleiftungen übernehmen, allein da die deutichen 
Beligungen mehr von Oſterreich und Deutſchland als von Ruf: 
land abhängen, jo wird der Bejiß Preußens, bejonders da es 
am Rhein alsdann gar nit einmal zu einer eigentlichen Tei— 
lung fommt, immer, jelbjt wenn fein Krieg entjteht, die ganze 
Zeit der Spannung über nur ein proviloriicher jein, und der 
Deutihe Bund zerichlägt ſich dann höchſt mwahrjcheinlih. Die 
neuen Provinzen, die, wie Sachſen, mit ihrem Schickſal, wenig: 
ftend zum Teil, unzufrieden jind, werden weit mehr die Hoff: 
nung ſich abzureißen behalten, wenn Preußen fie mit Geneh- 
migung Rußlands gegen den Willen Ofterreihs und Englands, 
al3 wenn es diejelben umgefehrt mit der Genehmigung diejer 
Mächte gegen den Willen Rußlands beſitzt. 

Überhaupt ift der Unterjchied unleugbar und überaus wichtig, 
daß, ſowie nur Preußen und DO fterreich zufammenhalten, 
alle politifhen Verhältnijje bis zu der öftliden 
Grenze Deutihland3 ruhig zuitande fommen Fön: 
nen, und man nur in dem unglüdjeligen Fall des wirklichen 
Kriegs das ruſſiſche Eindringen abzumwehren hat; daß aber da- 
gegen, ſowie fih Preußen mit Rußland verbindet, auch alle 
andere jegt zu jtiftende Verhältnifje unwiderruflich zerrifien, oder 
aufgefhoben find. Dieje leider nur zu leicht zu machende Be: 
merfung würde auch in Deutichland einen überaus ungünitigen 
Eindrud für Preußen hervorbringen, wenn man ihm jchuld 
geben könnte, dies veranlaßt zu haben. 

Bräche der Krieg wirklich aus, jo wäre es allerdings ſehr 
unglüdlih, daß Oftpreußen vermutlich im eriten Augenblid ver: 
loren jein würde. Allein man hätte den feindlichen Angriff doch 
nur von einer Macht zu befürdten. Wollte man auch anneh: 
men, daß Frankreich ſich gleichfall® mit Rußland verbände, jo 
hätte man dagegen an Holland und England, das gewiß jehr 
ernftlihe Hilfe leiften würde, fräftigen Beiltand. Auf der an: 
dern Seite wären, wenn man auch vorausjegt, daß Frankreich 
ruhig bliebe (wie man denn die aus aller Verbindung laſſen 
müßte), Ofterreih, Bayern, Hannover, vielleicht jogar Holland, 
fait von allen Seiten her, zu fürchten; Preußen dürfte in Deutſch— 
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land ſchwerlich auf einen einzigen Bundesgenoffen rechnen, und 
die Monardie und die Streitkräfte könnten jehr leicht von dem 
Feinde getrennt und zerjchnitten jein. 

Bei aller Anhänglichkeit und Treue, welche die Nation und 
die Armee no in dem letzten Kriege jo rühmlich bewiejen haben, 
würde es doch beiden ſchmerzlich jein, gewiſſermaßen für die Bolen, 
die ganz eigentlich verräteriich an ihnen gehandelt haben, und 
für Forderuggen Rußlands, die, ſelbſt infofern fie Ofterreich allein 
angehen, Preußen nachteilig find, gegen Deutſche Fechten zu müſſen, 
befonder3 wenn ihnen nicht unbefannt bliebe, daß Dfterreich und 
England wirklih in die Einverleibung Sachſens gemwilligt, und 
vermutlich, wäre der Bruch nicht dazwilchen gekommen, auch in 
Deutſchland jedes billige Verlangen Preußens erfüllt hätten. Die 
Herbeilhaffung der Mittel zum Kriege endlich würde, jelbjt bei 
aleihen Anftrengungen in beiden Fällen, weit jchwerer bei einer 
Verbindung mit Rußland werden, da man in diefem Fall der 
engliſchen Subſidien entbehrte. 

Der endliche Erfolg, da dies noch eine ſehr wichtige Be— 
trachtung iſt, es mag nun bei einem bloßen Bruch bleiben, oder 
wirklich zum Kriege kommen, iſt in jedem Fall unvorteilhaft bei 
einer Verbindung mit Rußland. Denn, wenn ſich die jetzt zwie— 
ſpältigen Mächte doch noch, nach einiger Zeit, ohne Blutvergießen 
verſöhnen, jo wird ſterreich in allen Verhältniſſen in Deutſch— 
land immer Preußen fühlen laflen, daß e3 fi) von feiner und 
in feiner Anſicht, von der allgemeinen Sache getrennt hat, und 
da dieje Verhältniiie für Preußen immer die nächſten und wid 
tigjten bleiben, wird Rußland es dafür nicht entichädigen können. 
Die Folgen eines doch immer möglichen unglüdlichen Ausganges 
des Krieges wären faum zu berechnen. Da ſich Rußland in fein 
inneres zurüdzöge, würde Preußen allein die härteften Bedin- 
gungen zu dulden haben, und noch das Anjehen befommen, mit 
jeiner Schuld zu leiden. Ein glüdlicher Ausgang auf der ans 
dern Seite würde jelbjt noch von großen Nachteilen begleitet jein. 
Rußland würde fih unfehlbar noch mehr vergrößern und vermut— 
lich durch preußiſche Provinzen, als die einzigen ihn bequem 
gelegenen. E3 würde Preußen vielleicht dafür ſehr reichliche Ent: 
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Ihädigungen einräumen, allein es noch weiter gegen Weiten ſchie— 
ben, wo e3 andere verdrängen und Neid und Haß auf fich laden 
müßte. Dies würde der Keim neuer Kriege werden, in denen 
Preußen nichts übrig bleiben würde, als fih, ohne wahre Selbit- 
ftändigfeit, eng an Rußland anzujchliegen. Ruhe, Gleichgewicht 
und Sicherheit laſſen fich nicht mehr denken, wenn Preußen fich, 
ohne die gerechteften und triftigiten Gründe, von jeinem natür: 
fihen politiihen Syftem, der Verbindung mit Oſterreich, Deutjch- 
land, England und Holland trennt. In diefe Verbindung in dem 
gegenwärtigen Zwiſte über Polen tretend, fünnte es zwar auch, 
da fich die Zukunft nicht berechnen läßt, einen unglüdlichen Aus- 
gang erfahren. Derjelbe würde aber nie gleich verderblich jein, 
da diejenigen, welche in diefem Fall feine Bundesgenojjen wären, 
weil jein Intereſſe mehr in das ihrige verwebt ift, es immer 
nachdrücklicher unterftügen müßten. 

Aus diefen Gründen, denen es unnüß fein würde, noch an- 
dere weniger wejentliche hinzuzufügen, kann ich, nach der reif: 
lichften und gemifjenhafteften Überlegung, in der jegigen Krije 
feinen andern politiſchen Gang al3 den folgenden anraten: 


1. Öfterreich und England die oben entwidelten Beſtimmun— 
gen zur Annahme vorzulegen ; 

2. wenn fie diefelben eingehen, ſich eng und unverbrüchlich 
in Abjicht der polnischen Angelegenheiten an fie anzujchließen ; 

3. Rußland offen und unummunden die Gründe darzulegen, 
aus welchen Preußen nicht anders handeln kann; 

4. in der Verbindung mit Djterreih und England alles nur 
immer möglihe zu thun, um allen Brud und vorzüglich den 
wirflihen Krieg zu vermeiden; 

5. wenn dies aber unmöglich fein jollte, die gemeinschaft: 
lihe Sache mit aller Kraft und der höchſten Anftrengung durch— 
zujegen. 

Mien, den 9. November 1814. 

(unterz.) Humboldt.“ 


Zu einem rajchen Vorgehen im Sinne Humboldts, wie wenn 
es ih um ein Ultimatum gehandelt hätte, konnte ſich Harden— 
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berg nicht entjchließen. Stand dem doch das Verbot des Königs 
entgegen, mit Ofterreich und England gemeinſam gegen Rußland 
vorzugehen. Und das hätte doch geichehen müſſen, wenn jene 
Mächte einem ſolchen Ultimatum zuftimmten. Hardenberg lavierte. 
Er erörterte zunächſt mit Stein die Frage eines Krieges der drei 
Mächte gegen Rußland; das Nejultat war: jet fei ein folcher 
nicht ratiam. Am 11. fonferierte er mit Caſtlereagh [?] und Metter- 
nich*). Es zeigte ſich deutlich, daß Preußen fich durch die Schwen— 
fung des Königs zwifchen zwei Stühle gejegt habe. Üfterreich 
und England fühlten fi dadurch vor den Kopf geitoßen und 
waren bereit, nunmehr Preußen im Stich zu laſſen. Giebt doc 
Treitihfe (S. 637) zu: „Preußen trug von jeinem Abfall zu: 
nächſt nur den Haß davon, der jedem diplomatifchen Frontwechjel 
zu folgen pflegt.” Vor der That des Königs hätten die Forde— 
rungen Humboldts der höchſten Wahrjcheinlichkeit nach zu einer 
Einigung geführt. Jetzt aber war es zu fpät. In jener Konfe— 
venz begehrte Metternich jchon direkt für den König von Sachen 
außer Dresden wenigitens 500000 Seelen. Es war vorauszu- 
jehen, daß fich hier die Sage von den fibyllinifchen Büchern wie: 
derholen würde, wenn Preußen fich mehr und mehr an Rußland 
anklammere; und daß diejes legtere dennoch, falls nur erjt feine 
eigenen Wünſche erfüllt jeien, auch ſeinerſeits geneigt jein werde, 
jich nicht für die Intereifen Preußens zu ereifern und zu opfern. 

Nach Lage der Dinge blieb feit Mitte November nichts weiter 
für Hardenberg übrig, als die Zwitterjtellung eines Vermittlers 
anzunehmen, der immer Gefahr läuft, bei beiden Teilen Anſtoß 
zu erregen. Glüclicherweile unterftügte ihn Stein auf das Eräf- 
tigite, indem er am 20. November Alexander unummunden na= 
mentlich die Überlafjung Thorn an Preußen und die Räumung 
des von Dfterreich beanfpruchten Krakau zumutete. Aber Aleran- 
der fträubte fi) zäh. Da ließ fih auch Stein, dur die nun 
einmal „auf das unheilvollite verjchobene” Yage gedrängt, zu einer 


*) [Vgl. dazu die von Delbrück a. a. D. mitgeteilten Aktenſtücke ſowie 
die Korrejpondenz Harbenbergs mit Metternich bei Onden 2, ©. 852. 853, 
Metternihs Brief vom 12. Nov. 1814 fteht auch bei Angeberg 1, 418.] 
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Abſchwächung feiner Oppofition gegen denſelben bewegen. Er 
hatte feine territoriale Lieblingsidee, die Einverleibung von ganz 
Sachſen in Preußen, gerade im Bunde mit Ofterreich und Eng: 
land für vorzugsweiſe gefichert erachtet. Da diefe Hoffnung feit 
dem 11. November zerrann, fo wollte er wenigftens diefes Pro— 
jeft zu retten verfuchen durch Nachgiebigfeit gegen Alerander *). 
Er ließ es fich daher gefallen, daß diefer durch eine Erklärung 
vom 27. November (Berk, S. 224 ff.) fich zwar bereit zeigte, 
Thorn und Krakau zu räumen, aber nur um fie als „freie und 
neutrale Städte” gelten zu laſſen; wogegen er den Kaiſer ver: 
anlaßte, ſich neuerdings für die Überlaffung von ganz Sachien 
an Preußen und für die Anerkennung von Mainz als deutjche 
Bundesfeſtung auszufprechen. 

Dei diefem Anlaß wird endlich einmal wieder bei Treitjchke 
(S. 646) in der polnifhen Frage Stein erwähnt. Aber wie 
ganz anders im Verhältnis zu Hardenberg und Humboldt, wie 
wunderbar mild wird er hier in Bezug auf feine gegnerische Stel: 
lung gegen Alexander beurteilt, d. 5. in Bezug auf eben die Hal- 
tung, wegen deren jene bei ihm nur den berbiten Tadel, Un: 
glimpf und Spott davontrugen. Während das frühere Mal, wie 
wir jahen (ob. ©. 340), Steins Gegnerſchaft in der polnifchen 
Frage nur leije berührt wurde, um ihm das Lob „genialer Sicher: 
beit” zu erteilen, heißt e8 bier von ihm, wiederum mit liebens- 
würdigſter Anerkennung: „Der große Mann hatte inzwiſchen ein: 
gejehen (!), daß er bisher allzu einjeitig den polnifchen Plänen 
de3 Zaren entgegengetreten war; nach jeiner herrlichen un— 
befangenen Weile beichloß er jofort, den begangenen Fehler 
zu jühnen“, d.h. er „bot fortan feine ganze Kraft auf, um 
Sachſen für Preußen zu retten“. 

Auf diefe Wendung Steins, die eine Folge der Schwenkung 
Friedrich Wilhelms IL. und ihrer Rüdwirkung auf die öfter: 
reichiſch-engliſche Politik war, bezieht fih Münfter ſchon in feinem 
Beriht von 27. November, worin er jagt (S. 191): er habe 
auch jeinerjeit3 dem Staatsfanzler Hardenberg im Intereſſe des 


*) Val. Münfter: Bol. Skizzen 194. 192, 
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Friedens geraten, fich mit einem „großen Teile von Sachen unter 
Zuftimmung Europas” zu begnügen; aber der Staatäfanzler jei 
„neuerdings auf die dee zurücgefommen, daß Preußen auf 
dem ganzen Sadjen bejtehen müſſe“. Dann fügt er hinzu: 
„Es iſt wahricheinlid, daß der Baron vom Stein in Bezug auf 
diefen Punkt, der heute Europa zu entzünden droht, einen jehr 
Ihädlichen Einfluß ausgeübt hat.” Biel pofitiver noch erklärte 
er dem Prinz. Regenten am 17. Dezember (S. 194): „Der Baron 
vom Stein, der bis dahin die Pläne des Kaiſers Mlerander in 
Betreff Polens befämpft hatte, Jah (d. i. jeit Ende November) in 
diefer Frage nur noch ein Mittel, um die Einverleibung von 
ganz Sachſen in Preußen herbeizuführen. . . . Er betreibt diefen 
Plan mit Feuereifer (ardeur).” In derjelben Angelegenheit ſchrieb 
Baumbah am 31. Dezember (fiehe unten im Anhang): „Was 
Preußen jet manche Stimme zuführt, ift, daß man nun ziemlich 
genau weiß, wie es indiciert worden ijt, jo zu wollen, weil es 
an dem Gelingen nicht (habe) zweifeln können“ *). 

Von einem uneigennügigen Angebot Aleranders kann nicht 
die Nede fein. Es liegt auf der Hand, daß es das größte Inter— 
efje Rußlands war, in der ſächſiſchen Frage für Preußen einzu— 
treten, damit e3 eventuell in ihm einen Alliierten im Kriege habe, 
ftatt eines Gegners. Preußen aber lief Gefahr durch feinen Über- 
tritt auf die Seite Rußlands ftatt zweier Helfer, die es bisher 
bejaß, drei Gegner unter den Großmäcdhten einzutaufchen oder gar 
vier, fal3 Rußland ſein Wort nicht löſte. 

Die polniſchen Anerbietungen Alexanders vom 27. November 
fonnten natürlich weder Preußen noch Ofterreich befriedigen; aber 
erfteres mußte e8 fortan nach dem Gebot des Königs mit Ruß— 
land halten, während Ofterreich nunmehr entichloffen war, ſich 
in der jächfifchen Frage um jo unnachgiebiger zu zeigen. Es 
wurde darin von England, Franfreih, Bayern und Hannover 
unterftügt. So bildete fi” mehr und mehr eine Koalition gegen 
Rußland und Preußen heraus. Die Eriegeriichen Stimmungen 
und Drohungen in den Kreifen beider Gruppen wurden immer 


* [Dgl. zu allem Steins Tagebud) und Delbrüdf a. a. D.] 
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lauter und häufiger. Metternich im Verkehr mit Hardenberg wälzte 
alle Schuld der Mißerfolge auf Preußen; Hardenberg, der mit 
Metternich im Privatleben nur allzu intim befreundet war, bot 
diefem vertraulich, indem er von der polniſchen Frage ausging, 
für den König von Sachſen eine Entihädigung in Weſtfalen mit 
Münfter und Paderborn an. Dies gefhah in einer der wichtig: 
ften und ausführlichſten Urkunden dieſer Zeit, in der „Note ver- 
bale“ vom 2. Dezember*). 

Allein auch in der Diplomatie hat die Gemütlichkeit Feine 
Stätte. E3 war daher eine durchaus falſche Berechnung, daß 
Hardenberg am folgenden Tage diejer Note einen vertraulichen 
„Brief“ folgen ließ, worin er nach mancher jehr richtigen Ermwä- 
gung einen „Appell” an die Freundichaft Metternich und an die 
„Gerechtigkeit“ des Kaijers Franz richtete, der mit den Worten 
begann: „Retten Sie Preußen aus jeiner gegenmärtigen Lage.” 
Mit vollem Recht hat man alljeits diefen im Wortlaut demüti- 
genden Zuruf ſcharf getadelt. Aber man hat es doch ebenjo fait 
alljeit3 überjehen oder übergangen, daß der Appell mit den Worten 
endigt: „Man kann Preußen nicht zumuten, daß es allein 
jo jchmerzlihe Opfer bringe, bloß zur Genugthuung anderer. 
Eher muß es von neuem alles aufs Spiel jeßen.“ 
Diefe Phraſe war feine Demütigung, Jondern eine Drohung, ein 
Trumpf. Darauf folgte dann Freilich wieder zur Beſchwichtigung 
eine Eintrahtsmahnung in Verſen aus dem Merkur **). 

Metternich zögerte mit der Antwort, ohne Zweifel — wie 
aud Perg (S. 230) vermutet, weil er fich mit den Häuptern der 
Koalition verftändigte. Und das Refultat war der Gegentrumpf 


— — 





*) Dieſelbe iſt gedruckt bei Klüber 7, 291 ff. [Angeberg 1, 485.] 
Kurze Auszüge daraus gaben Per 4. 227 und Häuffer 4, 591 f. [603], 
Treitfchfe gedenft ihrer nicht. Sie liegt au im Manuffript vor mir, im 
ſchriftlichen Nachlaß von Schmid (Jen. Bibliothek). Von bejonderem Intereſſe 
ift das ftatiftifche Material, von dem wir aber, unferö engern Zwedes halber, 
hier ebenfalls feinen Gebrauch machen können. 

**), Der Brief vom 3, Dez. gedrudt bei Klüber 9, 267; handichrift: 
Ih im Nachlaß von Schmid (Jen. Bibl.). 
Schmidt, Deutihe Verfafiungsfrage. 24 
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vom 10. Dezeniber*). Metternich ging in diefer vom Kaijer autori> 
fierten Antwort ‚ebenfall® ausführlihd von der polniichen Frage 
aus, jtellte manche treffende Behauptung auf, wie daß Oſterreich 
und Preußen „vereinigt eine unüberfteigliche Schranke bilde gegen 
Eroberungsluft von Oft oder Weit“, mündete aber in einen von 
allen bisherigen Kombinationen durhaus abweichenden Vorſchlag. 
Denn Preußen jollte danach), jtatt vornehmlih in Sachſen, feine 
Entihädigung vielmehr vornehmlich, außer an beiden Nheinufern, 
in Polen finden; von Sachſen, wo es nad) dem Metternichichen 
Angebot vom 11. November der Seelenzahl nad) etwa drei Viertel 
erhalten haben würde, jollte eg nunmehr nur noch etwa ein Fünftel 
erhalten. 

Metternich war fich jehr wohl bewußt, daß er damit zu 
früheren Erklärungen in Widerſpruch trete; indes, deutete er jeinen 
Vertrauten an, wie Gagern (2, 88) angiebt, daß ji) bald noch 
viel größere MWiderjprüche ergeben würden, falls Ufterreich es 
vorziehen follte, die Enticheidung auf die Spitze des Schwertes 
zu Stellen. 

Im preußiichen und ruffiichen Lager rief Metternich Note 
einen wahrhaften Sturm der Entrüftung hervor. Hardenberg jeßte 
ihn Schon am Tage darauf, am 11. Dezember, von jeiner Ent: 
rüftung in Kenntnis, duch einen Brief, worin er ihm vorläufig 
den Wechſel feiner Gelinnung, ſowie grobe jtatijtiiche Irrtümer 
in Betreff Preußens vorwarf, und aus der bisher üblichen Anrede 
„mon cher Prince“ das Mittelwort ausmerzte**). Kaijer Alerander 
war empört; er wollte zwar an Lfterreich noch den Tarnopoler 
Kreis überlaffen, aber bei jeiner Erklärung vom 27. November 
jtehen bleiben und „mit allen jeinen Truppen” an Preußens Eeite 
jtehen. Stein drängte jeinerjeit3 eifrig zu friegeriihen Vorbe— 
reitungen. Mit dem 14. Dezember kam es zum vollitändigen 
Bruch zwiſchen Mlerander und Metternih, mit dem der Kaijer 
nicht mehr unterhandeln zu wollen erflärte. Unter feiner perfön- 


*) Klüber 7, 28. Flassan 1, 71. [Angeberg 1, 505.] Hardenbergs 
Nachlaß 2, 503. Handichriftl. Nachlaß von Schmid (Jen. Bibl.). 
**) Klüber 9, 270. Nachlaß von Schmid, Jen. Bibl. 
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lihen Mitwirkung und unter dem Beirat Steins und der ruffifchen 
Staatsmänner fam, als Antwort auf Metternich Note vom 10., 
Hardenbergs Denkſchrift vom 16. zuftande, gerichtet an Kaifer 
Alerander, der fie am 20. Dezember dem Kaifer Franz übergab *). 
Der preußifche Vorfchlag einer Entjehädigung des Königs von 
Sachſen am linfen Rheinufer durch Luxemburg, Trier und Bonn — 
eine Ausgeburt der Verlegenheit — fand natürlich bei Dfterreich 
feinen Anklang; und ebenſowenig die neuen ruſſiſchen Vorſchläge 
in Betreff Polens **). 

Die einzigen Rejultate waren: eine vollitändige unentwirrbare 
Verquidung der ſächſiſchen und der polnifchen Frage; die nunmehr 
unabwendbare Nötigung für Preußen, fih ganz in die Arme 
Rußlands zu werfen, während doch gleichzeitig Alerander zwifchen 
dem Wunjche nach Frieden und dem Gefühl der Pflicht gegen 
jeine Verbündeten und die Ehre zu ſchwanken begann, endlich , 
das jtille Anwachſen eines gewaltigen Kriegsbundes gegen Preußen 
und Rußland, und die geräufchvolle Steigerung friegerifcher Vor: 
bereitungen von beiden Seiten. 

Das wichtigjte aber war: Nicht nur mit einem gewaltigen 
Kriege jah ſich Preußen bedroht, jondern aud mit einer Aus: 
ftoßung aus dem fünftigen deutfchen Bunde. Ufterreich gedachte 
in diefer Krifis, auf die Feindjeligfeit der mittleren und fleineren 
Staaten gegen Preußen bauend, einen lediglich öſterreichiſch-deutſchen 
Bund ohne Preußen zu errichten. 

Stein hatte richtig vorausgejagt (1. ob. S. 355), der Gang 
der polnischen Angelegenheit d. h. die jo unerwartete Schwenfung 
der preußifchen Politik [am 5. November] hatte den „Geſchäftsgang 
des Kongrefjes zerrüttet”, die „Eiferjucht der Mächte” gezeitigt 
und jedes „nachdrückliche Eingreifen in die deutjchen Angelegen: 


*) Klüber 9, 40 ff., handſchriftlich im Nachlaß von Schmid (Sen. 
Bibl.). Am gleichen Tage (20. Dez.) fam fie durch Vermittlung Caſtlereaghs 
auch an Metternid). 

**) [Alles Nähere in Steins Tagebuh a. a. O. ©. 411416. Bgl. 
dazu die bei Onden 2, 858 mitgeteilten Aktenſtücke, Metternichs Papiere, 
Öfterreichs Teilnahme an den Befreiungskriegen, Corresp. inedite du Prince 
de Talleyrand ete.] 
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heiten”, jedes erneute Zufammentreten des deutichen Verfaſſungs— 
ausſchuſſes „verhindert“. Und nun jollten auch noch, als weitere 
unfelige Folge, die bisher bereits vereinbarten Verfaſſungsgrund— 
lagen, wie unfeſt fie auch waren, noch mehr geihmwächt, zerhadt 
und preißgegeben werden. 


XXXV. Der öflerreichifche Verfaſſungsplan 
für Deutſchland ohne Preußen. 


Dezember 1814 und Januar 1815. 


Die Meinung von Pers (S. 247), Metternich ſei über die 
aufregenden Wirkungen feiner Note vom 10. Dezember bei Preußen 
und Rußland „ſehr verlegen” geworden, ijt ein Irrtum*). Freilich 
unterließ er es als geriebener Diplomat nicht, ſich unmittelbar 
danach gegen Hardenberg auf das höflichite zu benehmen; daß 
er aber im Gegenteil ſehr entſchloſſen war zu noch ſchärferem 
Vorgehen, das beweift die num zu beleuchtende Sonderbundsintrigue. 

Die erſte erzählende Kunde von dem öfterreichiichen De: 
zemberprojeft eines deutjchen Bundes ohne Preußen wurde ung 
erſt 1867 durch die Veröffentlihung der Münſterſchen Depejchen 
über den Wiener Kongreß zu teil. 

Unterm 17. Dezember 1814 meldete nämlich) Graf Münfter 
dem Prinz-Regenten in einer „geheimen“ Depeiche (Bol. Skizzen 
209 ff.): " 

„In diefer Krifis machte mir Fürſt Metternich gejtern 
(aljo am 16. Dezember) einen Borjchlag, der mich notwendig in 
Verlegenheit jebte. 

Die Konferenzen des deutjchen Ausſchuſſes find feit dem 17. 
vorigen Monats unterbrochen. Bon Zeit zu Zeit haben wir ung ver: 
einigt: Ofterreich, Preußen und Hannover, um ung überirgend welche 
wichtige Punkte unter ung zu verftändigen. Sch habe bereit des 
Punktes in Betreff der Einteilung Deutichlands in Kreife erwähnt. 





) [Bert hat fich Hier feiner Gewohnheit nad) einfach Worte aus Steins 
Tagebuch ſ. S. 412 a. a. D. angeeignet.) 
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Im allgemeinen ift überall wahrzunehmen, daß man nicht allzu 
große Luft hat, ſich mit einer Verfaſſung zu beichäftigen, Die das 
Zerwürfnis, womit wir bedroht find, im Keime erjticden würde. 

Deflenungeachtet war ich erjtaunt, als Hr. v. Metternich 
gejtern die Frage an mich richtete: ob ich für Hannover einem 
deutfhen Bunde beitreten würde, an deſſen Spite ſich Ofterreich 
al3 Primus inter pares befände, und der zujammengejeßt wäre 
aus Bayern, Baden, Helfen und den anderen beutichen Fürften. 
Er fügte hinzu, daß diefe Fürften fih zu Einer Kanımer ver: 
einigen würden, mit Zulaflung des Direftoriums (d. i. öfter: 
veichiicherfeit8), und daß man die liberalen Grundfäge des von 
uns bearbeiteten Planes fih aneignen würde. Der Gebanfe 
Metternich war, den Bund abzujchließen, ohne davon dem Könige 
von Mürttemberg Mitteilung zu machen, indem er jagte: er jei 
überzeugt, derjelbe werde gezwungen jein hinzuzutreten, Durch die 
Furt fih der Rache feiner eigenen Unterthanen auszujegen, falls 
er ſich iſolieren wolle. 

Ich fragte, od Preußen aus dem Bunde ausgeſchloſſen 
jein ſollte. Metternich antwortete nein; man werde demfelben 
die Freiheit laſſen Hinzuzutreten — aber ich ſah wohl, daß 
jeine Idee war, ein Bündnis von ganz Deutichland gegen 
Preußen zu bilden, falls es ſich Sachſen auf dem Wege der 
Thatſache aneignen wolle. 

Aufgefordert, meine Meinung über diefen Plan zu jagen, 
habe ich dem Fürſten Metternich vorgejtellt,; daß man die Hoffnung 
nicht aufgeben dürfe, die ſächſiſche Angelegenheit freundſchaftlich 
zu ordnen, und daß ich in Diefem Fall feinen Grund jähe, 
Preußen von dem Bunde auszuſchließen. Doc ver: 
neinte ich nicht, daß, wenn die Angelegenheit ſich nicht ordne, 
der Kongreß auseinandergehe und Preußen lediglih auf dem 
Wege der Thatjache, ohne den Willen der anderen Mächte, Sachen 
behalte, mir dann der Krieg, früher oder fpäter, unvermeidlich 
erijcheinen würde. Die zu ergreifende Partei jei zu deutlich durch 
die Umftände angezeigt, um bezweifeln zu können, daß Hannover 
äußerſtenfalls nicht anftehen würde, unter ſolchen Umftänden in 
einen definitiven Bund mit dem übrigen Deutichland einzutreten. 
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Ih machte dem Fürften Metternich noch bemerklih, daß es auf 
alle Fälle nötig fein würde, die Abrundungen zu garantieren, Die 
man uns als unerläßlih zu unferer politifchen Exiſtenz jchulde. 
Er ſchien diefe Forderung jehr natürlich zu finden und ſagte mir, 
daß ich recht thun würde, daraus eine Bedingung zu machen. 
Ach fürchte, daß diefer Minifter ſich mit zu viel Hige auf diejen 
Plan einläßt, in der Abficht ſich Bundesgenojien gegen Preußen 
zu verſchaffen, und um feinem Herrn auf dem Wege der Thatjache 
die Vorteile der faijerliden Würde von Deutihland zu 
verjchaffen, die er zu leichtfertig geopfert, als es Zeit war, ſich 
diejelbe zu verichaffen.” 

Bald darauf, am 29. Dezember, meldete Münfter weiter 
(ſ. ©. 221): „der Fürſt Metternih hat mir veriprochen, mir 
feinen neuen Plan für die Organifation des Reiches 
mitzuteilen. Ich habe wiederholt, daß es mir Jcheine, die Aus— 
Ihließung Preußens von dem Bunde jei eine Mabregel, 
zu der man nur feine Zuflucht nehmen dürfe, wenn dies der legte 
Ausweg jei. Es unterliegt feinem Zweifel, daß Hannover ſehr 
bloßgejtellt werden würde durch eine Maßregel, weldhe Preußen 
als eine feindfelige betrachten würde.” 

Merfwürdig ift es nun, dat der Verfaliungsplan, von dem 
hier die Nede ift, bereits jeit dem Mai 1815 bei Klüber 2,1 ff. 
gedrucdt vorlag, ohne daß man fich feiner Bedeutung damals und _ 
nachher bewußt wurde. Er führt den Titel: „Entwurf einer 
Grundlage der teutichen Bundesverfallung (Von einen Faijerlich- 
öfterreihifchen Herrn Minifter, im Dezember 1814).” Er tauchte 
nad) der Mitte des Dezember auf, aber nur unter der Hand, und 
war, wie ein Vermerk in den Berliner Akten jagt, „angeblich 
von dem Freih. von Weſſenberg an Bayern Eonfidentiell 
mitgeteilt“ worden. Man hielt ihn trogdem ſeltſamerweiſe und 
bis auf die heutige Zeit für ein mit den preußifchen Entwürfen 
fonfurrierendes Projekt, zumal da die friegerifche Krifis ſchon 
jeit dem 9. Januar 1815 als befeitigt betrachtet werden durfte, 
So damals auch Gagern (2, 14), und der Herausgeber Klüber; 
jo in unferer Zeit nicht nur Pertz (4, 307 F.), der freilich Münfters 
Depefchen noch nicht Fannte, ſondern auch Treitichfe (692 F.), 
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obwohl er von jener Unterhandlung Metternich mit dem Grafen 
Miünfter über einen deutichen Bund ohne Preußen Kunde giebt 
(649. 689), 

Unbegreiflih it es, wie die Legende von einem bloßen 
Konkurrenzprojekt hat entjtehen können. Wie hätte Metternich in 
diejer brennenden Zeit der Kriſis Muße und Etimmung finden 
jollen, mit Preußen in deutſchen Verfaffungsprojeften zu wetteifern! 
In einer Krifis, die nur die furze Vorjtufe eines Krieges mit 
Preußen zu fein ſchien! Wurde doch auch der öſterreichiſche Plan 
an Preußen gar nicht mitgeteilt, Dagegen — und zwar fon: 
fidentiell — an Bayern, dann an Hannover und ficher no 
an andere Vertraute! Schloß doch der 8 4 aus der Neihenfolge 
der Bundesglieder: „Ofterreih, Bayern, Hannover u. |. w.“ aus: 
drüdlih Preußen aus! Willen wir doch, daß Metternich jchon 
vor dem 17. Dezember Bayern und Hannover aus Bejorgnis 
vor den Machtgelüften Preußens zur Preisgebung der Kreis: 
einteilung befehrte (Münfter 196 f.), die denn auch in feinem 
Plane feine Stelle fand. Die preußiichen Staatsmänner erlangten 
von demſelben jedenfalls noch im Dezember Kenntnis; denn jener 
Vermerk in, den Berliner Akten hat zwijchen Humboldts Schreiben 
an Hardenberg vom 12. Dezember und Stein! Bemerkungen vom 
26. Dezember Pla& gefunden. Die Mitteilung kann natürlih nur 
auf indireftem vertraulihem Wege oder durch Indiskretion ſtatt— 
gefunden haben. Ob fich die preußiſchen Staatsmänner ebenfalls 
täufchen ließen oder nur jo thaten, als ob fie die feindjelige 
Tendenz des Projektes nicht ahnten, laſſe ich dahingeftellt. Jeden— 
fall3 wurde dieje Tendenz klüglich in der Einleitung des Entwurfs 
dadurch umjchleiert, daß einerjeit3 das Übereinfommen als ein 
„einjtweiliges bezeichnet, und andererjeit3$ „alle deutſchen 
Staaten eingeladen” wurden ihm beizutreten. Zugleich aber 
jpiegelt fi) doch die Fritiiche Situation in den Worten wider: 
„die Einrichtung eines teutihen Bundes habe wegen mangelnder 
Ausgleihung verihiedener Territorialverhältnifje 
nicht zuftande kommen können“, und nur die „nahbenannten 
Staaten” jeien „über folgende Bedingungen übereingefommen“. 
Wir heben das Wichtigite daraus hervor. 
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J 1. ... Jeder Eintretende leiftet Verzicht darauf, ſich ohne 
Zuftimmung der übrigen davon zu trennen. 

Z 2. Zwed des Bundes ift Erhaltung der äußeren Ruhe 
und Unabhängigkeit desjelben, und Eicherheit der Verbündeten 
in ihren Verhältniſſen gegen einander. (Dieſe Zweckbeſchränkung 
entiprach namentlich den Wünjhen Bayerns, jowie auch Würt— 
temberg3 und Badens.) 

8 3. Alle Staaten des teutichen Bundes genießen gleiche 
Rechte; Feiner ijt befugt, Oberherrichaftsrechte über den andern 
auszuüben. (Das entiprach dem Verlangen der Kleinitaaten vom 
16. November.) 

8 4. Die Bundesangelegenheiten werden durch einen Bun— 
desrat bejorgt. Diejer beiteht aus den Bevollmächtigten nach— 
benannter Staaten, die teils einzeln, teil collective das 
Recht der Stimmführung ausüben: Vefterreih, Bayern, Hanno: 
ver u. j. w. (Dieje Lifte indiciert, wie gejagt, den Ausſchluß 
Preußens. Die Beitimmung jelbjt, die Metternich den Grafen 
Münſter als „Vereinigung der Fürften zu einer Kammer” be— 
zeichnete, jollte die Kleinjtaaten gewinnen). 

8 5. Oeſterreich hat im Bundesrat den Vorſitz, und 
die Aufjicht über die materielle Leitung des Geihäfts ... 
(das it, was Metternich gegen Münfter als „Zulafjung des 
Direktoriums“ paraphrajierte und fraft dejien er, wie der leßtere 
annahm, „jeinem Herrn die Vorteile der faijerliden Würde 
von Deutjichland zu verſchaffen“ gedachte). 

S6... Bei Stimmengleihhheit entjcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

S 7. Der Bundesrat it ununterbrochen verſammelt, 
einjtweilen in N. N. 

8 8. Der Bundesrat bejchließt über Krieg und Frieden, 
verfügt über die allgemeinen Berteidigungsanitalten, geht 
Allianzen und andere Verträge mit fremden Staaten im 
Namen des ganzen Bundes ein. Für die Jnitiative in den 
Gejhäften mit auswärtigen, jowie für alle Fälle, wo die Ver: 
tretung des ganzen Bundes gegen auswärtige eine jchleunige 
Behandlung erfordert, ernennt der Bundesrat einen permanenten 
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Ausſchuß, welcher nebit dem Vorſitzenden aus zwei anderen 
Stimmführenden beftehen muß. Dieſer Ausihuß wird alle Jahre 
erneuert. (Diefer Ausschuß hat im Bundesrat des jekigen deut: 
ſchen Reiches eine Stelle gefunden.) 

8 9. Die gejeggebende Gewalt des Bundesrats dehnt 
ih auf alle Gegenitände aus, welche entweder auf gemeinſame 
Verteidigung, oder auf allgemeine Mohlfahrtsanftalten Bezug 
haben. (Der Schluß erweitert in veritedter Weiſe den Bundeszweck.) 

$ 10. Das Kriegsfontingent wird für jeden Bundes: 
ftaat nach dem Verhältnis jeiner Volkszahl beftimmt . . . Der 
Bundesrat hat darauf zu fehen, daß jeder Staat in Friedens: 
zeiten wenigſtens das einfache, bei angeoröneter Kriegs: 
rüftung aber das doppelte Kontingent volljtändig und wohl: 
bewaffnet erhalte. 

$ 11. Die Bundesauslagen werden auf die Bundes: 
ſtaaten na dem Maßſtab ihrer Kontingente berechnet. 

Ss 12. Sämtlihe Mitglieder verpflichten fih, feine Verbin— 
dungen mit Ausmärtigen einzugehen, die gegen den ganzen Bund 
und deſſen einzelne Mitglieder gefährlich werden Fünnten ... 
Streitigkeiten zweier Bundesglieder werden an den Bundesrat 
gebracht. (Alles Abihwähungen im Sinne Bayerns, Württem— 
berg und Ojterreichs jelbit.) 

$ 13. In allen deutſchen Staaten werden Landitände 
binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen in Hinficht der 
Steuern und der allgemeinen Bundesanijtalten bejon- 
dere Nechte eingeräumt werden. Jedoch bleibt jedem einzelnen 
Staat überlafien, den Ständen eine der Landesart, dem Charafter 
der Einwohner und dem Herkommen gemäße Einrichtung zu 
geben. (Die Zeitbeitimmung „binnen Jahr und Tag“ würde 
ein charakteriftiicher Fortjchritt jein, wenn nicht „einführen“ ein 
jehr dehnbarer Ausdruck gewejen wäre, dem auch durch ein bloß 
theoretifches Verſprechen jcheinbar genügt werden Fonnte. Die 
Kompetenzbeitinmungen find abgeſchwächt und unklar: das übrige 
wiederum ganz im Sinne Bayerns und Württembergs.) 

J 14. Beitimmungen über die Rechte der Mediatijierten, die 
weit hinter deren Anfprüchen zurücblieben, nämlich: die mediati- 
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fierten Reichsftände werden die erjten Standesherren der betreffen: 
den Staaten; Verbürgung derjenigen Nechte, die „mit den Re: 
gierungsrechten der Staaten vereinbarlich find“, als: Frei: 
heit des Aufenthalts in jedem Bundesjtaate; jelbjtändige Ver: 
fügung über ihre Güter und Syamilienverhältnilie; Ausübung der 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtspflege in erjter Inſtanz, To: 
wie auch der Ortspolizei . . . jedoch nach Vorfchrift der Bundes: 
gejeße; Steuerfreiheit ... . Die nämlichen Rechte werden dem 
ehemaligen unmittelbaren Adel zugejtanden. 

S 15 endlich Feltitellung einiger weniger Unterthanenrechte, 
nämlich: Gleichheit der bürgerlihen Rechte für die chriftlichen 
Glaubensgenoſſen . . . Duldung der Juden; Aufhebung der Leib— 
eigenjchaft binnen drei Jahren gegen Entjchädigung der Leib: 
herren; das Recht, Liegenichaften außerhalb des eigenen Staates 
zu erwerben ... .; Auswanderungsfreiheit ... Angehängt ift diefem 
Paragraphen noch wie etwas Vergeſſenes die Beitimmung: „Für 
die Freiheit des Handels und Verkehrs, jowie der Schiffahrt im 
Innern wird durch die Bundesgejege gelorgt werden“. 

Die kurze handichriftlihe Beurteilung diejes Projektes, Die 
jih an der bezeichneten Stelle in den Berliner Akten als Wer: 
merk vorfindet, rührt nicht von Humboldts Hand ber und ent: 
fpricht ihrem speziellen Inhalt nach am meijten den reichSritter: 
lihen Gefinnungen Steins. Es heißt dajelbit: „Der angeblich 
von dem Freiheren von Weſſenberg an Bayern Fonfidentiell 
mitgeteilte Konftitutionsplan iſt äußerit unvolljtändig, 
und dabei höchſt ungünitig für die jogenannten mebdiatilierten 
Reichsſtände. Er enthält nicht3 von Nejtitution, nicht von Viril— 
und Kuriatitimmen, nicht von inneren Regierungs- und Ver: 
waltungsrechten, nichts von Zurüdgabe der geraubten Rechte und 
Renten ꝛc. 2c., jondern nur: 1. daß die Herren Landjtände wer: 
den jollen; 2. Freiheit der Perfonen, 3. B. das Recht zu wohnen 
wo fie wollen; 3. das Necht der Autonomie, jedoch) mit dem ver: 
nichtenden Beijaß, daß fie an die Beltätigung der Souveräne 
gebunden ſein ſoll*); 4 Juſtiz — mur in eriter Inſtanz — 


— — — — 


*) Dieſer Beiſatz fehlt bei Klüber, iſt alſo ſchon vor dem Abdruck ge— 
ſtrichen worden. 
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in Civil: und Kriminalſachen (it in leßterer Hinficht ohnehin 
ohne alle Geſchäftskenntnis gejagt); 5. die niedere Ortspolizei. 
Die Neichsritterfchaft ſoll völlig gleiche Rechte haben, allein jene 
jogenannte Kriminaljujtiz abgerechnet” *). 

Nah Münfters Berichten beabfichtigte Metternich durch Diejen 
„Plan für die Organifation des Reiches“, wie wir ſahen: 1. „ein 
Bündnis von ganz Deutihland gegen Preußen zu bilden“, 
und 2. „jeinem Herrn die Vorteile der kaiſerlichen Würde 
voh Deutihland zu verichaffen”. 

Die erjtere Abjicht unterjtügte mit befonderm Eifer ganz 
unbefugter Weije der Vertreter Franfreihs, Fürſt Talleyrand. 
Derjelbe begnügte jich keineswegs damit, die Mitteilung der 
brüsfen Note Metternichs an Hardenberg vom 10. Dezember durch 
jenes anmaßliche Schreiben vom 19. Dezember zu beantworten, 
das einem Proteſte gegen die Einverleibung Sachſens in Preußen 
und einer Zuficherung kriegeriſcher Bundesgenoflenichaft gleich: 
kam**). Vielmehr ging er auch darauf aus, „die Fürjten Deutſch— 
lands zu einem Proteft gegen die Annerion Sachſens zu ver: 
anlaſſen“. Nun waren zwar auch die jämtlichen herzoglich 
ſächſiſchen Häuſer, ſchon ihrer Erbrechte halber, gegen die Annerion; 
auch jcheint namentlih der Herzog von Sachſen-Koburg einer 
Proteftation geneigt geweſen zu fein. Allein „die Oppoſi— 
tion des Herzogs von Sachſen-Weimar und die Drohungen 
Preußens, jagt Münjter, verhinderten den Proteſt“. Auch Kaijer 
Alerander trat mit Heitigfeit dagegen auf. In einer leidenfchaft- 
lihen Scene mit dem Herzog von Sachſen-Koburg erklärte er 
jogar: „die Dynajtieen und die jogenannten Erbrechte achte er 
für nichts, wenn es jih um das Intereſſe der Staaten 
handle” ***), Im Namen Bayerns und Hannovers hörten Wrede 
und Münfter nicht auf, in der ſächſiſchen Frage die feindjeligite 
Stellung zu behaupten; jener auf leidenichaftliche, dieſer in vor: 

*) Der letztere Zujat fehlt ebenfalls in dem Abdrud bei Klüber. 

**) Klüber 7, 48 ff. Hardenbergs Nachlaß 2, 509. Handſchriftlich im 
Nachlaß von Schmid (Jen. Bibl.). [Alles Nähere über Talleyrands Thätig— 
feit in deifen Correspondance inedite p. p. Pallain S. 189 ff.] 

***) Münster 8.204. Baumbach (ſ. unt. den Anbana) vom 25. Yan. 1815. 
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fichtiger Weife, da er jelbft früher jogar die „Achtung“ des Königs 
von Sachſen als Erfordernis bezeichnet hatte. 

In Bezug auf die zweite angebliche Abficht Metternichs, 
betreffend die Kaijerfrage, fann es kaum al3 ein Zufall ange: 
jehen werden, daß gerade am 20. Dezember die neue Kaijernote 
der nunmehrigen 31 Kleinftaaten (nad) dem Hinzutritt der beiden 
Hohenzollern) vom Stapel lief, in der Form einer „Ermiderungs- 
note” an den Grafen Münfter auf deſſen „Antwort“ vom 
25. November. Seit dem 11. November ftanden die Vertreter 
der Kleinjtaaten teil3 mündlich, teils jchriftli mit Münfter in 
Verhandlung über die Kaijerfrage (Klüber 1, 77—93. Val. ob. 
©. 279 und 291). Natürlich Tamen diefe Verhandlungen auch 
zur Kenntnis Preußens und Ofterreichd. Zumal mit Metternich 
ſtand Münfter im Dezember, wie wir jahen, im intimften Ver: 
fehr. Er wünſchte nicht nur die Wiederheritellung des Kaiſer— 
tums perjönlid, jondern er hatte auch in feiner Antwort vom 
25. November an die 29 Kleinjtaaten unverhohlen eingeräumt, 
daß er „Seit der Zeit des Beitritts Oſterreichs zur großen Allianz 
alle Mittel der Überredung angewendet habe, um Dfter: 
reich zu bewegen, die deutjche Kaijerfrone von neuem 
anzunehmen“ (ebend. ©. 85). Er hatte aber zugleich an jein 
ihon früher „geäußertes Begehren” erinnert, „von den Mitteln 
unterrichtet zu werden, die man dem fünftigen Kaijer würde 
anvertrauen wollen und fönnen, um ihn in den Stand zu 
jegen mit Nachdrud zu handeln“, mit bejonderem Hinweis auf 
die „militärifche Macht” (S. 86). Und daraufhin hatte nun 
eben die Note der 31 vom 20. Dezember jenes oben erwähnte 
halbe und reich verflaufulierte militäriihe Zugeſtändnis gemacht; 
mit dem Ausdruck der „Überzeugung, daß nad Theorie und 
Gejchichte ein bedeutender Staatenbund ohne ein Oberhaupt nicht 
gefnüpft werden könne“; daß feine „auswärtige Negociationen“ 
die „Wahl eines Bundeshauptes“ und die „Auszeichnung des: 
jelben durch die Faiferlihe Würde” zu bindern vermögen; daf 
„der kaiſerl. öfterreihifhe Hof nicht ferner ablehnen dürfte, 
wieder das Haupt des Deutichen Bundes zu werden; und daß 
der Graf Münfter „zur Erreichung des Zweckes“ jeine „Mit: 
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wirfung nicht entziehen“ werde. Daß Münſter nod Ende 
Dezember mit Metternich intim verhandelte, haben wir gelehen; 
näheres iſt zur Zeit nicht befannt. 

Inzwiſchen hatten Ofterreich und Bayern, England-Hannover 
und Frankreich die ernitlichiten Vorbereitungen für den Krieg 
getroffen. Ebenſo die Gegenpartei, jo daß ſchon am 29. Dezem: 
ber an Hardenberg der preußifche Uperationsplan überjandt 
wurde (Treitihfe S. 649). Und doch jteigerten ſich die gegen: 
jeitigen Verftimmungen noch bedeutend. Alexander hatte jid 
neuerdings zu mündlichen Verhandlungen über die bejtehenden 
Differenzen bereit finden laſſen. Aber gleich in der erjten Kon: 
ferenz am 29. Dezember verlangten Metternich und Gaftlereagh 
die Zulaſſung Frankreichs zu den Verhandlungen und der erjtere 
überdie8 die Zuftimmung des Königs von Sachſen in der jädh: 
fiihen Frage. Rußland und Preußen lehnten jenes Verlangen 
ab. [Nach Steins Tagebuch a. a. D. ©. 420 erklärte allerdings 
Gajtlereagh beſtimmt, er werde alle gemäßigten und vernünf: 
tigen Vorſchläge Preußens unterjtügen, wenn fie ihm als jolde 
erichienen. Indeſſen joll eine heftige Außerung KHardenbergs 
in der Eigung vom 31. Dezember benüßt worden fein, um jeine 
(egten Bedenken zu bejeitigen]*). Und jo kam zwifchen Oſter— 
reich, Frankreih und England das geheime Kriegsbündnis, die 
Tripleallianz vom 3. Januar 1815 zuſtande, der fich nicht nur 
Bayern, Hannover und Darmitadt, fondern auch Sardinien und 
die Niederlande anſchloſſen. Der Inhalt des Vertrages blieb vor 
Rußland und Preußen noch zwei Monate geheim. 

Stein meinte damals entrüftet: „Es follte alfo Deutſch— 
land von neuem einem bürgerlihen und franzöfiichen Kriege 
preisgegeben werden, wegen des Anterefjes eines Anhängers von 
Napoleon und über die Frage: ob es beſſer ſei, ihn auf das 


*) IS. Caſtlereaghs Bericht vom 1. Januar 1815 bei Onden 2, 873. 
874. vgl. feinen Beriht vom 2. Januar in Supplementary Despatches 
of Wellington 9, 523 und die Protofolle bei d’Angeberg 2, 1858 ff., wo: 
jelbft auf &. 1863 bis 1869 der Brief Hardenbergs an Metternich vom 
29. Dez. 1814, den UOnden 2, 860864 als ungedrudt mitteilt. ] 
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linfe Rheinufer zu verjegen oder Sachen zu zerreißen und ihm 
dort ein Fragment anzuweiſen. Welche Verblendung!“ 

Indes glüclicherweile war der Zeitpunkt der höchiten Zus 
ſpitzung der Konflikte auch der Augenblid, wo alljeit$ die Spitzen 
ich umzubiegen begannen. Schon nad) ſechs Tagen, mit dem 
9. Januar war die Hauptgefahr bejeitigt, die Vermeidung eines. 
Bruches wahricheinlic. 


XXXVI BRusgang der polniſch-ſächſiſchen 
Rrifis. 


Im lebten Augenblid der Entſcheidung jchredte man doch 
alljeit3 vor dem Kriege zurüd und war um des Friedens willen 
zu Konzeſſionen bereit. 

Die größte Nachgiebigkeit zeigte Preußen, indem es fich ent- 
ſchloß, auf die von Öſterreich vorgejchlagene Bafis einer Teilung 
Sachſens einzugehen — ein Entichluß, der wohl ſchon um die 
Mitte des November erfolgt wäre, wenn e3 nicht für das Be- 
gehren von ganz Sachſen in Stein einen unabläffigen Dränger 
und in Kaiſer Alerander einen enticheidenden Helfer gefunden 
hätte oder — zu finden geglaubt hätte. Denn es war unver: 
fennbar, daß Aleranders Eifer mehr und mehr nachließ. Nach 
Baumbachs Bericht vom 7. Januar 1815 ſoll er gejagt haben: 
„Sachſen fängt an mich zu langweilen“. (La Saxe commence 
A ın’ennuyer. ©. den Anhang.) Dem Kronprinzen von Württem— 
berg erklärte er: „Im Grunde jei er feiner Verpflihtungen 
gegen Preußen ledig, weil es (nämlich im Oftober 1814) an 
der Vereinigung gegen ihn teilgenommen habe”, obwohl mit dem 
begreiflihen Zufag: „doch werde er fie erfüllen“*). Neſſelrode, 
der von Anfang an gegen die preußiichen Anſprüche auf Sachlen 
war, behauptete, obwohl er in den offiziellen Verhandlungen 
duch Raſumofsky erjegt wurde, im ftillen feinen Einfluß. 

Die Frage war, ob Ofterreih und England ſich genugjam 
entgegenfommend zeigen würden, um den Bruch zu vermeiden. 


*) [Steins Tagebud S. 429.] 
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Allem Anſchein nah it unſer Willen von dem Verlauf dieſer 
Frage einiger Mopdiftfationen und Ergänzungen fähig. 

Zunächſt findet fi in den Berliner Akten der Entwurf zu 
einem Schreiben von Hardenberg an Metternich, das ſchon von 
21. Dezember datiert und bemweilt, daß die rufliiche Initiative 
zu den neuen Verhandlungen jpätejten3 an diefem Tage er: 
griffen worden jein muß, und jodann, daß fich an diejer nie 
tiative jofort auch Preußen beteiligte. Daß der Entwurf zur 
Expedition gelangte, kann wohl nicht bezweifelt werden; er lautet: 


„A. 8. A. Monsieur le Prince de Metternich 
(Au nom de S. A. Monsieur le Prince de Hardenberg) 
a Vienne, ce 21. Decembre 1814. 
Mon Prince, 

S. E. Monsieur le comte de Rasoumoffski vient de m’an- 
noncer que l’Empereur, son maitre, a daign& le charger de 
la negociation sur les objets qui restent encore à regler entre 
l’Autriche, la Russie et la Prusse, et sur lesquels S. M. 
l’Empereur de Russie et le Roi de Prusse sont convenus 
de ne traiter que conjoinetement ensemble. Je me vois 
par la en etat de m’expliquer directement envers V. A. sur 
le contenu de sa note du 10. de ce mois. Mais pour abreger 
une negociation d’une aussi haute importance, et pour prouver 
a V. A. le desir de $S. M. Prussienne de s’entendre avec 
S. M. Imperiale sur les points qui sont encore en contes- . 
tation entre les deux cours, de la manitre la plus prompte 
et la plus conforme aux rapports d’amitie et d’intimite qui 
subsistent entr’elles, je prends la liberte de proposer ä 
V. A. de preferer les communications verbales 
à l’echange de notes, toujours plus susceptible de 
longueurs et de delais. Si Vous agr&ez cette proposition, 
mon Prince, nous pourrons nous r&unir incessamment, et je 
n’attends que Votre reponse pour me rendre chez Vous 
demain & une heure & une conference, A laquelle j'aurai soin 
d’inviter egalement S. E. Lord Castlereagh d’assister. Je 


profite avec empressement de cette occasion ete.“ 
Schmidt, Deutihe Verfafjungsfrage. 25 


386 Ausgang der polniſch-ſächſiſchen Krifis, 


Wir jahen nun bereits, daß in der Konferenz der Vier 
(Großmächte) am 29. Dezember Metternich ſowohl die Zulaffung 
Franfreih8 wie die Genehmigung des Königs von Sachſen in 
der ſächſiſchen Frage für erforderlich hielt. Die erjte Forderung 
unterjtügte Caſtlereagh; in Betreff der zweiten aber erklärte er, 
der König von Sachſen dürfe nicht zum Herrn dev Frage gemacht 
werden, Rußland und Preußen lehnten beide Forderungen ab. 

Das Protokoll vom 29. Dezember war von gefährlicher 
und für alle folgenden Situngen bi zum 12. Januar von maß: 
gebender Bedeutung. Dasjelbe rief von feiten Rußlands und 
Preußens einen Proteſt und die Forderung einer Deklaration 
hervor. Beide wurden offenbar am 31. Dezember in der Se— 
paratfonferenz zwilchen Hardenberg, Humboldt, Czartorysky, 
Gapodijtria und Stein bejchlofien, von der Pertz [nad Steins 
Tagebuch] (266) nur zu jagen weiß: daß man fidh bereit er: 
flären wollte, Talleyrand zuzulafien, wenn ſich zuvor die Vier 
veritändigt hätten. Der Proteſt hatte folgenden Wortlaut: 


„Les soussignes ont regu llordre expres des cabinets 
Russe et Prussien de faire la declaration suivante au 
protocolle. 

La clause qui se trouve dans le protocolle de la con- 
ference du (29) de ce mois*). 

„sans deroger au principe, qu’on ne saurait regarder 

comme conquete des pays non c&des par le souverain 

legitime“ 
n’appartient point au ressort de la commission. Etant 
etablie pour döterminer la valeur statistique des differents 
pays dont le traite de Paris a dispose, ou dont il pourrait 
encore &tre dispose par suite des evenements de la dernière 
guerre, sans qu’elle doive entrer en discussion sur la desti- 
nation future de ces pays, elle n’est point appelee & dis- 
cuter, ou & s’expliquer sur les principes qui pourraient 
former la base de cette destination. Il s’ensuit de là qu’elle 


) Dad ce mois verbürgt den 31. Dez. » 
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ne peut ni les reprouver ni les consacrer indirectement en 
annongant qu’elle ne deroge point A ce qu’ils statueront. 
Les soussignes declarent en consequence que leurs 
cabinets regardent cette clause comme n’appartenant point 
au ressort de la commission, et comme n’ayant point dü 
etre inseree en son protocolle dans lequel il suffirait, si 
Von le croyait necessaire, de dire que le travail de la 
commission ne pouvait par sa nature ni consacrer ni in- 
feriorer aucun principe de droit public quelconque.“ 


Das Übereinfommen über die zu fordernde Deklaration 
lautet aljo: 

„La deelaration qu’il sera bon de demander à l’Angle- 
terre et A l’Autriche, avant qu’on puisse admettre les ple- 
nipotentiaires Frangais aux conferences, sera la suivante: 

Que les negociations actuelles roulant entierement sur 
la question: de quelle maniere il sera possible de remplir 
les engagements que la Russie, l’Autriche et l’Angleterre 
ont pris envers la Prusse par les traites de Kalisch, de 
Reichenbach et de Teplitz, et comment on pourra assurer 
à la monarchie Prussienne une situation assez forte et in- 
dependante pour qu'elle puisse contribuer efficacement au 
maintien de l’&quilibre del’Europe: le sort de la Saxe ne 
peut être decide que d’apres ces considerations; qu'en con- 
sequence l’arrangement definitif qui doit &tre le resultat 
des negociations des cinq puissances ne peut point £tre 
rendu dependant du consentement du Roi de Saxe, mais 
doit au contraire ötre fait par ces puissances, et maintenu 
par elles aussi dans le cas que le Roi, apres qu'on lui 
en eüt laisse le choix, ne voulüt point y acceder.“ 


Eine ſolche Protofoll-Erflärung wurde nun in der That am 
4. Januar gefordert, indem man fi — allem Anjchein nach eine 
neue Nachgiebigfeit — ſchon in diefem Fall bereit zeigte, in die 
Zulaſſung Frankreihs einzumilligen. Caftlereagh erklärte zum 
Verdruß Metternich, dab er allerdings die Enticheidung über 
den von Sachſen abzutretenden Anteil nicht dem König von Sachen 


388 Ausgang der polniſch-ſächſiſchen Kriſis. 


überlaflen, fondern, wenn diejer nicht der Billigfeit Gehör gebe, 
Preußen unterftügen werde. Auch willigte er in die Abgabe einer 
Protokoll-⸗Erklärung diefes Inhalts ein. Am 7. Januar wieder: 
holte Raſumofsky das Begehren, und Gaftlereag) jagte die Er: 
flärung für die nächſte Konferenz zu, wodurch Metternich in Ber: 
(egenheit geriet. In der Sitzung vom 9. Januar gab denn aud) 
Gaftlereagh wirklich die verlangte Protofoll-Erflärung ab, und 
Metternich, obwohl voller „Bitterfeit“, konnte nunmehr nicht um: 
bin, ihr beizutreten, worauf die Zuziehung Talleyrands zu der 
nächiten Konferenz beichlofien wurde*). Wie Treitjchle, der von 
alledem nichts meldet, plößlich zu dem Ausſpruch kommt (S. 654): 
„Schon in der Sikung vom 9. Januar thaten Ofterreich und 
England einen erjten Schritt der Verſöhnung', iſt nicht 
abzujehen, da diefer Schritt, wenigitens von jeiten Oſterreichs, 
ein erzmungener war. 

Yon bejonderem Intereſſe war die Formulierung, welche 
Raſumofsky am 7. Januar der verlangten Erklärung gegeben 
hatte, nämlich: „daß man die Enticheidung über die Frage, wie 
Preußen durch einen Teil von Sadjen befriedigt werden jolle, 
von der Vereinigung der Mächte und nicht von der Willfür des 
Königs von Sahjen abhängig machen wolle”. Denn damit war 
offiziell im Namen von Rußland und Preußen die Zurüdnahme 
des Anſpruchs auf das ganze Sachſen ausgelprochen, wenn auch 
Hardenberg in der Sißung der Fünf am 12. Januar noch einmal 
darauf in erjter Linie zurüdfam, aber nur um jchon am fol: 
genden Tage einen Teilungsplan fertig zu jtellen. 

Diefes Entgegenfommen am 7. in der jächfiichen Frage 
machte auch die Nachgiebigkeit Metternihg am 9. in Bezug auf 
die „Deklaration“ zu einer unvermeidlichen Notwendigkeit. Der 
eigentliche Grund feiner „Bitterfeit” dabei war, daß er fraft dieſer 
Deklaration jeine Protokoll: Erklärung vom 29. Dezember Lügen 





*) [IBgl. zu Steins Tagebuch, Correspondance de Talleyrand noch die 
Auszüge aus Caſtlereaghs Berichten bei Onden 2, 876 ff. Die daſelbſt 


ausgezogene Depefche vom 5. Jan. 1815 ijt ſchon gedrucdt in Wellingtons 
supplementary Despatches 9, 527.] 
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itrafte. Im übrigen war die Konzeffion mehr nur äußerlicher als 
meritorifcher Natur. Denn Oſterreich, England und Frankreich 
brauchten ja nur, um Metternichs „Prinzip“ zu retten, von vorn: 
herein lediglich das zuzugeſtehen, in Betreff deilen fie der Zus 
ſtimmung des Königd von Sachſen gewiß jein durften; oder fie 
fonnten auch hinterher für das von ihnen widerwillig Zugeltan: 
dene dieſe Zultimmung ihrerieit3 erzwingen. Und dies leßtere 
jahen fie denn auch jchließlich in der That als ihre Aufgabe an, 
die fie unter vielen Schwierigkeiten löjten. 

Mit dem 9. Januar war das Kriegögeipenit gebannt. Die 
weiteren territorialen Berhandlungen in betrefi Sachſens gehören 
jowenig hierher, wie diejenigen in betreff Polens. Wohl ergaben 
ſich noch mande jchroffe Differenzen, wobei meijt Metternich und 
Talleyrand den fürzeren zogen, weil Gajtlereagh leichter zu Kon: 
zejlionen neigte, und weil Mlerander in diefem Stadium des 
„Wie“ der Teilung feinen Bundesgenofien treuer blieb, als in 
dem Stadium des „Ob“. Die Hauptſchwierigkeit bildete Yeipzig, 
das England aus Handelgeiferfuht nicht in den Händen Preußens 
willen wollte. Der König von Preußen beftand aber hartnädig 
gerade auf diefem Beſitz. Infolgedeſſen erfolgte am 5. Februar 
zwischen ihm und Caſtlereagh, in einer Audienz desjelben, eine 
„ſehr ſtürmiſche und erfolgloje” Scene (Gagern 2, 123) [Pallain: 
Correspondance de Talleyrand 264]. Da erbot ſich Alerander, 
al3 Entgelt für Leipzig Thorn an Preußen zu überlafien. Und 
auf diefer Bafis wurde u. a. auch die ſächſiſche Frage am 8. Fe: 
bruar 1815 zum Abſchluß gebradt. Wenn aber Treitjchfe meint 
(S. 657), daß bei diefen territorialen Verhandlungen ſich „die 
vorteilhaften Folgen jener vielgejcholtenen Schwenkung des 
Königs gezeigt” hätten: jo dürfte man doch einwenden, daß ohne 
diefe Schwenfung Dfterreih und England beträchtlich mehr Vor: 
teile für Preußen zugeitanden haben würden, da Dfterreih am 
22. Dftober noch fait das ganze Sachen überlaſſen wollte, und 
jelbjt nach der Schwenfung noch am 11. November drei Vier: 
teile desjelben. Aber Alerander und Stein hatten damals Preußen 
mit allem Nachdruck von dem Teilungsgedanfen zurüdgehalten, 
zu dent fie nachmals jelber rieten. 
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Im Anschluß an die Jächliiche Frage erledigte ſich auch die 
weimarifche, wenigftens in ihrem Kern. 


Rückwirkung auf das Verhalten Sachſen-Weimars. 

Über die Lage Sachſen-Weimars im Verhältnis zu dem 
eventuellen Schickſal des Königreichs Sachſen iſt oben ſchon einiges 
gelagt worden (j. ©. 283 und 305). Bon dem Momente an, 
wo der Fortbeitand des legteren unter den Albertinern gefichert, 
aber der Länderbejtand vesjelben, auf den auch der Herzog von 
Sadien-Weimar Erbanſprüche bejaß, einer beträchtlichen Schmäle: 
rung ausgejegt wurde, jchien für diejen fein anderes Ziel übrig 
zu bleiben, als einmal jelber für die eventuelle Einbuße drüben 
einen Länderzuwachs zu erjtreben, der ihm auch Ichließlich wie: 
wohl mit unzureihenden Erfolgen zu teil ward; und anderfeits 
auch, da die Vorrechte der Föniglichen Würde unerreichbar waren, 
entiprechende Rang- und Rechtserhöhungen für fich zu beanipruchen. 

Als daher in den Anfängen des Januar Preußen von der 
Forderung einer Annexion Sachſens auf die Linie einer Teilung 
zurückwich, jo daß damit die jähjiihe Kriſis prinzipiell entſchie— 
den war, jchritt Karl Auguft jorort zur Ausführung des lange 
Vorbedachten. Am 13. Januar itellte Hardenberg einen erften 
Teilungsplan fertig, und ſchon am 14. richtete Gersdorff an Met: 
ternih und an Hardenberg eine Note, die wir hier nach dem 
Berliner Archiv mitteilen. Mit Nachdruck weiſt Gersdorff auf die 
große geichichtliche Bedeutung der Erneftiniichen Linie hin, und 
nimmt für dieſe einem -verfleinerten Königreich der Albertiner 
gegenüber mwenigitens eine annähernd gleiche Stellung an Würden 
und Rechten im neuen deutichen Staatenbunde in Anſpruch. Die 
Note lautet: 


Gersdorff an Hardenberg, 14. Jan. 1815 *), 


„Unterzeichneter Bevollmädhtigter Cr. Durchlaucht des Her: 
3098 von Sadhlen: Weimar hat Befehl erhalten, Folgendes zur 


*) Rep. VI. Wr, 75. Klüber 2, 198 enthält nur die Note, wodurch 
Weimar unterm 6. April 1815 feine volljogene Erhebung zur großherjog: 
lichen Würde befannt macht, nicht die obige Nachſuchung bei Öfterreich und 
Breußen. 
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Kenntnis Sr. hochfürftlihen Gnaden, des Herrn Fürften von 
Hardenberg zu bringen. 

Wenn das Albertiniſch-Sächſiſche Föniglihe Haus in den 
zu bildenden deutſchen Staatenbund unter andern Berhältnifien 
ſeines Belißitandes eintreten ſollte, als womit es in dem 
römiſch-deutſchen Reiche beitand, jo darf Se. Durchlaucht der 
Herzog von Sachſen-Weimar, Haupt des Erneſtiniſch-Sächſiſchen 
Haujes, nicht verfäumen, dahin anzutragen, daß Fünftig aud) 
der Erneſtiniſchen Linie und zwar durch den jedesmaligen regie- 
“renden Herzog von Sachſen-Weimar auf eine paljende Weife 
Eik und Stimme in dem Eriten Rate de3 Bundes mögen zu: 
geſtanden werden. 

Bekannte Begebenheiten haben die Ernejtiniiche Linie der 
Chur und der davon abhängigen Prärogativen einer höheren Re— 
präjentation des Gejamthaufes Sachſen entäußert. 

Wenn daher Se. Durchlaucht der Herzog von Sachſen-Weimar 
mit Beziehung darauf in dem gegenwärtigen Augenblid der Neu: 
gejtaltung Deutjchlands jenen Antrag auf Sitz und Stimme im 
Eriten Rate des Bundes formiert, jo wird e3 ebenfalls nicht be: 
fremden fünnen, wenn er für ſich und jeine Nachfolger die Groß: 
berzoglie Wirde zu erhalten wünſcht. 

Diefe Würde ift bei mehreren deutichen Fürften als ein 
Aquivalent der verlorenen Churwürde nach neuerer Zeit be: 
handelt worden, und Se. Durchlaucht, welcher durch Abtretung 
einer Provinz Sachſens, auf welcher diefe Würde fraft der 
Reichskonſtitutionen weſentlich haftete, als älteitem Agnaten, 
die Möglichkeit entnommen wurde, diejelbe oder den ihr gleich: 
geltenden Rang auf diejenige Weile zu erhalten, wie Die 
früheren Verhältniſſe ihm Anſprüche darauf gaben, glaubt, dat 
e3 billig fein würde, auch ihm und feinem Haufe jegt jchon 
jenen den Churfürftlichen aufwiegenden Großherzogliden Titel 
zuzugeitehen. 

Die innere Billigfeit der formierten Anträge giebt Sr. Durch— 
laucht die Überzeugung, daß diejelben Sr. Majeftät dem König 
von Preußen, um deſſen Allerhöchite Genehmhaltung Se. Durch: 
laucht nachſucht, nicht entgegen jein werden. 
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Der Unterzeichnete erneuert den Ausdrud feiner verehrungs: 
volliten Geſinnungen. Wien, am 14. Januar 1815. 

Sr. Hochfürſtlichen Gnaden Baron von Gersdorff. 
dem Herrn Fürften von Hardenberg.” 


Wie die Erledigung der ſächſiſchen Frage mit Anfang Fe 
bruar der Wiederaufnahme der deutichen Berfaliungsfrage Raum 
gab, jo führten zugleich die obigen Anträge Weimars derjelben 
neue Nahrung zu, durch den Anſpruch auf Sitz und Stimme in 
dem Eriten Rate des Bundes. 


XXXVIL Wiedereinlenken in das Geleiſe 
ver Bumboldtfchen Berfallungsentwürfe, 


Wie mit Stein, jo hatte Humboldt (jiehe S. 335), auch mit 
Hardenberg im Verlauf des Dezeimbers 1814 und in den erjten 
Tagen des Januars die beiden Entwürfe beraten. Daher finden 
jih im Berliner Archiv in den Differentes minutes des plans 
Prussiens pour la constitution telles qu’elles ont &t& mo- 
difiees successivement (Rep. VI Nr. 76) mehrfache Vermerfe 
für nachzutragende nderungen. So Soll 3. B. in dem Ent: 
wurf ohne Kreißeinteilung, dem Stein den Vorzug gab, der 
S 38 lauten: „Die Kojten de3 Bundes werden gemeinjchaftlich 
von allen Mitgliedern zulammengejchoilen; diejelben tragen in 
folgendem Verhältnilje dazu bei (hier ijt das Verhältnis einzu— 
ihalten)”. Ebendafelbft S 20: „Der Wirkungsfreis des zweiten 
Rates dehnt ſich auf alle Gegenftände aus, welche den Stoff zu 
einer allgemeinen für ganz Deutichland geltenden Geftaltung ab: 
geben können. Das erjte Mitglied im Range führt, wie im erjten 
Rat, den Borfig, ohne mit demjelben bejondere Vorrechte zu ver: 
binden u. j. w.” Hier iſt Schon eine Modifikation nad Stein 
Bemerkungen, alfo nad dem 26. Dezember, eingetreten. Ebenfo 
it aber auch eine bereits im Fünfercomite von Weſſenberg vor: 
geichlagene Ausdrudsmweile („dehnt ſich — aus”) aufgenommen. 

Indes ſelbſt die ſolchergeſtalt modifizierten beiden Entwürfe 
waren in ihrem vollitändigen Tert noch nicht bis zu den defini— 
tiven Februarentwürfen bei Klüber (2, 18 und 55) herangebildet. 

Die Eröffnung der Konferenzen in der polniſch-ſächſiſchen 
Frage am 29. Dezember ließ Humboldt auf einen friedlichen 
Ausgleich Hoffen. Bereit in den erjten Tagen des Januar 1815 
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entwarf er daher ein Schreiben an Metternich, behuf3 der Über— 
jendung beider Entwürfe, das alio begann: „Da der Zeitpunft 
nahe zu ſein ſcheint u. ſ. w.“ und das unbeſtimmte Datum trug: 
„Bien den Januar 1815“ Der Entwurf blieb jedoch, da ſich 
gerade jett der Horizont wieder verbüfterte, vorläufig liegen. 

Nun erſt lernte man augenfällig den jogenannten öfterreichi: 
ihen Dezentberentwurf näher kennen, deutlih, ohne zu ahnen, 
daß es fich dabei um einen Sonderbund ohne Preußen handelte, 
und in welchem nur Ein Rat für die Gejamtheit der Mitglieder 
aufgeitellt war. Darin lag offenbar ein Angebot und ein Lod: 
mittel für die Kleineren Staaten, dem nunmehr auch Preußen ent: 
jprechen zu müſſen glaubte. Zunächſt führten die Vorſchläge Hum— 
boldts in diefer Beziehung dahin, daß man jich preußifcherjeits 
für die Aufnahme des Ausſchuſſes des zweiten Rates in 
den erjten entſchied. Dann aber waren, wie fich jofort ergab, 
überhaupt nit zwei Räte nötig, indem dann der erfte Nat 
nur ein Ausſchuß des zweiten war. 

Daher fertigte ebenfalls mod Anfangs Januar Humboldt 
einen eigenhändigen „Entwurf einer von den beiden bisherigen 
Vorſchlägen abweichenden Urganijation der Bundesverfammlung“. 
Danach jollte es nun bloß eine Bundesverfanunlung geben, in 
welcher alle Mitglieder Sit und Stimme haben. „Die Bundes: 
verfanmlung,“ hieß es, „handelt entweder als engerer Ausſchuß 
oder als Verſammlung des ganzen Bundes. In beiden Fällen 
aber find die ſtimmberechtigten Mitglieder diefelben, und die Ver: 
Schiedenheit liegt nur in der Verteilung der Stimmen und der 
Art diejelben abzugeben“. Im $ 12 des Entwurfes hieß es: „Der 
Bevollmächtigte Ofterreihs führt den Vorfig in der Bundesver: 
jammlung, fie mag als engerer Ausihuß oder al3 vollitändige 
Verfammlung zulammenfommen“. Somit hatte der preußenfeind: 
liche öfterreichiiche Dezemberplan, hinter deſſen Zugeftändnijien an 
die Fürften man nicht wohl zurüdbleiben durfte, und damit das 
Syftem der nachherigen definitiven Bundesakte bei dem Haupt: 
punft der Organijation int Brinzip obgefiegt. 

Darauf, anjcheinend am 9. Januar oder am 10.*), als der 


*, An den Aften folgt ein Schriftſtück vom 10. Januar. 
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Friede verbürgt erfchien, unternahm Humboldt eine neue Redak— 
tion des Schreibens der preußijchen Bevollmächtigten an Metternic) 
al3 Begleitichreiben der beiden Verfafjungsentwürfe. Darin hieß es: 

„Indem die Unterzeichneten bei Ausarbeitung der anliegen: 
den Entwürfe (mit und ohne Kreiseinteilung) die ganze Verfaſſung 
in doppelter Rückſicht durchzugehen genötigt waren, haben jie zu: 
gleich über die eigentlihen Grundlagen derjelben reiflichere Be: 
trachtungen angeitellt, und fie würden unrecht zu thun glauben, 
wenn fie jich zu jtreng an die Nejultate der ſchon wirklich ange: 
ftellten Beratungen haltend, dieſe Gelegenheit verabjäumten, ihre 
Gedanken auch hierüber dem Herren Füriten von Metternich ver: 
traulicher Weije zu eröffnen, 

Was ihnen hierin vorzüglich Stoff zu neuen Vorschlägen 
gegeben hat, ijt die Zufammenfügung des Ganzen und die eigent: 
lihe Gentralgewalt des Bundes. 

Es ijt dem Herrn Fürſten von Metternich nicht weniger als 
den Unterzeichneten befannt, welchen lebhaften Widerfpruch die 
Idee eines erjten Rats, in welchem nur eine Kleine Anzahl von 
Fürften Sig und Stimme haben follte, bei den übrigen Fürjten 
gefunden hat. Da es auch den Mitgliedern des erften Rats un— 
billig jchien, die übrigen Bundesalieder von einigen der wichtigiten, 
obgleich zur vollziehenden Gewalt gehörenden Beratungspunften 
auszuschließen, jo iſt daher, und zwar zuerjt bei der Entjcheidung 
über Krieg und Frieden, der Gedanke eines Ausſchuſſes des zweiten 
Rats, weldyer mit zwei Stimmen im erjten erſcheinen jollte, ent: 
tanden und angenommen worden. Dies Vereinigungsmittel zwi: 
ſchen beiden Näten ijt nachher, wie die anliegenden Entwürfe zeigen, 
auf mehrere Fälle ausgedehnt worden, und es läßt jich voraus: 
jeben, daß es, jobald der gemachte Verfaſſungsentwurf wird den 
übrigen Fürften vorgelegt werden, noch in mehreren Fällen An: 
wendung finden wird. 

Bei genauerer Erwägung findet man aber, daß dasſelbe, 
indem es auf der einen Seite die Leichtigkeit und Einfachheit der 
Beratihlagungen über Gegenftände der vollziehenden Gewalt (welche 
eigentlich die Bildung eines eriten Rats veranlaßten) immer be- 
deutend ftört, ganz und gar nicht, den Endzwed erreicht, die 
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übrigen fünftigen Mitglieder des Bundes mit der Abteilung in 
zwei Räte zu verföhnen. Diele Abteilung ift überhaupt in den 
bisherigen Entwürfen nur höchſt unvollfommen, da der zweite Rat 
dur den Ausſchuß in den eriten binübergreift und die Mitglieder 
des eriten ſämtlich im zweiten Sig und Stimme haben. 

Dies führt ſchon natürlich auf den Gedanken, ob eine Ab: 
teilung in verjchiedene Räte, die auch im ehemaligen deutſchen 
Reiche nicht in der Art beitand, daß fie eine verichiedene Behand: 
lung der Geſchäfte oder Sonderung der Gewalten begründete, in- 
dem vielmehr alle wirklich wichtigen Angelegenheiten durch ſämt— 
liche Reich8collegia gingen, in der That notwendig jei — da, wenn 
das nicht der Fall wäre, fie in der That dem größeren und jeder 
vaterländishen Gelinnung mehr entiprechenden Zweck, alle Mit: 
glieder des Bundes enger und unmittelbarer zu vereinigen, ent: 
gegen jteht. Was in einzelnen Staaten, welde eine repräjen- 
tative Verfaflung bejigen, von der notwendigen Teilung der Ge: 
walten gejagt wird, findet in Staatenvereinen ſchon darum ge- 
ringe Anwendung, weil bei ihnen nur wenig Gegenjtände der 
gejeggebenden Gewalt vorkommen können und die gemeinschaft: 
lichen Angelegenheiten vorzüglich nur die Verteidigung nad) außen 
und die Aufrechthaltung der Verfaflung im Innern betreffen. E3 
fommt daher nur darauf an, einer einzigen aus allen Mitgliedern 
beitehenden Verfammlung eine ſolche Einrihtung zu geben, daß 
die Gegenftände der Vollziehung in einer Beratung unter wenigen 
mit der gehörigen Kraft und Schnelligkeit betrieben werden fünnen, 
von denen der eigentlichen Gejeßgebung aber, welche eine lang: 
ſamere Behandlung erlauben, niemand ausgeſchloſſen werde. 

Einen ſolchen Verſuch haben die Unterzeichneten in dem ans 
liegenden Entwurf einer neuen Organifation der Bundesverfamm: 
lung gemadt. Sie ift, nach demjelben, nur Eine und faßt alle 
Mitglieder des Bundes in ſich. Allein dieje ſtimmen, wo es auf 
Schnelligkeit und Kraft ankommt, nicht einzeln, jondern durch 
Direktoren, dergeitalt abgeteilte Guriatitimmen, daß auf jede eine 
Volksmenge von 7 big 1700000*) Eeelen fommt. Daß die übrigen 


*, Statt 7 bis 17 Hunderttauiend. 
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Fürſten der Bildung ſolcher Guriatitimmen bei Gegenjtänden der 
Vollziehung nicht abgeneigt find, willen die Unterzeichneten daher, 
daß ein folcher, von ihnen hierbei benutzter Vorſchlag, nach welchem 
vier Curiatſtimmen in den erjten Rat aufgenommen werden ſollen, 
von dem Bevollmächtigten eines diefer Fürſten gemacht und von 
den meijten günftig aufgenommen it”). 

Die Kreiseinteilung kann mit diefem Entwurfe jo gut als 
mit den bisherigen beſtehen; denn es iſt ganz und gar nicht not: 
wendig, daß die Kreisdireftoren ein bejonderes Kollegium bilden, 
und dies war auch im ehemaligen deutichen Reiche nicht der Fall. 
Es kann vielmehr bei der Bereinigung aller Mitglieder in Einem 
Nat nunmehr ein bisher gemadter Einwurf nicht mehr erhoben 
werden, der nämlich, daß Beichwerden gegen einen Kreisporiteher 
nur wieder von Kreisvorjtehern beurteilt würden. Die Mediati- 
firten könnten einige Curiatſtimmen bei denjenigen Beratichlagungen 
haben, in welchen die Bundesverfammlung als Verfammlung des 
ganzen Bundes auftritt, da dieje Beratjchlagungen eigentlich den 
Situngen de3 zweiten Rats nach den bisherigen Entwürfen ent: 
Iprechen. Im übrigen würde fein Teil der Verfaſſung durch den 
neuen Entwurf eine wefentliche Abänderung erleiden. 

Die Unterzeichneten erfuchen nunmehr den Herrn Fürften von 
Metternich, die von ihnen gemachten Vorichläge einer aufmerkjanten 
Prüfung zu unterwerfen, und fie, jobald als möglich, wiſſen zu 
laſſen, welches die Meinung des Kaiſerlich Oſterreichiſchen Hofes 

über die Einführung einer Kreisverfafiung und über die der 

Bundesverfammlung zu gebende Einrihtung üt. 

Sobald dieje Hauptfragen unter beiden Höfen entjchieden find, 
wird es nur einige Stunden erfordern, aus den bisherigen Ent: 
würfen einen neuen zujammenzujegen, welcher den fünftigen Bez 
ratungen zur Grundlage dienen fann. E83 jchiene den Unterzeich- 
neten noch zwechmäßiger, die gegenwärtigen Vorjchläge auch ſogleich 
den Königlich Bayriihen, Hannoverichen und Württembergiichen 
Höfen mitzuteilen, um auch ihre Meinung erſt vorläufig über jene 
beiden Hauptpunfte zu erfahren; und jie erwarten bloß, um dieje 





*) ©. ob. ©. 304. 
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Mitteilung zu bewirken, daß auch der Herr Fürft von Metternich 
gefälligit darin einjtimme und Sich erkläre, ob Ee. Fürftliche 
Gnaden vielleicht vorher den preußiichen Vorſchlägen andere hin: 
zufügen wollen? 

Es gibt bei der deutjchen Verfaſſung nur drei Punkte, von 
denen man, nach der innerjten Überzeugung dev Unterzeichneten, 
nicht abgehen kann, ohne der Erreihung des gemeinjchaftlichen 
Endzweds den wejentlichiten Nachteil zuzufügen: 

eine kraftvolle Kriegsgewalt ; 

ein Bundesgericht und 

landſtändiſche durch den Bundesvertrag gelicherte Ver: 

faſſungen. | 

Die Unterzeichneten können jich jchmeicheln, daß auch ber 
öfterreihiiche Hof die Anficht teilt, daß die Errichtung einer 
deutjchen Verfaſſung nicht bloß im Abficht auf die politischen 
Verhältnifje der Höfe, jondern ebenjojehr zur Befriedigung der 
gerechten Anſprüche der Nation notwendig fei, die, in der Er: 
innerung an die alte, nur durch die unglüdlichiten Ereigniſſe 
untergegangene Berfallung. von dem Gefühle durchdrungen ift, 
daß ihre Sicherheit und Wohlfahrt, und das Fortblühen echt 
vaterländifcher Bildung großenteild® von ihrer Vereinigung in 
einen feiten Staatsförper abhängt, die nicht in einzelne Teile 
zerfallen will, jondern überzeugt it, daß die treffliche Mannig— 
faltigfeit der deutichen Völkerſtämme nur dann wohlthätig wirken 
fann, wenn fich dielelbe in einer allgemeinen Verbindung wieder 
ausgleiht. Won diefer Seite aus aber, dem allgemeinen Ver: 
langen nad) einer nationalen Verbindung, betrachtet, erhalten die 
erwähnten drei Bunfte eine verjtärkte Wichtigkeit; wenn es 3. B. 
der fünftigen Verfaſſung an einem Bundesgerichte fehlt, wird 
man nie die Überzeugung aufheben können, daß es dem Rechts: 
gebäude in Deutjchland- an dem legten und notwendigiten Schluß— 
jteine mangle, und die Unterzeichneten teilen ſelbſt vollkommen 
dieje Überzeugung. 

Ale übrigen Punkte der Verfaſſung laſſen .verjchiedene und 
zum Teil vielfache Beitimmungen zu, und Die Unterzeichneten 
find fehr bereit, in dieſen auch auf VBorichläge einzugehen, die 
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von den ihrigen jehr abweichend jein möchten. Selbit die Kreis: 
verfaſſung ſcheint ihnen, bei aller Überzeugung die fie von ihrer 
Zwedmäßigfeit hegen, nicht dergeitalt notwendig, daß fie nicht 
einer der ihrigen entgegengefegten Meinung darüber beitreten 
würden. 

In Anjehung der anliegenden ausführliden Verfaſſungs— 
entwürfe ift noch zu bemerken, daß man jich in der protofoll: 
mäßigen Faflung der ſchon in Beratung gekommenen Paragraphen 
feine auf den Einn Einfluß habende Abänderung erlaubt hat. 
Im übrigen enthalten diefe Entwürfe Abjchnitte, welche, wie Die 
über die Mediatijierten, die Ständeverfallung, das Bundesgericht, 
bei jeder Organilation der Gentralgewalt immer, nur mit jehr 
geringen VBerjchiedenheiten, diejelben bleiben, und daher eine voll: 
kommen abgejonderte Beurteilung erlauben. 

Die Unterzeichneten benugen mit lebhaften Vergnügen diefe 
Gelegenheit, Sr. Fürſtlichen Gnaden die Verfiherung ihrer voll: 
fommeniten Hochachtung zu erneuern.“ 

Gleichzeitig wurden aber auf Hardenbergs Veranlaſſung noch 
in den Paragraphen jelbit einige Abänderungen gemacht, anz 
Icheinend ebenfalls infolge und mit Berüdjichtigung des öſter— 
reihiichen Dezemberprojektes (1. ob. S. 377 ff.). Darüber giebt 
das folgende Schreiben Humboldts an Hardenberg Auskunft. 


„An den Kanzler. Wien den 10. Januar 1815. 


Emw. gebe id) mir die Ehre, die nunmehr nad Ihren Be: 
merfungen abgeänderten SS, Die Yage der Mediatifierten, welche 
mit Preußen verbunden werden jollen, betreffend, noch zur 
vorläufigen Beurteilung mitzuteilen. Bei der Beitimmung über 
die Steuern wird vorzüglich zu prüfen jein, ob der Staat, der 
nun auch die aus dem mediatijierten Bejigungen zum Kriegsdienit 
Ausgehobenen beföjtigen und kleiden muß, bei der Teilung der 
Steuern nicht verliert? Schiene dies, jo würde man lieber alle 
Mediatijierte gleichitellen müſſen, womit fie aber freilich auch nicht 
zufrieden jein werden.” 

Aber der ganze Monat Januar verlief ohne daß die beiden 
Entwürfe nebſt tem Begleitichreiben an Metternich exrpediert 
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wurden. Der Hauptgrund war, daß die jächliiche Frage, wenn 
ihre Eriegeriihe Spite auch abgeitumpft war, immer noch feinen 
definitiven Austrag gefunden hatte. Ein Unterhandeln zwiichen 
Preußen und Ofterreich über die deutſche Verfaſſung war aud) 
jet noch jomwenig wie im Dezember möglid. Umſomehr ſah ſich 
Hardenberg veranlagt, die Entwürfe zunächft noch, gegen Ende 
Sanuar, an den Bertreter Hannovers, den Grafen Münfter, zur 
Prüfung zu übergeben (j. Bert 4, 311, der aber irrt, wenn er 
bier von einem Entwurf redet, und ©. 317 von zwei neuen 
Nlänen). | 

Aber Anfangs Februar ging die Jächjifche Krifis definitiv zu 
Ende. Und zugleih regten fich die Fleineren Staaten in dem 
dringenden Wunſche, endlich zu einem Abſchluß zu gelangen. 

Am 2. Februar 1815 verlangten die nunmehrigen 32 ver: 
einten Fürjten und Städte (inzwilchen waren Baden und Olden— 
burg binzugetreten, Gagern aber für Oranien-Naſſau ausgeichie: 
den (j. Klüber 1, 3, 129 f.) die Eröffnung eines allgemeinen 
„neutihen Kongrejies“ über die Verfajiung, nämlid „unter 
gehöriger Zuziehung aller Teile des Fünftigen Ganzen”, indem 
fie fih nochmals zur Verleihung landſtändiſcher Berfajjungen 
bereit erklärten und erbötig „zu allem, was in dem Bunde 
deuticher Staaten Einheit, Selbitändigfeit und deutjche Freiheit 
begründen kann“; aber von einem Oberhaupt oder Kaiſer war 
nun nicht mehr die Rede (Klüber 1, 3, 127 ff. Val. Bert 4, 
316 ff. Die irrige Vorausjeßung von zwei „neuen“ Plänen iſt 
Schon vorhin berichtigt). 

Preußen, mit einem allgemeinen Jufammenmwirfen der 
Fürften und Stände jetzt einveritanden, erließ am 4. Februar 
eine Note an Dfterreih mit der Aufforderung in Betreff der 
wieder aufzunehmenden Beratungen, daß „auch diejenigen deut: 
ſchen Fürften und Stände, melde bisher feinen Teil daran 
genommen, eingeladen werden möchten, demjelben durch eine von 
ihnen gewählte Deputation beizutreten” (Klüber ©. 132 ff.). 

Der mir vorliegende jchriftliche Tert bietet Varianten. Co 
heißt e8 (abweichend von Klüber S. 132) mit mwörtlider Wie: 
derholung des Antrags der 32: „Kongreß, unter gehöriger Zu: 
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ziehung aller Teile des Fünftigen Ganzen, nunmehr“ u. ſ. w. 
Statt „Kongreß, nunmehr u. |. mw.“ 

Am 9. Februar, d. h. am Tage nach dem definitiven Ab: 
ſchluß der polniſch-ſächſiſchen Krifis, erklärte Metternich feine 
Zuftimmung (Klüber 1, 3, 134). Und nunmehr fonnten endlich 
die beiden Humboldtichen Verfaliungsentwürfe, auf Grund der 
„zwölf Artikel” und ihrer „Entwidlungen”, jowie der nachträglich 
von Humboldt, Stein, Hardenberg u. a. vorgefchlagenen Ände— 
rungen exrpediert werden. Noch am 9. Februar wurden fie mit 
unbedeutenden Begleitichreiben offiziell an die Bevollmächtigten 
von Bayern, Hannover und Württemberg überfandt. Am fol: 
genden Tage aber, am 10., an Metternich mit einem eingehenden 
neuerdings modifizierten Begleitichreiben*). Auch nah Klüber 
(2, 18. 55) gejchah die Vorlage beider Entwürfe an Metternich 
im Februar und das Begleitichreiben ijt daſelbſt ausdrüdlich vom 
10. Februar datiert (2, 6). Dies Begleitfchreiben ſtellt fih als 
eine nochmalige Bearbeitung der oben erwähnten Januarentwürfe 
dar. Dasjelbe beginnt auch jeinerjeit3 mit den Worten: „Da 
der Zeitpunft nahe zu fein fcheint, wo es möglich fein wird, die 
Beratfhlagungen über die deutſche Bundesverfaflung aufs neue 
in Gang zu bringen u. ſ. w.” In das Februarjchreiben ift auch 
vieles aus Humboldts Gutachten vom 9. Dezember aufgenommen, 
nämlih bis ©. 13; von da ab ift jedoch der Tert nach jenem 
zweiten SJanuarentwurf (ſ. ob. ©. 394 ff.) gemodelt. 

So war denn endlich alles zu einer definitiven Beratung 
der Bundesverfaffung bereit. Da plöglich trat eine neue völlig 
unerwartete Hemmung, ja eine Durchfreuzung der Angelegenheit 
ein, und noch dazu von Jeiten Steins. 





*) Rep. VI. Nr. 77: Derniere redaction des plans Prussiens pour 
la constitution de l!’Allemagne. 
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XXXVIII. Sfeins Raileragifafion im 
Februar und Mär; 1815. 


Eben in jenen Februartagen, al3 endlich die deutichen Ans 
gelegenheiten im beiten Zuge zu fein und ihre Erledigung in 
nächſter Ausficht zu ftehen ſchien, ftellte plöglich die MWiederauf- 
nahme des Kaijerprojeftes durch Stein alles, auch das Dürftige 
was bereit3 al3 gefichert galt, wieder in Frage. Wer hätte ein 
fräftige3 deutſches Kaijertum nicht allem anderen vorziehen jollen! 
Aber die Heritellung eines ſolchen war nun einmal unter den 
gegebenen Verhältnifien, die feine Macht der Erde bejeitigen 
fonnte, eine abjolute Unmöglichkeit. Das hatte ja auch Stein 
jelbjt eingejehen und diefer Einficht die früheren Kaijerideeen ge- 
opfert, denen er überdies immer nur, wie im Auguft 1813, nad) 
Lage der Dinge eine überaus monſtröſe Ausbildung zu geben 
vermocht hatte. Es war daher vorauszujehen, daß eine Wieder: 
aufnahme der dee nur einen unerjeglichen Zeitverluft herbei: 
führen fonnte, und jogar eine Verſchlimmerung der Ausfichten 
auf das Zuftandefommen eines leiblichen Verfaſſungswerkes. 
Daher erfennt denn auch Perk (4, 318) an, daß durd Steins 
Dazmwijchentreten das Verfaſſungswerk „gehemmt“ worden ſei. 
Und Treitjchfe jagt (©. 693 f.): „Um die Verwirrung zu voll- 
enden warf jegt Stein noch einen neuen Banfapfel unter die 
Hadernden” .. . . „Über diefem unfruchtbaren Zwiſchenſpiele 
gingen wieder vier Wochen verloren”. Auf die Einzelheiten des 
Borganges läßt er ſich gar nicht ein. Perg dagegen jtellt fie 
zwar dar, jedod) jo, daß manches der Ergänzung und Richtig: 
jtellung bedarf. 

Niemand war fich des Auftretens von Stein in jenem Sinne 
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gewärtig. Hatten doch die Vertreter der 31 Kleinjtaaten ihr 
früheres Verlangen nad Wiederheritellung des Kaijertums, wie 
die Note der 32 vom 2. Februar zeigt, nicht wieder geltend zu 
machen geſucht! Und hatte doc Stein jelbit bis zum Schlufle 
des Dezember, wie wir ſahen, mit Eifer an dem faijerlojen Ber: 
faflungsentwurf Humboldt3 mitgeholfen! War er doch während 
des ganzen Monats Januar, ähnlih wie im November, für den 
Erlaß einer Erklärung der verbündeten Großmächte eingetreten, 
welche ſich im mwejentlichen für einen Bund und einen Bundesrat im 
Sinne der bisherigen Verhandlungen ausſprechen jollte (Berk 4, 
309 FF)! Führte er doch ſogar noch in einer an Alerander 
gerichteten Denkichrift vom 1. Februar wörtlich aus (ſ. Per 4, 
288, 292 $.): „Die Unterhandlungen über die deutiche Ver: 
faſſung werden in den Konferenzen zwiſchen Ofterreich, Preußen, 
Bayern, Hannover und Württemberg wieder aufgenommen 
werden; ein den Wünjchen der deutihen Fürjten mehr 
entjprehender Bundesplan ift von Preußen verfaßt und 
wird in kurzem vertraulich dem rujfiihen Kabinet mitgeteilt 
werden, welches infolge jeiner bis jetzt ausgeiprochenen Grund: 
jäge ihn in feiner jegigen Gejtalt unterjtüßen wird“... 
d. h. ein „verfafiungsmäßiges Bundesſyſtem . . . infolge deſſen 
das Recht des Krieges und Friedens, der Entſcheidung von Strei: 
tigfeiten den Fürften, und der Verbürgung der Landesverfaſſungen 
dem Bunde übertragen wird u. ſ. w.“ Und er betont ausdrüd: 
lich, daß es ſich um die gleichen Grundjäge handle, für die ſich 
bereit3 die rujfiihe Note vom 11. November 1814 ausgefprochen 
habe*). Auch unterliegt es feinem Zweifel, daß Stein die Hand 
dabei im Spiele hatte, al3 am Tage darauf, am 2. Februar Die 
32 Fürften und Städte die Teilnahme an den Verfaſſungsbe— 
ratungen begehrten, die doch jelbtverjtändlich Feine anderen 
Grundlagen und Ausgangspunfte haben fonnten al3 die bis: 
herigen und namentlich) die von ihm jelbjt mitberatenen Entwürfe 
Humboldt3, d. h. die „Entwidlungen” der von ihm jelbit fo 
teurig empfohlenen faijerlofen 12 Artikel, oder der nunmehr 


*) [In feinem Tagebucde erwähnt Stein nichts von diefer Denkſchrift. 
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„von Preußen verfaßte Bundesplan”“, für deſſen „jeßige Geſtalt“ 
er noh Tags zuvor Aleranders „Unterſtützung“ angerufen hatte. 
Übrigens ijt auch zu beachten, daß an der Spite der Demon: 
itration vom 2. Februar fein intimer Freund, der Badenjche 
Geſandte von Marichall jtand, der offenbar, gleich wie der Olden— 
burgiihe Gefandte von Malzahn, nur deshalb die Note unter: 
ichreiben konnte, weil fie nicht die MWiederheritellung des Kaiſer— 
tums begehrte, Gagern, der Führer der Kaijerpartei, war aus: 
geihloilen, weil, wie es hieß, „der Fürft von Oranien auf feine 
deutſchen Befigungen Verzicht geleiftet habe“ (Klüber 1, 3, 129). 

Wie konnte es nun gejchehen, daß Stein unmittelbar dar: 
auf, d. h. Ihon wenige Tage ſpäter, plötzlich auf das Kaifer: 
projeft zurüdfam? Hatten die Kaiferadrejien der Kleinftaaten vom 
16. November und 20. Dezember doch einen geheimen Stachel in 
ihm zurüdgelaflen? Konnte man nicht am Ende jelbjt aus der 
Note vom 2. Februar ein Feithalten daran herauslejen, infofern 
fie den „am 16. November dargelegten Anträgen und Wünſchen“ 
zu „inhärieren” erklärte (Klüber S. 127)? Wirkte die roman: 
tiihe Schwärmerei für die Hohenftaufenzeit in ihm noch nad? 
Oder beherrfchte ihn die überwiegende Strömung in der öffent: 
lihen Meinung, die leichten Herzens jede Schwierigfeit, ja jede 
Unmöglichkeit überjah? Oder hatten noch feine alten Sympathien 
für das Haus Ofterreich Macht über ihn? Alles dies mochte auf 
jeine Stimmung einen Einfluß üben. Sein politiiher Grund- 
gedanfe war aber jedenfall wie zuvor ſchon der: Öſterreich, das 
von fremden Elementen durchjeßt, eher einer Trennung von Deutſch— 
land zuftrebe, könne nicht feit genug mit dem übrigen Deutſch— 
land verbunden werden. Wenn aber diejer Gedanke gerade jeßt 
wieder in ihm Wurzel faßte, jo famen wohl noch bejondere pſycho— 
logiſche Antriebe hinzu. 

Mit den Anfängen des Februar waren alle Hauptfragen 
entjehieden. Der Charakter der Hauptrejultate, zumal in Betreff 
Deutſchlands, trug im großen und ganzen den Stempel der Reftau: 
ration. Da lag wohl die Betrahtung nahe: Wenn denn doch 
einmal, wider alles Erwarten, alles in Deutjchland auf Reſtau— 
ration binausläuft — wenn alle mittleren und Eleinen Fürften, 
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die Stein teil3 zu verfürzen, teil3 zu bejeitigen gehofft hatte, im 
volliten Sinne des Wortes wiederhergeftellt wurden — wenn jelbit 
da3 von ihm vorzugsweile perhorrescierte und hundert-, ja tau— 
jendmal vervehmte Königreih Sachen dennoch wieder rejtauriert 
ward: dann mochte am Ende auch das Kaifertum der nächſten 
Vergangenheit, troß feiner jtet3 bethätigten Machtlofigkeit und 
Unzulänglichfeit, mwiederhergeftellt werden. Auch jagte es ihm zu, 
lieber auf der Seite perjünlicher Energie wie perfönlider Schwäche 
zu jtehen. Durch Energie aber hatte in der polnischen Frage Ale: 
rander, in der ſächſiſchen Metternich geliegt, während Preußen 
durh Schwäche in beiden unterlegen war; und am 8. Februar 
hatte Preußen definitiv durch Hardenbergs Schlußerflärung die 
Ergebung in jein mwidriges Schidjal befiegelt*). Da ließ fich denn 
mwohl erwarten, daß, wenn Stein fih nunmehr mit Alerander 
und Metternich verbinde, um die Wiederheritellung der Kaifer: 
würde für Ojterreich durchzufegen, Preußen auch in diefer Frage 
fi) werde befiegen laſſen. 

Zu dem allen gejellte ſich vielleicht ein neuejter Stachel. Der 
Geh. Nat Schmid hatte die Ideen feiner „Wiedergeburt“ (f. ob. 
XXVI) mit dem deutjchen Erbfaijer (Ofterreih) und dem erb- 
lichen Reichsverweſer Norddeutſchlands (Preußen) auf Antrieb von 
Wien her in einen fürmlichen Berfaflungsentwurf gebracht und 
die Quintefjenz desjelben, die erjten drei Kapitel, Ende November 
bandichriftlih an Baumbach überjandt. Auf dem Wege von Ab- 
ſchriften famen fie zur Kunde der Fürften und der Gejandten- 
kreiſe. Im Dezember wurde der Entwurf ohne Zweifel durch den 
Herzog von Koburg zur Kenntnis der öjterreichifchen Diplomaten 
gebradht. Im Januar wurde er durch Zabel von Würzburg, 
einem Vertrauten Steing, diefem vorgelegt, und durch Baumbad) 
an Humboldt überjandt. Diejer erklärte gegen den 25. Januar 
jhriftlich bei der Rückſendung, daß „diefer Plan bei der jegigen 
Lage der Dinge jchwerlich zur Ausführung zu bringen fein werde”. 


*) Noch am 1. Februar wollte Stein dem König von Sachſen höchitens 
ein Gebiet von 6—700 000 Einwohnern belafjen (Pertz S. 289), und wenige 
Tage ſpäter fügte fich zu feinem Entſetzen Hardenberg darein, demjelben ein 
Gebiet von 1300000 Einwohnern zurüdzugeben (ebend. S. 297 f.). 
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Stein aber erklärte um diejelbe Zeit, daß er zu dem Entwurf 
„Bemerkungen jtellen wolle”, nahm überhaupt den Verfaſſer in 
Affektion und gedachte ihm eine Stellung in den „Rheinländifchen 
Provinzen” zu verichaffen (j. im Anhang die Auszüge aus Baum: 
bad, bejonders vom 25. Januar 1815). Bejonders eingenom: 
men für den Entwurf zeigten ſich der Herzog von Koburg und 
Gagern. 

Es iſt harakteriftiih, wie Stein mit der Wiederaufnahme 
der Kaijerfrage feine Bundesgenoſſen wechjelte. Nicht nur erfor 
er als ſolche in eriter Linie Mlerander und Metternich, den er 
jegt mit einemmal al3 „ſehr gut und wohlwollend“ charafterifierte 
(Verb, ©. 375); er ſöhnte fi nunmehr auch, wie Baumbach 
(unterm 18. März) ausdrüdlich bezeugt, mit Gagern wieder aus; 
und feine vertrauten Organe waren jegt, außer dem Grafen Solms, 
nicht mehr die Führer der früheren Deflarationspartei: der naſſauiſche 
Marſchall, der darmitädtifche Türfheim, der weimarſche Gersdorft, 
jondern im Gegenteil die damaligen Führer der Proteſt- und 
Kaiferpartei, d. h. eben Gagern, der medlenburgiiche Pleſſen und 
der braunſchweigiſche Schmidt-Phiſeldeck (ſ. ob. ©. 270, u. 271). 

Nicht minder charakteriftiich ift es, daß Stein, wie jchon 
früher den Mittelftaaten gegenüber (j. ob. ©. 255 f.), den Kampf 
durch eine Zeitungspolemif begleitete oder gar eröffnete. Der 
Rheinische Merkur von Görres, den er nur allzu gern infpirierte 
und ſelbſt mit eigenhändigen Beiträgen oder Notizen verjorgte, 
brachte in feiner Nr. 195 vom 17. Februar einen Artifel, der 
die Übertragung der deutjchen Kaiſerwürde an ſterreich forderte 
und dabei Preußen ohne Namensnennung in unmwürdiger Weije 
angriff. Die gehäfligen Vorwürfe gegen dasjelbe waren ganz im 
Sinne von Stein und würden gerade damals von feinem andern 
Diplomaten erhoben worden fein. Der Artikel fnüpfte an die 
Note der 32 Fürften und Städte vom 2. Februar an, worin die 
Eröffnung des Kongreijes verlangt worden, und indem er für 
Dfterreich das Kaijertum, für Preußen die Kronfeldherrichaft, für 
den erften failerlichen Prinzen das Reichsſchatzmeiſteramt u. ſ. w. 
in Anſpruch nahm, erklärte er: „So urteilen viele MWohlgefinnte 
in allen Teilen des Reiches... Sie wiſſen, daß damit noch fein 
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goldenes Jahrhundert gegeben wäre... und daß, wenn der Geift 
und die Verjtändigung nicht das Beſte thun, dieſe Form ebenso 
unmüg fein würde als jede andere; aber fie fönnen nicht glauben, 
daß ihre Anfichten der Dinge, welche die beſſere Geſchichte Deutfch- 
lands für fich haben, unausführbarer jein jollten, als die eng: 
Herzigen Ratſchläge der eigenjühtigen Natur (da3 zielt 
auf Preußen), die, zweimal aufs härteſte gedemütigt von 
diefer Zeit, einmal al8 der ausgelajjene Hochmut zu Falle 
gekommen, und dann al3 die Berzagtheit wider Willen durch 
die Gewalt der Greignifje zum Siege gedrungen mor: 
den*), doch nicht zum Verftändnis gefommen ift u. ſ. mw.” 
Meiteres erhellt aus dem nachitehenden Auffage Humboldts. 

Der Verfaſſer des Artifel$ war natürlich nicht genannt. 
Gleich nah Empfang desjelben**) entwarf Humboldt in tiefiter 
Entrüftung eigenhändig eine Entgegnung, die ebenfalls in einer 
Zeitung anonym erfcheinen jollte, aber jchließlich, wie wir jehen 
werden, aus politiihen oder perjönlichen Rückſichten ungedrudt 
blieb. Sie ift indes intereffant genug, um jie hier folgen zu 
laſſen. Humboldt fchrieb: 

„Ein Zeitungsblatt ift eine jo vorübergehende Erfcheinung, 
aus jo zufälligen Urſachen entitanden, oder auf jo augenblicliche 
Mirfung berechnet, daß man am beiten thut, abmwartend, daß die 
Melle die Welle verdrängt, es der Bergelienheit zu übergeben. 
Wenn aber, wie vor furzem gejchehen ift, ein deutjches Zeitungs: 
blatt, zwar ohne Nennung des Namens, aber auf eine noch hinter: 
liftigere Weile mit unverfennbarer Hindeutung, Preußen eine 
„eigenfüchtige Natur nennt, die zweimal aufs härtefte gedemütigt 
in (von) dieſer Zeit, einmal als der ausgelajjene Hochmut zu 
Falle gekommen, und dann als die Verzagtheit wider Willen durch 
die Gewalt der Ereignife zum Sieg gedrungen***) worden, doc) 
nicht zum Verjtändnis gekommen ift“: jo it es Pflicht, allen 





*) Diefe Anspielungen auf 1806 und 1812—13 find durdaus im 
Geifte Steins gehalten. 
**) Die Nummer war wahricheinlich vordatiert und ſchon um den 18, 
in Wien eingetroffen. 
++) Hierfchaltetöumboldt in Parentheſe ein, (eineNötigung eigenerNatur).” 
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Deutichen zu jagen, daß einer ihrer angeblichen Mitbürger dies 
im Jahre 1815, als es jchon mehr als jährig war, jeit Deutjch- 
land in Deutichland dur Preußens Anſtoß und nad einem von 
allen deutihen Mächten über drei Monate, troß jener blutigen 
Schlachten, zweifelhaft gelaſſenen Kampfe befreit worden it, zu 
behaupten gewagt hat. Darauf zu antworten, wäre, es mag nun 
damit der in ganz Europa verehrte König, oder die von niemand 
bis jegt im Ernſt angefochtene Regierung*), oder die nicht am 
wenigften durch die jtille Anerkennung ihres Feindes geehrte Nation 
gemeint jein, unter der Würde jedes Deutichen. Bemerfen muß 
man nur, daß, wenn Preußen nicht zum Verſtändnis gefommen 
wäre, es wenigſtens niemanden hindert, es zum Verſtändnis zu 
bringen, da derjelbe Zeitungsichreiber, der dies ausſpricht, von 
Breußens Freiheit verteidigendem Schutze entblößt, längit hätte 
verjtummen müſſen**). 

Über den übrigen Teil des Artikels, aus welchem die oben 
erwähnte Stelle genommen ijt, würden wir, als ein Zeitungs: 
blatt***), das fich begnügt, das Erfahrene jchlicht zu erzählen, nicht 
aber halbbeendigte Kongreßangelegenheiten zu beurteilen, feine 
Silbe verlieren. Doch müſſen wir bemerfen, daß wir, die wir 
wirklich) ſchlicht und einfältig find, nicht begreifen, wie die Kaiſer— 
würde, die nicht durch äußere Ereigniffe, jondern weil fie längft 
in fich eritorben war, unterging, jegt wieder aufleben, die Seele 
jein joll auf die man rechnen kann, der lebendige Atem den 
Gott über das Volk gehaucht hat. Es ift empörend, über eine 
jo jehr Ehrfurcht gebietende Sache, als die deutjche Kaijerwürde 
ift, in einem von überjpannter Empfindung, die immer die wirk- 
lihe ausihließt, und offenbarem Barteigeift zufammengejegten 
Tone reden; gegen Ofterreih, mitten unter dadurch jelbjt wieder 


*) Doc gerade von Stein war diefe jchon 1812 als „feig und ver: 
ächtlich“ angefochten und ihr der Vorwurf gemacht worden, fie verleite den 
König, feiner „unglüdlichen Anlage zur Schwäche nachzugeben” (Pertz 3, 215). 

**) Damit ift eben Görres gemeint, der jeinen Merkur unter Preußens 
Shut herausgab; ſ. Per 4, 65—69. 388, 
***) Hieraus erfieht man, daß der Artifel Humboldts in eine beitimmte 
Zeitung eingerüdt werden und im Namen derjelben reden follte, 
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vernichteten Lobjprüchen, jagen zu hören, daß es feiner früheren 
Verdienfte wegen an der Spite Deutjchlands zu ftehen würdig 
it, daß e3 dem allgemeinen Beifpiel folgend, troß der Pflichten 
jeiner Kaiſerwürde, jeinen Borteil wahrgenommen und ſich vom 
Reiche getrennt bat, aber dafür von Gott heimgeſucht worden it, 
und darum von jebt an des Neiches treuer Hort und Mehrer 
jein wird. Man weiß nicht, was man denfen joll, wenn man 
Entwürfe lieſt wie die, daß der erite Faijerliche Prinz des Reichs 
Schatmeijter jein; daß Italien in einem Bundesitaat unter Lei— 
tung eines öfterreichifchen Prinzen verjammelt werden joll*); daß 
dag verwirrte Durcheinanderliegen und Übergreifen gerade recht 
feft durchwachſene Teile zufammenhält. Auf jo ungründliche luf— 
tige Art, welcher weder Thatjachen noch Vernunftgründe das Wort 
reden, Pläne zu jchmieden, war nicht deutiche Sitte in der guten 
Zeit, al3 die Schlözer, Schlofjer, Iſelin und andere auch für 
das Volkswohl, und aud oft jtark gegen die Fürften jchrieben. 
Es iſt gottlob! noch jegt nicht Weije der Mehrzahl der Deutjchen, 
von denen nur wenige auftreten, weil freilich das Schreiben mit 
jedem Tage mehr durch das Leſen verleidet werden muß. Was 
aber Feiner unbemerkt laſſen kann, ijt, daß die öjterreichiiche Re— 
gierung jelbit, die Europa ebenjo wohlthätig durch ihre Mäßigung, 
al3 durch ihre oft und noch im legten Kriege bewiejene Kraft 
geworden iſt, nicht nad) einer Würde ftrebt, die jeßt nie mehr 
jein fünnte, was lie ehemals war; daß fie fühlt, daß, was ſonſt 
die Idee und die Meinung wirkte, jetzt nur die phyjiiche Kraft 
vermöchte, und daß das Kaifertum dadurch mit feinem mildeften, 
auch feinen jchönjten Glanz verlöre; daß fie daher, in der tiefen 
Überzeugung, daß ji) das Tote nicht ins Leben zurückrufen läßt, 
mit Märme, Treue und Eifer gemeinschaftlich an einer Verfaſ— 
jung arbeitet, die feine Anſprüche macht, mehr zu jein als er: 
leichternde und jchügende Form. Deutſchlands Sicherheit hängt 


*) Auch das iſt ein Gedanfe Steins, der in ganz gleicher Meife zu 
der gleichen Zeit in der von Stein infpirierten Denkſchrift Capo: 
diftrias über die Kaiferfrage wiederkehrt. ©. Per 4, 739 unter 4; vgl. 
S. 322, wo die deutjche Wiedergabe irrig ift. ES handelt ſich um die „große 
Maſſe“, die Stein auch aus Italien bilden wollte (ſ. ob. ©. 22). 
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nicht gerade von einer Kaiferwürde ab, nicht von diefer oder 
jener alten oder neuen Form; fie beruht auf dem deutjchen Für- 
jten, unter deren eriten, wie an Macht jo an Gefinnung, der 
öjterreichiiche Kaifer fteht, die ihr und Europas Wohl an Deutſch— 
land geknüpft haben; auf der Nation, deren Art es nicht ift, ſich 
in politiihe Spekulationen zu verlieren, jondern mit Emſigkeit 
und Treue den einzig wahrhaft belohnenden Weg des einzelnen 
Lebens zu verfolgen; die eben jetzt mehr als je bereit it, wie 
deutijcher Boden bedroht wird, jedes einzelne Gut und jedes ein- 
zelne Glück der Verteidigung des Ganzen zu opfern. Die innere 
Verfaſſung der deutichen Staaten wird Fertigkeit und Sicherheit 
finden, weil Fürjten und Völker von diefer Notwendigkeit über: 
zeugt find, und der Zuitand der Geſetzloſigkeit der letztverfloſſenen 
Jahre jedes rechtliche Gemüt mit Abjcheu erfüllt hat. Den Staats— 
männern wird dabei nichts übrig bleiben als diejer doppelten, dem 
Außern und Innern Schuß verfprechenden Kraft und Gefinnung, 
welche da ijt und nicht erſt geichaffen zu werden braucht, die Ge: 
leife zu bahnen, in welchen fie jich ohne Reibung bewegen kann.“ 

Humboldt war ohne Zweifel überzeugt, daß dem Artikel des 
Merkur eine Inſpiration Steins zu Grunde liege. Denn er wußte 
ja, daß derjelbe mindejtens jeit der zweiten Februarwoche für die 
Miederheritellung des Kaiſertums heimlich agitiere. Aber es ge= 
ſchah eben heimlich, Hinter dem Rüden Humboldts, jo daß diejer 
feine Notiz davon zu nehmen brauchte und nur um jo rüchichts- 
lojer vorgehen durfte. Da trat nun aber Stein jelbjt durch ein 
ausführliches Memoire vom 17. Februar ganz offen als Vor: 
fämpfer in der Kaiferfrage auf. Am 18. gelangte das Schrift: 
jtüf an Hardenberg und wahrjcheinlid; am 19. over 20. in die 
Hände von Humboldt. Dergeftalt in die Nötigung verjegt, nun: 
mehr auch jeinerjeits offen gegen Stein jelber Front zu machen, 
entichloß fi Humboldt, feiner Abwehr gegen den Merkur feine 
Folge zu geben, d. h. auf den Abdruck derjelben zu verzichten. 
Daher verjah er jenen publiziftiichen Auffag mit dem Vermerk 
„Cessat”. Er geht in den von ihm geordneten Alten unmittel: 
bar dem Memoire Steins vom 17. Februar vorauf (Rep. VI. 
Nr. 75). 
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Big dahin nämlich hatte Stein auf dem Kongreije felbit die 
Angelegenheit nur durch andere oder in mündlicher Unterhaltung, 
aber nicht durch die Feder betrieben. Zunächſt hatte er den Grafen 
Capodiſtria angejtachelt, den Kailer Alerander durch eine Denf- 
ſchrift vom 9. Februar zu gewinnen, wonach Ofterreich nicht nur 
die deutliche Kaiferwürde erhalten, jondern auch an der Spike 
eines nationalen Bundesftaates in Stalien jtehen und dieſen durch 
einen öſterreichiſchen Prinzen regieren jollte*). Lehne Ofterreich 
die deutjche Kaiferwürde ab, jo müſſe man fich „wenigitens das 
Recht vorbehalten, in Zukunft bei günftiger Gelegenheit darauf 
zurüdzufommen”“ ſei e3 mit Ofterreich oder mit Preußen (Per 4, 
739). Ob die leßtere Eventualität nur von Capodiſtria aufge: 
ftellt ward oder von Stein, wie Per (S. 320. 596) hypothetiſch 
vorausjegt, mag dahingeltellt bleiben. Meines Wiſſens hat Stein 
bei einem ganz Deutjchland umfaſſenden Kailertum niemals an 
Preußen gedacht. Am 11. Februar verjuchten Stein und Capo: 
diftria ihre Überredungskunft an Hardenberg, der ſich indes ab— 
geneigt zeigte. Am 12. hatte Stein mehr Glüd bei Metternich, 
der ihm wenigitens verſprach, auch Solms und Pleſſen in der 
Sade zu hören; der erjtere war von ihm mit einer Skizzierung 
der Faiferlichen Befugnifje beauftragt, die er am 13. einreichte. 
Endlid am 17. trat Stein ſelbſt mit der Denkſchrift „Sur le 
retablissement de la dignite imperiale en Allemagne“ hervor, 
die er an diejem Tage dem Kaifer Alerander vorlag. (Ebend. 742 
bis 746) **). 

Bedenft man, daß Stein es war, der zuerit, am 10. März 
1814, ein Direktorium von Bier für Deutichland begehrt, und 
im November die Zwölf Artikel mit ihrem Direktorium der 
Fünf fogar mittel der Hilfe des Auslandes durchzufegen ent: 
ichlofjen war: jo muß man ftaunen, nunmehr zu Anfang jeiner 
Februar-Denfihrift den ſchärfſten Tadel darüber zu vernehmen, 
daß der „veutiche Ausfhuß eine jo augenfällig fehlerhafte 


*) Alfo wie im Nrtifel des Rhein. Merkur, ſ. oben ©. 409, 
**) Der franzöfiihe Tert im Berliner Archiv weicht von demjenigen 
bei Berk nur zu Anfang in der Anordnung der Abſätze ab. [Bal. zu Allem 
Steins Tagebud).] 
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Inftitution wie ein Direktorium der Fünf habe annehmen können“. 
Er giebt zu, daß Oſterreich für die inneren Zwiftigkeiten in Deutjch: 
land ſich nur „ſchwach interefjiere”, daß es namentlich „einen ge— 
ringern Anteil an Deutichland nehme als Preußen”, daß „jogar 
in jeinem Innern Beitrebungen vorhanden wären, die auf eine 
Trennung von Deutſchland abzielten”, ja, daß die „Üfterreicher 
alle ihre politiichen Leiden Deutichland beimefjen“; „aber bie 
Union Ofterreihs mit Deutfchland jei für legteres unerläßlich“, 
weshalb ein verfallungsmäßiges Band gebildet werden müſſe, 
das dem eriteren „einen größeren Einfluß, ein Übergewicht ein- 
räume”. 

Die dem Kaifer als „erblihdem Oberhaupte” von Deutjch- 
land einzuräumenden Befugniſſe waren nun aber keineswegs der 
Art, daß fie auch nur ein befcheidenes Maß von Kraft und Ein 
heit verbürgt hätten. Nicht nur im Frieden follte derjelbe die 
Leitung des geſamten Militärwejens mit einem Rate von drei 
Fürften teilen, nämlich) Preußen und zwei vom Bundestage ge: 
wählten Mitgliedern, jondern ebenjo follte aud) im Kriege die Lei- 
tung der bewaffneten Macht an diefen Rat der Drei gebunden 
jein. Und doch! war eine ſolche Organifation vom Standpunkt 
der Einheit eine ſchwächende Zerjplitterung, jo mußte fie 
andererjeit3 nad) den Meinungen, welche bis dahin die Mittel: 
und Kleinftaaten vertreten hatten, in den Augen diefer Vielheit 
al3 eine ungebührliche Gentralifation erjcheinen. Wenn ferner 
dem Kailer das Necht zugeltanden wurde, daß für jeden vom 
Bundestage beichlojienen Antrag die Faiferliche Sanktion erforder: 
lich jein jolle, um Gejegeskraft zu erlangen: jo war dieje Be- 
ſtimmung zwar allerdings centraliftiicher Natur, aber eben des— 
halb keineswegs geeignet, auch nur den Beifall eines einzigen 
Staates zu gewinnen. Denn nicht nur haben wir gejehen, wie 
Ipröde fi) die Geſamtheit der SKleinitaaten dem Gedanken der 
faijerlihen Sanktion gegenüber jchon früher verhielt, fondern e3 
leuchtet auch ein, daß, wenn ein für das Wohl Deutichlands vor: 
teilhaftes Geje im Bundestage die gefamten Stimmen Preußen, 
Bayerns, Hannovers und aller übrigen Staaten auf ſich vereinigt 
hätte, ein abjolutes Veto des Oberhauptes von Dfterreich als 
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deutjchen Kaiſers abjolut ſchädlich und unerträglich geweſen wäre; 
ein Bundesitaat it eben fein Einheitzitaat. 

Die Beantwortung der Steinfchen Denkſchrift und überhaupt 
die Würdigung des jo unerwarteten Kaijerprojeftes fiel natürlich 
Humboldt zu. [Nach Perk 4, 334 hatte Hardenberg die Steinjche 
Denfichrift am 18. Februar erhalten. Steins Tagebuch fchweigt 
darüber.| Hierbei müſſen wir aber einer großen Verwirrung bei Perg 
gedenken und fie durch Richtigftellung des Thatbeitandes bejeitigen. 

Dei Pertz (S. 335) find nämlich zwei verfchiedene Denk: 
Ihriften Humboldts verwechjelt: 1) die erjte ift diejenige, wodurch 
Humboldt Steins Memoire vom 17. Februar beantwortete; fie 
datiert ohne Zweifel vom 23. Februar, da fie am 24. durd) 
Hardenberg an Stein mitgeteilt wurde. 2. Die zweite ift vom 
3. März datiert und diente als Ermiderung auf eine Neplif 
Steind vom 27. Februar. Die Verwirrung bei Berk bejteht 
nun darin, daß dieſer, indem er Humboldts Denkſchrift vom 
23. Februar gar nicht fennt, dennoch als Anhalt derjelben 
©. 335 ff. den Inhalt der zweiten Denkichrift vom 3. März 
angiebt. Die Folge ift, daß die von ihm mitgeteilte Replik Steins 
vom 27. Februar (S. 342 ff.) gar nicht mit dieſem Inhalt 
jtimmt, injofern fie ſich eben auf die erjte Denkſchrift Humboldts 
bezieht; ferner daß die zweite Humboldtſche Denkſchrift dergeitalt 
bei ihm eine doppelte Rolle jpielt, einmal (S. 335 ff.) im 
deutichen Auszug als Februar: Denkichrift, und ſodann (S. 755 ff.) 
im franzöfijchen Original als März: Denktichrift, deren er in 
jeiner Darjtellung nur auf eine jehr unverjtändliche Weije gedenkt 
(SE. 344); wie denn überhaupt die Verwirrung den ganzen Ab- 
Ihnitt beherricht, weil e3 ebenjfo unmöglich war, ein und das: 
jelbe Schriftſtück als zwei zeitlich verjchiedene erjcheinen zu 
laſſen, wie zwei zeitlich) verjchiedene Situationen zu einer zu 
verjchmelzen *). 





*) Ich habe vor 15 Jahren Perk mündlic auf das Quidproquo auf: 
merfjam gemadt; er jchrieb die Schuld einer mangelhaften Mitteilung des 
Geh. Staatsardivs zu. Indeſſen Fonnte ihm doch nicht verborgen bleiben, 
daß es fih um zwei Aktenftüde handeln müſſſe, und dab dod nur eins 
ibm zu Gebote jtand. 
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Wir teilen nun zunächſt die bisher ungedrudte Ermwiderung 
Humboldt auf Steing Memoire vom 17. Februar mit, nad 
dem eigenhändigen franzöfifchen Original. Dasfelbe trägt fein 
Datum; da aber Hardenberg die Denkſchrift am 24. Februar 
„Stein zu lejen gab” [Steins Tagebud) S. 433], jo datierte fie, 
wie gejagt, ohne Zweifel vom 23. Daß es fih um die Februar- 
Denkſchrift handelt, wird vollends, wenn es deſſen bedarf, dadurch 
zur Gewißheit, daß Steins Replik vom 27. Februar gegen wört— 
lich wiedergegebene Äußerungen derſelben polemiſiert. Humboldt 
ließ ſich alſo vernehmen: 


„Il est si naturel d'accuser un directoire de faiblesse 
et de manque d’unite, et si specieux qu'on remedie & l’un 
et à l’autre de ces defauts en donnant un chef unique & 
la ligue, que l'idee de retablir la dignite Imperiale doit 
se presenter & tous ceux qui reflechissent sur la constitu- 
tion future de l’Allemagne. Mais j’ai toujours &t& convain- 
cu, qu’en examinant avec calme et impartialite la veritable 
situation des choses, on trouvera ais&ment que la recon- 
struction de l’Allemagne comme Empire subordonne à un 
seul chef est impossible, et que des qu’on ne veut point 
se contenter de mots, il faut s’en tenir & une simple as- 
sociation d’&tats independans. 

On veut suppleer par un Empereur au manque de force 
qu’on reproche & une federation. Il faut donc que l’Em- 
pereur possede cette force; mais il faut en même temps 
qu'il ait aussi celle de vaincre la jalousie et l’opposition qui 
naitront de l’existence m&me de sa dignite. Car personne 
ne voudra soutenir que les grands &tats en Allemagne s’y 
soumettront toujours et dans toutes les circonstances sans 
difficulte. 

Et comment lui donnera-t-on cette force? Est-ce qu’on 
formera une armee de l’Empire d’au moins 100,000 hommes 
qu’on mettra & sa disposition pour s’en servir des que les 
lois de l’Empire seront violees selon son interpretation? 
Je doute qu’un seul etat de l’Allemagne veuille souscrire 
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à cette condition. Mais des qu’une pareille armee n'est 
point toujours pröte, des qu’elle n’est point à la disposition 
absolue de l’Empereur, d&s enfin que l’Empereur n’est pas 
seul juge et interprete des lois, la m&me faiblesse et le 
me&me manque d’unit& qu’on reproche avec raison à la fe- 
deration, se trouvera dans les deliberations dont le resultat 
devra premierement guider les dömarches de l’Empereur et 
les rendre legales. Le plan qu’on nous presente, en donne 
deja la preuve; les droits qu’on y accorde & 1’Empereur, 
sont tellement circonscrits qu'ils montrent déjà la defiance 
qu’on a, qu'il ne veuille abuser de son pouvoir. 

En voulant faire revivre d’anciennes d&nominations, il 
faut penser bien mürement aux circonstances sous lesquel- 
les ces denominations perdent leur v£eritable sens. 

La dignite Imperiale n’a et& forte et n’a vraiment 
servi à proteger l’Empire que dans le temps oü les autres 
princes Allemands se croyaient bonnement et serieuse- 
ment vassaux et même sujets de l’Empereur, oü le rapport 
dans lequel ils etaient avec lui, ressemblait exactement & 
celui qui existe dans un pays entre le souverain et les 
Etats. Depuis que ce sentiment s’est perdu insensiblement, 
la dignite Imperiale a perdu d’autorite, et n’a plus été en 
etat ni de defendre l’Allemagne vigoureusement contre 
l’etranger, ni d’emp£&cher des actes arbitraires des princes 
dans l’interieur. Mais oü est le moyen de faire renaitre 
ce sentiment A present olı les pr&tentions d’independance 
et de souverainete sont descendues jusqu’ aux plus petits 
princes. 

Je ne nie point qu’ encore dans les cinquante ans qui 
precederent la dissolution de l’Empire, la constitution, möme 
dans sa faiblesse, n’ait eu des effets fort salutaires. Mais 
il serait entierement faux de s’imaginer que, si alors un 
Empereur, m&me faible, etait utile, il le serait aussi & 
present. Dans une institution qui tombe insensiblement 
en decadence, le souvenir m&me de la force qui n’existe 
plus, continue encore d’agir; dans une nouvelle la force 
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reelle m&me qu'on lui donne, est moins puissante parce- 
quelle n’influe point encore sur l’opinion, et qu’on doute 
encore pour ainsi dire de son existence. 

Une autre consideration extrömement importante, et 
qu’on parait oublier, est celle que, quelle que soit la puis- 
sance qui prenne aujourd’hui la dignité Imperiale, elle con- 
servera toujours des inter&ts politiques particuliers et dif- 
ferents de ses rapports avec l’Empire. Le souverain qui 
acceptera la couronne Imp£riale, deyra, même pour rester 
fid£le aux devoirs envers ses propres sujets, faire Jui-m&öme 
cette distinetion, et le cas peut arriver que, sans qu'on 
puisse lJui en faire un reproche fonde, il sacrifie ses rap- 
ports avec l’Allemagne à ses interets partieuliers. Moins 
il pourra regarder l’Allemagne comme son domaine, plus 
la constitution lui livra les moyens*) pour s’en servir ar- 
bitrairement: plus cette separation dont naitront les colli- 
sions, deviendra sensible. C'est ainsi qu’on se trouvera 
dans une contradiction complete, puisqu’on voudra à la fin 
renforcer le pouvoir de l’Empereur pour le lier davantage 
à l’Empire, et lui poser des bornes pour emp£cher qu'il 
n’en abuse. 

En un mot, quoi qu’on fasse, onne sortira jamais 
de l’alternative vicieuse ou d’accorder à la di- 
gnite Imperiale des droits dangereux pour l'in- 
dependance des autres princes et möme pour la sü- 
rete de "Allemagne, ou de circonscrire tellement 
son pouvoir qu’elle reste un vain nom charg£ en- 
core du poids des jalousies et de l’envi qu’elle ne laissera 
pas que (?) de susciter. 

Les droits qu’on lui assigne dans le travail que nous 
avons sous les yeux, sont d'un cöte trop etendus, et de 
Y’autre beaucoup trop retreeis. 

Si la sanction Imperiale est necessaire à une decla- 
ration de guerre, l’inter&t particulier, ou la pusillanimite 








*, Entweder; plus la const. lui liera les mains, oder: moins 
la const. lui livra les moyens, 
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d’un cabinet Imperial pourrait donc arr&ter un mouvement 
national et general. Et qu’ en arriverait-il necessairement? 
Evidemment rupture et seission. Les grands &tats de l’Alle- 
magne feraient la guerre à eux seuls, et entraineraient les 
petits avec eux. 

Si, d’un autre cöte, l’Empereur ne pourra ex&cuter, 
m&me en temps de paix, les reglemens militaires de l’Em- 
pire que du consentement d’un cönseil de trois princes, et 
que ce m&me conseil doit aussi prendre part A la direction 
de la force armée dans le cas d’une guerre, le directoire 
de quatre cabinets (moins unis naturellement, puisque l’un 
devient par sa pr&&minence m&me un objet de jalousie et 
de defiance) qu’on nomme fautif dans le syst&me federatif, 
est applique à la partie de la constitution qui pr&eisement 
a le plus besoin d’unite, de force et de promptitude. 

Ce ne sont n&anmoins point là de simples fautes du 
plan qu’il serait facile d’eviter. On y retombera necessaire- 
ment aussi souvent qu’on voudra fixer les droits d’un Em- 
pereur qu’on desirerait bien de rendre fort, mais qu'on 
craint toujours de trouver dangereux. 

On dit encore dans le plan que, comme le chef, quel 
qu’il soit, aura seulement une action influente sur quelques 
membres de la Ligue, ou de l’Empire, et une action im- 
perative sur d’autres, un’ chef’unique sera toujours plus 
fort qu’un direcetoire composd de plusieurs. Mais je crois 
que cette assertion n'est rien moins que prouvce. Car si 
celui sur lequel l’action du chef pourrait &tre imperative, 
se place sous la protection de celui sur lequel elle ne peut 
€tre qu’ influente, il est evident qu’il s’y soustrait. Or ces 
protections seront pour ainsi dire organisdes par la consti- 
tution m&me, des que la ercation d’une dignité Imperiale 
excitera & la fois l’envie, la jalousie et la crainte. Dans 
un directoire compose de plusieurs la pr&ponderance sera 
variable d’apres les combinaisons politiques et möme d’apres 
les objets dont il sera question; l’opinion publique m&me 


à laquelle un cabinet seul refuse facilement l’acc&s, se fait 
Schmidt, Deutiche Verfaffungsfrage. 97 
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ecouter plus aisement par plusieurs; il sera donc beaucoup 
moins facile de se soustraire par des protections & l’action 
du chef & laquelle aussi un grand etat, tel que la Prusse, 
sera plus dispose à se soumettre s'il voit plusieurs autres 
reunis contre lui, que s’il doit simplement reconnaitre un 
decret d’un Empereur; il existera m&me sans doute par rap- 
port à des violations de l’ordre interieur des cas, oü qui- 
conque se les serait permises, invoquerait en vain la pro- 
tection d’un des grands £tats. Une certaine pudeur publi- 
que qu’aucun gouvernement ne viole impun&ment, et l’&quite 
reconnue par plusieurs &tats impartiaux, exercent une beau- 
eoup plus grande force morale, que ne pourrait ötre celle, 
materielle et physique, qu'on accorderait A un Empereur. 

En examinant avec calme la situation presente et en 
consultant l’experience de l’'histoire, on trouvera certaine- 
ment que la dignite Imp£riale de l’ Allemagne est du nombre 
de ces institutions grandes, belles et bienfaisantes qui 
recurent leur force et leur &clat des &v&nements, des temps, 
et des habitudes et de l’esprit des siecles qui les virent 
naitre, mais qu'il serait en vain de vouloir créer par une 
constitution faite expres et A loisir. Aussi faut-ıl avouer 
que ce n'est ni Bonaparte, ni la renonciation de la maison 
Autrichienne qui ont mis fin & I’Empire Germanique. Ce 
corps auquel le suc nourricier et l’esprit vivifiant manquerent 
depuis longtemps, etait mort et deperi bien avant qu’on 
osa prononcer qu'il avait cesse d’exister. 


Si les arguments exposes jusqu’ici ont une certaine 
force, ils en gagnent beaucoup plus dans l’application & 
l’Autriche qui &videmment est la seule puissance en Alle- 
magne capable de porter la couronne Imperiale. 

Le plan dont il est question, prononce d’une maniere 
tres severe que cette cour est en quelque fagon &trangere 
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à l’Allemagne, et qu'il y a même un certain eloignement 
entre les deux nations. Mais, poursuit-il, puisque cela est 
ainsi, il faut, si l’on croit l’union de l’Autriche à l’Alle- 
. magne indispensable, l'y attacher par une pré pondérance qui 
etablisse leurs rapports mutuels sur l’inter&t et sur le devoir. 

Sans observer que la necessite d’avoir une dignite Im- 
periale est subordonnee ici à celle d’unir l’Autriche & l’Alle- 
magne, de facon que cette dignite ne paraitrait plus ne- 
cessaire, si l’on renoncait A cette union, toute la conclusion 
semble un peu paradoxale. Il paraitrait plus naturel de 
retourner l’argument, et de dire: puisque l’Autriche seule 
peut avoir la dignite Imperiale, et que l’Autriche ne tient 
pas assez &troitement & "Allemagne, il faut renoncer & cette 
dignite. Ä 
Je suis loin de partager entierement l’opinion enoncee 
sur l’Autriche dans le plan en question qui, au contraire, 
me semble exagerte. 

Mais deux choses restent neanmoins vraies et immua- 
bles, la premiere, que l’interet politique de l’Autriche (sur- 
tout depuis qu’elle renonce au Breisgau et ne recouvrera 
gueres une grande partie des provinces limitrophes de la 
Baviere) est beaucoup plus &troitement lie au sort de l’est 
de l’Europe*) et de l’Italie qu’ & celui de plusieurs parties 
de l’Allemagne qui neanmoins sont tout-A-fait encastill&es 
a celle-ci, et la seconde, que la composition interieure de 
la monarchie Autrichienne est telle que plusieurs institu- 
tions, vraiment Allemandes, ne pourront jamais prendre 
egalement racine 'en elle. 

Les deux grands points qu’il faut mettre sous la sauve- 
garde de la constitution Germanique, la süret& exterieure, 
et l’inviolabilite de l’ordre politique interieur, seraient donc, 
selon ma conviction intime, bien mieux assures par le di- 
rectoire propose par le Comité Allemand, que par l’Autri- 
che rev&tue de la dignite Imperiale. 


*) d. h. Üfterreichd Schwerpunkt liegt im Often. Vgl. ob. S. 82, 
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Le seul cöt&e duquel l’Allemagne ait encore peut-£tre 
des conquötes &trangeres A redouter, est celui de l’ouest. 
La France, m&me la Hollande, pourraient empieter sur elle. 

La Russie, quelque grande que puisse &tre son influence, 
ne pensera gueres à posseder elle-m&me des provinces en 
Allemagne. Or, quel mal, quel danger pressant en resul- 
terait-il pour l’Autriche, si la France ou la Hollande s’em- 
paraient d’une partie de la rive gauche du Rhin? Evidem- 
ment aucun. Il peut méême arriver des combinaisons poli- 
tiques oü un ministre Autrichien trahirait les inter&ts de 
son souverain, s’il ne consentait pas plutöt à de mal qu' 
à une perte plus sensible ailleurs, ou à la continuation 
d’une lutte difficile? Or, est-ce bien la un motif de se- 
curit6-pour le reste de l’Allemagne? et ne vaudra-t-il pas 
beaucoup mieux que la question de la guerre et de la paix 
soit discutee par ceux qui sont vraiment interesses A l’in- 
tegrit&e de l’Allemagne, en pleine liberte, et sans dependre 
d’une sanction ou pr&eponderance Imp£riale? Si l'on croit 
que l’Autriche ne se decidera pas à des transactions nui- 
sibles & l’ Allemagne precisement à cause de la dignite Im- 
periale, on oublie qu’une puissance doit toujours agir ainsi 
que son interet reel l’exige imperieusement. Or, la dignite 
Imperiale de l’Allemagne restera constamment une attribu- 
tion accessoire pour l’Autriche qu’elle pourra voir diminuee, 
et qu’elle pourra m&me perdre, sans que cela affecte, pro- 
prement ce qui constitue l’essence de sa puissance. 

Quant à l’ordre politique interieur des &tats Allemands, 
l’Autriche est egalement dans une situation moins favorable 
pour veiller & son maintien. Car, n’ayant point, et ne 
pouvant avoir des Etats tels que la constitution les demande, 
elle doit soutenir des institutions dont elle ne donne point 
l’exemple, et comment peut-on par cela m&me s’imaginer 
qu’elle voudrait facilement se brouiller avec la Prusse, la 
Baviere, le Würtemberg, pour des questions auxquelles, il 
faut l’avouer, elle ne prend et ne peut prendre qu'un in- 
ter&t faible et general. Si l’on voulait objeeter qu’elle le 
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ferait pour maintenir et &tendre son autorite, on prouverait 
trop. Car il serait & craindre pour tous qu’elle n’allät au 
delä des bornes prescrites par la constitution. 

Rien de ce qui vient d’etre dit ici a l’egard de l'Au— 
triche, ne part de maximes, de vues politiques, de pröjuges, 
en un mot dispositions passageres qu’on lui suppose; mais 
tout decoule de sa situation extörieure et interieure; existera 
par cette raison autant que dure cette m&me situation, peut 
etre avou& sans blesser en rien un gouvernement qui a si 
eminemment servi la cause de l’Europe, et devra ötre avou& 
par tout ministre Autrichien m&me qui connaitra les inte- 
rets veritables de sa monarchie et ne voudra pas se faire 
de vaines illusions. 

L’Autriche comme état confedere sera d’une utilite 
extreme pour l’Allemagne et un de ses appuis les plus so- 
lides; mais il serait dangereux pour l’Allemagne et pour 
elle, si, revetue de la dignite Imperiale, elle devait porter 
tout le poids de la responsabilite, et avoir un pouvoir ca- 
pable d’arreter ou de changer entierement l’impulsion ve- 
nant des &tats dont tous les interöts particuliers sont amal- 
games avec ceux de la commune patrie. 


\ 

En me declarant ainsi contre le retablissement de la 
dignit&e Imperiale, je suis bien &loigne de faire absolument 
l'apologie du systeme federatif et d’un directoire compos& 
de plusieurs princes. Mais je suis persuadé que c'est le 
seul lien commun que l’Allemagne puisse supporter, et une 
institution qui au moins ne cr&e pas de nouvelles difficultes 
dans la constitution qu'il faut prevenir par de nouveaux 
moyens ainsi que c'est le cas du systeme unitaire. Car 
je n’ai point vu jusqu’ ici de plan renfermant la dignite 
Imperiale qui ne propose pas en m&me temps un contre- 
poids à cette même dignite. Aussi le projet dont nous 
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parlons, y a pensé, puisqu'il assure à la Prusse une place 
fixe dans le conseil qui doit autoriser l’Empereur dans la 
partie la plus essentielle de son pouvoir ex£cutif.*) 

Un second avantage tr&s essentiel du systeme federatif 
est celui dont jai déjà parl& ci-dessus, qu’il est propre A 
se laisser influencer par l’opinion publique, par la volonte 
nationale et par l’esprit du temps qui ne demande plus que 
des institutions qui lui r&pondent, pour s’am&liorer lui-möme 
de jour en jour. 

La force de la federation ne doit pas pr&ecisement &tre 
cherchee dans le lien federatif seulement; elle reside dans 
la puissance de chacun des grands &tats qui la composent, 
dans la circonstance qu'établie sur des bases d’egalite et 
d’ind&pendance elle n’excite point de jalousies et ne reveille 
point mal à propos les passions, et qu’elle offre neanmoins 
partout la où la sürete exterieure ou interieure peuvent 
etre en danger des voies constitutionnelles dans lesquelles 
la ligue forte des moyens de ceux qui la composent peut 
exercer l’influence necessaire. Si les opinions sont diver- 
gentes, et elles le seront certainement, il y en aura pour- 
tant plusieurs qui se r&uniront, et il sera plus facile d’ob- 
tenir parmi elles une majorit& favorable au bien-£tre de 
l’ensemble, que de forcer un chef unique à donner sa sanction 
m&me ä la volonte-reunie la oü elle est contraire à son 
interet ou à sa conviction.“ 


Das meitere dürfen wir furz behandeln, da Perk [nach 
Stein? Tagebuch] dafür ausreicht. Stein hatte inzwiſchen widrige 
Erfahrungen gemadt. Zwar fonnte er fi) dem Kailer Alerander 
gegenüber darauf berufen, daß unter den preußijchen Autoritäten 
General Knejebef ihm beiftimme, ebenfo Grolmann und, wie ich 
binzufüge, auch der provijoriiche Generalgouverneur Preußens in 
den Rheinlanden, Sad, ſprach ſich für die erbliche Übertragung 
der deutjchen Kaijerwürde an Ofterreih aus. Oſterreichiſcherſeits 


*) d. i. in der Armeeleitung zur Kriegszeit. 
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ſprach fi der Minifter Weſſenberg dem Steinfchen Beauftragten 
Pleſſen gegenüber günftig aus. Metternich dagegen erklärte ſchon 
am 20. Februar dem Steinihen Beauftragten Solms, daß er 
weder zu: noch abraten könne; jedenfalls würde Ofterreich mit 
dem Gegengewicht Preußens, der Niederlande und Bayerns zu 
thun haben, in Verwicklungen geraten und die Faiferliche Gewalt 
am Eingreifen gehindert fein. Kaiſer Franz endlich erklärte fich 
geradezu abgeneigt; und Wellington, den Stein perfönlih an 
demjelben 24. Februar zu gewinnen juchte, erwiderte unummuns 
den, daß „die Bildung eines jolchen Oberhauptes jegt nicht 
möglich jei“, wollte aber den preußiſcherſeits eingereichten Ber: 
faffungsplan in 120 Artifeln*), von dem Metternich. ihm ge— 
ſprochen, verfürzt willen, womit Stein ſich einveritanden erklärte. 

Dennoch richtete er jih no einmal an Hardenberg, um ihn 
der Sache günftig zu ſtimmen. Das geſchah durch das Schreiben 
vom 27. Februar (Berk ©. 342 ff.), das ich als Replik Steins 
auf die erite Humboldtiche Denkfchrift bezeichnete. Das zeigt fich 
gleich zu Anfang in den Worten: „man jet entgegen, daß die 
Kailerwürde lange vor 1806 allen Glanz und allen wohlthätigen 
Einfluß verloren hätte, und daß man dem Wechſelbeſchluſſe 
nit entgehen könne, entweder diejer Würde ein Anjehen 
beizulegen, welche® mit den Rechten der Bundesglieder unver: 
träglih wäre, oder fie in einem Zuſtande der Schwäche zu 
laſſen, der fie vollflommen den obigen Ausführungen Humboldts 
(j. ©. 415: La dignite Imperiale ete. und ©. 416: En un 
mot etc.). | 

Dadurch wurde nun, wie gelagt, Humboldt zu jeiner zweiten 
Denkſchrift vom 3. März veranlaßt. Sie beginnt mit den Wor— 
ten: On propose de retablir la dignite Imperiale. Ihrer 
Wiedergabe dürfen wir ung enthalten, da fie eben Bert in den 
Beilagen vollitändig mitgeteilt hat. Am 4. März wurde fie von 
Hardenberg an Stein überjfandt, fand aber, wie Pertz berichtet 
(S. 344), nad) „Anordnung, Bemweisführung und Schreibart 





*) d. i. der Plan mit Kreiseinteilung; derjenige ohne diefelbe zählte 
nur 106 Artikel. 
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vor Steins Urteil feine Gnade”. Pertz folgt dabei den Worten 
in Steins Tagebuh S. 436 „ein verworrenes, ſophiſtiſches, 
ſchlecht ftilifiertes Machwerk“.] Dieſer Bericht klingt um fo ſelt— 
ſamer, als ja Pertz die 11 Punkte dieſer zweiten Denkſchrift, 
wenn auch fälſchlich, ſchon unterm 24. Februar ohne ein der— 
artiges Urteil mitgeteilt hatte. 

Damit ging die SKaiferepifode nad) langem unmiderbring- 
lihen Zeitverluft zu Ende, und man hätte folglich mit dem An— 
fange des März das fo oft und jo verhängnisvoll unterbrochene 
Verfaſſungswerk wieder aufnehmen können, wären nicht neue 
Hemmniſſe dazwiſchen getreten. 


XXXIX. Deue Bemmnilfe, Württemberg, 
Dapvleon. 


Tarallel mit der Kaiferepilode hatte ſich ein fcharfer Streit 
mit Württemberg entwidelt. 

Wir hatten gejehen, daß auf Grund der 12 Artikel, der 
Konvention vom 21. Oftober 1814 und dem Münſterſchen Votum 
vom gleichen Tage (j. ob. S. 209, 232) Stein in Bezug auf die 
Heritellung freilinniger landſtändiſcher Verfaſſungen die glän— 
zenditen einmütigen Verſprechungen der Kleinftaaten kraft ihrer 
Note vom 16. November erlangt hatte. Wie täufchend und hohl 
ih diefe Verſprechungen auch jpäterhin mit äußerft wenigen 
Ausnahmen erwieſen: zur Zeit übten fie die Wirkung, daß fie 
die ſüddeutſchen Mitteljtaaten nach diefer Richtung hin nicht ruhen 
ließen. Denn dieſe wollten ſich in Betreff ihrer inneren Ein: 
richtungen nicht dur) den Bund und deſſen Verfaflung vor: 
ichreiben oder aufnötigen laſſen, weil dies, wie fie meinten, ihrer 
Souveränität zumider war. Sie zeigten ſich daher beflifien, 
etwaigen zwingenden Beſchlüſſen diefer Art von feiten des Wiener 
Kongreſſes zuvorzufommen. Überdies hofften fie, durch die Ein- 
führung wirklicher oder jcheinbarer Freiheit in den Einzelftaaten 
das Sehnen und Streben nah Einheit in Deutichland zu er: 
ftiden. 

Sp hatte denn zunächit Baden jchon am 1. Dezember 1814 
eine Berfaflung verſprochen, die im mejentlichen mit den Ver: 
beißungen der Fleinjtaatlichen Note vom 16. November überein 
fam (ſ. Klüber 1, 100 f.). Dann folgte Bayern in gleicher 
Weile mittels einer Injtruftion vom 10. Dezember. Und end- 
id auch Württemberg am 11. Januar 1815. Wie leicht man 
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den Einheitsgedanten durch ein ſolches Vorgehen entfräften zu 
fönnen hoffte, geht jchon daraus hervor, daß Württemberg gleich 
mit dem folgenden Tage, dem 12. Januar, die Beichränfung des 
Dundeszwedes auf die Sicherheit gegen außen. wenigitens Ruß: 
land gegenüber befürmortete. 

Auh ging Württemberg in der Landesverfafiungsfrage, 
während dieje in Baden und Bayern nur langjamen Fortgang 
hatte, am rajcheiten vor. Schon um die Mitte des Februar war 
die Verfaſſungskommiſſion mit der Verfaſſungsurkunde fertig, die 
octroyiert d.h. dem danach zu berufenden Landtage verfündet 
und jofort von demjelben beſchworen werden jollte. Demgemäß 
wurde diejer erite Yandtag ohne weiteres Zögern auf den 15. März 
nad Stuttgart einberufen. Gleichzeitig ergingen, unterm 19. Fe— 
bruar, zwei jehr anmaßliche Schreiben des mwürttembergiichen 
Miniſters des Innern (Klüber 4, 4 und 4, 6), voller Mißachtung 
gegen dag deutiche Comits und damit bejonder3 gegen Djterreich, 
Preußen und Hannover *). 

Gegen diejes Vorgehen rvemonjtrierten zunächſt, am 24. Fe— 
bruar, die Bevollmädtigten der ehemaligen unmittelbaren Reichs— 
ritterſchaft (Hornitein, Degenfeld, Zobel, Rüdt). In diefem 
Proteſt, der ſich nicht bei Klüber befindet, ward namentlich be— 
dauert, daß „des Königs von Württemberg Majeſtät entjchloffen 
ſcheine, den einmal fich vorgejegten Plan feſt zu verfolgen“ ; 
fodann gebeten: „daß alle desfalliigen Maßregeln auf einen Zeit: 
punft mögen verjchoben werden, wo die zu erwartenden liberalen 
Grundſätze des hiefigen hohen Kongreſſes ausgeſprochen find und 
in Thätigfeit können gejeßt werden”; und endlich erklärt: der 
württembergifche Erbadel könne „unmöglich jein eigenes Todes— 
urteil ſelbſt unterichreiben“. 

Daran ichlofjen fich zwei Proteite des Geheimerats von Gärt- 
ner al3 „Bevollmächtigten vieler fürftlicher und gräflicher Häufer“, 


*) Das erite Schreiben ift bei Klüber lüdenhaft; nad der Handſchrift 
im Berliner Archiv muß es daſelbſt (S. 5) beißen: „Tei zunächſt die Ver: 
fammlung zu Fonjtituieren und ihr die von Sr. Maj. feſtgeſetzte Ver: 
fafjungsurfunde erit zu publizieren”; am Schlufjfe aber (S. 6): „er: 
gebenden präjudizierlichen Folgen.” 
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vom 27. Februar und 5. März. Beide befinden fich bei Klüber I. 
St 4 S. 1 und S. 3. 

An demſelben 5. März erfolgte nun auch ein Proteſt des 
Fürſten Hardenberg, der ſich zunächſt ebenfalls gegen die über: 
eilte Berufung der Zandesrepräfentanten richtete. Wir teilen dies 
anjcheinend ungedrudte Aftenjtüd nah dem Berliner Archiv 
(Nr. 125. Reclamations etc. Cour de Württemberg) bier mit. 


Hardenberg an den Württembergiihen Staats: und Konferenz: 
minijter Heren Grafen von Wintingerode Excellenz. 
Wien, den 5. März 1815. 

„Der Unterzeichnete fieht ſich veranlaßt dem — das leb— 
hafte Antereffe zu bezeugen, mit welchem jein höchfter Hof es 
vernommen, daß des Königs von Mürttemberg Majeftät ſich ent: 
Ichlofjen haben, Ihrem Königreich eine angemeſſene Verfaſſung 
und ſtändiſche Repräfentation zu geben. 

Der Unterzeichnete kann aber nicht umhin, den Heren Grafen 
von Wingingerode Erc. auf den Umjtand aufmerkſam zu machen, 
daß wenn zufolge der ergangenen Königlich Württembergiichen Con- 
vocationen die ſtändiſchen Repräfentanten diejes Königreichs wirklich 
bereit3 am 15. März d. 3. zur Annahme der entworfenen Ver: 
faſſungsurkunde verfammelt werden jollen, bei diefer nicht mehr auf 
diejenigen allgemeinen Grundjäße werde Rüdficht genommen werden 
fönnen, zu deren Aufitellung an dem hiefigen Kongreß noch 
Württemberg jelber mitwirken wird, und welche insbejondere die 
Mediatijierten und ehemals Reichgunmittelbaren betreffen. 

Der Unterzeichnete glaubt daher, dem — anheimgeben zu 
müſſen, es bei de3 Königs von Württemberg Majeftät durch ihren 
Vortrag gefällig dahin einzuleiten, daß die Zufammenfunft der 
dortigen ſtändiſchen Repräfentanten, in Erwartung der weiteren 
Rejultate des hieligen Kongrefies, noch etwas hinausgeſetzt werde, 
wozu ſich Leicht ein jchiclicher Vorwand wird finden laſſen, in: 
dem e3 Seiner Majejtät nicht darauf ankommen dürfte, nachdem 
die Sache mehrere Jahre geruht, diejelbe, zumal gerade in dem 
jegigen Zeitpunkt, zu beeilen. 

Der Unterzeichnete benußt 2c. Hardenberg.“ 
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Das war indes nur die eine Seite der Angelegenheit. Durch 
die anmaßliche Haltung der beiden württembergijchen Nejfripte 
fühlten fih die Bevollmächtigten Ofterreichg, Preußens und Han- 
novers in hohem Grade entrüjtet und zu einer energiichen Zu: 
rückweiſung fraft einer identiichen Note aufgelegt. Am 7. März 
erhielt Fürjt Hardenberg ein Schreiben der beiden hannoverſchen 
Bevollmächtigten, Graf Münſter und Graf Hardenberg, worin 
diefelben darauf drangen, daß die Unverjchämtheit des württem— 
bergiihen Minifters des Innern nicht mit Stillſchweigen über: 
gangen werden dürfe (das Schreiben iſt gedrudt bei Klüber 6, 
613 ff.). Inzwiſchen hatte jchon am Tage zuvor, am 6. März, 
Humboldt im Einverjtändnis mit dem Fürjten Hardenberg eine 
Note an Württemberg in jenem Sinne entworfen, und ebenjo 
ein Begleitjchreiben an Metternih, um deſſen Zujtimmung zu 
diefer Note zu erlangen. Die Expedition gejhah ohne Zweifel 
am 7. März. Abjchrift von diefem Schreiben und dieſer Note 
wurden auch jofort, nach Eingang des hannoverſchen Schreibens 
vom 7., an die hannoverjchen Bevollmächtigten überfandt, die 
nun ihrerſeits am 9. dafür ein Dankjchreiben an Fürft Harden— 
berg erließen, in dem fie fich bereit erklärten, eine ähnliche Note 
an Württemberg zu überfenden, fobald fie von der Überreihung 
der preußifchen Note benachrichtigt jein würden. Dieſe hanno- 
verſche Ermwiderung ijt ebenfalls bei Klüber (a. a. DO.) gedrudt. 
Die preußifche Note und das Begleitichreiben an Metternich) find 
ungedrudt; auch hatten diejelben, wie wir gleich jehen werden, 
feine Folgen. Da fie aber ficher vielen, und zunächjt den öjter- 
veichiichen und den hannoverſchen Diplomaten, zur Kenntnis ge— 
langten, aljo einen Eindrud auf die Stimmungen in weiteren 
Kreiſen ausübten: jo mögen fie hier eine Stelle finden; um To 
mehr als fie an fich, in Bezug auf die damalige Haltung Würt— 
temberg3 und al3 Elaborate eines geiftig fo eminent hervorragenden 
Staatsmannes wie Humboldt, von nicht geringem Intereſſe find, 

1. Schreiben der Preußifchen Bevollmädtigten an den Fürften 
Metternich. 

Wien, den 6. März 1815. 

„E. werden unitreitig die von dem Württembergiſchen Mintjter 
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de3 Innern Graf von Reiſchach an die Fürften von Hohenlohe: 
Zangenburg und Hohenlohe-Fagitberg erlaſſenen Reſkripte ihren 
ganzen Inhalte nach befannt fein. Die Unterzeichneten glauben 
und fie jchmeicheln ſich, E. hierin übereinjtimmend mit ſich zu 
finden, daß es unmöglich ift, die darin über die Arbeiten des 
deutfchen Comites, in einem Tone den man fich bisher bei Be- 
urteilung großer Mächte nicht leicht erlaubt hat, aufgeitellte Be— 
bauptungen ungerügt zu laſſen . . . Fährt der König von Würt: 
temberg, wie er es denn bei dem Stilljcehweigen der großen Höfe 
unfehlbar thun wird, in dem Sinne jener Piecen fort, jo müßte 
Ofterreih und Preußen entweder lau in Abficht auf die Sache 
(d. 5. die deutſche Verfaſſung und die Erwartungen Deutichlands 
deshalb), oder ſchwach gegen den fich bei derjelben ergebenden 
Widerſpruch erjcheinen. Beides aber kann nur von den nad): 
teiligften Folgen fein... Der Iebhafteften Überzeugung der 
Unterzeichneten nach, müſſen daher Ofterreih und Preußen jet 
entweder gleich ganz von ihrem bisherigen Vorhaben zurüd: 
treten, oder nicht dulden, daß ihr Unternehmen entitellt, ge: 
ringgefhäßt und als längjt von der Hand gemiejen vorgeitellt 
werde, jondern mit Feitigfeit auf dem angefangenen Wege fort: 
gehen. 

In diefem Sinne haben die Unterzeichneten den anliegenden 
Entwurf zu einer Note an die Wiener Kongrekbevollmächtigten 
abgefaßt . . . Sollten nun E. mit der Faſſung der Note ein: 
verstanden fein, fo erfuchen die Unterzeichneten Sie, diefelbe im 
Concept gefälligft mitzuzeichnen, und ſodann unverzüglich abgehen 
zu laſſen. Sobald E. Meinung über dieſen Gegenftand den 
Unterzeichneten befannt fein wird, werden fie auch von den Kal. 
bayerijchen und hannoverſchen Höfen zu erfahren juchen, ob die: 
jelben an diefem Schritte gleihen Anteil zu nehmen geneigt jein 
dürften.“ 

2. Entwurf zur preußischen Note an Württemberg, Wien 
den 6. März 1815, dem Fürften Metternih am 7. März vor: 
gelegt. 

„An die Kol. Württembergiihen Kongreß-Bevollmädhtigten. 

„Die unterzeichneten Königl. Breuß. Bevollmächtigten haben 
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zwei unter dem 19. Februar an die Fürſten Hohenlohe-Xangen- 
burg und Jagſtburg erlafiene Nejtripte des Königl. Württem— 
bergiſchen Minifters des Innern zu Gefichte befommen, deren 
Inhalt fie veranlaßt bat, diejelben dem Könige, ihrem Herrn, 
vorzulegen und Se. Kgl. Maj. haben den Unterzeichneten den 
ausdrüdlichen Befehl erteilt, Ihren Ercellenzen den Kgl. Württem— 
bergiichen Herren Kongreß:Bevollmädtigten folgende officielle und 
im Einverjtändnis mit dem Kaiſerlich Oſterr. u. ſ. f. abgefaßte 
Eröffnung zu machen. 

Abaejehen von dem eigentlichen Gegenftande der eben er: 
mwähnten Rejfripte, über welche der Kal. Preußiiche Hof ſich für 
jegt alles Urteils enthält, hat dasjenige, was darin über den, [sic} 
Kongreß-Comite für die deutichen Berfaffungsangelegenheiten eben- 
jo willkürlich als unrichtig behauptet wird, S. Maj. auf eine 
bödhit unangenehme Weile befremdet. Der Goncipient jener 
Schreiben jcheint in dem Tone, welchen er jich erlaubt, gänzlich 
vergejien zu haben, daß diefe [sic] Comite eine Vereinigung der im 
Namen ihrer Souveräne jprechenden Bevollnädtigten war, und 
gleich auffallend ijt es, wie über den Zweck und Gegenitand des 
Comites Vorausſetzungen gemacht werden, welche in offenbarem 
Widerſpruch ſowohl mit den Protofollen desjelben als mit dem 
Inhalte mehrerer, nachher ſelbſt durch die öffentlichen Blätter be- 
fannt gemordener Noten einiger der Höfe des Gomites ſelbſt 
jtehen. 

Es war einer der wichtigiten Gefichtspunfte, dieſer Ver: 
jammlung, dur verfafiungsmäßige und daher für feinen Sou— 
verän welcher fühlt, daß die wahre Regentenfraft nur gemwinnt, 
indem fie fich jelbit freiwillig gejegmäßige Schranfen beftimmt, 
beleidigende Mittel jedem deutjchen Unterthan Sicherheit gegen 
mögliche Bedrüdung zu verichaffen, und durch die Aufitellung, 
fonjtitutioneller Formen die duch die Gemaltthaten der legten 
Fahre aufgeregten Gemüter zu beruhigen. Es mwiderjpricht daher 
telbit den Grundlagen der Arbeiten des Comites, wenn in den 
Kol. Württembergiichen Reſkripten aller und jeder Einfluß des— 
jelben auf die innere Verfaſſung der deutichen Staaten abge— 
leugnet wird; und ſchwer begreift man, wie darin hat gejagt. 
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werden können, daß alles, was auf einen ſolchen Einfluß abzwecke, 
von der Hand gewiejen worden jind. Es ijt zwar nur zu wahr, daß 
der Kol. Württembergifche Hof wirklich jede Gelegenheit ergriffen 
hat, einen ſolchen Einfluß zu entfernen, daß er auch immer gejtrebt 
hat, die übrigen deutichen Fürften mehr in ein vom Bunde 
abhängiges, als zu demjelben frei mitwirfendes Verhältnis zu 
bringen, und daß er ſowohl dadurd als auch geradezu eine dee 
des Bundes aufgeitellt hat, nach welcher derjelbe eigentlich nur 
eine Vereinigung der Eöniglichen, vermittelit der Kreisverfaflung 
dur die übrigen Fürjten verftärften Staaten würde. Allein 
feiner der anderen vier Höfe hat jemals dieje Anjicht geteilt; alle 
haben diejelbe vielmehr verjchiedentlich beftritten; und wenn auch 
fie allerdings in der Anwendung mehrerer Grundjäge von ein: 
ander in ihren Meinungen abwichen, jo ftimmten fie doch immer 
in der Überzeugung von der doppelten Notwendigkeit überein, 
den außer dem Gomite befindlichen Fürften ihren gebührenden 
Anteil am Bunde zu gewähren, und den Zmwed der inneren 
Sicheritellung der Rechte nicht von der Verfaſſung auszuſchließen. 
Ihre Abjicht war, und ift offenbar, die Unabhängigkeit Deutjch: 
lands auch, außer der phyſiſchen Macht, noch durch die moralische 
Stärfe der Anhänglichfeit zu fichern, welche eine an allgemeine 
nationelle Berfaflung gemwöhnte Nation, wie die deutiche, auch 
jeßt wieder für eine joldhe, ihrem Charakter und dem Geifte 
der Zeit angemeljene Verfaſſung unfehlbar gewinnen wird. Bei 
diefer Zage der Sache ijt es num wohl einleuchtend, daß der einzelne 
Widerſpruch des Kgl. Württembergiichen Hofes zwar für diefen von 
erheblichen Folgen, allein für das Gelingen oder Mißlingen einer 
der wichtigiten, von allen großen deutjchen Höfen bejtimmt beab: 
jichteten, und von England und Rußland ernitlich begünftigten 
Angelegenheit keineswegs entjcheidend jein Fünnte. 

Eine zweite höchſt befremdende Auffaſſung iſt es, daß der 
Pariſer Friedensichluß die einzige Nichtichnur des Comites ei. 
Die übrigen in demjelben vereinigten Höfe, welche nicht in dem 
Fall find, andere Vorjhriften, noch Belehrungen anzunehmen, 
haben dies auf feine Weife je ausgeſprochen. Die Richtſchnur 
des Comites war und it der Wille dev ihn bildenden Höfe, und 
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diefer Wille ift nur durch den Zweck, den fie jich vorſetzen, die 
Natur des Gegenjtandes und die Rechte der deutichen Staaten 
bedingt. Eine andere Richtſchnur können deutiche Fürften, wenn 
fie über deutiche Verfaſſung ratſchlagen, nicht anerfennen. Die 
Beitimmung des Pariſer Friedens war bloß auf Frankreich be— 
rechnet, das mit Recht verlangen konnte zu willen, welche poli- 
tiſche Geftalt das ihm benachbarte Deutichland annehmen würde. 

Einmiſchungen zwiſchen Heren und Unterthanen, wie in den oft 
erwähnten Kgl. Württembergifhen Rejkripten gejagt wird, find 
jehr weit von den Abſichten der Höfe entfernt, welchen das Wohl 
Deutichlands zu jehr am Herzen liegt, um nicht ihr erjtes Augen- 
merk darauf zu richten, die Bande zwilchen Yandesheren und 
Unterthanen immer feiter und fejter zu Fnüpfen. Allein mit 
diefem Namen der Einmifchung kann derjenige gejegmäßige Ein- 
Hug nicht belegt werden, welchen eine freiwillig angenommene 
Verfaſſung ausübt, und welcher den Mürttembergiichen Staaten 
zu feiner Zeit fremd geweſen iſt. Denn nachdem, bei dem 
Aufhören des Nheiniihen Bundes, ©. Maj. laut des zu Fulda 
abgeſchloſſenen Allianztraktats, welchem Preußen kurz nachher 
beitrat, von allem fremden Eonftitutionellen Bande frei wurde, 
ftellte der eben erwähnte Staatsvertrag die Kal. Württembergifchen 
Souveränitätsrechte unter die Gemwährleiftung derjenigen politiichen 
Verhältniſſe, welche eine Folge der für die Heritellung und Siche— 
rung der Unabhängigkeit und Freiheit Deutichlands zu treffen: 
den Einrichtungen fein würden. Ohne daher auf den gleichfalls 
unleugbaren Grundjag zurüdzugehen, daß weder das Aufhören 
des Deutſchen Reiches noch der Machtipruch eines fremden Sou— 
veräns diejenigen Bande aufzulöjen vermochte, welche ehemals 
zwiſchen deutſchen Fürften und ihren Ständen vorhanden waren, 
und die namentlich in Württemberg unter der Garantie Sr. Kal. 
Preußiſchen Maj. ftanden, ift der Einfluß der in Deutjchland her— 
zuftellenden Verfaſſung auch auf die inneren Verhältniſſe Würt— 
tembergs auch traftatenmäßig begründet. 

Indem die Kol. Preußiiche Regierung fich jelbit Tchuldig 
war, die miürttembergijcherjeit3 über den deutichen Comité auf- 
geitellten irrigen Behauptungen zu berichtigen, und nicht zuzu— 
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geben, daß die Hffentliche Meinung durch Entjtellung der auf 
alljeitige Schäßung der Rechte, und äußere und innere Freiheit 
gerichteten liberalen Abfichten der vornehmften deutfchen Höfe 
irregeleitet werde, fünnen ©. Kgl. Maj. von Preußen nicht um- 
hin, Se. Maj. den König von Württemberg noch einmal, in 
Gemäßheit der Note vom 5. hujus darauf aufmerkſam zu maden, 
nicht durch einjeitiges Vorgehen mit Einführung einer ſtändiſchen 
Verfaſſung Kollifionen hervorzubringen, die nicht anders als von 
den nachteiligiten Folgen jein können, da Se. Maj. auf feinerlei 
Weiſe von dem im volllommenften Einverjtändnig mit ©. Mai. 
dem Kaifer von Dfterreich eingejchlagenen Wege dem gefränften 
Necht Ihren höchſten Schuß angedeihen zu laſſen, weder abweichen 
fönnen noch werden. Die Unterzeichneten müſſen jogar ange: 
legentlih wünſchen, die Rücdäußerungen des Kol. Wiürttembergifchen 
Hofes über den Zwed und die Natur der künftigen deutichen Ver: 
fafjung unummunden zu vernehmen, weil es von der dringenbdften 
Notwendigkeit ift, vor dem Erjcheinen mwürttembergiicher Bevoll- 
mächtigten bei dem gegenwärtig wieder unmittelbar, und zwar 
nunmehr mit allen Fürften gemeinfhaftlih vorzunehmenden Be- 
ratungen bejtimmt zu willen, daß diefe Bevollmächtigten mit 
Inſtruktionen verjehen find, welche dem Unternehmen einen gün— 
jtigen Erfolg zufichern, und ein jolcher bei gänzlicher Verſchieden⸗ 
heit der Grundideeen auf keine Weiſe zu erreichen ſteht. 

Die Unterzeichneten erſuchen die Kgl. Württembergiſchen 
Herren Kongreß-Bevollmächtigten, die gegenwärtige Note zur un— 
mittelbaren Kenntnis Sr. Maj. des Königs, Ihres Herrn, zu 
bringen, und benutzen mit Vergnügen dieſe Gelegenheit, Ihren 
Excellenzen die Verſicherung ihrer aufrichtigſten Hochachtung zu 
erneuern.“ 


Die von Hannover als Signal zu eigenem Vorgehen er: 
wartete Überreichung der preußijchen Note fand nicht ftatt. Hum— 
boldt jelbjt machte zu dem Konzept derjelben die ILL: 


Schmidt, Deutihe Verfafjungsfrage. 
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„it nit an Württemberg abgegangen, weil Fürft Metternich) 
nie auf die Begleitungsnote geantwortet hat. 9.” 

Metternich trägt jedoch hieran feine Schuld. Denn an eben 
demjelben 7. März traf in Wien die erjte erſchreckende Nachricht 
ein über die Rückkehr Napoleons von Elba, der am 11. die Kunde 
von feiner Landung in Frankreich folgte. Dadurch wurde natürs 
lich, wie alle andern Fragen, jo auch die Streitepijode mit Würt: 
temberg plöglid abgebrochen und allmählich der Bergeilenheit 
übergeben. Alles galt in diejer brennenden Gefahr der energilchen 
Vorbereitung des neuen Kampfes mit dem Ujurpator. 


XL. Wiederaufnahme und Abſchluß des 
Deuffihen Berfalfungsiverkes. 


Nachdem der jo unerwartete Incidenzfall der Rückkehr Na: 
poleons die nächiten vierzehn Tage alle Kräfte der Diplomatie 
in Anspruch genommen hatte, machte fich doch allſeits die Mei: 
nung geltend, daß es zwedmäßig fein dürfte, ehe der neue Krieg 
mit dem Abenteurer aufgenommen werde, mit den wichtigjten 
Fragen, und namentlich auch in der Deutſchen Verfaflungsfrage, 
zu endgültigen Rejultaten zu gelangen. 

Stein war der Anficht, es genüge, einige allgemeine Grund- 
ſätze der Verfaſſung aufzuftellen und zu verfünden, die Entwid- 
lung derjelben aber der fünftigen Bundesverfammlung anheim: 
zugeben. Hardenberg wollte jogar anfangs die Angelegenheit big 
nad) dem Kriege vertagt willen. Dies durfte indes bedenklich 
ericheinen, Denn wenn auch an dem definitiven Siege über Napo— 
leon nicht gezweifelt werden konnte, jo war es doch ſehr frag: 
(ih, ob man nach der definitiven Bejeitigung aller Napoleonifchen 
Gefahren, und damit aller Beſorgniſſe für die Erhaltung der 
jtaatlihen Sondererijtenz, bei den Klein: und Mittelftaaten noch 
mehr würde erreichen können al3 eine ganz lodere Allianz, wie 
fie Metternich anfangs ins Auge gefaßt, und wie fie Württem— 
berg jeit dem 12. Januar empfohlen hatte. Humboldt war, 
während Metternich ſich lau verhielt, für ein raſches und rüſtiges 
Vorgehen, um Deutichlands Zukunft vor der neuen Waffenkrijis 
wenigitens im großen und ganzen unter Dad und Fach zu brin- 
gen; und ihm jchloß ſich alsbald Hardenberg an, jomwie aud) 
Münſter. 

Gleicher Meinung waren — nicht die Mittelſtaaten, die es 
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vorzogen zu lavieren und fich abjeits zu halten, wohl aber die 
Kleinjtaaten, aus Scheu vor den Eventualitäten des neuen Euro— 
päiſchen Krieges. 

Daher drang denn am 22. März eine neue Note der „ver: 
einigten Fürften und freien Städte” bei Ofterreich und Preußen, 
unter Bereiterflärung zu „angemejjener Militärleiftung” und unter 
Berufung auf den „ganzen Anhalt“ der Noten vom 16. Novem— 
ber und 2. Februar, auf Ichleunige Grundlegung der deutichen 
Berfallung*). Der Badenſche und der aroßh. Heſſiſche Bevoll- 
mächtigte verweigerten die Unterjchrift. Der Führer der Depus 
tation bei Überreihung der Note am folgenden Tage, Pleſſen, 
jondierte no) einmal Metternich und Hardenberg in betreff der 
Kaijerwürde; der erjtere erklärte, die Annahme jei nicht möglich, 
weil namentlich Bayern und Preußen dagegen ſeien; Hardenberg 
erklärte unummunden, ein „gehörig ftarfes” Kaifertum jei für 
Preußens Unabhängigkeit nachteilig, ein „Ichwaches hingegen un- 
nütz“ (Pertz ©. 387). Die preußifche Antwort, von Humboldt3 
Hand entworfen, datiert vom 29. März (j. Klüber 1, 4, 48 ff.), 
ſtimmte dem Wunſche der Kleinftaaten volllommen bei; dasjelbe 
that eine öjterreichiiche Note, die, injofern fie mit der preußiſchen 
„völlig gleichlautend” war, die Annahme des Humboldtſchen Ent- 
wurfes von, jeiten Metternich vorausſetzt. Am gleichen Tage 
erging auch eine preußiſche Note an die Bevollmächtigten von 
Baden und Großherzogtum Helfen, injofern fie der Note der 
„Sereinigten Fürſten“ nicht zugeltimmt hatten, und die Folge 
war, daß Tags darauf, am 30. März, wenigſtens der Heſſiſche 
Bevollmächtigte nachträglich feinen Beitritt erflärte. Eine fernere 
Preußiiche Note erging am 31. März an die Bevollmächtigten von 
Bayern, Hannover und Württemberg; in allen war die Er: 
Härung enthalten, daß das Verlangen der vereinigten Fürften, 
„Deutichland wegen feiner Zukunft durch eine feſte Verfaffung zu 
beruhigen”, ein gerechtes fei; e3 müßten fofort in gemeinjamer 
Beratung wenigſtens die weſentlichſten Grundlagen feftgeftellt werden. 


*) Sie fteht bei Klüber 1, 4, 43 ff. Die Varianten im Berliner Archiv 
find geringfügig; namentlich fehlt hier das „einftimmig“ in 8. 4. 
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Nur vereinzelte und Schwache Stimmen außerhalb der maß- 
gebenden Kreije traten noch für die Kaiferidee ein. So am 
22. März ein Memoire, unterzeichnet von den beiden Bevoll: 
mächtigten de3 Burggrafen der ehemaligen Reihsburg Fried: 
berg, Grafen von Wejtfalen, nämlich: von dem Grafen v. Degen: 
feld, öjterreihijchem Generalmajor, und Freiherrn v. Hornitein, 
öfterreichiichem wirklichen Geheimrate; ſowie von den beiden Be: 
vollmächtigten der Fränkiſchen Reichsritterichaft, nämlich: von dem 
Freiherrn von Zobel und Freiheren Rüdt von Collenberg. Da 
dag Memoire meines Willens nicht gedrudt ijt, Ichalte ich es Hier 
ein, nach dem Original im Berliner Archiv, und mit genauer 
Wiedergabe der gebrauchten Orthographie. 


„Memoire, 


Die neue unerwartete Ereigniffe, welche dem teutjchen Vater: 
land mit grojen neuen Opfern aller Art drohen, nöthigen die ge 
horſamſt Unterzeichnete zu nachfolgender ehrerbietigiter Vorjtellung. 

Ihrer und ihrer Committenten Eifer und Batriotismus für 
die Sache der Gerechtigkeit und des Vaterlands iſt unbegrenzt; 
Allein ihre Kräfte find geſchwächt und die Ungewißheit ihrer Ver: 
hältniſſe drüdt fie ganz zu Boden, 

Sollte diefer neue unglüdjelige Krieg wirklich ausbrechen, 
jo würde dieſe Ungemwisheit der Verhältniffe fie zernichten und 
alle die feyerlichen Verficherungen von Wiederherftellung der geſez— 
lihen teutichen Freyheit, an die fie bisher jo vertrauensvoll ge: 
glaubt haben, würden alsdann für ihre Fünftige Erijtenz zu jpät 
fommen. 

Sie jehen fich daher veranlaßt, bey Einem hohen Congreß 
in dem gegenwärtigen gefahrvollen und omminojen Augenblid die 
wiederholte dringendite Bitte zu erneuern: 

daß fie und das teutiche Vaterland durch einen zu bes 
jtimmenden teutfchen Kaiſer gerettet, daß ſein Ruhm, 
jeine Kräfte, jeine Gejege in ihm vereinigt werden mög- 
ten, daß ein allgemeines Tribunal zur handhabung diefer 
Gelege unter Kaiferliher Vollziehungs:Gewalt angeord: 
net, gemäfigte Regierungs-Grundſäze in den teutjchen 
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Souverainitäten aufgeftellt und Gerechtigkeit die Unter: 
drüdten in Schuß nehmen möge. 

Nur auf diefe Weile wird Teutichland vor einer fremden 
Eroberungs-Sucht gefihert und geſchickt jeyn die ihm drohende 
große Opfer von neuem zu bringen, wobey der immediate Reichs: 
Adel fich durch zuvorkommende Willfährigkeit und Eifer von neuem 
auszeichnen wird. 

Indem die Unterzeichneten dieſes feyerlich zu verfichern die 
Ehre haben, ergreifen fie u. ſ. w. 

Wien den 22. Maerz 1815. 

Freiherr v. Hornitein 

Graf v. Degenfeld 

Freiherr Zobel zu Darmitadt 
Freiherr v. Rüdt von Collenberg.“ 

Anderjeit3 trug auch „wiederholt“ unterm 4. April 1815 *) 
der Bevollmädhtigte Gärtner, Geheimrat und Bevollmächtigter 
des größten Teils der durch den Rheinbund unterdrüdten Deut: 
ſchen Reichsſtände, die Bitte vor: „den Rechtszuftand von 1806 
wiederherzuftellen und in deſſen Gefolge auch feinen Herren Kom: 
mittenten einen verhältnismäßigen Anteil an der Repräfentation 
des Deutjchen Vaterlandes wieder zu gewähren!“ Wir enthalten 
uns der Wiedergabe. 

Manche fürftliche Bevollmächtigte und ihre Vollmachtgeber 
verzweifeln an der Deutſchen Gegenwart und jegten all ihre Hoff: 
nungen für Deutjchlands Zukunft ſchon damal3 mit Vertrauen 
auf Preußen. So Gersdorff und fein Vollmachtgeber, der nun: 
mehrige Großherzog von Sachſen-Weimar, Karl Auguft. Hatte 
diefer doch ſchon den teilnehmenditen Eifer für den Fürjtenbund 
Friedrich des Großen, wenn auch minder für den Norddeutjchen 
Bund unter Friedrih Wilhelm ILL, an den Tag gelegt. Am 
7. April, am Tage nad) der Verkündung der Annahme der groß: 
herzoglichen Würde überfandte Gersdorff an Humboldt **) folgen: 

des Schreiben nebit Beilage: 








*) Der 14. im Berliner Original ift ein Verfehen, wie der Vermerf 
„pr. 6. April 1815 beweiſt. j 
**) Nach Treitichte 1, 694 an Hardenberg. 
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„Am 7. April 1815 früh Morgens. 

Indem ich mir die Freiheit nehme, Ew. Excellenz einige Ge: 
danken niedergejchrieben zur Prüfung überfende, welche auf Deutjche 
Angelegenheiten Bezug haben, bitte ich gehorſamſt mich dabei bloß 
als einen Deutichen zu betrachten. 

Aber weſentlich dünkt mir, daß Preußen, wenn e3 nicht 
gehen jollte mit einer Konföderation aller Staaten, den gejtern 
geäußerten Gedanken des Abſchluſſes uniformer Verträge mit Ein- 
zelnen ausführte. So würde vielleicht der Keim zu etwas Tüch— 
tigem gelegt, und man hätte den Vorteil, daß, während man jic) 
zur Verteidigung gegen außen jehr füglich mit allen Deutjchen 
Staaten und Mächten alliieren Fönnte, man fich nicht mit fol: 
hen zu fonföderieren brauchte, deren Machtverhältnis, Sinn 
und Tendenz nun einmal dem Geijte eines fonföderativen Staates, 
der nicht die Rolle des Oberhauptes in der Konföderation zu 
ſpielen berufen iſt, entgegengejeßt zu fein jcheint. 

So verdürbe man fich nicht die Konföderation, indem man, 
fie aus ſich fträubenden Elementen zufammenfügend, ihrem Geijte 
durch demfelben fremdartige Formen zumwiderhandelte, ihrer Halt- 
barkeit dur eine der Idee der Architektonik widerfprechende 
Bauart Eintrag thäte; und indem man jo, von ihrem Zweck fich 
entfernend, auch ihren Wert verringerte, würde man fich nicht 
in die Notwendigkeit verjegen, ein Provijorium zu gründen, 
welches in einem peremtoriichen Zuſtand nicht etwa aus jeinen 
Keimen erwachjen kann, jondern welches notwendig erſt zer— 
ftört werden müßte, damit das Tüchtige gedeihe. 

Schlöſſe man dagegen jegt mit Heſſen, Medlenburg u. |. w., 
mit den Herzogtümern Sachſen, mit Schwarzburg, mit Reuß p. p. 
einzelne uniforme Verträge ab, welche 1. Befiß und Rechte 
der einzelnen Staaten garantierten; 2. landftändische Verfaſſungen 
im Sinn der Note vom 16. November begründeten, wovon 
Preußen die Garantien übernähme; 3. von jeiten der Kleinen 
Staaten das Verſprechen enthielten unabhängiger Rechtspflege 
durch eine dritte Inſtanz, welche die Heineren Staaten zufammen: 
tretend gemeinjchaftlich bilden fünnen, und wovon Preußen die 
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Garantien der Fortdauer übernähme; 4. wegen des Anjchlufjes 
in militäriſcher Hinficht Beltimmungen enthielten oder vorbereite- 
ten, welche die mwejentlichen landesherrlihen Rechte aufrecht er— 
hielten und dabei eine nüßliche Uniformität und Verbindung der 
Kleinen Kontingente mit der preußilchen Armee möglih madten 
— ſo glaube ich, hätte man zweierlei erreicht, wa8 dauern 
kann, und was an jich und eben jegt für die Kleinen Staaten 
von bejonderem Intereſſe iſt. Einmal: Man hätte ihnen Belig 
und Rechte garantiert, ihrem Verhältnis zu dem mächtigen Staate 
aber Klarheit und Beitimmung, dem notwendigen Einfluß des— 
jelben Form und jomit Maß und Ziel gegeben. Zweiten: 
Es wäre der Keim zu einem Föderativverbande in Deutichland 
gelegt worden, der das Prinzip und die Kraft der Entwidelung 
und des Gebeihens in ſich hätte, nicht aber den Keim des Ver: 
derbeng jchon bei dem erjten Entitehen im Buſen trüge. 

Für die herzoglich jächjiichen Staaten möchte e3 mit Gotha 
Schwierigkeiten haben, wobei jedoch eine feite Sprache und Be: 
währung von Ernjt im Wollen von jeiten Preußens bald zum 
Ziele führen fünnte. Dann wäre e8 auch gut und läge in der 
Sade, die Idee mit dem gemeinjchaftlihen Appellationsgericht 
der Herzöge von Sachſen, wogegen Gotha ſich fträubt, behaup— 
tend, e8 bedürfe nicht dreier Inſtanzen, praktiſch zu machen. 

Berzeihen mir Em. Ercellenz zweierlei — einmal die Hands 
ihrift — dann die Schrift überhaupt, und haben Sie die Güte, 
alles, was ich hier jchreibe, dem Feuer zu übergeben. Ich habe 
es fürerjt nur vertraulid und ohne Auftrag, doch nicht im 
Widerſpruche mit meinem Fürften, jchreiben können. 

Gehorſamſt 
Gersdorff.“ 
(Dazu folgende Beilage.) 


I. 
„Bas auch. möglich jein könne für Deutichland zu thun 
— ob es gelinge, allen jeinen Teilen Verbindung zu geben 
oder nur einigen: jo jcheint mir doch Folgendes wejentlich zu 
jein in jedem beider Fälle; denn einen von beiden jehe ih — 
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um nicht zu verzweifeln — ala wirklich mit Ernſt durchzu— 
führen [an]. 

Erjtens: In allen fich verbindenden Staaten werden land— 
ſtändiſche Verfaſſungen mit denjenigen Rechten, welche die Note 
der fürjtlihen Bevollmädtigten vom 16. November 1814 aus: 
Ipricht, eingeführt, ihre Urkunden in den Bundesarchiven nieder: 
gelegt und fie unter die Garantie der Verbindung geitellt. 

Zweitens: In jedem der fich verbindenden Staaten wird 
eine unabhängige Rechtspflege hergeſtellt, welche ſich durch die 
Organifationen dreier Inſtanzen ausſpricht. Kleine Staaten 
(zumal wenn die in ihnen vegierenden Häufer einer und derjelben 
Dynajtie angehören) formieren die dritte und legte In— 
jtanz gemeinjchaftlich, bei welcher Grundjag it, daß Präfident 
und Richter, ohne auf vorhergegangenes fürmliches Verfahren 
gegründetes Urteil und Recht nicht abgejeßt, noch in ihren Ge— 
halten verfürzt werden fünnen. 

Drittens: Es bejteht ein Bundesgericht zu Schlichtung der 
Streitigkeiten zwiſchen Staat und Staat, Fürſt und Fürſt (salva 
der Austrägalinitanz) nah Recht. 

Biertens: Wie die Militärverfaflung im Bunde Einheit 
und Kraft erhalten fünne, ohne weſentliche landesherrliche Rechte 
zu beeinträchtigen, bleibt fünftigen organiſchen Gejegen überlaſſen 
zu bejtimmen, 


II. 
Ob es nicht beſſer fei, ſich mit Blayern] 2c. nur zu alliieren, 
nicht zu Fonföderieren — dagegen duch Konföderation 


Plreußen’s] mit den Eleinen Staaten Norddeutichlands, wenngleich 
der Name Konföderation nicht genannt würde, ein für Deutſch— 
lands Zukunft heilſames Verhältnis jo vorzubereiten? 

Nicht ohne Beziehung auf den Anhalt derjenigen Beiprehung, 
welche ih mit Em. €. heute früh*) über deutjche Angelegenheiten 
zu haben die Ehre hatte, lege ih — bloß als Deutider — 
— einige Gedanken hin. 

*) Diefe Auffäte find alfo am 6. April gefchrieben, der voranftehende 
Brief am 7. 
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Je mehr ich denke, um jo mehr fürdte ih, daß jest aus 
Deutichland — dies Volfsgebiet in feinem ganzen Umfange 
genommen — etwas QTüchtiges nicht werden könne, und ich) 
gehe weiter, behauptend, daß, weil der Grund meiner Zweifel in 
der lichten Erkenntnis der Unadäquatheit der Mittel zum Zwed, 
der Discrepanz der Elemente zum Sinn der Schöpfung enthalten 
ift, [es] beſſer gethan jei, das undankbare Werk eines Verſuchs 
mit dem Unmöglichen beſſer nicht zu beginnen. Zu Deutlich: 
Der Sinn, welchen Blayern] ꝛc. durchblicken laſſen, der Grund, 
warum fie bloß eine Verbindung zur Verteidigung gegen außen 
wollen, ift wohl evident; und mit alſo Geſinnten iſt es beiier, 
ih nicht in ein Verhältnis zu jegen, welches den Namen eines 
Bundes nit zu führen vermag, ohne feinem Wejen Eintrag 
zu thun. Denn allerdings wejentlich jcheint mir der Unterſchied 
zwijchen einer Allianz und einem Bunde, einer Konföderation 
zu jein. Ä 

Wenn die erjte zwilchen unabhängigen Staaten, ohne durch 
organische Borrihtungen ihrem Rechtsverhältnis Garantie zu geben, 
Verträge zu vorübergehenden Zwecken ftiftet: jo iſt die Abficht, 
it der Geift und Sinn der leßteren, wenn mich nicht alles 
täuscht, zwiſchen mehreren Staaten eine Einheit dauernd und 
durch Organijation von Nechtsinftituten zu begründen, fie aus 
dem Zuftand bloß coerijtierender, nur durch Macht oder nad) 
Umftänden aufeinander influierender, lediglih nad mwechjelnden 
Intereſſen der Politif in Berührung fommender Staaten, in eine 
Geſamtheit zu bilden, in einen Staatenjtaat zu formieren. 
Es liegt wohl unmittelbar in dem Begriff eines joldyen, daß er 
das genaue Analogon eines einzelnen Staates injofern jei, als 
in ihm fi) Verhältniiie und Bedürfniſſe wiederholen, welche not: 
wendig in jenem ftattfinden. Verhältniſſe der Individuen im 
Staat zu einander und der Staaten im Staatenjtaate gegen- 
jeitig find jih gleih, uud als Bedürfnis für beide zeigt fich 
teils die Gejeggebung teils, zu Handhabung dieſer, die 
Obrigkeit. Für die Obrigkeit aber iſt der nötige Grad von 
Macht, um das Gejeß des Ganzen gegen jeden Einzelnen oder 
gegen mehrere MWiderjtrebende geltend machen zu fünnen, unent: 
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behrlich. Bei der Schwierigkeit nun, welche in einer Konföderation 
mehrerer Staaten Hinfichtlih der Ausjtattung der ihnen doc 
unentbehrliden Obrigkeit mit der nötigen Macht jtattfindet, 
indem — ohne fich jelbit aufzugeben, welches doch dem Zweck 
widerjprechen würde — fein einzelner Staat jo viel zu diejer 
nötigen Dotation von feiner Macht abgeben fann, al3 hinreicht, 
ein taugliche8 Ganzes von Centralgewalt zu ftiften, iſt es erfor: 
derlih, daß einer unter den Bundesftaaten im fich ſelbſt diefe 
erforderliche Macht beige. So wird er jedem einzelnen und zu: 
gleich mehreren der Konföderativftaaten imponierend gegenüber: 
treten können, wenn fie dem Gejeße de3 Bundes den Gehorjam 
weigern wollten; er jelbit aber wird nicht der Geſamtheit aller 
Konföderativjtaaten deſpotiſch entgegentreten fönnen, aus dem 
einfachen Grunde, weil wir nicht in Utopien leben, Tondern in 
der Mitte der Europäiſchen Staatenrepublif eriftieren. 

Nach dem einfahen Verhältnis diejes Geſetzes der Wechjel: 
wirfung muß fi das eigentümliche Leben einer Konföderation, 
eines Staatenjtaates entwideln, und einmal richtig eingeführt 
und organifh begründet jicher fortführen. 

Deutichland — wenn wir von der Gegenwart ausgehen 
wollen und gegen NRevolutionen, welche das Oberjte zu unterjt 
fehren und leicht nach 25 Jahren mit einem Soldatenfaifer en- 
digen, den gehörigen gefunden Abſcheu hegen — Deutſchland, 
im Ideal jeiner Wiedergeftaltung gedacht, kann nur einen 
jolden Staatenftaat bilden, für welchen die Namen Reich 
oder Bund — Sowie für deilen vertragsmäßiges Haupt: 
Kaifer, Beihüter, Bundesvorstand oder wie ſonſt — nur ver: 
ſchiedene Ausdrüde für einen und denjelben notwendigen Be: 
griff jein würden. 

Dog jelbit zu dieſem deal vermag Deutjchland nit — 
jegt wenigitens gewiß nicht — zu fommen. Im Süden haupt: 
jählich, im Norden zum Teil, liegen die Hemmungen diefer Aus: 
bildung. 

Allein es fragt fih: Soll Deutſchland auch zum Teil zu 
gar nichts Vernünftigem fommen? Soll nicht, was da kann, ge 
ſchehen? Und follen nicht eben in der Morgenröte eines verhäng: 
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nisvollen Tages die Keime begünftigt werden, damit fie vielleicht 
am Abend Früchte tragen? 

Allerdings jcheint e8, kann, recht behandelt, Hug mena- 
giert, jegt viel gejchehen, ob es zwar nur teilweiſe möglich ift; 
dennod viel, weil es den Anfang begründen fan, nad) rich 
tigen Verhältnifjen, zu einer Evolution von politiichen Ge: 
jtaltungen in Deutichland, deren — allerdings ungemwijjes, aber 
mögliches Ende die Erreihung jenes Ideals des politiichen 
Zuftandes Deutjcher Nation wäre, ihrer Formation in den kräf— 
tigen, gegen außen und in jich jelbjt abgejchlojjenen Organismus 
eines Staatenjtantes, welcher nun nach Belieben Reich oder 
Bund zu nennen wäre. 

Im Norden find die Elemente zur Geftaltung einer tüchtigen 
Konföderation gegeben. Xiberalität in den Marimen, Schnellig- 
feit in Wahl der notwendigiten Mittel können — jelbit wenn | 
der Name der Sade für jegt vielleicht beſſer nicht ausgejprochen 
würde — die Baſis zu einem Gebäude bilden, welches, zuerjt 
aus Preußen und den mindermäcdtigen Staaten Deutjchlands im 
Norden formiert, jpäter und unter Umftänden ohne Revolution, 
duch wahre zeitgemäße Reformation und Hinzugewinnung 
mehrerer Konföderierten, zu einem Gebäude für ganz Deutichland 
erwachlen könnte, unter deilen ehrwürdigen und feiten Wölbungen 
ſpäte Nachkommen die Ruhe finden und der Selbititändigfeit ge- 
nießen fünnten, für deren Abmwejenheit die Gegenwart büßen 
muß”). 

Sfer&dorff].“ 


Inzwiſchen hatten die Vorarbeiten, um von jeiten Preußens 
und Dejterreichg für die gemeinjfame Beratung einen abgekürzten 
Verfallungsentwurf vorzulegen, jchon ihren Anfang genommen, 
und damit begann der Schlußakt des Verfafiungswerfes. Auf 
diefen Echlußaft beziehen ſich im Berliner Archiv Rep. VI die 
hier zu verwendenden Fascikeln Nr. 80—87. 





*) [vgl. die Ideen Süvern's o. S. 215 Anm.] 
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Humboldt war ion am 23. März, wie Hardenberg der 
Deputation der Kleinjtaaten erklärte, damit bejchäftigt, einen „ge: 
drängten Auszug ſeines Verfaffungsentwurfs zu machen”. Diejer 
Auszug ift wohl das Schriftftüd, das ſich im Berliner Archiv 
Nr. 81 als urſprünglicher Preußiſcher Entwurf (nämlid) 
für diefen Schlußakt der Verhandlungen) vorfindet ; dasjelbe weicht 
nur wenig von dem gleich anzuführenden erften Aprilentwurf ab. 
Der Vermerk „remis a l’Autriche“ will wohl nur jo viel jagen, 
daß diefer Auszug in feiner definitiven Redaktion an Metternich 
überfandt wurde, d. h. in feiner Geſtalt als eriter Aprilent: 
wurf. Diefer it mit anderen enthalten in Nr. 80 in der Serie, 
die den Titel führt: „Differentes minutes des plans Prussiens 
et Autrichiens changes et modifies successivement.“ 

Da dieje fchlieglihen abgefürzten Preußifchen und Lfter: 
veihiihen Entwürfe zum Bundesvertrag, die auch in andere Serien 
hineingreifen, noch feineswegs ihrem Texte und ihrer Wechjel- 
wirfung nad) vollitändig befannt find — namentlich fehlen 
gerade die beiden wichtigſten bei Klüber*), und find auch 
weder bei Pertz noch bei Treitichfe u. A. erwähnt —, und da 
nichts interefjanter iſt, als einen Einblid zu gewinnen in die Art 
und Weile, wie in ihnen allmählich alles noch Feite und Starke 
gelodert und verwäſſert wurde: jo halte ich e3 für angezeigt, 
wenigſtens die charakteriftiichen Unterſchiede zwiſchen ihnen hervor: 
zubeben. Das Denkwürdigſte ift, daß Hardenberg in Ueberein- 
ſtimmung mit Humboldt augenfällig im Beginn dieſes Schluß: 
aftes darauf ausging, die Parität Öfterreihs und Preußens in 
der Yeitung des Bundes, die er im Juli 1814 jo beharrlich 
gegen Steins Andrang zu Frankfurt a. M. feitgehalten, im Oftober 
dagegen jeinem Freunde Metternich gegenüber jo nachgiebig preis- 
‚gegeben hatte, nunmehr doch noch zu erlangen. Im Folgenden 
werden wir die verjchiedenen Entwürfe diefer Zeitipanne ohne 
Rückſicht auf den Fundort lediglich nach der Zeitfolge numerieren. 

I. Borläufiger Preußiſcher Entwurf in 14 Xktifeln, 


*) Ich brauche hiernach kaum zu bemerken, daß die fummarifche Über: 
fiht der Entwürfe bei Klüber 2, 293 ff. von 7 an inforreft ift. 
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B. A. Nr. 80, nachweisbar vom Anfang April, da er mit 
dem bei Klüber 1, 4, 104 ff. identiſch iſt. Es iſt offenbar die 
definitive Nedaftion des erſten Preußiſchen Entwurfs, auf die das 
„remis à l’Autriche“ zu beziehen iſt. Es ift daher wejentlich 
ein Auszug aus Humboldt3 Dezemberentwürfen oder den Ent- 
wicelungen der 12 Artikel, einiges ift nad) dem Ofterreichifchen 
TDezemberentwurf, der die Mittelftaaten dur die Lockerheit 
des Bundes, die Stleinftaaten durch Gleichheit der Nechte zu 
gewinnen bedacht war, abgeihwächt. Jedoch behielt, im Gegen: 
jat zu jenem, der Preußiiche Entwurf im $ 3 neben der Bundes— 
verjfammlung einen Bollziehungsrat als erite Kammer, und 
im 8 7 das Bundesgericht bei. Andererſeits blieben die im 
Sfterreichifchen Dezemberentwurf verzeichneten Vorrechte Ofterreichs: 
der „WVorjig“, die „Aufficht über die materielle Leitung der Ge- 
ichäfte”, das Entſcheidungsrecht bei Stimmengleichheit und die 
einzig perinanente Stellung in dem Ausihuß für das Auswärtige, 
volljtändig unberührt, die Frage der oberjten Leitung als eine 
offene, welche als jolche die vollkommene Gleichitelung der beiden 
Großmächte, die Parität oder, wie man es damals genannt zu 
haben jcheint, die Parallifierung (1. Baumbah 7. Januar im 
Anhang), fei es als Zweierdireftorium oder in irgend einer an— 
deren Form, zuließ. 

Der $ 7 über das Bundesgericht hatte folgenden Wort: 
laut: „Für die Fälle (d. 5. die Streitigkeiten der Mitglieder 
des Bundes), jowie für jede andere verfajjungsmäßige 
Beihmwerdeführung bei dem Bunde, oronet derjelbe fich ein 
Bundesgericht bei, an deilen Belebung alle Mitglieder verhält: 
nismäßigen Anteil nehmen.” 

Auch den 8 9 über die Landſtände und die Unterthanen- 
vechte, der ebenfalls fein Mark noch mwejentlich bemahrte, gebe ich 
vollitändig wieder. Er lautet nah dem Berliner Archiv (die 
gleichgültigen Abweichungen bei Klüber laſſe ih unberührt) alfo: 
„In allen Deutjchen Staaten wird die beitehende landjtändijche 
Verfaſſung erhalten, oder eine neue eingeführt, damit den Land: 
ftänden das Recht der Bewilligung neuer Steuern, der 
Beratung über Landesgejege, welche Eigentum oder perſön— 
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liche Freiheit betreffen, der Beſchwerdeführung über bemerfte 
Verwaltungsmißbräuce, und die Vertretung der Verfaſſung 
und der aus ihr herfliegenden Rechte Einzelner zuitehe*). Die 
einmal verfafiungsmäßig bejtimmten Rechte der Yanditände**) wer: 
den unter den Schuß und die Garantie des Bundes geftellt. 
Allen Einwohnern zum Deutihen Bunde gehöriger Provinzen 
wird von den Mitgliedern des Bundes, dur die Fünftige 
Urkunde desjelben, das nur durch die allgemeine Pflicht der 
Yandesverteidigung ***) bejchränfte Recht der Auswanderung 
in einen anderen Deutichen Staat, des Mebertritts in fremde 
Deutſche Civil: und Militärdienite, und der Bildung 
auf fremden Deutihen Xehranjtalteny), jowie unge 
fränfteiT ReligionsübungundPreßfreipeitzugefiherti-tt. 
Dieje schliekt aber feineswegs die VBerantwortlichfeit der Verfafler, 
Verleger oder Druder, ſowohl gegen den Staat als gegen Privat: 
leute, und zweckmäßige polizeiliche Auffiht*F) auf periodifche und 
Flugſchriften nicht aus. Die Nechte der Schriftiteller und Ver: 
leger* 7) werden durch ein allgemeines Gejeg gegen den Nachdruck 
gefichert.” 

Endlih die Beitimmung im $ 11 über die fatholijche 
Kirche ift neu; fie fehlt ſowohl im öfterreichiichen Dezember: 
entwurf, wie im urjprünglichen preußiichen Entwurf, und geht 
dahin: „Die katholiſche Kirhe* Tr) in Deutſchland wird 


x) Der Ofterr. Dez. Entwurf hatte ſich mit der nichtsfagenden Phraſe 
begnügt: den Yanditänden „werden in Hinfiht der Steuern und der all 
gemeinen Zandesanitalten bejondere Rechte eingeräumt”. 

**) Im urfprüngliden Preuß. Entwurf Nr. 80 bie es: „Die jekt 
vorhandenen oder noch einzuführenden landſt. Verfaſſungen“. 

***) Bei Klüber „Bundes verteidigung“ (!). 

+) Bei Klüber „Univerjitäten“, 

Fr) Bei Klüber „uneingefhräntte”. 

Trr) In dem urjprünglid Preuß. Entwurf hieß es: „Religions: 
übung und auf Berantwortlichfeit gegründete und mit zweckmäßiger polizei- 
liher Auffiht auf die Herausgabe periodiiher Schriften verbundene Preß— 
freiheit”. Dafür fehlt das oben Folgende. 

*+) Bei Klüber „Anftalten” (!). 

*44) Bei Klüber „Schriftjteller gegen den Nachdruck“ G 
+++) Bei Klüber „Religion“. 
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unter ber Garantie des Bundes eine fo viel al3 möglich gleich- 
fürmige, zufammenhängende und die zur Beitreitung ihrer Bedürf- 
niffe notwendigen Mittel fichernde*) Verfaſſung erhalten.“ 

(Bert 4, ©. 424) ffizziert den Inhalt diejes Entwurfs, aber 
ohne der Hauptjache, des Fehlens aller Beitimmungen über Die 
oberite Leitung, gewahr zu werden. Nah ihm (©. 415) fand 
derjelbe „wegen feines ſchwankenden Ausdruds wenig Beifall“ 
— ein Urteil, das faum einen Sinn hat, wenn damit eben nicht 
die Ungemwißheit über die Oberleitung gemeint ij. Daß er, 
wie Berk ferner jagt (S. 425), „nicht zur Beratung gelangte“, 
ilt injofern nicht zu bezmeifeln, al3 Metternich, dem er natürlich 
zugeftellt war, und der ſich auch ficher darüber gelegentlich münd— 
lih äußerte, es noch nicht für geraten erachtete, jeinerjeit3 durch 
eine ausfchlaggebende Initiative einzugreifen. Infolgedeſſen be- 
Ihäftigten fich die Preußiichen Bevollmächtigten inzwilchen mit 
deſſen Umarbeitung. Daraus ging hervor: 

I. Aufs neue durchgeſehener und veränderter preußi- 
ſcher Entwurf, B. A. Nr. 80, vom 22. April 1815 datiert. Er 
fehlt bei Klüber und wird auch bei Perg nicht erwähnt. Ohne 
Zweifel gelangte er nicht al3 neuer Entwurf, jondern als neue 
Redaktion des Entwurfes I zur Kenntnis des Ofterreichifchen Ka- 
binettes, übte jedoch, wegen der grundjäglihen Paſſivität Metter- 
nichs, auch feinerjeits feine antreibende Wirkung aus. Zwar 
ſprach am 24. April Stein mit Metternich, um ihn zu thätigem 
Eingreifen und raſchem Abjchluß zu bewegen, „damit das Volk 
beruhigt werde”; aber er erhielt von ihm nur den delphilchen 
Orakelſpruch: „Der Bund werde zuitande fommen” (Berk ©. 415). 
[Genauer nah Stein Tagebuh a. a. D. ©. 450 „lie — die 
deutjchen Angelegenheiten würden zuftande fommen“.] Da der 
Il. Entwurf mwejentli mit dem ILL. übereinjtimmt, fo begnügen 
wir ung mit der Hervorhebung weniger Punkte. Die Zahl der 
14 Paragraphen wurde beibehalten, aber manches in denjelben 
weiter und jchärfer ausgeführt. Gleichwie in I war von irgend 
welchen Vorrechten Dfterreih3 vor Preußen nicht die Rede, die 





*) Die Worte „und die — fihernde” fehlen bei Klüber. 
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Zweiteilung von Bundesverfammlung und Rat blieb beitehen, 
die Beitimmungen über das Bundesgericht wurden noch mehr 
präcifiert. Mas aber das Wichtigite war: 

Der Paragraph über die Landftände erhielt gleich zu An— 
fang ein höchſt bedeutſames Einjchiebjel, indem e3 nunmehr hieß: 
„Sn allen Deutfhen Staaten wird die bejtehende Verfaſſung er- 
halten oder eine neue dergeitalt zu organifierende, "daß alle 
Klafjen der Staatsbürger daran teilnehmen, eingeführt.” 
Dann folgt die Aufzählung der landſtändiſchen Rechte wie im 
I. Entwurf: „damit — beitehe”. Im weiteren Verlauf find die 
entbehrlihen Worte „durch die Fünftige Urkunde desjelben” ge- 
ftrihen. Ferner heißt es bei den Unterthanenrechten mit Über: 
gehung der Religionsübung: „Lehranftalten, ſowie angemefjene 
Preßfreiheit, welche leßtere aber Feinesmegs — Flugihriften aus: 
Ichließt. Die Rechte — gelichert.” Daran jchließt ſich der Zuſatz: 
„Die drei hriltlihen Religionsparteien genießen in allen 
Deutſchen Staaten gleiche Rechte, und den Belennern des jüdi- 
ichen Glaubens werden, injofern fie ſich der Leiſtung aller Bür— 
gerpflichten unterziehen, die denjelben entiprechenden Rechte ein- 
geräumt, welche, unabhängig von allen religiöfen Beziehungen 
und von politiihem Einfluß und Wirkſamkeit in Staatsämtern 
(al3 welche Punkte der Beſtimmung der beionderen Verfafjungen 
vorbehalten bleiben), den übrigen Bürgern zujtehen *).“ 

Der Paragraph über die katholiſche Kirche erhielt den 
Zufag: „Die Rechte der evangelifchen gehören in jedem Staate 
zur Zandesverfaflung und werden als ein Teil dieſer am Bunde, 
wo e3 nötig ift, vertreten.” 

Da troß der Mahnungen Steind Metternich noch immer 
nicht auf eigene Verhandlungen ſich einließ, jo beichäftigte man 
preußifcherjeit3 fich mit weiteren Verbeſſerungen von IL, und dar: 
aus ging hervor: 

III. Aufs neue durchgeſehener und veränderter 
Preußiſcher Entwurf, B. A. Nr. 80, vom 30, April 1815 datiert; 
dem Fürften Metternich übergeben am 1. Mai 1815, gedrudt bei 





*) Der Öfterr. Dez.-Entwurf hatte nur „Duldung der Juden” verheißen, 
Schmidt, Deutihe Verfafjungäfrage, 29 
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Klüber 2, 298 ff. Der Text der wiederum beibehaltenen 14 
Paragraphen ſtimmt wejentlih mit II überein. Von Ofterreichi- 
ſchen Vorrechten ift daher immer noch nicht die Nede; die „zwei 
Kammern” als „Bundesverfammlung” und „Bundesrat“ find 
beibehalten; ebenjo das Bundesgericht, nicht bloß für Streitig- 
feiten der Bundesglieder, jondern auch für „Verlegung der Bun 
desverfajinng oder aus derjelben herfließender Rechte”, falls die 
in der Landesverfallung liegenden Mittel der Entjcheidung er: 
Ihöpft find. Auch blieb der trügeriiche Paſſus über die Gleich: 
heit der Bundesglieder, der dem Ofterreichiichen Dezember-Blan 
nachgebildet war, mit Recht weg. 

Der 8 5 über das Militärwejen, worauf wir nachher eben- 
falls zurüdfommen müſſen, lautete wie früher und wie nament- 
lich ſchon im Entwurf I (j. Klüber 1, 4, 108), aljo: „Die Ver: 
einigung der Streitkräfte des Bundes geichieht durch die Stellung 
angemejjener Kontingente. Wenn diefe nicht ſtark genug find, 
um für fi eine Heeresabteilung zu bilden, jo werden fie an 
eines der Heere der größeren Krieggmächte Deutjchlands, unter 
der Oberaufjiht und Leitung des Bundes und vermitteljt einer 
zwecmäßigen Organijation, angejchloffen.” Der Oſterreichiſche 
Dezember:Entwurf hatte nur bejtimmt, daß innerhalb der Staaten 
einer Kollektivjtimme „der Größere das Kontingent des Kleineren 
vertragsmäßig übernehmen könne“ (j. Klüber 2, 3). 

Der Paragraph über die Landſtände hat diejelbe Faſſung 
wie in II, Namentlich ijt der durchgreifende Paſſus über die 
Teilnahme „aller Klajjen der Staatsbürger” und über das 
Minimum der landitändiichen Rechte: „In allen Deutichen Staaten 
— zuſtehe“ unverändert. Am Schluſſe aber heißt es in betreff 
der Juden nicht „Rechte eingeräumt”, wie in IL, jondern „Bürs 
gerrechte eingeräumt”, und das folgende ijt als entbehrlich ge: 
ſtrichen. 

Im Paragraph über die Kirche heißt es nach wie vor: „Die 
katholiſche Kirche in Deutſchland wird unter der Garantie 
des Bundes eine ſo viel als möglich gleichförmige, zuſammen— 
hängende und die zur Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe notwendigen 
Mittel ſichernde Verfaſſung erhalten.” Dagegen iſt in dem 
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Zujag über „die Rechte der evanglifchen” der Schluß dahin ge— 
ändert: „und die Erhaltung ihrer auf Friedensſchlüſſen, Grund: 
gejegen oder anderen gültigen Verträgen beruhenden Rechte wird 
dem Schutze des Bundes anvertraut”. 

Da Humboldt im Drange der Umjtände genötigt gemwejen 
war, um nur dem Rufe nah Schluß entgegenzufommen, jo viele 
wertvolle Beitimmungen feiner beiden mit Stein und Harden— 
berg beratenen Dezember-Entwürfe auszujcheiden, jo wurde dem 
nunmehrigen Entwurfe die „Anmerkung“ vorgejegt: „Die preußi- 
ſchen Bevollmächtigten — haben ihre Meinung und die Abfichten 
ihres Hofes über die fünftige Deutſche Verfaſſung in zwei aus: 
führlichen, dem Herrn Fürjten von Metternich (im Februar) mit: 
geteilten und nicht unbekannt gebliebenen Entwürfen dargelegt. 
Sie bleiben dem Inhalt jener früheren Entwürfe nod 
jegt, bis auf unbedeutende Modififationen, getreu. Wenn daher 
Bunfte aus diefen Entwürfen hier übergangen find, jo find 
dieje Auslaſſungen nur auf die Notwendigfeit einer furzen und 
leichter zum Ziel führenden Unterhandlung berechnet. Von 
dem Gange diefer Unterhandlungen ſelbſt wird es abhängen, 
ob und inwiefern ſchon der gegenwärtige Vertrag wird eine ihm 
allerdings jehr zu wünjchende größere Beltimmtheit und Aus: 
jührlichkeit erhalten können.“ 

Das Begleitichreiben an Metternich bei Überjendung dieſes 
Entwurfs lautete *): 

„Wien den 1. Mai 1815. 

Die unterzeichneten Königl. Preußiſchen Bevollmächtigten 
hatten die Ehre, dem Herrn Fürjten von Metternich einen Ent: 
wurf zu dem Deutjchen Bundesvertrage zu übergeben (d. i. Ans 
fang April). Sie haben die ſeitdem verjtrichene Zeit benußt, 
denjelben aufs neue umzuarbeiten, und haben mehrere Artikel 
um jo mehr mit größerer Beltimmtheit faſſen fünnen, als der 
Wunſch, den Bund wirklich im gegenwärtigen Augenblid zu 
jchließen, fi) gerade im diefer Zeit auf das deutlichſte und er: 


*) Berl. Arch. Nr. 82. Es fehlt bei Klüber und wird auch fonjt nirgend, 
fo viel ich weiß, erwähnt. 
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freulichſte unter den hier anweſenden Bevollmächtigten der Deut— 
ſchen Fürſten ausgeſprochen hat. 

Die Unterzeichneten erſuchen jetzt Se. Fürſtl. Gnaden den 
Herrn F. v. Metternich auf das dringendſte, mit ihnen un— 
verzüglich in die nötige und, bei der zwiſchen beiden Höfen 
ſchon über dieſen Gegenſtand herrſchenden Übereinſtim— 
mung, gewiß nur kurze Vorberatung über den vorliegenden 
Entwurf einzugehen. Das den vereinten Deutſchen Fürſten und 
freien Städten wiederholt gegebene Verſprechen, dieſe Angelegen— 
heit vor dem herannahenden Schluß des Kongreſſes zuſtande 
zu bringen, wird es gewiß auch Sr. Fürftl. Gnaden dem Herrn 
5. v. M. doppelt wünjchenswert machen, jeden Aufſchub hierbei 
zu vermeiden. 

Über den in dem Entwurf noch unbeftimmt gelaffenen 
3. Artikel *) behalten fich die Unterzeichneten vor, ©. F. ©. 
bei der mündlichen Beratung ihre weiteren Gedanfen vorzus 
legen, um durch gegenjeitige Mitteilung zu einer gemeinjamen 
Fallung zu gelangen. 

Die Unterzeichneten benugen diefe Gelegenheit” u. j. w. 


Dies von Hardenberg und Humboldt unterzeichnete Schreiben 
wurde, wie aus den Akten erhellt, wirklich abgejandt. Dennoch 
vergingen wiederum die nächiten Tage, ohne daß Metternich die 
Verhandlung mit Preußen eröffnete, jo daß Stein eine neue 
dringende Mahnung von jeiten des Kaiſers Alerander betrieb, 
die jedoch nicht zur Ausführung fam, weil Metternich endlich 
am 7. Mai den Beginn der Verhandlung verkündete (Pers 
©. 425 f.). 

Die Motive des Verzuges waren, daß Metternich keineswegs 
gewillt war, den Preußifchen Entwurf zur Grundlage zu nehmen. 
Vielmehr jtelte er demfelben einen Dfterreichifchen entgegen, den 
er nach) dem Muſter feines antipreußifchen Dezember-Entwurfs 


*) Betreffend die Organifierung der Bundesverfammlung, Frage der 
oberiten Leitung u. ſ. w. 
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von Mefjenberg ausarbeiten ließ, und der fichtlich auf den: Grund: 
jag beruhte: damit Ofterreich ein feites Ganzes jei, muß Deutich- 
land ein loderes Gefüge bleiben. So entitand: 

IV. Der Ofterreihiihe Gegenentwurf vom 7. Mai 
1815, in 19 Artikeln. Derjelbe iſt mitgeteilt bei Klüber 2, 
308 ff., auf den ich vermweile. Die wichtigeren Punkte find: 
a) „Die Mitglieder des Bundes haben gleiche Rechte, und Feiner 
übt eine Herrichaft über die anderen aus.” b) „Die Bundes: 
verjammlung“ ijt eine einige, ohne Vollziehungs: oder Bun 
desrat; in ihr führen die Bevollmächtigten der Staaten und 
Staatengruppen „15 Stimmen“; darunter die beiden Heilen 
zufammen 1 Stimme, ebenjo die herzogl. Sächſ. Häufer 1, Braun: 
ſchweig und Oldenburg zufammen 1, die Naſſauiſchen Häufer 
(mit Einfluß Luremburgs) 1, und Anhalt mur einen geringen 
Bruchteil einer Stimme. „Die erite Verfammlung beginnt den 
1. September 1815.” c) „Oeſterreich führt den Vorſitz.“ 
„Bei paribus entjcheidet Deſterreich.“ d) „Anordnungen über 
Errichtung eines Bundesgerichts find in der nächiten Bundes: 
verfammlung zu berichtigen.” (Hierin lag ein jchwaches Ent- 
gegenfommen gegenüber dem Preußiichen Entwurf.) e) eilt: 
ftelung der Kontingente der Einzelftaaten und der Kleinen 
Staatengruppen, ohne irgend eine Erläuterung. f) „Sn allen 
Deutſchen Staaten wird die bejtehende landſtändiſche Ver— 
faſſung und perjönliche Freiheit aufrecht erhalten oder, wo fie 
dermalen nicht vorhanden ift, jegt eingeführt und unter Schub 
und Garantie des Bundes geftellt.” (Das war nit nur noch 
viel inhaltslofer wie im Ofterreichifchen Dezember-Entwurf, ſon— 
dern geradezu gefährlih, da dergeftalt die willfürlichiten Ver: 
fallungen den Schuß des Bundes hätten erlangen fönnen.) g) „Die 
Angelegenheiten der katholiſchen Kirche jollen mit dem Rö— 
miſchen Hof auf der Verfammlung verhandelt werden.” 
(Das war dem Preußifhen Entwurf gegenüber zugleich ein Ent: 
gegenfommen und eine Korrektur durch Hereinziehung des Rö— 
mifchen Hofes.) h) „Die jüdischen Glaubensgenoijen bleiben im 
Genuß der bisher erworbenen Nechte und werden der Ermwerbung 
bürgerlicher Rechte inſofern fähig erklärt, als fie fich der Leiſtung 
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aller Bürgerpflichten unterziehen.” (Ebenfallg ein Anſchluß an 
den Preußifchen Entwurf.) i) „Unterthanenrechte: 1. freier Bejit 
und Erwerbung von Liegenjchaft, ohne in dem fremden Staat 
mehreren Abgaben und Laſten unterworfen zu werden, als die 
eigenen Unterthanen. 2. Das Recht des freien Abzugs aus einem 
Bundesitaat in den anderen, infofern die Militärpflichtigfeit er- 
fült it. 3. Freiheit von allen Abzugs: und Erbichaftsiteuern 
von Ausziehenden, injofern jelbige in einen andern Deutichen 
Bundesitaat übergehen.” (Auch diefe Beitimmungen bleiben hinter 
dem Oſterreichiſchen Dezember-Entwurf zurüd, namentlich wird 
die „Aufhebung der Xeibeigenichaft” nicht mehr erwähnt; und 
die wichtigen Beitimmungen des Preußiſchen Entwurfs: Übertritt 
in fremde Civil: und Militärdienite, Bildung auf fremden Lehr— 
anitalten, Preßfreiheit, werden ebenfall3 völlig ignoriert.) 


Sn den Verhandlungen zwijchen Dfterreih und Preußen, 
die nunmehr ftattfanden — fie begannen nah Per (S. 426) 
am 8., die Konferenzen am 11, Mai —*), wurde jener Preu— 
ßiſche Entwurf vom 1. Mai und der Ofterreihifche vom 7. Mai 
zu Grunde gelegt. An der Hand der nachfolgenden, bisher un: 
befannten neuen Redaktion des Ofterreihijchen Entwurfes, und 
der aftenmäßigen Bermerfe zu dem Preußiichen Entwurfe, ergeben 
fich, abgefehen von redaktionellen und unmwefentlichen Anderungen, 
namentlich folgende Rejultate. 

An den Paragraphen über die „Gleichheit“ der Bundes: 
glieder, über Ofterreihs Vorſitz und Stichentfcheidung, und über 
das Einkammerſyſtem hielt Metternich feſt. Dagegen ließ er 
zu, daß die erjte Verfammlung jehon auf den 1. Augujt 1815 
feftgejeßt werde, und daß die Stimmen der Bundesverjamnt: 
lung von 15 auf 20 erhöht wurden, indem nunmehr Kurheſſen 
und Darmitadt je 1 Stimme erhielten, die Herzogl. Sächſiſchen 
Häufer zufammen 2, Braunfchweig und Oldenburg je 1, Luxem— 
burg und die übrigen Naſſauiſchen Häufer je 1, Anhalt für fich 
allein 1. 


*) [Vgl. Steins Tagebud, ©. 452.) 
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Einen bejonders lebhaften Kanıpf haben fichtlih die Fragen 
der Kontingente, des Bundesgerichts und die landitän- 
diihen Verfaſſungen hervorgerufen. An den Preußiſchen Be- 
ftinunungen nahm Metternich) jo großen Anftoß, daß er die beiden 
eriten Fragen ganz und in betreff der dritten wenigjtens die 
Nebenfrage der Garantie der landſtändiſchen Berfaifungen an 
die erſte Bundesverfammlung verwieſen willen mollte. 

In betreff des jo völlig inhaltsleeven Dfterreichifhen Para- 
graphen über die Landitände ließ er fich zu der elaftijchen Ein- 
ſchaltung herbei, daß die neueinzuführenden „auf die Sicher: 
ftellung des Eigentums und der perjönlidhen Freiheit 
berechnet” jein Follten. 

Biel wichtiger aber war, daß ſich die Preußifchen Bevoll— 
mächtigten, wie die Korrekturen zum Entwurf III bezeugen, zu 

todififationen ihres landſtändiſchen Baragraphen beftimmen ließen, 
die ihm nach erneuter Redaktion folgende Geftalt gaben: „Alle 
Deutſchen Staaten werden eine landftändiiche Verfaſſung befigen, 
welche fih auf das Recht der Steuerbewilligung, der Beratung 
über Landesgejege, welche Eigentum und perjönliche Freiheit be- 
treffen, der Beichwerdeführung über bemerkte Bermaltungsmiß- 
bräude, und der Vertretung der Verfaffung und der aus ihr 
berfließenden Befugnifje einzelner beziehen ſoll. Die einmal 
verfaflungsmäßig beitimmten Rechte der Landſtände werden unter 
den Schuß und die Garantie des Bundes geſtellt.“ Hier ijt alſo 
— abgejehen von dem elaftiichen Ausdrud „auf das Recht be- 
ziehen“, jtatt „das Recht zustehen” — vor allem die „Teil- 
nahme aller Klajjen der Staatsbürger“ wieder getilgt. Da: 
gegen vervollitändigte man die Unterthanenrechte nach dem Djter: 
reichiſchen Entwurf, ohne die eigenen aufzugeben, jo daß e3 nun: 
mehr hieß: „Necht der Auswanderung in einen anderen Deutjchen 
Staat mit volllommener Freiheit von allem Abzugsredt, 
des Übertritt3” u. |. mw. Dann nad) „Lehranftalten” die „Frei- 
beit, Grundeigentum außerhalb des Staats, den fie 
bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deshalb 
in dem fremden Staate mehr Abgaben als die dortigen 
eigenen Unterthanen unterworfen zu jein, ſowie ange: 
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meilene Preßfreiheit” u. j. wm. Nah „ausichließt” trat nun— 
mehr die Änderung ein: „Die Bundesverfammlung wird fich bei 
ihrer eriten Zujammenfunft damit beichäftigen, die Nechte der 
Schriftſteller“ u. ſ. w. 

Ein eigenes Geſchick hatte die Beſtimmung über die hrijt- 
liden Konfejlionen. Der Preußiſche Entwurf fagte: „Die 
drei chriftlihen Religionsparteien genießen in allen Deutjchen 
Staaten gleiche Nechte.“ Der Öfterreihifche dagegen: „Die 
Neligionsverjchiedenheit der chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe 
joll feinen Unterjchied im Genuß bürgerlicher und politifcher 
Rechte begründen.” Die Folge war, daß Dfterreich dem engeren 
Preußifchen Entwurf, Preußen dem weiteren Djterreihiichen den 
Vorzug gab. Humboldt machte daher die Anmerkung: „Beller 
im Ofterreihijchen Entwurf.” 

Der Preußiſche Paſſus über die Fatholiiche Kirche erhielt 
jegt auf Grund des Ofterreichifchen und der Diskuffion folgende 
Änderungen und Zufäge: „Die Fatholifche Kirche in Deutſchland 
wird, unter der Garantie des Bundes, eine ihre Rechte und 
die zur Beltreitung ihrer Bedürfnifje notwendigen Mittel fichernde 
Verfaſſung erhalten. Die gemeinfamen Anordnungen in 
firhlihen Angelegenheiten, jowie die Verhandlungen 
wegen Bejtimmung der VBerhältnijje der Deutſchen Bis— 
tümer mit dem Römiſchen Hofe, bleiben der Bundesver- 
jammlung (aljo nicht den Einzelftaaten) vorbehalten.” 

V. Auf Grund der Verhandlungen mit Preußen jtellte 
Dfterreih am 13. Mai einen abgeänderten Entwurf auf, 
zu deilen Beratung nunmehr auch die Hannoverfchen Bevoll- 
mächtigten eingeladen wurden, auf deren Unterjtüßung, troß 
der liberalen Anmwandlungen Münfters, Metternicd) rechnen zu 
fönnen glaubte. 

Diejer Entwurf vom 13. Mai ijt der entjcheidende Wende— 
punft geworden, und dennoch auffallenderweije, jo viel ich weiß, 
völlig unbekannt geblieben. Weder Klüber noch Perg noch 
Treitichfe gedenken desjelben auch nur mit einer Silbe. 

Er findet fi im Berliner Archiv Nep. VI. Nr. 84 unter 
dem Titel: „Plan Autrichien presente par le prince de Metter- 
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nich ä la Prusse et au Hannovre dans la conference du 
13 mai 1815.” Er hat folgenden Wortlaut, der alle Eleineren 
und größeren Abweichungen im Verhältnis zu dem gedrudten 
Ofterreihiihen Entwurf vom 7. Mai, und ebenjo alle genom- 
menen Rückſichten auf den gedrudten Preußiſchen Entwurf vom 
1. Mai erkennen läßt (Klüber 2, 298 ff. und 308 ff.): 

"Art. 1. Die Fürften und freien Städte Deutfchlands mit 
Einihluß Ihrer Majeftäten des Kaifers von Öfterreich und der 
Könige von Dänemark, Preußen *) und der Niederlande für ihre 
Deutſchen Beſitzungen, vereinigen fich zu einem Bunde, welcher 
der Deutihe Bund heißen wird. 

Art. 2. Der Zweck desjelben ift Erhaltung der Unabhängig: 
feit, der äußeren und inneren Sicherheit, jowie der Integrität 
der Deutſchen Bundesftaaten. 

Art. 3. Mle Berbündeten genießen, in ihrer Eigenjchait 
als Glieder des Bundes, gleiche Rechte, feiner ift befugt, Ober: 
berrichaftsrechte über den andern auszuüben. 

Art. 4 Die Angelegenheiten des Bundes werden durch 
eine Bundesverfammlung bejorgt. Dieje beiteht aus den Be: 
vollmädtigten nachbenannter Staaten, welche teils einzeln, teils 
folleftive da3 Stimmrecht ausüben. 

Bei dieſer Bundesverfammlung führt Stimme: 


1. Öfterrid . » » . 1 11.12. Sol. Sächſ. Häuſer 2 
2. Preußen 1 13. Braunjchweig 1 
3. Bayern . 1 14. Oldenburg 1 
4. Sadjen . 1 15. DieMedlenburg- Säufer 1 
5. Hannover 1 16. Luxemburg . 1 
6. Mürttemberg 1 17. Dieübrigen Raſſauiſchen 
7. Baden 1 DORAIEE a. 2 a Ne 
8. Kurſachſen 1: 18 Anhalt. ; s. = 4 
9. Darmitadt 1 19. Die übrigen Fürften 
10. Dänemark al3 Herzog Deutjchlands 1 
v. Holftein . . . . 1 20. Die freien Städte . 1 


*) Die zweite Stelle im Gegenfat zu den gedrudten Entwürfen beruht 
wohl nur auf Zufall. 
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Art. 5. Die Bundesverfammlung hat ihren Sit zu Frank: 
furt am Main. 

Die erjte Berfammlung ift auf den 1. Auguft 1815 feſtgeſetzt. 

Art. 6. Lfterreich hat bei der Bundesverfammlung den 
Vorſitz. 

Die Stimmenmehrheit entſcheidet. 

Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet jene des Vor— 
ſitzenden. 

Art. 7. Die Bundesverſammlung wird ſich gleich nach ihrer 
Eröffnung mit Abfaſſung der Grundgeſetze, mit der inneren Ein— 
richtung des Bundes, mit den Beſtimmungen der Kontingente 
und der Militäranſtalten überhaupt, ſowie mit den in Hinſicht 
auf die Errichtung eines Bundesgerichtes und die Garantie 
der landſtändiſchen Verfaſſungen in den Deutſchen Staaten 
nötigen Anordnungen beſchäftigen. Die Bevollmächtigten der 
Bundesglieder werden nicht auseinandergehen, bis ſie ihre Arbeit 
über die obbenannten Gegenſtände definitiv vollendet haben. 

Art. 8. In allen Deutſchen Staaten wird die beſtehende 
landſtändiſche Verfaſſung erhalten, oder eine neue, auf die 
Sicherſtellung des Eigentums und der perjönlichen Freiheit be— 
rechnete eingeführt und unter den Schuß und die Garantie Des 
Bundes geitellt. 

Art. 9. Bei allen Angelegenheiten, wo Religionsverhältnijie 
eintreten, wird die vollfommmenite Gleichitellung der drei chriſt— 
lichen Konfeffionen als unabänderlicher Grundjag feſtgeſetzt und 
in den Ländern und Gebieten des Deutichen Bundes kann Die 
Verjchiedenheit der hriftlichen Konfejfionen feinen Unterjchted im 
Genuſſe bürgerlicher und politifher Rechte begründen. Jeder 
Konfeffion wird die ausſchließliche Verwaltung der Gegenftände 
ihres Kultus und Kirchengutes vorbehalten und zugejichert”). 
Die jüdischen Glaubensgenoijen bleiben in dem Genuſſe der bis: 
her in den Deutichen Ländern erworbenen Rechte, und es werden 


*) Der Paſſus über die katholiſche Kirhe in dem Entwurf vom 7. 
Mai ift hier weggelafien, vielleicht nur in der Haft, die fich aud) im Folgenden 
dokumentiert. 
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diefelben der Erwerbung bürgerlicher Rechte injofern für fähig 
erklärt, al3 fie fi der Leiſtung aller Bürgerpflichten unterziehen. 

Art. 10*). Die dur den Neichsdeputationsihluß vom 
Sahre 1803 getroffenen Verfügungen in betreff des Schulden: 
weſens, ſowie die durch denjelben feitgejegten Penfionen an geilt- 
lihe und weltliche Individuen werden von dem Bunde aufrecht 
erhalten und garantiert. 

Ebenjo werden die jo billig und vorteilhaft, al3 e3 die 
Umftände erlauben, zu bejtimmenden Rechte der mittelbar gewor— 
denen Reichsſtände unter die Garantie des Bundes geitellt. 

Art. 11. Ale Mitglieder des Bundes verfprechen, ſowohl 
ganz Deutjchland als jeden einzelnen ihrer Mitjtände gegen jeden 
Angriff einer auswärtigen Macht in Schuß zu nehmen, und 
garantieren fich gegenjeitig ihre jämtlichen unter dem Bunde be: 
‚griffenen Beligungen. Sie verpflichten fich ebenfalls, feine Ber: 
bindungen einzugehen, die gegen den ganzen Bund oder einzelne 
Mitglieder desjelben gerichtet jind, oder jenem und dieſen un: 
mittelbar oder mittelbar gefährlich werden könnten. Sie machen 
fih endlich verbindli, einander unter feinem Vorwand zu be: 
friegen oder ihre Streitigkeiten durch Gewalt beizulegen. 

Die Entiheidung in ftreitigen Fällen über ftaatsrechtliche 
Verhältnifie ſowohl der einzelnen Mitglieder zum ganzen Bund, 
wie auch der verjchiedenen Bundesftaaten zu einander, wird der 
Bundesverfammlung vorbehalten. 

Art. 12. Die Verfügungen in Hinficht auf die Freiheit des 
Verkehrs zwiſchen den Deutſchen Bundesjtaaten und jener der 
Schiffahrt nah den auf dem Kongreß in Wien fejtgejegten 
Grundſätzen werden in die Grundgejeße des Bundes eingetragen 
werden. 


(Dazu) drei nicht numerierte Artikel. 
Art. —. Die Fortdauer der auf den Rheinſchiffahrts-Oktroi 
angewiejenen Nenten, die durch den Reichsdeputationsſchluß vom 
25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen in betreif des Schul: 


*) ft überflüffig, da die beiden hier behandelten Punkte in den nicht 
numerierten Artifeln mwiederfehren. 
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denweſens, jowie die durch denjelben feitgejegten Penſionen an 
geiftliche und weltliche Individuen werden von dem Bunde garan- 
tiert. Die Mitglieder der ehemaligen Dom: und freien Reichs— 
ftifter haben die Befugnis, ihre durch den erwähnten Reiche: 
deputationsſchluß feitgeleßten PBenfionen ohne Abzug in jedem 
mit dem Deutjchen Bunde in Frieden lebenden Staat verzehren 
zu dürfen. 

Das fürjtlihe Haus Thurn und Taris bleibt in dem bis: 
herigen Befig und Genuß der Poften in den freien Städten 
Deutichlands, und es werden demielben überdies, in Beziehung 
auf den 13. Artifel des mehrerwähnten Reichsdeputationsſchluſſes, 
jeine auf Belaſſuͤng der Poften oder auf eine angemefjene Ent: 
Ihädigung gegründeten Rechte und Anfprüche gefichert. Dieſes 
joll auch jtattfinden, wo die Aufhebung der Poſten jeit 1803 
gegen den Inhalt des Deputationsichluffes bereits geichehen wäre. 

Art. — Den Untertbanen der Deutichen Bundesitaaten 
wird von den jouveränen Bundesgliedern gegenſeitig zugelichert: 
a) Liegenichaften außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu 
erwerben und zu befißen, ohne deshalb in dem fremden Staate 
mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, al3 deſſen 
eigene Unterthanen; b) das Recht des freien Wegzugs aus einem 
Deutihen Bundesitaat in den andern, injofern der Auswandernde 
jeine Militärpflicht erfüllt hat und ausmweilen fann, daß er in 
dem andern al3 Unterthan angenommen wird; c) die Freiheit 
von allen Abzugs: und Erbichaftäfteuern von dem ausziehenden 
Vermögen, injofern es in einen andern Deutjchen Staat übergeht. 

Art. —*). Um zugleidh die Lage der durch den Rheinbund 
oder nach deilen Errichtung mittelbar gewordenen Reichs— 
jtände, jo viel es die gegenwärtigen Verhältniſſe geitatten, zu 
verbeilern, find die jouveränen Bundesglieder dahin überein ge 
fommen: a) diefe Stände als die eriten Standesherren in ihren 
Staaten nad) der ihnen gebührenden Rangordnung zu betrachten, 
und b) ihnen allen diejenigen, ihre Perſonen, Familien und Be: 
fißungen betreffenden Nechte und Vorzüge zuzufichern, die mit 





*) Diefer Art. entipriht genau dem $. 14 des öfterr. Dez. : Entwurfs 
(Rlüber 2, 4 f. und dem S 15 des Entwurfs vom 7. Mai, ebenda 2, 312 f.) 
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den Negierungsrechten der Staaten, welchen fie angehören, ver: 
einbar find. Hierher gehören: 1. Die unbeſchränkte Freiheit, ihren 
Aufenthalt nah Gutdünfen in jedem zum Bunde gehörigen oder 
mit demjelben in Frieden lebenden Staat zu nehmen. 2., Na 
den Grundjäßen der früheren Deutſchen Verfaſſung über ihre 
Güter: und Familienverhältnifje jelbitändig für ihre Nachkommen— 
Ichaft verbindliche Verfügungen zu treffen”). Die vor Errichtung 
des Nheinbundes bejtandenen Familienverträge werden aufrecht 
erhalten, und e3 kann ohne Einwilligung jämtlicher Agnaten fein 
neuer errichtet werden. 3. Die Ausübung der bürgerlichen und 
peinlichen Gerechtigfeitspflege in erjter Inſtanz, ſowie auch die 
DOrtspolizei auf ihren ehemaligen unmittelbaren Beligungen. 
4. Steuerfreiheit für ihre Berjonen, Schlöfler, Häufer, eingezäunte 
Gärten, Foriten und Jagden. 

Die nämlihen Rechte und Vorzüge werden dem ehemaligen 
Reichsadel zugefichert.” 


— — — 


Humboldt unterzog ſofort, ohne Zweifel noch am ſelbigen 
Tage, am 13. Mai, dieſe neue Redaktion des Hſterreichiſchen 
Entwurf3 und den Preußifchen einer vergleichenden Kritif, die 
im Berliner Arhiv**) jowohl im Original wie in einer Kopie 
vorhanden tft, die jelbjt wieder ein paar Randbemerfungen Hum— 
boldt3 trägt. Das Aktenſtück, das natürlid in erfter Linie für 
Hardenberg bejtimmt war, lautet: „Die meines Erachtens unum— 
gänglih nötige Beitimmung, daß die Mitglieder den Bundesbe- 
Ihlüfjen unbedingt Folge leiften müſſen, kommt im ganzen 
Oſterreichiſchen Plan nicht vor. 

Art. 1 und 2 wird die Beitimmung „beitändiger Bund“ 
vermißt. 

Art. 3 würde ich höchſtens für die Beibehaltung des An- 


= , Statt des nun folgenden Sates hieß es im Dezember und am 7, Mai: 
„Alle hierüber feit der Errichtung des Rheinbundes erlafjenen Verordnungen 
werden außer Wirkung geſetzt.“ 

**, Nr. 86 „Notes officielles, minutes d’articles et autres pieces de- 
tachees,“ 
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fangs jtimmen. Oberherrſchaftsrechte laflen jih nicht ein 
mal vorausjegen. 

Art. 4—7. In diefen Artikeln vermiſſe ih: 1. ob die 
Bundesverjammlung beitändig oder vorübergehend vereinigt jein 
jol. Nach Art. 7 ſoll jie nicht vor Beendigung der Grund- 
geſetze auseinandergehen. Hiernach jcheint fie daher nicht be— 
itändig fein zu ſollen. 2. Ihren Wirkungskreis und ihre Ge— 
walt. 3. Die Mittel, die jie zur Bollftredung ihrer Beſchlüſſe 
anwendet. 

Die Militäranſtalten und das Bundesgericht kommen 
im ganzen Entwurf nur bier vor. Sie verdienen nicht allein 
eigene Artifel*), jondern die künftige Berfammlung bat auch gar 
feine Grundlage zur Beratjchlagung über dieſe jo ungemein 
wichtigen Gegenjtände. 

Art. 8. Die Yanditände bloß auf die Sicheritellung des 
Eigentums und der perjönlichen Freiheit zu beſchränken, jcheint 
mir ein zu enger Begriff. Die Bewilligung der Steuern und 
die Mitberatung bei Gejeßen fann um jo weniger entbehrt wer: 
den, als bereit3 alle Deutſchen Fürften, die neuerdings Stände 
eingerichtet haben, dies anerkannt haben und die hier vereinigten 
einen viel weiteren und genügenden Begriff von Yandjtänden 
feitgejett haben. Auch über die Zufammenfegung der Stände 
ließe ſich etwas hinzufügen. 

Art. 9. Die ausichlieglihe Verwaltung der Kirchengüter 
bloß der Kirche oder ihren Gemeinden zuzufichern, greift zu jehr 
in die Nechte des Staats ein und kann höchſt nachteilig werden. 
Die Phraſe im 11. Preußiſchen Artikel ift vorfichtiger und ſchützt 
die Kirche dennoch. 

Die Juden fähig zu erklären, ift wohl fein in einem Staats: 
vertrag pajlender Ausdrud. Erklärt man fie für fähig, jo muß 
man auch ihnen die Nechte einräumen, und dann ijt es wieder 
ſehr viel, allgemein von den bürgerlichen Rechten zu reden. Die 
Preußiſche Redaktion läßt mehr Freiheit und ift doch bejtimmter 





*) Nandbemerfung von Humboldt Land zur Kopie: „Man will eigene 
Artikel.” 
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und nüßglicher für die Juden. Die Zufiherung der bisher er— 
mworbenen echte wird in den Yändern, mo Regierungen nad) 
Franzöfiihen Marimen bejtanden haben, viel Widerfpruch und 
ſelbſt Streit erregen. 

Ueber den Zufammenhang der fatholiichen Kirche und die 
Rechte der evangeliichen, al3 Kirche, ift im Lfterreihiichen Ent— 
wurf gar nichts gejagt. 

Art. 10 fällt weg. 

Art. 11. Die erite Hälfte jcheint mir im Preußifchen Ent: 
wurf bejtimmter und bejier. Gegen die bloße Beibehaltung 
der leßteren würde ich nichts haben, da die Beitimmungen des 
6. Preußiſchen Artifel3 der fünftigen Beratung vorbehalten 
bleiben können. 

Art. 12 jcheint mir, da der Entwurf über viel wichtigere 
Dinge nichts jagt, zu jehr ins Detail gehend und nicht wichtig 
genug. 

Artikel der Mediatilierten. Dieſer Artikel jcheint mir 
nicht genügend: 1. könnte ohne allen Schaden die hier doppelt 
auffallende Erwähnung der jouveränen Fürjten megbleiben ; 
2. find ihre Nechte nicht einmal unter die Garantie des Bundes 
geitellt; 3. iſt ihre Landſtandſchaft wenigſtens nicht ausdrüdlich 
erwähnt; 4. dürfte es beijer fein, ihre Rechte entweder gar nicht 
einzeln aufzuzählen oder fie vollitändiger und genügender zu be: 
ftimmen. Die Wahl des Aufenthaltsorts genießt jeder Bürger, 
die erjte Inſtanz bat fait in ganz Deutichland jelbit der mittel: 
bare Adel; 5. die Mediatijierten und die Neichsritterichaft völlig 
gleichzujegen, iſt gegen die erjten ungerecht, da nur fie wirklich 
Reichsſtände waren; 6. die Stelle im Preußiſchen Artikel, der 
ih auf die durch den Wiener Kongreß angejchloijenen Mediati— 
fierten bezieht, wird Preußen fi) auf jeden Fall vorbehalten 
müjjen. 

Art. der Renten u. ſ. f. (im Preuß. Entw. Art. 12). 

1. Das Schuldenwejen müßte wohl näher bejtimmt werden *). 
2. Die Auslaſſung des Sujftentationswejens und des Biſchofs 


*) Randbemerfung von Humboldt zur Kopie: „auszulaſſen“. 
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von Lüttich ift zwar unjchädlich, da der gewählte Ausdruck beides 
unter jich begreift. Aber die Erwähnung würde zur Beruhigung 
dienen. 3. Über die Poften ift der Preußifche Entwurf gleich 
gerecht und günjtiger für das Haus Taris. 

Art. Die Rechte der Untertdanen (im Preußiſchen 
Entw. Art. 9). 

Sagt jo wenig, daß ich ihn auslaſſen würde. Das Recht 
in fremde Dienjte zu gehen, auf fremden Univerjitäten zu 
ftudieren, könnte wenigjtens hinzukommen; und ob es möglich 
it, eine Deutſche Verfaſſung zu machen, in welcher gar nicht 
der Preßfreiheit gedacht wird, möchte ich ſehr bezweifeln. 

Der Preußiſche Entwurf enthält noch drei Artikel: 5, 7, 8, 
über das Militärwelen, das Bundesgericht und Die Ge- 
rechtigkeitspflege. Die beiden lebten wenigitens halte ich 
für unentbehrlid. Fehlen dieſe und bleiben die über Die 
Landſtände und die Rechte der einzelnen jo wenig befrie- 
digend wie im Ofterreichiichen Entwurf: jo wird der ganze Bun: 
desvertrag die allgemeinen Erwartungen täujchen, alle 
Wirkung verfehlen, ja vielmehr eine nadteilige hervor: 
bringen. Auch kann die Bundesverfammlung diefem Übel 
durch ihre Grundgefege nicht abhelfen, denn find einmal die Balen 
jo wenig genügend gelegt, jo werden diejenigen Stände, welche 
den Zwang der Verfaflung fürchten, jih nie naher zu mehr 
bequemen.” 


Auf Grund des Ofterreichiichen Entwurf vom 13. Mai 
fand nun am folgenden Tage die entjcheidende Konferenz ſtatt. 
Das Rejultat war, wie e8 im Berliner Archiv (Nr. 80) heißt: 

Vl. der „Entwurf des Deutſchen Bundesvertrages 
jo wie er nach einer mit Fürjt Metternich, Baron Wellenberg, 
Graf Münfter und Graf Hardenberg*) gehaltenen Stonferenz be: 
ichlofien worden war. 14. Mai 1815”. Derjelbe entſprach noch 
nicht ganz, aber in allem Wejentlichen bereit3 dem legten end: 





*) Die Preußifchen Bevollmächtigten Fürft Hardenberg und Humboldt 
find als jelbftverftändliche Teilnehmer nicht namhaft gemadıt. 
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gültigen Entwurf vom 23. Mai. Was an der vollen Identität 
noch fehlte, wurde in den nächiten Tagen nod nachgeholt. Denn 
ein Vermerk im Archiv jagt ausdrücklich: „Wieder umgeändert 
und neu abgeichrieben 17. Mai.” Wir fajlen die Ergebnilie 
vom 14. bis 17. Mai zufammen. 

Metternich ließ es fich gefallen, daß der Bund im Art. 1 
als „beitändiger” bezeichnet, und im Art. 3 die Phraſe von 
„Oberherrſchaftsrechten“ erjeßt wurde durch Die „gleichmäßige 
Verpflihtung” aller Mitglieder, „die Bundesafte unverbrüchlich 
zu halten“; ferner, daß Art. 4 die Bundesverfammlung als „be: 
ftändige” qualifizierte und, gewillermaßen al3 Erjaß des Zwei— 
kammerſyſtems, bejtimmte, daß fie bald als „engerer Ausſchuß“ 
funftionieren jollte, bald al3 „Plenum mittels Erweiterung der 
Stimmenzahl und Verteilung derjelben je nach der Größe der 
Staaten, jedoch jo, daß jeder mindeitens eine Stimme für jic) 
erhielt. Dagegen wurden die Stimmen der engeren Bundesver: 
jammlung wieder von 20 auf 15 berabgevrüdt. Den Stich: 
entjcheid Oſterreichs bei Stimmengleichheit gab Metternich auf. 
Als Termin für die Eröffnung der eriten Berfammlung blieb am 
14. Mai noch der 1. Auguſt 1815 beitehen, wurde aber danad) 
auf den 1. Eeptember feitgejegt. In Bezug auf Bundesge 
richt und Geredhtigfeitspflege drang einigermaßen Humboldt 
durch. Die leßtere erhielt einen eigenen Artikel in Bezug auf 
die Gerichte dritter Inſtanz, des Inhalts: „Diejenigen. Bundes- 
glieder, deren Beſitzungen nicht eine durch die organijchen Ge: 
jege zu bejtimmende Volkszahl (bei welcher jedoch verwandte 
Fürftenftämme und die freien Städte die ihrigen zufammenzählen 
fönnen) erreichen, werden fich zur Bildung eines gemeinfchaft: 
lichen oberjten Gerichtes vereinigen.” Alles Übrige freilich des 
viel bedeutiameren Preußiſchen Paragraphen blieb ausgeſchloſſen. 
Über das Bundesgericht wurde wenigftens in dem darauf folgen: 
den (nicht in einem „eigenen”) Artikel gejagt: Die Bundesver- 
jammlung „ordnet fi ein Bundesgericht bei, an deſſen Be: 
jeßung alle jeine Mitglieder verhältnismäßigen Anteil nehmen. 
Die Gegenjtände und den Umfang der Wirkſamkeit desjelben 


beitimmen die Grundgeſetze des Bundes.“ 
Schmidt, Teutfche Verfaffungsfrage. 30 
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Der obige Oſterreichiſche Art. 7 („die Bundesverfammlung 
wird ſich gleich nad) ihrer Gröffnung mit — beſchäftigen“) er: 
hielt nunmehr den Zujag: „Cie jtellt ihre Beratungen über dieje 
Gegenitände als engerer Ausihuß an, legt aber hernach den jo 
abgefaßten Entwurf der ganzen Verſammlung zur Prüfung und 
Genehmigung vor.“ Noch am 14. Mai wurde der Artikel dahin 
geändert: „Die Bundesverfammlung wird in der Form, die jie 
am zwedmäßigiten erachtet, gleich nach ihrer Eröffnung die Ab- 
fallung der Grundgeſetze und die organiichen Einrichtungen 
des Bundes in Rückſicht auf alle Gegenjtände, welche deſſen 
auswärtige, militärifche und innere Verhältniſſe betreffen, 
in Beratung nehmen.” Dieje Beltimmung wurde danach mit 
ganz gleichgültigen Redaktionsänderungen beibehalten, zugleich 
aber wurde hinzugefügt: Die Bundesverfammlung werde die von 
ihr al3 engere Berfammlung „gemachten Entwürfe noch einmal 
als Plenum zur Genehmigung oder Berwerfung in Beratung 
nehmen, mit dem IUnterjchiede jedoch, daß Fein Bundesglied bei 
der Annahme der Grundgejege durch Stimmenmehrheit gebunden 
werden fann“. 

Hiernach blieb aljo in Artifel 7 auch die Erwähnung der 
„Sarantie der landftändiihen Verfaſſungen in den Deut: 
ihen Staaten” weg. Das war um fo bedeutjamer, al3 der 
Gang der Debatten über den die Landſtände betreffenden 
Artifel dahin führte, daß die darin verbürgte Garantie gleicher: 
weile in Wegfall fam. Dieſer Gang ijt ein höchſt dentwürdiger. 

Der Preußijche Artikel über die Landftände hatte dieſen bis 
dahin immer noch „Das Recht der Steuerbewilligung, der 
Beratung über YLandesgejege, welche Eigentum und perſönliche 
Freiheit betreffen, der Bejhwerdeführung über Verwaltungs: 
mißbräuche und der Vertretung der Verfaſſung“ zugeiprocdhen 
unter „Schuß und Garantie des Bundes“ (j. ob. ©. 455). Der 
Ofterreichiiche dagegen verhieß nur landitändiiche Verfaſſungen, 
die „auf Sicherftellung des Eigentums und der perjönlichen Frei: 
heit berechnet” wären, ebenfall® unter „Schuß und Garantie des 
Bundes“ (j. ©. 458). Der 14. Mai war der verhängnisvolle 
Tag der Entjcheidung. Metternich wollte offenbar unter feinen 
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Umftänden ein Mehreres fonzedieren, und die Bevollmächtigten 
Preußens und Hannovers jahen zweifellos das Gebotene als jo 
wenig oder vielmehr als jo nichtig und jelbit bedenklich an, 
daß ihnen ein Preisgeben aller näheren Beltimmungen immer 
noch befjer erſcheinen durfte wie dieſer Ofterreichiiche Artikel, der 
den elendejten Verfaſſungen zum Schuß gereicht haben würde, 
Und fo fam e3 denn, daß beide Teile die näheren Beſtimmungen 
fallen ließen und fich mit jener inhaltsleeren Formel begnügten, 
mit der in den nächſten Jahrzehnten ein ſo frevelhaftes Spiel 
getrieben wurde. 

Mit welden Gefühlen mag Humboldt in der Konferenz vom 
14. Mai den Bleijtift ergriffen und geführt haben, als er, wie 
das Aftenftüd im Archiv zeigt, den Preußiſchen Tert des Para: 
graphen durchſtrich, um ihn durch die Bleiftiftworte zu erjeßen: 
„In allen Deutſchen Staaten ſoll eine landſtändiſche Verfaſſung 
beſtehen.“ Im weiteren Verlauf drang Humboldt noch mit einigen 
ſeiner Mahnungen wenigſtens teilweiſe durch. Der Paſſus über 
die katholiſche Kirche wurde in der Faſſung: „Die katholiſche 
Kirche in Deutſchland wird, unter der Garantie des Bundes, 
eine ihre Rechte und die zur Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe not— 
wendigen Mittel ſichernde Verfaſſung erhalten“ ſanktioniert, aber 
ohne weiteren Zuſatz. Der Preußiſche Paſſus über die Rechte 
der Evangeliſchen wurde ebenfalls angenommen. Der Paſſus 
über die Juden fand bis zu den Worten, „Bürgerrechte einge— 
räumt“ Aufnahme, aber mit dem abſchwächenden Zuſatz: „wo 
dieſer Reform Landesverfaſſungen entgegenſtehen, erklären die 
Mitglieder des Bundes, dieſe Hinderniſſe ſo viel als möglich 
hinwegräumen zu wollen“. Daß die überflüſſige Betitelung der 
Fürſten als „ſouveräne Fürſten“ nach dem Begehr Humboldts 
geſtrichen wurde, verſteht ſich von ſelbſt; hatte doch früher ſchon 
Metternich ſeinerſeits dieſelbe energiſch bekämpft. Unter die 
Unterthanenrechte wurde nunmehr in der That noch aufge— 
nommen „das Recht, in Civil- und Militärdienſte eines andern 
Deutſchen Bundesſtaats zu treten“, aber das Recht, auf fremden 
Univerſitäten zu ſtudieren, von Oſterreich verworfen; und in Be— 
zug auf die Preßfreiheit war nicht mehr zu erlangen, als daß 
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die Bundesverfammlung fi) „bei ihrer eriten Zulammenfunft 
mit Abfaſſung zwedmäßiger Gelege über die Preßfreiheit und 
— gegen den Nahdrud beichäftigen“ ſollte. Wie der Artikel 
über Die Yandjtände, jo war auch diefer Paſſus Höchit unbe— 
jtimmt und bedenklich; denn wie jener auch Landſtände ohne 
Rechte zulaſſen konnte, jo konnte auch ein Gejeß „über Die 
Preßfreiheit“ handeln, ohne Preßfreiheit im wahren Sinne 
des Mortes zu geben, ganz abgelehen davon, daß ein bloßes 
„Beichäftigen” nicht für ein Abichliefen bürgte, jondern eine 
Anweifung ad calendas Graecas werden konnte. Endlich er: 
hielt der Artikel über die Mediatijierten dur Humboldt und 
Hardenberg einige Änderungen und Zuſätze. Der dergeftalt mit 
Preußen und Hannover vereinbarte definitive Entwurf umfaßte 
17 Artikel. 

Was übrigens in Betreff des Artikels über die Landſtände 
Hardenberg beitimmen mochte, einen -jo inhaltsleeren Artikel 
Tchlieglih zuzulafien, liegt wohl auf der Hand. Scien doch 
alles, was man durch die Breußifche Formulierung hatte erreichen 
wollen, längit erreicht! Hatten doch die vereinigten Kleinjtaaten 
jeit Mitte November wiederholt amtlich auf das feierlichite ge: 
lobt, ihren Landftänden jene vier Kompetenzen beizulegen! Waren 
ihnen doch hierin die Südftaaten, Bayern, Württemberg und 
Baden, in dev Zeit vom Dezember bis Februar gefolgt! Lfter: 
reich aber war durch feine Artikel zu zwingen; und was Preußen 
angeht, jo wußte ja niemand beſſer wie Hardenberg, daß die 
Preußiihe „Verordnung über die zu bildende Nepräfentation des 
Volkes“ der legten Feilung unterlag und unter feiner Gegen: 
zeihnung nächſter Tage (am 22. Mai) in Leben treten jollte. 
Dieſe landſtändiſche Verfaſſung Preußens follte aber ebenfalls 
mejentlic) das gewähren, was man alljeit3 bisher, mit Ausnahme 
von Ofterreich, zu gewähren ſich anheifchig gemacht hatte. Daran 
freilih dachte Hardenberg damals nicht, daß, abgejehen von der 
ehrenmwerten Ausnahme der drei Südjtaaten, alle jene feierlichen 
Gelöbniſſe der Deutichen Regierungen fait durchweg alsbald in 
Schaum zerrinnen, d. h. in treulojen Wortbruch enden follten. 
Der Schade würde vielleicht geringer gewejen fein, hätte man 
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wenigftens aus dem Ofterreichifchen Dezember-Entwurf, dem man 
doch leider To vieles entnahm, auch die Beitimmung herüberge- 
nommen, daß die Landjtände „binnen Jahr und Tag ein: 
geführt” werden jollten. 

Die Preußiſche Verordnung vom 22. Mai ermangelte nicht, 
überall einen großen, die Hoffnungen belebenden Eindrud zu 
machen, obwohl das Beratungsreht darin nicht ausdrüdlich 
al3 ein Zuftimmungsreht qualifiziert war und die Landesreprä— 
jentanten „aus den PBrovinzialitänden“ gewählt werden 
jollten. Indes das Berfafjungswerk ſelbſt konnte Zweifel und 
Unebenheiten verihwinden laſſen, und die Vollendung dieſes 
Werkes durfte man noch vor Ende des Jahres 1815 mit Zus 
verjicht erwarten. Denn der „Entwurf“ hatte jogar bejtimmt, 
daß die Verfaſſungskommiſſion fofort „am 1. Juni zujammen: 
treten” und die „Verfaſſungsurkunde ſpäteſtens mit dem 1. Sep: 
tember vollenden” jolle. Das war nun freilich in der „Verord— 
nung” ſchließlich aus Rücficht auf den Wiener Kongreß und aus 
Borficht dahin geändert worden, daß fie „am 1. September zu= 
ſammentreten“ jolle, ohne Angabe eines Schlußtermind. Indes 
ließ ich doch nach Maßgabe der Zeitabftände im Entwurf voraus: 
ſetzen, daß man preußischerjeits für die Fertigitellung der Preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde nicht auf mehr als drei bis vier Monate rechne. 

Inzwiſchen waren, um das Deutſche Verfaſſungswerk zu 
vollenden, alle zur Eröffnung der allgemeinen Konferenzen 
erforderlichen Vorkehrungen feit dem 17. Mai getroffen, die Ein: 
ladungen feitgeitellt und auf den 23. Mai erlallen worden. Die 
von Ofterreih Neugeladenen, außer Preußen und Hannover, 
waren: Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Darmitadt, 
Luremburg, Holftein und fünf von den vereinigten Fürjten und 
freien Städten gewählte Deputierte, nämlich Plejien, Keller, Mind: 
wis, Senator Smidt, Berg. In der Eröffnungsfigung am 23. 
(a3 Metternich nur den vereinbarten Entwurf der Grundzüge vor, 
mit der Erklärung, daß man „deren nähere Entwidlung dem 
Bundestage vorbehalten müſſe“. Der Entwurf, der jofort durd) 
Diktatur vervielfältigt wurde, jollte drei Tage von den Beteiligten 
geprüft und in der zweiten Situng am 26. bisfutiert werden. 
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Im Berliner Archiv liegt diefer „Entwurf einer Deutfchen 
Bundesakte“ handichriftlihd dem Protofol der erſten Sitzung 
vom 13. Mai bei (Nr. 85 Protocolles des conferences des 
plenipotentiaires et deputes des princes et villes libres de 
l’"Allemagne) mit dem Vermerk von Humboldt Hand: „Zuerſt 
von dem Uiterreichifchen Hofe entworfen, in Konferenzen mit 
Preußen und Hannover abgeändert und dann den Deutfchen 
Fürjten offiziell vorgeichlagen.” Der Tert ift natürlich voll: 
fommten identiſch mit dem bei Klüber 2, 314 ff. Die „Beilagen“ 
der Protokolle, die Klüber 2, 324 ff. abgedruct hat, find übrigens 
weder bei diejem noch im Berliner Archiv ganz vollitändig, d. h. 
manche findet man dort und nicht bier, jomwie umgekehrt. Bei: 
läufig bemerfe ih, daß das in der Beilage bei Klüber S. 391 
wahricheinlich wegen Unlejerlichkeit ausgelafjene Wort im B. A. 
„Sollocationen” lautet. 

In der Sigung vom 26. Mai ging es ſeltſam zu. Württem: 
berg fehlte in diejer wie in allen anderen Situngen; Baden und 
Sachſen Iehnten wegen Mangel an Inſtruktionen die Beteiligung 
ab; die fünf Deputierten der vereinigten Fürften und freien Städte er: 
Härten fich im Auftrage ihrer Kommittenten für infompetent, „im 
Namen Aller abzuichließen“, und beantragten „die Zulaſſung aller 
Bevollmächtigten zu den ferneren Beratungen”. Man trat indes in 
dieje ein, und nunmehr begann eine Sturmflut von Anträgen 
heranzudrängen. Yoran ging Bayern; aber mit Bayern wett: 
eiferte namentlich Darmftadt und die Summe der Stleinitaaten 
in rüdjichtslojer Befrittelung der Vorlage, jedoch mit dem Unter: 
Ichiede, daß jenes in viel höherem Maße dazu berechtigt er: 
ſcheinen durfte, wie diefe. Nicht ein einziger der 17 Artikel blieb 
unangefochten. Und was wurde angefochten? Alles, was diejen 
angeblich jo opferbereiten Kleinjtaaten nicht genug der Ehren, der 
Nechte und Vorrechte einzuräumen jchien. Darmitadt voran 
forderte, daß in den Artikeln 1, 16 und 17 das Beiwort „ſou— 
verän“ für die Fürſten wieder hergeftellt werde. Die Deputierten 
der Fürſten verlangten, daß alle Staaten „einzeln“ aufgeführt 
und daß auch die Unverlegbarfeit „jedes einzelnen unter ihnen“ 
als „Zweck des Bundes“ bezeichnet werde. Sie beftanden ferner 
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wieder darauf, daß „allen Verbündeten gleiche Rechte” zuge: 
ſprochen und jede „Oberherrichaft irgend einer Art über den 
Anderen” verpönt würde. Alle wollten bei einer Fülle von „Ge: 
fegen oder Vereinbarungen” im „Plenum“ je eine „Virilſtimme“ 
haben, und überdies, daß bei „Grundgeſetzen“ die „Einftimmig- 
feit Aller erforderlih” je. Auch folle die Stimmenmehrheit 
nirgends entjcheiden fönnen, „wo jura singulorum eintreten”, 
Dabei verichaffte Darnıftadt durch einen Zuſatz zu Art. 6 (nach: 
ber 7) wieder bei Stimmengleichheit in der engeren Bundesver— 
ſammlung die Entjheidung dem „Vorſitzenden“ (nicht „Oſterreich“, 
wie der Ufterreichifhe Entwurf vom 7. Mai fih ausgedrückt 
hatte)*). Die im Entwurf noch nicht beitimmte „Volkszahl“ für 
die Berechtigung zu einem „Gericht dritter Inftanz“, die aber 
der Preußiſche Entwurf bereit3 auf „300000” normirt hatte, 
follte nach der Forderung der unglaublich opferjcheuen Klein: 
jtaaten auf „150000 Seelen” beichränft werden. Charafteriftiich 
it ihr Verlangen, daß, falls „Bundesglieder, welche Staaten 
außer dem Bunde befiten, unter ſich in Krieg geraten, 
dem Deutſchen Bunde vorbehalten jei, die Neutralität bewahren 
zu dürfen“. Im Verein mit Darmjtadt und Holjtein befämpften 
die Deputierten der vereinigten Kleinitaaten um die Wette die 
Erwähnung der „Juden“ in der Bundesafte. Dagegen bean: 
tragen fie freilich zu dem Artikel über die Landſtände den Zuſatz, 
daß „ven Ständen das Mitberatungsrecht bei allgemeinen ge: 
jeglihen Berfügungen, die Bewilligung der Steuern und das 
Recht gemeinschaftlicher Beichwerdeführung bei dent Landesherrn 
zugejtanden werde”. indes, einmal iſt diefe Ausdrucksweiſe in 
Verhältnis zu früheren ſchon eine abgejhwächte; ferner fehlt ganz 
das Recht der Vertretung der Verfaſſung; und endlich durfte man 
fih ja ungejcheut mit liberalen Forderungen brüften, da man ja 
im voraus gewiß fein fonnte, damit auf feinen Fall durchzudringen. 

Es ift nicht zu verwundern, wenn die Bevollmächtigten 
Oſterreichs, Preußens und Hannovers aus der Situng vom 
26. Mair Entrüftung und Unmwillen davontrugen. Daher kamen 
denn auch zunächit die Preußifchen überein, für ein mehr ſum— 


*) Klüber S. 353. 409. 483, val. 310. 
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marisches und Ffategoriihes Verfahren einzutreten. Humboldt 
verfaßte in diefem Sinne ein von Hardenberg und ihm unter: 
zeichnetes Schreiben, das im Berliner Arhiv (Nr. 86) im Ori— 
ginal und in Kopie vorhanden ift und aljo lautet: 
„An den Fürſten Metternich. 
Mien, den 27. Mai 1815. 

Die in der geitrigen Sigung über den Entwurf eines 
Deutſchen Bundesvertrages gemachten Außerungen, zuſammen— 
genommen mit der Kürze der Zeit, welche noch zur Erledigung 
aller Kongreßgeſchäfte übrig bleibt, veranlaiien die Unterzeichneten, 
dem Herin Fürften von Metternich, Fürſtliche Gnaden, folgende 
vertrauliche Eröffnungen zu machen. 

Es ijt von dringender und abjoluter Notwendigkeit, die 
Angelegenheit des Bundesvertrags vor dem Abgange der Gabi- 
netter von Wien zu beendigen. Ohne zu gedenken, daß es nad): 
her den Unterhandlungen an allem Nahdrud gebrecdhen, und da= 
her Zögerungen jeder Art eintreffen würden, läßt ſich auch jet 
überjehen, daß die Schlußakte des Kongreiies unmittelbar nad) 
der Entfernung der Gabinetter, wenn nicht vielleiht noch vor 
derjelben beendigt jein wird. Allein unſtreitig werden dann nicht 
alle Kongreßgelandten hier bleiben wollen, bi3 der Teutjche Bund- 
geichlofien ift, und diefer und jeine Hauptgrundgeſetze werden 
aljo nicht in die Schlußafte eingetragen werden können. Als— 
dann aber verliert man gänzlich die Vorteile, die man fich mit 
Recht von der Ichnellen Schliegung des Bundes verjpricht, und 
welchen die VBorjchlagenden jo viele und wichtige Punkte auf: 
geopfert haben. Es würde alsdann wenig Unterichied zwiichen 
der Unterhandlung bier und der in Frankfurt jein, und wenn 
man es wollte dahin fommen laſſen, wäre es beiier, alles bis 
Frankfurt aufzuichieben. 

Es iſt ferner keineswegs ratſam, über die geitern zu unjerem 
Entwurfe gemachten Bemerkungen eine fürmliche Diskuſſion zu 
eröffnen. Da die verjchiedenen Meinungen jo weit voneinander 
abweichen, daß Bayern einigemal geäußert hat, daß der Bundes— 
vertrag fein inneres Verhältnis der Staaten betreffen dürfe, und 
die vereinigten Fürlten dagegen ausdrüdlich auf Beitinnmung der 
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Rechte der Landitände gedrungen haben, und da wir von der 
nächſten Sigung an mit den Abgeordneten aller Fürften und 
Städte, aljo mit einer großen Anzahl, uns zu beraten haben 
(was, da einmal Baden und Darmitadt in unjerer Verſamm— 
lung einzeln auftraten, zu verweigern weder möglid) noch gerecht 
war), jo it von einer Diskuffion ſchwerlich eine Übereinkunft und 
am wmenigiten eine jchnelle zu erwarten. Bei diefer Diskuſſion 
würden aber auch Preußen, Ufterreih und Hannover in einem 
ganz falſchen Lichte und einer durchaus unrichtigen Stellung er: 
iheinen. Denn, um die allgemeine Übereinkunft zu erleichtern, 
und nicht gegen ihren eigenen Entwurf zu reden, würden jie 
diejenigen Meinungen nicht unterjitügen können, welche einen be: 
jtimmten, fräftigen und dem gerechten Erwartungen Deutichlands 
entiprechenden Bund wünjchen; und gerade die Höfe, die jeit den 
Anfang der Unterhandlung alles, was von ihnen abhing, gethan 
haben, um wieder einen allgemeinen Nechtäzuftand in Deutich- 
land zu begründen, würden bier das Anfehen haben, alle dahin 
abzwedenden Einrichtungen zu ſchwächen, zweifelhaft zu machen 
oder wenigitens in die Ferne zu Itellen. Die Unterzeichneten find 
bei allen Borberatungen durchaus der Meinung Sr. Fürftlichen 
Gnaden de3 Herrn Fürften Metternich) beigepflichtet, daß das— 
jenige, was die früheren Entwürfe hierüber enthielten, nur der 
Notwendigkeit, jegt und jchnell*) den Bund wirklich zu fchließen, 
aufgeopfert werden fünne; und fie geitehen frei, daß ſie*) einzig 
und allein, um nicht jede allgemeine Vereinigung der Fürften 
Deutjchlands zu hindern oder aufzuschieben, aber übrigens mit 
ſehr Ichmerzlihen Gefühlen, einen Entwurf mit vor: 
gelegt haben, von dem ſie nur zu jehr empfinden, 
wie wenig er dem wichtigen Zwede entjpricht, den man 
ih unmittelbar nach der Befreiung Deutjchlands von der fremden 
Oberherrichaft ***), und noch bei dem Anfang des Kongreſſes vor: 
gefeßt hatte und wie ungünftig dies auch auf die allgemeine 
Stimmung einwirken wird. Sollte diefer Entwurf durd eine 
*) [„Hier” Treitichfe 1, 698.] 
**) [Einzig und allein aus diefem Grunde” Treitjchfe 1, 698.] 
**) [,v. d. f. O.“ fehlt bei Treitichte.] 
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Diskuffion, für welche der jegige Augenblid, in dem die ſchnelle all: 
gemeine Übereinkunft der vorherrjchende Geſichtspunkt ift, immer un- 
günftig bleibt, noch) mehr geſchwächt werden, fo ilt kaum der min 
deſte günftigere *) Erfolg der Verhandlungen in Frankfurt abzufehen. 

Unter diefen Umjtänden jcheint die VBorlegung eines Ulti— 
matums das einzige zum Zwed führende Mittel. Im gegen: 
wärtigen Augenblid ift der Wideripruch noch mit vieler Mäßigung 
und von einigen Seiten nur halb geäußert worden; jet ijt da— 
für die Zuftimmung zu einem jchon ganz auf allgemeine An— 
nahme berechneten Entwurf noch möglich; auc it das Gefühl 
allgemein, daß auf jeden Fall etwas zujtande kommen müſſe, 
und wird, jomie bejtinnmt und entichieden erklärt wird, daß 
weitere Unterhandlungen unmöglicd find, zur Annahme wirken. 

Der Vorichlag, welchen die Unterzeichneten der Prüfung des 
Herrn Fürften Metternih, Fürjtl. Gnaden, vorlegen zu müſſen 
glauben, geht demnach dahin: 

1. Daß die Bevollmächtigten der drei Höfe die geftern ge 
machten Bemerkungen auf das Genauejte prüfen und foviel da= 
von in ihren Plan aufnehmen jollten, als möglich ijt, und als 
fih durch die Mehrheit derer, welche dafür ftimmen, empfiehlt. 

2. Daß Ofterreih umd Preußen alsdann in der Montags: 
figung den jo abgeänderten Vorſchlag mit der Eröffnung vor: 
legten, daß fie die Bemerkungen, ſoweit als fie es für möglich 
hielten, benugt hätten, allein nunmehr in ihrem Entwurf feine 
weiteren irgend wejentlichen Abänderungen annehmen, noch 
in Diskuffion von Vorſchlägen dazu (d. i. zu mwejentliden 
Änderungen) eingehen könnten, da fie überzeugt wären, daß er 
nicht3 weder für das Ganze noch irgend einen Einzelnen Be- 
denkliches enthalte, dasjenige hingegen, was ihm fehle, in Frank— 
furt nachgeholt werden könne. 

3. Daß fie bereit wären, mit jedem der Fürften, welcher 
diefem Entwurf beitreten wolle, den Bund wirklich abzufchliegen. 

Eine jolhe Erklärung würde höchſt wahrſcheinlich die Anz 
nahme von jeiten der meilten Mitglieder der Verſammlung fo: 
gleich zur Folge haben, und jollten ſich noch einige für jeßt aus: 


*) [„günftige, Treitjchke.] 
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ſchließen, dürften fie wohl unfehlbar jpäter, wenn fie jehen, 
daß der Bund wirklich zujtande gefommen wäre, ben Beitritt 
nachſuchen. 

Die Unterzeichneten haben die gegenwärtige Note zugleich 
der königlich Hannoverſchen Kongreßgeſandtſchaft mitgeteilt. Sie 
benutzen dieſe Gelegenheit, Sr. Fürſtlichen Gnaden dem Herrn 
Fürſten Metternich die Verſicherung ihrer vollkommenſten Hoch— 
achtung zu erneuern. 

Hardenberg. Humboldt.“ 

An die Hannoverſche Geſandtſchaft wurde dieſe Note „in 
Abſchrift mitgeteilt”. 

Dem entſprechend wurden für den 29. Mai die ſämtlichen 
Bevollmächtigten eingeladen und in der Sitzung die zwiſchen 
„Oſterreich und Preußen konzertierten Erklärungen und Vor— 
ſchläge“ auf Grund der am 26. „gemachten Erinnerungen“ vor— 
getragen. Eine Diskuffion innerhalb des aegebenen Rahmens 
ließ fich indes jo wenig ausschließen, wie das Einbringen neuer 
Anträge in Bezug darauf. So begann denn der Strom der Dis: 
fuffion und der Anträge von neuem in den täglichen Situngen 
vom Montag den 29. Mat bis Sonnabend den 3. Juni. End» 
(ih wurde am 1. Juni auf Grund aller jtattgehabten Dis: 
fulfionen und Abjtimmungen eine Kommiffion ernannt, Präfident 
v. Berg und Eenator Smidt, um eine neue Redaktion Der 
Bundesurfunde für den folgenden Tag zu bejorgen. In der 
That las die Kommilfion am 2. Juni diefe neue Redaktion, die 
nunmehr 20 Artikel umfaßte, in der Sigung vor (Klüber 2, 
479 ff.) und am 3. Juni kam diejelbe formell zur Vorlage 
(ebend. 493). 

Man hätte nun glauben follen, daß man fich alljeits be— 
ſcheiden und die kleinlichen, dünkelhaften und eiferfüchtigen Ge: 
Lüfte zügeln werde, wenn denn doc einmal auf Opfermwilligfeit 
im wahren Sinne des Wortes nirgends zu rechnen war. Biel: 
mehr begann noch gleih am 3. Juni — es war die achte 
Sitzung — ein wahres Wettrennen nach neuen Beichlüffen für — 
Deutjchlands Heil. Nicht Bayern nur und Sachſen, jondern 
auch Kleinitaaten, wie vor allen Darmitadt, Kurheilen und Naſſau, 


⸗ 
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beitanden auf den Beimort „Jouverän“ und jeßten es durch, ob— 
gleich der Staatskanzler Hardenberg ſich widerjegte und zu Pro— 
tofoll erklärte, daß der „Ausdruck überflüffig jei und der Sache 
nicht3 Hinzu thue“. Dann jpielte jid eine Fülle von Rang: 
jtreitigfeiten ab: Darmftadt pochte darauf, daß es in der Rhein— 
bundgzeit die großherzoglide Würde und damit „volle fönigliche 
Ehren” erlangt habe, und beanjpruchte „gleichen Rang mit den 
Kurfürſten“ (Klüber 2, 415, 496). Andererjeit3 wollte Braun: 
ſchweig vor Medlenburg rangieren, Yippe vor Schaumburg, 
Hohenzollern gleih nad Anhalt. Bayern, das jchon wiederholt 
erklärt hatte, daß es fih „ſeine Beiſtimmung“ zu der Bundes» 
afte „ausdrücklich vorbehalten” müſſe, erklärte auch jet bald bei 
dieſem, bald bei jenem Artikel oder Abſatz ſchlankweg, daß es 
demſelben „nicht beitreten könne”. 

Auch beantragte Bayern, im Verein mit Darmftadt, das ſich 
ja überhaupt bei diefem beflagenswerten Abſchwächungsgeſchäft 
in der Nolle einer leitenden Macht zu gefallen jchien, den Weg— 
fall des Bundesgerihts, obgleich Darmitadt früher für das: 
jelbe gejtimmt hatte. Man konnte aus diefem Abfall entnehmen, 
weſſen man fich in Bezug auf die jo ruhmredig verfündeten land: 
ſtändiſchen Verheißungen von jeiten der Kleinjtaaten zu verjehen 
habe. Ebenjo beitand Bayern im Verein mit Darmitadt darauf, 
daß die in der Oſterreichiſch-Preußiſchen Vorlage und in der 
neuen Redaktion derjelben den Mediatifierten vorbehaltenen „Curiat— 
jtimmen in dem Pleno“ bejeitigt würden. Darmitadt rechtfertigte 
die8 damit, daß es „eine Anomalie” jei, wenn „Mediatifierte 
wieder unmittelbare Bundesglieder werden und zu Anteil an Be: 
jtimmungen der Bundesafte jih berechtigt halten könnten“ ; es fei 
„unmöglich“, daß fie zugleich „in den Bundeslanden mittelbar und 
auf der Bundesverfammlung unmittelbar fein könnten,“ das 
„wideripreche allen Grundjäßen der Staatseinheit”; gegen „An: 
teil der Mediatifierten an den Beratungen des Bundes müſſe 
man fich verwahren” (Klüber 2, 362, 447, 468, 475, 500). 
Und in einer bei Klüber (zu S. 362) fehlenden, im Berliner 
Archiv zum Teil erhaltenen Beilage äußert Darmitadt: Es fei 
eine „allen metapolitiichen Grundjägen wideritrebende dee,” daß 
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„Subordinierte mit ihren Oberen auf einer Linie und als Mit: 
paciscenten erjcheinen ſollen“. Kurheſſen, das in der ARheinbund- 
zeit als Nichteriftenz Feine Mediatifierungsgeichäfte hatte machen 
fönnen, votierte entgegengejeßt: „Freilich jcheine e8 eine Anomalie, 
daß Fürften, welche ihre Selbjtändigfeit verloren haben, in einer 
Verfammlung jouveräner Fürften Sit und Stimme haben jollen ; 
indejien fand dieſes ſchon in der ehemaligen Reichsverfajlung 
ſtatt“ (ebend. ©. 446). 

Die Beratung am 3. Juni umfaßte zwar alle 20 Artikel; 
‚aber manches blieb noch unentjchieden, während die wichtigften 
der angegriffenen Punkte, wie Bundesgeriht und Curiatitimmen 
der Mediatifierten, noch aufrecht erhalten wurden; und nichts 
bürgte dafür, daß nicht in der nächſten Situng, die auf den 
anderen Tag, Sonntag den 4. Juni, 8 Uhr abends angeſetzt 
wurde (ebend. 503), ein neuer Erguß von Anträgen und Be- 
denklichkeiten fih aufthat. Da entichloflen jich die Breußifchen 
Bevollmädtigten dem Fürjten Metternich gegenüber zu” dem fol- 
genden Memorandum, das, von Humboldts Hand verfaßt, im 
Berliner Archiv Nr. 87 vorliegt *). 

„Die Beratungen über den in der gefirigen Sigung vor: 
‚gelegten Entwurf find jo weit gediehen, daß es nicht jcheint, daß 
eine weitere Erörterung des Inhalts der einzelnen Artikel nötig 
jei. Ein großer Teil derjelben iſt übereinjtimmend angenommen 
worden, und bei den übrigen, nach dem Sinne, der fich in der 
Verhandlung im Ganzen ausſprach, abzufalien, [2] hat jih nicht 
ſowohl ein wejentlider, die Bereinigung verhindernder Wider: 
ſpruch, als vielmehr nur VBerjchiedenheit der Anficht oder Mangel 
‚an binreichender Inſtruktion zum Beitritt gezeigt. Die Ge: 
finnungen, die von allen Bevollmächtigten ohne Ausnahme aus: 
gejprochen worden jind, bemeijen überdies die allgemeine be: 
ſtimmte Abfiht, in den Bund einzugehen und denjelben jobald 

*) Der Titel von Nr. 87 lautet: „Propositions pruss. faites dans la 
supposition que la Baviere n’accederait que plus tard au pacte federatif, 
et changees apr&s par son accession.* Das folgende Memorandum ift 
jedoch, wie man gleich fehen wird, allgemeinerer Natur. Das fehlende Datum 
‚ergiebt fi) aus dem Zufammenhange. 
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als immer möglich zu jchließen. ES ftehen daher dieſem feit dem 
Anfang des Kongreſſes lebhaft gewünſchten Abſchluß nicht wahr: 
haft verhindernde, Jondern — und auc dies nur von einigen 
Seiten — mehr bloß aufhaltende Schwierigkeiten entgegen. 

Zugleich ijt die Notwendigkeit, wirklid zum Abſchluß zu 
gelangen, in die Augen fallend. Den Kongreß auseinandergehen 
laſſen, und deſſen Schlußafte abfaſſen, ohne ihr die Hauptgrund: 
gejeße des Deutichen Bundes einzuverleiben, würde nichts anderes 
heißen, als der lebhaften Erwartung Deutichlands nicht ent: 
ſprechen, das Gebäude, welches die Ruhe und Unabhängigkeit 
des gemeinjchaftlihen Baterlandes und das politiiche Gleich: 
gewicht Europas jichern joll, ohne eine feiner notwendigiten 
Stüßen lafjen, in einen neuen Krieg Ungemißheit über die wich: 
tigſten politijchen Verhältniſſe, geteilte Meinungen, wenige Er: 
wartungen und Beſorgniſſe hinübertragen. Durchdrungen von 
diefer Überzeugung jehen fich daher der Oſterreichiſche und Preußi- 
ſche Hof veranlaßt, Folgendes als ihre beiderjeitige feite und un: 
widerruflihe Meinung zu erklären: 

1. daß die Beratung über den inhalt der einzelnen Artikel 
de3 Entwurfs zum Bundesvertrag, wie er in der geitrigen 
Sikung vorgelegt worden ijt, für gejchloffen angejehen werden 
muß, und in der heutigen nur noch in der Redaktion Verände: 
rungen beigebracht werden können; 

2, daß Ofterreih und Preußen diefen Entwurf in allen 
jeinen Punkten annehmen und zu unterzeichnen bereit find; 

3. daß, injofern der Mangel an hinreichenden Inſtruktionen 
bei den Bevollmächtigten einiger Staaten eine gleichzeitige Unter: 
zeihnung des Bundesvertrags noch jet unmöglich machen jollte, 
Ofterreih und Preußen diejenigen Bevollmächtigten, welche den 
von ihnen angenommenen Entwurf gleich unterzeichnen zu Fönnen 
glauben, hierzu noch in der heutigen Sigung in der Hoffnung 
einladen, daß der Beitritt der übrigen werde in der möglidhit 
furzen Friſt gleichfalls erfolgen können.” 

Zugleich entwarf Humboldt eine Einleitung zu dem Bundes- 
vertrage, weldhe von der VBorausjeßung ausging, daß „einige 
der Bevollmächtigten“ demſelben noch nicht beigetreten wären, 
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namentlich die Bayrijchen, während die Württembergifchen ihre 
Beteiligung von vornherein aufgegeben hatten, der Badenſche die 
jeinige jeit dem 1. Juni. Da e8 anders fam, war diefe Ein: 
leitung allerdings nicht verwendbar. 

Das Memorandum der Preußiihen Bevollmächtigten hatte 
offenbar am 4. Juni Verhandlungen mit Metternich und die 
Verſchiebung der nächſten Sigung auf den 5. Juni zur Folge. 
Metternich ſchien auch vollflommen gleicher Meinung zu fein wie 
Hardenberg und Humboldt. Daher das ohne Zweifel verabredete 
Verfahren in der gedadhten Sikung. Metternich gab „Namens 
Sr. Maj. des Kaiſers von Ofterreich eine Erklärung zu Protokoll, 
dab .. . die Ofterreichifchen Bevollmächtigten nun verlangen 
müßten, die Bundesafte noch vor Schliefung des Kongrelies 
unter den Schutz der europäiſchen Mächte geitellt zu jehen, und 
daß fie bereit jeien, den Inhalt der in dem legten Brotofoll auf: 
geführten Artifel als die Grundlage des Bundes anzunehmen“. 
Er fügte Hinzu, daß „die Beichleunigung des Abſchluſſes Durch 
die Umftände dringend notwendig geworden”, und — mit einem 
Anflug von Ironie — daß „an dem Beitritt der Fürjten und 
freien Städte um jo weniger zu zweifeln jei, als jie ſich er- 
innern würden, wie dringend fie bei dem Vifterreihifchen und 
Preußiihen Hofe darauf ihre Anträge gerichtet hätten, daß vor 
Ende de3 Kongreiies der Deutiche Bund feitgeitellt werden möge”. 

Sofort wurde zur Abjtimmung geichritten. Preußen ftimmte 
natürlich dem Ofterreichiichen Votum zu, und ebenſo die übrigen 
Staaten mit folgenden Ausnahmen: Najau erklärte: e8 trete bei, 
wenn alle beitreten (ebend. 514, 557); Darmjtadt: wegen einiger 
Punkte müßte e8 ſich das Protofoll noch oifen halten; Sadjen: 
es fünne aus Mangel hinreichender Inſtruktion in Betracht einiger 
Punkte noch nicht unbedingt beitreten, und weil der Beitritt 
ſämtlicher Fürften die Vorausjegung ſei; Bayern: es ſei ge— 
nötigt, ſeinen definitiven Beitritt noch vorzubehalten. Württem— 
berg und Baden fehlten. 

Auf Bayerns Beitritt, der denjenigen Sachſens, Württem— 
bergs und Badens nach ſich ziehen mußte, legte Metternich na= 
türlih das größte Gewicht. Er bewirkte daher, daß man die 
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definitiven Inſtruktionen Bayerns abwartete, die dann auch zeitig 
genug eintrafen, um noch eine Sikung am 8. Juni der Einigung 
zu widmen. Bayern beantragte eine Reihe unbedeutender und 
minder wejentlicher Abänderungen, die feine Schwierigkeiten mach— 
ten; vor allem aber, zur höchſten Befriedigung Darmitadts, den 
Megfall des Bundesgeridhts, d. h. das größte Opfer, das 
nah den bisherigen Abſchwächungen überhaupt noch gebracht 
werden Fonnte. Wohl traten für das Bundesgeriht nod einmal 
DOfterreich und Preußen ein, fowie auch namentli Hannover, 
Sadjen, Kurheſſen, Medlenburg, Holitein-Dldenburg, die ſämt— 
lihen herzoglich Sächſiſchen Länder und Lübeck: dennoch wurde 
zur „Bewirfung einer Bereinigung“ eine Umgeltaltung des Art. 11 
im Sinne Bayerns und mit ihr der Wegfall des Bundesgerichts 
beſchloſſen. Außerdem wurde auch auf Bayerns Antrag der 
Art. 16, die Beltimmungen über die Fatholiiche und evangeliiche 
Kirche, ganz geitrichen, unter der Beichönigung, daß „dieſer Ar: 
tifel, jo wie er da liege, ſchwer zu fallen jei, in nähere Beſtim— 
mungen bineinzugehen aber manche Bedenklichkeiten habe”. (Klüber 
©. 535), 

Am 10. Juni wurde die Bundesurfunde von den Bevoll- 
mächtigten aller Staaten, mit Ausnahme Württembergs und 
Badens, unterzeichnet. Die beiden Fehlenden hielten es nun 
doch für geraten, nachträglich durch Acceſſionserklärungen dem 
Bunde beizutreten. Daß die Preußiſchen und Hannoverſchen 
Bevollmächtigten in amtlichen Erklärungen ihr Jchmerzliches Be— 
dauern ausdrücten über den Eläglichen Ausfall des Verfaſſungs— 
werfes, iſt allbefannt (}. 3. B. Klüber 524, 556). War aud) 
ein erbliches Kaifertum damals unerreichbar, eine jtraffere Cen— 
tralifation würde jedenfall3 bei wirklich opferbereiter Gefinnung 
erreihbar gemwejen fein; ftatt deſſen trat ein Bund ins Leben, 
der von vornherein unverkennbar phthifische Anlagen in fich trug. 
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Auszug aus der Korrelpondenz des Bildburghanfenfchen 
Bevollmärhtigten Geh.-Rat Freiheren von Baumbad, 
fowie feines Sekretärs G. Erdmann, mit dem Bildburg- 
haufenhhen Minifterialvorffand Geh.-Rat K. E. Schmid. 


Erdmann an Schmid, Wien, 12. Oft. 1814. Gleich 
nad meiner Ankunft machte ih meinem Freund Bilat bekannt, 
daß €. H. ein Eremplar Ihrer Schrift Deutſchlands Wieder: 
geburt] für den Fürften von Metternich mir mitgegeben... Das 
Bud) cirfuliert bereits hier... Wie ich eben erfahre — ich komme 
halb 6 Uhr abends von Pilats — hat es der Fürft Metternich 
mit großer Freude empfangen... Mich freut es innig, in Wien 
jo oft und vielfältig und mit allgemeiner rn von Ihrem 
Buche reden zu hören . 

Baumbad an Schmit, 12. Okt. 1814. Ihrer Wieder: 
geburt wird überall mit dem lautejten Beifall erwähnt; ſelbſt 
diejenigen, denen e3 nicht vecht it, daß Sie Preußen jo großen 
Einfluß zugedaht haben — und deren giebt e3 einige — ftimmen 
im übrigen jenem Xobe bei... Da Ihre dort aufgeftellten Vor: 
ihläge jo allgemein gut aufgenommen worden find und wirklich 
Auffehen erregt haben, jo jollten Sie hiernah auch noch eine 
deutiche Konstitution ſkizzieren und ſolche einjenden . . . Zu 
Humbold habe ih noch nicht anders al3 per carte gelangen 
fönnen. Erhalten wir eine Kreisverfajlung und in dieſer ein 
Appellationsgericht, jo denke ih, Sie finden bei diefem eine Ihnen 
mehr zufagende Anftellung. Aber Sie jollten im Ernit eine 
Konftitutiongfkizze entwerfen und jolche dem Herzog von Weimar 


*) [Das durd) edige Klammern im Tert diefes Anhangs Eingeſchloſſene 
rührt von W. A. Schmibt.] 
Schmidt, Deutſche Verfaifungäfrage. 31 
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jenden. Deswegen habe ic Ihnen auch ſchon heute das Harden- 
bergiche Projekt und die Weimarfche Kreisidee — dieje noch ganz 
nude et crude — mitgeteilt: Aus beiden werden Sie fich leicht 
zufammenjegen, wo am Ende das Ding hinaus fol... Unſer 
gnädigjter Erbprinz mag froh fein, die Reife hierher nicht gemacht 
zu haben. Die Fürjtlichfeiten jeines Ranges genießen jet bei 
dem hieſigen Hofe gar feine Vorzüge, werden wenigitens nicht 
vor= und zu den Monardenfeiten gezogen, und treiben fich in 
dem großen Haufen herum... 

B. an Sch. 23. Okt. 14. Zu H. v. Mindwig hat Hum- 
bold gejagt: „Ihre Höfe find in dem glüdlihen Fall, daß fie 
nichts einbüßen werden, aber auch nichts gewinnen wollen.” 

B. an Sch. 12. Nov. Humbold habe ich wieder zweimal 
vergeblich aufgeſucht *)Y. Er it wie das böje Gewiſſen. Jetzt, 
mein Freund, rate ich aber vor allen Dingen zum ruhigen Ab— 
warten der Früchte, die diefer Kongreß bringen wird. Giegt 
das Unrecht, To iſt es höchſt wahricheinlich, daß recht bald wieder 
losgejchlagen wird und dann erjt ein wahrer Teufels3:Speftafel 
angeht... Stein hat Ihr Bud wirklich mehreren Bevollmäch— 
tigten empfohlen und geäußert, daß joldhes vor allen übrigen am 
meiften zu benußgen jein würde. Bis jest ijt im Rat der Fünfer 
noch nicht8 fertig gebracht worden, — und ich bin überzeugt, daß 
Sie an meiner Stelle, auf dem Grund Ihres Buches, von Stein 
oder Hardenberg oder jonjt einem der Mächtigen gewiß aufge: 
fordert wären, ebenfalls zu jfizzieren. Mit Verlangen jehe ic) 
Ihrem Konftitutions-Entwurf entgegen und habe mir für deſſen 
Introduktion im Fürjtenrat Schon den Plan entworfen. 

B. an Sc. 19. Nov. Gotha fcheint zu der Thüringer 
Kreisformation gar Feine Luft zu haben. Meiningen hingegen 
it mit uns dafür. Deswegen lajien wir die Sache auch nicht 
lien... | 

26. Nov. Auf die Mitteilung Ihres Konititutions-Entwurf3 
hoffe ich noch immer... 

Zwiſchen 26. Nov. u. 7. Dez. Die erften 3 Kapitel 


) Schon vorher verjhiedene Male vergeblich). 
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Ihres Konjtitutions-Entwurfs find heute in den Händen des Her: 
3098 von Coburg. | 

Um den 7. Dezember 14. Ihr Konftitutiong » Entwurf 
it vom Coburgensi mit der größten Teilnahme gelefen und von 
diefem gewiß manche Idee weiter gebradht worden. Ich habe 
ihn vorgeftern zurüdbegehrt, um ihn 9. v. Gagern mitzuteilen. 
Coburgensis verlangt aber eine Abjchrift. In den leßten drei 
Wochen hat man von dem Organijationsgefhäft gar nichts ge: 
hört, und in den letten acht Tagen faum noch daran geglaubt. 
Was wird aus der jegigen Krilis werden, mein verehrter Freund? 
ich glaube nicht an Krieg, aber auch nicht mehr an eine haltbare 
deutiche Verfaflung . . . Mit dem Herzog von Weimar, deijen 
Diener Gfersdorff| in der Sächſiſchen Sache einen ganz eigenen 
Weg gehen zu wollen jchien, habe ich jeit länger als 14 Tagen 
nicht zufammenfommen mögen, aber auch nicht können ... Die 
Note vom 16. [November], die in patria jo wenig Glüd 
gemacht, nennen wir unjer Schmud- und Ehrenfleid, mit dem 
wir gedenfen vor Gott zu bejtehen. 

17. Dezember. Die Anfrage, ob Sie den Konftitutions- 
Entwurf druden lafjen dürfen, haben Sie mir früher nicht über: 
tragen, mein Freund. Ich habe deswegen auch noch nicht da— 
nach gefragt. Aber respondeo aus mir heraus: wer fann, wer 
wird es Ahnen wehren? Zachariä ift pro more der erjte Bor: 
jchläger gemwejen und hat gewiß nirgends angefragt, obgleich er 
zur Herausgabe feiner jeichten Penjeen Erlaubnis hätte haben 
ſollen. Sch will mit Gagern, der jegt Ihre eriten Kapitel hat, 
darüber reden. Wüßte man überhaupt, ob noch Eonjtituiert 
werden joll, oder vielmehr, glaubte man noch daran: fo hätte 
ih Coburgensem jchon gebeten, Ihre Ideen in die erſte Schmiede 
zu fördern. Er ſteht mit Genz und den Oſterreichiſchen Schaffern 
in Verbindung. Seit mehreren Wochen herricht aber eine tötende 
Stille. Auf die Note vom 16. November haben wir den 17. De: 
zember noch feine Antwort. 

Um den 23. Dez. Iſt es wahr, wie der Fürſt von Weil 
burg von daher gehört haben will, daß man in Hildburghaufen 
mit Einführung einer deutſchen Nationaltracht beſchäftigt ift, und 
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wie ſchaut fie casu quo aus? ... Sehnlih wünſche ih, daß 
die Giftmifcherei hier vorbei und ich in meiner Heimat wäre. 
31. Dez. Viel Freude hat mir Ihr Schreiben vom 21. diefes 
gemacht, obgleih Sie mit den mir darin vertrauten Anfichten 
bier bei vielen Fein Slüd machen würden. Deswegen iſt es mir 
denn au lieb, daß dieſer Brief dem Anjchein nach ganz un: 
verjehrt hier angelangt iſt *) ... Das traurige Bild, welches hr 
Schreiben vom 21. entwirft, ift leider großenteil$ wahr und das 
Anſchauen der Wirklichkeit hier beugt Aller Gemüther. Glauben 
Sie aber doch ja nicht, daß die Mehrheit von einem blinden Eifer 
gegen Brfeußen] ergriffen fei. Wäre Sachjens Occupation den Recht, 
welches jelbjt Prjeußen] anerkennen, gemäß, jo würde fie vielen 
recht fein. Was Preußen jegt mande Stimme zuführt, it, daß 
man nun ziemlich genau weiß, wie es induziert worden ift, jo 
zu wollen, weil e8 an dem Gelingen nicht zweifeln können. Man 
ftößt bei der andern Seite auf manchen Widerſpruch ... Shre 
Konftitutionsfkizze hat Glagern], der gegen die öffentliche Be: 
fanntmahung nichts zu erinnern gefunden, mit Vergnügen ge: 
lejen. Jetzt iſt fie in den Händen des Hr. Hlerzogs] von Wei: 
mar)... Sch habe ernftlih daran gedacht, in diefem Monat 
zurüdzufehren; es iſt mir aber von meinen ſächſiſchen Freunden 
jowie vom Prinzen George und vom Herzog von Coburg be: 
ftimmt widerraten worden, vom legtern mit dem Zuſatz: daß den 
deutjchen Fürften und deren Bevollmächtigten nächitens Vorjchläge 
mitgeteilt werden würden und jet noch feiner feinen Poſten ver: 
lafien dürfe... Ich bin jo müde und abgeipannt, daß ich 
das alte Jahr mit einem zeitigen Bettiprung bejchließen werde. 
7. Januar 1815. Alexander joll gejagt haben: La Saxe 
commence & m’ennuyer! Ich glaube, daß mehrere jo denfen. 
Noch immer drehen ſich die Verhandlungen in fteter Wechſel— 
wirkung um die Fragen: wie viel foll von Polen, wie viel von 
Sachſen abgetreten werden? Über die deutſchen Angelegenheiten 
herrſcht noch immer ein tiefes Stillſchweigen. Werden Öfterreich 


*) Man hatte Öfterreich und namentlid) Bayern im Verdacht, das Brief: 
geheimnis nicht zu achten. 
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und Preußen einig, wie man glaubt, daß fie es zu werden 
trachten, jo wird vielleicht — einige bejorgen es — das Spitem 
der PBarralifirung [? wohl Barallifierung für Ab: oder Aus: 
wechjelung, nicht Parallelifierung] — ein neues Wort der Diplo: 
matie — bis zur PBaralyfirung (Lähmung) für die Eleineren 
Gemwalten, zur Ausübung gebradt und wir befommen dann doc) 
noch ein Norden und ein Süden, an melde ſich die übrigen 
Körperlein mit mehr oder weniger Rejignation anjchmiegen müſſen. 
Es jollen zwar wieder zwei neue Konftitutiong » Entwürfe für 
Deutſchland erijtieren *); aber man erfährt nichts von ihrem 
Anhalt, noch davon, wie und warn fie mitgetheilt werden jollen, 
So wie jebt Haß, Neid, Mißgunſt, Mißtrauen, kurz alle Leiden— 
Ihaften, mit welchen Satanas die Ebenbilder Gottes ausſtaffiert, 
bier und dort, bald mehr bald weniger in Bewegung zu jein 
Icheinen, und die meisten, nicht achtend das Ganze, bloß an. 
ih und darauf denken, wie fie jich die male parta, bejonders 
den freien Schwung der Zuchtrute über die Völker zu fichern 
vermögen — weiß man nicht, was man wünjchen und ob man 
nicht, ftatt nach einen Dalberg, nad einem Herrmann fragen 
joll. Vorgeſtern jprach id) den Herzog von Weimar auf einem 
Ball. Er jagte mir, daß er Ihre Skizze mit Vergnügen gelejen 
babe. Bon allem, was dort vorgeichlagen worden, müſſe bier 
aber erſt noch die Nede jein. Sie jehen daraus, daß Sie nicht 
zu ſpät gekommen jind und Ihre Ideen noch benüßt werden 
können, wenn man fremden guten Rat hören will. Einige glauben, 
daß hier für Deutſchlands Verfaſſung bloß noch Grundlinien 
gezogen und die Details auf den Bundestag verwieſen werden 
würden. Das hat man indeſſen ſchon lange gejagt und ich glaube 
an nichts mehr, bis ich e8 mit Augen jehe. Eine Abſchrift Ihres 
Entwurfs ift in den Händen bes Herzogs von Coburg und ich 
vermute, daß diejer ihn Stein mitgetheilt hat. Gagern hat fi) 
noch nicht ausführlich darüber geäußert, bloß im allgemeinen, 
daß er viel Gutes darin gefunden und der Stil vortrefflich jet. 


*) Das find die beiden Humboldtihen von Stein revidierten Dezember: 
Entwürfe. 
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Die Adminiftration aller ſchiffbaren Flüffe wird wohl am menig- 
ften Beifall finden und auch ſchwer auszuführen fein. Ich wünjchte, 
Sie hätten die Reichskaſſe mit einer allgemeinen Reichspoftregie 
fundiert, wie Gruner vorgefchlagen. Sollten Sie Ihre Vorfchläge 
druden laſſen — wie ich glaube, daß Sie es, um vielen ein 
angenehmes Geſchenk zu maden, thun jollten — jo würde id) 
jenen, die Bildung einer Reichskaſſe betreffend, dahin abändern 
und vielleicht bloß den Rheinzoll mit dahin weiſen. Leider fürchte 
ih aber, daß tauben Ohren gepredigt wird, und dergleichen nicht 
in den Kram der Köche am Feuer taugt. Die Verdorbenheit 
der Menfchenrafie bewährt fich überall, in Hildburghaufen wie 
in Wien. Was Sie dort auf unjerem Fleinen Nejte wahrnehmen, 
würden Sie auch hier auf dem großen finden. Deswegen wappne 
fich jeder mit Geduld, wenn er fein Leben nicht verfümmern 
‚wil. So wenig reizend das Bild ift, welches mir Ihre ver: 
traulichen Zeilen von 9. entwerfen, jo finde ich mich doch durch 
die Wahrnehmungen bier und durch das, was vom ganzen Ge: 
ichlecht gilt, in dem Mut geftärkt, von dem glänzenden Müßig- 
gang bier je eher je lieber auf den jehmalen Dornenpfad dort 
zurüdzufehren und darauf zu wandeln, jo lange e3 die Sohlen 
aushalten... Wenn ich bevenfe, was ich für die 3000 fl., welche 
jebt ziemlich zum Teufel find — und ich behaupte, von allen 
der bejte Wirt zu fein — habe thun Fönnen, und wie wenig 
Jämtliche Vollmachtsinhaber meinesgleihen auch noch Fünftig wer: 
der auszurichten vermögen: jo möchte ich jedesmal jogleich das 
Bündel ſchnüren, um noch auf dem Froft nad Haufe zu kommen, 
und die meiften denken und mwünfchen ebenjo. Aber feiner ge: 
traut fi doch den Anfang zu machen, und [ever] denkt, 
daß nun ausgehalten fein müſſe, zumal da das Ende von einer 
Woche zur andern angekündigt wird, und immer noch ein 
Beitpunft kommen könne, wo e3 unangenehm jein würde, ihn 
nach jo langem vergeblichen Warten nicht abgewartet zu haben ... 
Jetzt ift von einer Verbindung der nicht» Föniglichen deutjchen 
Lande die Rede *), von der ich mwahrjcheinlich erſt mit nächiter 





*) ©. Klüber 1, 2, 48 ff. Bert 4, 308, 
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Poſt nähere Auskunft werde geben fünnen ... Sie beweiſt die 
Furcht vor dem Paralyſiren ... . Gagern, bei dem ich diejen 
Mittag gegeflen, rät, den Entwurf je eher je lieber druden zu 
lafjen; auch ift er wegen der Flüſſe Ihrer, nicht meiner Meinung. 

10. u. 11. $anuar 15. ch habe bemerkt, daß Gagern 
den Drud Ihrer Konſtitutions-Vorſchläge wünſcht, Dazu ratet. 
Erſcheint das zweite Bändchen zur Wiedergeburt — ich dächte, 
Sie blieben bei diefem jo ganz paſſenden Titel — bald, fo 
will ich, was jene Vorſchläge anlangt, die darin aufgenommen 
werden ſollen, nur auf eins noch aufmerfjam machen. Wie Sie 
jene Skizze entwarfen, ſtand es mit Sachſen allerdings Tchlecht, 
und deſſen Bereinigung mit Preußen wurde als gewiß betrachtet. 
Deswegen ließen Sie Friedrih Auguft nicht mehr in der Reihe 
der Könige auftreten. Set ſteht es aber mit ihm und der 
Dynaſtie beijer, und es ift nicht zu bezweifeln, daß nicht bloß 
ein noyau, jondern +5 von Sachen dem König bleiben, und 
diefer daher dignitatem regiam fernerhin behaupten könne. Sie 
müſſen ihm deswegen, wird die Skizze gedrudt, ebenfall3 eine 
Rolle anweiſen . . . Ende diejes oder Anfang E. M. hoffen die 
meijten auf Erlölung . . . Ihren Entwurf habe ich heute Stein 
in die Hände gejpielt. Es find große Dinge damit vor, i. e. 
ic habe mit einem PVertrauten den Plan, ihn gerade jeßt 
mehreren Männern von Einfluß vorreiten zu laſſen. 

25. Jan. 15. Sämtliche Herzogliche Häufer — einige nur 
lauter al3 die andern — haben den Wunjch geäußert, daß das 
Königreich Sachſen erhalten werde. Was dieje gewünſcht, haben 
die Mächtigeren verlangt. Jetzt drehen fich die Unterhandlungen 
um die Frage, wie viel Land und Leute der König von Sachſen 
wieder erhalten, und wo er es erhalten joll. it der König damit 
zufrieden und kann er es fein, und werden die Rechte der Herzöge 
auf die neue Befigung tranzferiert, jo müſſen fich letztere wohl 
dabei beruhigen, und können überhaupt nicht eher eine Partie 
ergreifen, big die Sächſiſche Angelegenheit Elar und offenkundig 
entichieden it. Weimar und Coburg haben erklärt, daß fie von 
Sachſen nichts annehmen würden. Auch fie behalten fich ihre 
Rechte vor. Wie könnten wir anders, jet anders? Ebenjowenig 
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iſt fih Hoffnung zu machen, daß die Herzöge von Sadjen — 
mit Ausnahme von Weimar — von den übrigen disponiblen 
Landen etwas erhalten werden; wenigſtens ift noch nicht Zeit und 
Stunde, und alles noch zu jehr in Finjternis gehüllt, um den Wunſch 
laut werden zu laſſen. Bei Wrede und Humbold habe ich hin- 
gehorcht, aber feinen tröftlichen Beicheid erhalten... .. Stein ‚habe 
ih Ihre Skizze durch Zabel von Würzburg — ein Ehrenmann, 
Ahnen befannt und mit Stein in vertraulichen Verhältnis — 
vorgelegt, und zwar deswegen, weil ich vier- biß fünfmal ver: 
geblih an jeiner Thür geweſen war... Durch Zabel weiß ich, 
daß er Bemerkungen dazu jtellen will und auf den Herrn Ber: 
fafler zu ſpekulieren ſcheint . . . Seht weiß ih nun, daß er für 
die Nheinländijchen Brovinzen Pläne mit Ihnen vorhat... Die 
Gegend kann wohl reizen, aber die Menjchen, zum Teil nur halb 
deutſch, und jeßt duch das Proviforium und die demagogijchen 
Lehren des Rhein. Merkurs aufs Äußerſte gebracht, könnten das 
Taradies leicht in eine Hölle verwandeln . . . Humbold hat mir 
die Skizze mit einem fehr höflichen Billet wieder geſchickt, und 
dabei nur bemerkt, daß diejer Plan, den er mit Vergnügen ge= 
lejen, bei der jegigen Lage der Dinge jehwerlic zur Ausführung 
werde zu bringen jein. Vorigen Sonnabend, wo ich bei dem 
Kronprinzen von Bayern ſpeiſte, jagte er mir, daß er fih Ihr 
Buch gekauft habe und es gern leje. ch verſprach ihm die 
Skizze, die ich diefen Morgen gebradt. Er hatte das Blatt des 
Khein. Merkur vor jih, worin ihm Görres — wirklich ein 
Bengel ohne alle Scheu — vorwirft, daß er lauer worden jei, 
und fragte mich, ob er diefe Anjchuldigung wohl verdiene... . 
E3 naht die vierte Stunde, welde die Bevollmächtigten der 
deutjchen Fürjten und freien Städte zur gemeinjchaftlichen Tafel 
Mia‘ | 

21. Febr. 15. Meinen jowie aller der Wartenden Miß— 
mut über die abermalige Enttäufhung*), Habe ih in 
meiner legten Epiftel vom vorigen Sonnabend ausgehaudt. Er 








*) Die Folgenlofigkeit der Kolleftivnote von 2. Februar. Als die erite 
Enttäufhung ift die Erfolglofigkeit der Kollektivnote vom 16. Nov. 1814 
gedacht. 
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ift gewiß gerecht; denn feit acht Tagen ift gar nicht mehr die 
Rede davon, wann die deutichen Angelegenheiten, i. e. die alle 
interejjierende Organifation, vorgenommen werden follen. Noch 
immer handelt ſich's von Grenzberichtigungen der großen Staaten. 
[Im weiteren Verlauf heißt es mit Bezug auf die inzwijchen auf: 
gegebene Abdifationsidee des Erbprinzen von Hildburghaufen : | 
Prinzeffin Luije hat ihrem Bruder (dem Erbprinzen) vor einigen 
Wochen einen recht verftändigen Abmahnungsbrief geichrieben, und 
als Abmahnungsgrund u. a. auch gejagt: die Sache errege in 
Wien allgemeine Senfation. Dies mag in Hildburghaujen die 
Vorftellung gewedt haben, daß hier das ganze Corps diplomatique 
davon ſpreche. Dem iſt aber gänzlich nicht jo, und wird ja hier 
und da davon geredet — was ich nicht weiß — jo iſt es jehr 
begreiflih. Es ift eine nicht jelten zu bemerfende ganz ſonder— 
bare PBrätenfion der Fürftenfinder, daß man, wenn fie Albern- 
heiten begangen, ſolche mit der größten Diskretion behandeln 
ſolle. Bon Dienern können fie es allenfall3 erwarten, aber was 
fümmern fih andre um ihren Ruf, zumal jetzt, wo nicht das 
Blütenalter der Fürftenwürde gefeiert wird und alles — mitunter 
wirklich ungeicheut und frech — auf fie loshadt. Sollte fich 
der Prinz etwa gegen Sie darüber beklagen, jo können Sie ihm 
verjichern, daß ih von niemand, außer von nahen Verwandten, 
davon hätte jprechen hören, daß Dieje e8 aber uno ore miß- 
billigten . . . . Kommt es in loco tertio*) zu dem wahren 
deutſchen Bundes: und Schöpfungstag, jo iſt Erffa's und mein 
Wunſch, daß Sie für Meiningen und Hildburghaujen hingehen ... 
Gersdorff hat fi durch feine Abmahnungen von einem Schritt 
für Sadjjen viel Schaden gethan. Gern jehnürte ich, wie Sie 
wünjchen, mein Bündel zur Abreije. Aber jagen Sie jelbit, kann 
ih, ohne bejtimmt zurücigerufen zu werden, ſchicklich abtreten, 
der erſte — vielleicht einzige, der nach dem-langen a nicht auch 
das b abwartete. An VBergrößerungen und Entjhädigungen, von 
welchen diejer und jener in Hildburghaujen geträumt haben mag, 
ijt nicht mehr zu denken. Diejes ſpecielle Intereſſe iſt abgethan. 


*) d. i. nad der erjten und der „abermaligen Enttäufhung”. 
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Aber Weimar will Erfurt, will Fulda — und Glück zu, wird 
alle freuen — es will aber auch, hat wenigſtens gewollt, eine 
Direktorialgewalt über die übrigen. Dagegen ſind 
wir noch niht ganz ſicher. Deswegen müſſen die Lauer: 
posten noch immer bejegt bleiben. echt füglich könnte mein 
Wehramt Erffa oder Mindwig mit übertragen werden; aber 
würde e3, wenn ich ginge, nicht heißen: Hildburghaujen hat etwas 
angefangen, was es nicht durchſetzen kann? Ich verlichere Ihnen 
aber ehrlich, daß ich recht gern und freudig zurüdeile, wenn Sie 
einen Prätert finden, weswegen mid Sereniffimus ſchicklich 
zurüdruft. 

7. März 15. Es ijt allgemeine Sage, daß die der Poſt 
anvertrauten Briefe nicht nur hier gelefen werden, jondern ihnen 
diefe Ehre aucd noch gewiſſer im Bayriſchen widerführe ... Be: 
eilen Sie doch den Abdruck Ihres Konftitutiond:Entwurfes jo 
viel als möglih, und ſchicken Sie ihn dann jogleich hierher an 
Stein, Stadion, Hardenberg 2c., oder wenigſtens an die Bud): 
händler. Das Werk geht gewiß reißend ab und kann, wäre es 
auch bloß wegen der Kaijeridee*), noch viel nußen. 

11. März. Den großen Nußen hat mir der hiefige Auf: 
enthalt gewährt, daß ich Unvollfommenheit und Unvernunft jett 
überall einheimifch und zu Haufe glaube, und daß die einmal 
gewohnte, wenn fie nicht gar zu arg ift, immer die, erträglichfte 
bleibt. Was mir heute befohlen worden [offenbar die Betreibung 
von Vergrößerungsplänen, troß der Erklärung vom 21. Febr. ], 
das Schreiben an den König] von Preußen] 2c., ſcheint bloß 
durch 9. v. K. angeregt, und Flappt gar nicht auf meine An- 
fragen. Ohne den Moment zu verjchlafen, werde ich mir Die 
Sade noch wohl überlegen. Es iſt in diefen Tagen allerhand 
zu bedenken, ehe man bie bisherige leidende Rolle verläßt, zumal 
da ich nach allen Umständen und Zeichen feſt daran glaube, daß 
außer Meimar niemand etwas befommt, und alles Handeln und 
Drehen und Wenden mit lieblider Nede und Gebärde nichts 
hilft. Ehe man fi Preußen mit feinen Wünſchen zur Rede 


*) Diefe war eben damal3 definitiv abgethan. 
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jtellt, muß man doch mit der Gothaifchen Linie darüber einig 
fein, und wegen der Succejlionsprinzipien Weimar wenigstens 
vorher darum begrüßt haben. Nach Ausweis einiger Protokolle 
babe ich mit Gersdorff ſchon längft darüber geiprodhen und ihn 
gerade nicht abgeneigt gefunden. Gersdorff riet aber, die Sache 
jeßt nicht zur Sprache zu bringen, mweil dadurch der Schenfgeber 
der 50000 Seelen erſt auf die dee gebracht werden könne, dem 
dono eine Allodialqualität zu verleihen. 

18. März. Gegen das Anjchließen an Preußen quoad 
militaria werden fi) die übrigen Saxones gewaltig jträuben, 
weil fie darin das Grab der Yandesherrlichkeit ſehen. Ich fürchte, 
fie werden aber alle diefen Weg gehen müſſen. Die Werke der 
Militär-Comite find noch gar nicht befannt, und ehe fich der 
Herzog zu etwas verbindlich erklärt, muß man klar jehen können... 
Stein ijt noch hier und jcheint auch bleiben zu wollen. Gejtern 
mittag habe ich mit ihm und vielen andern bei Gagern gejpeilt, 
wo er fehr hold und liebenswürdig war... Der Himmel gebe 
nur, daß die Auftritte in Franfreih jchnell vorübergehen und 
die Beitie bald ihren Lohn erhält, damit wir Ruhe und zum 
Erholen Zeit behalten... . Mit Sorge erwarte ich jeden Tag, 
daß an Aufitellung von Kontingent, Landwehr und Landjturm 
erinnert wird. Was für Anftalten, um das Ungeheuer zu erwijchen, 
find dann in Hildburghaufen getroffen worden? 

22. März. Über das Kommando über die ſächſiſchen und 
übrigen deutichen Kontingente ift noch nicht3 angeordnet. Preußens 
Abſicht ſoll fein, fie unter ihre [feine] Armee zu verteilen, eine 
Abficht, gegen welche — injofern fie nicht aus den freien Be: 
Ichlüfien des Bundes hervorgeht — von den Meilten Erinnerung 
gejchehen wird . . . Won Mindwig und von Erffa find nun durch 
höchſte Rejkripte ihrer Höfe angemiejen, wegen der ſächſiſchen Erb: 
rechte Vorftellung zu thun und allein zu gehen, wenn wider Er: 
warten die übrigen herzoglichen Höfe den Schritt nicht mitthun 
wollten. Beide haben indeſſen im Wechſel die Überzeugung erlangt, 
daß Schweigen befjer fein würde, und da wegen des Königs von 
Sachſen dilatoriiher Erklärung die Sache nicht preiliert, jo it 
e3 möglich, dab fie eine abgeänderte Inſtruktion erhalten. Durch 
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diefes Anftruftionswejen . . . wird bier, bei der charmanteiten 
Einigkeit zwijchen den Deputierten, das Zujammengreifen und 
Anziehen vereitelt ... . Die Armee der Verbündeten — und quoad 
Germaniam erjt noch bejier zu Verbündenden — wird zu einer 
Million und fünfzigtaufend Mann angeihlagen. Damit joll der 
fleine Mann von Elba befriegt werden. 

8. April 15. Mir ftehen alle rote Haare zu Berge, ver: 
ehrtefter Freund, wenn ich daran denke, welcher Jammer und 
welche Not über ung hereinbrechen wird, wenn, wie es nun gar 
feinem Zweifel, mehr unterliegt, dag Kontingent — und zwar 
doppelt und dreifah — geitellt, und dag über und neben uns 
wegziehende Kriegsvolk gefüttert werden muß. Das doppelt 
und dreifach — diefe Donnerworte find noch nicht offiziell aus: 
geiprodhen; aber Humbold jagte mir geitern: es würden, bei den 
Anjtrengungen die alle machen müßten — das alte Lied, und, 
jeße ich hinzu, weil man die Heinen Fürjten fertigmaden will — 
vom Hundert 3 Mann, 1 zum Aftivdienjt, 1 zur Landwehr und 
1 zur Rejerve, verlangt werden... Vom Landſturm ift bei den 
Preußen gar nicht die Nede mehr. Geh. Rat von Hoffmann 
jagte mir vor etwa 10—12 Tagen: man habe in Preußen die 
Anfichten hierüber jehr geändert... . Wo ſoll aber das Geld, 
wo follen die Mittel herkommen, fremdes Kriegs: und eigenes 
Bettelvolf zu ernähren? Die Zukunft liegt ſchwärzer vor mir 
als je. Die Nemefis ift ſchrecklich erwacht. 

15. April. Der Minifter von Stein ijt vor ein paar Tagen 
von einer Treppe auf den Kopf gefallen, und wird, jehr un— 
zufrieden und verftimmt, auf feine Güter reifen, jobald der auf: 
gefallene Kopf geheilt it. Der Ihnen zugedachten Entführung, 
um Sie in feiner neuen Welt am Rhein anzuftellen, hat.er neulich 
wieder gegen einen meiner Belannten erwähnt... . Einige be: 
zweifeln, daß Bayern an der prorogierten jogenannten Bundes- 
verfammlung Anteil nehmen werde. Kommt fie zuftande, jo hoffe 
ih, daß die herzoglichen Häufer ſich dahin vereinigen werden, 
nur einen Mann für alle, aber einen tüchtigen, dort aufzuitellen. 

24. April. Hätten die beiden Mächte, die fünftig in 
Deutjchland walten werden, gleich zu Anfang des Kongrefjes ihre 
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Abficht wegen Konfolidierung der Militärgemalten ausgeführt, wie 
es ohne Bayern und Württemberg denn auch wohl geichehen 
fein würde: fo hätten die Heinen Herren, deren Refignation da— 
mal3 groß war, ſich das Ding eher gefallen lafjen als jeßt, wo 
ihnen der Kamm wieder mehr gewachſen ift, und wir hätten 
dann, obgleih auf der einen Seite weſentlichen Verluſt von 
Souveränitätsrechten, doch auch auf der andern mefentlichen Ge- 
winn durch Sicherheit gegen deren Mikbrauh und Spielereien, 
wie fie hie und da noch immer fortgetrieben werden. So joll 
e3 aber durch die Not, durch verlangte Anjtrengungen, wie fie 
in der Geichichte der kleinen deutichen Völker: und Fürftenftämme 
noch gar nicht dageweſen find, dahin gebracht werden, daß die 
Heinen Herren auf das, was fie und ihre Yande nicht aushalten 
fönnen, verzichten. Wer leidet bei dieſem Scheidungsprozeß? die 
Unterthanen. Und was wäre das klügſte? Sich in Zeiten und 
noch bei Kräften jener Borrechte, eine eigene Heeresmacht zu 
halten, zu begeben. Steiner will aber damit den Anfang machen, 
teil3 weil man es nicht einjieht oder noch immer zuviel hofft, 
teil3 weil man ſich für die (vor den) übrigen kleinen Herren 
fürchtet, die alle auf einen jolchen Vorgänger loshaden würden. 

Gegen die Mitte Mai. Die Sächſiſche Sadıe ift dem 
Abſchluß, der vielleicht noch in diefer Woche erfolgt *), nahe... 
In der deutihen Sache ſoll auch noch etwas zujammengeflict 
werden. Allgemein iſt Verſtimmung und Niedergeichlagenbeit, 
und feiner weiß ſich zu jagen, ob diefer neue Kriegsgang, ſelbſt 
beim glüdlihiten Worjchreiten, der Weg zur Ruhe fein könne 
und werde. 

17. Mai. Geftern habe ich auch Stein Ihren Wunſch nad 
einer Anjtellung in Neupreußen vorgetragen und empfohlen, und 
er hat ſich gern dazu verjtanden, mit Hardenberg darüber zu 
ſprechen. Bom Erfolg joll ich Nahridht erhalten. Die Achtung, 
mit welcher er von Ahnen ſprach, läßt mich erwarten, daß er 
gern für Sie handelt. Unſers Altenfteins erwähnte er mit der 
größten Achtung. Ich ſagte Stein von Ihrem jetzigen littera- 


*) Am 18. Mai. 
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riſchen Vorhaben *). Er billigte es, meinte aber, ein Schrift: 
jteller von Ihrer Haltung bedürfe des Rates nicht, über Dinge, 
die noch nicht fertig wären, nicht zu früh in die Welt hineinzu- 
ichreiben. Gegen die Mitteilung der von mir zufammengeftellten 
Piecen weiß ich gar nicht3 zu erinnern. Gagern, dem ich Ihre 
Idee mitgeteilt, wünjcht Sie näher fennen zu lernen. Er billigt 
die Tendenz, meint aber auch, daß er es wohlgethan glaube, die 
ohnedem nahe Entwidlung mehr abzuwarten. Er jagte mir, daß 
er mit etwas ähnlichem umgehe, aber jich freuen würde, wenn 
mehrere dasjelbe Ziel — Erhaltung der Ruhe, Minderung der 
öffentlichen Unzufriedenheit — verfolgten. Faſt werden Ihnen die 
Tageserjcheinungen und Regierungsjorgen die Zeit dazu nicht laſſen. 

23. Mai. Was jagen Sie dazu, daß man die Ffleinen 
deutjchen Lande jo Jchändlich behandelt? Es ijt faum zu begreifen. 

27. Mai. Die Preußen i. e. Humbold, Hardenberg und 
Boyen willen teils durch mich, teils durch die durchlauchtigſte 
Fürftin, daß unjer gnädigfter Herr von Haus aus den Wunſch 
gehegt habe und noch hege, jein Kontingent mit den Preußen 
gehen zu laſſen. ; 

Erdmann an Schmid, 31. Mai 15. Der Herr Geh. 
Rat von Baumbach befindet ſich in der wichtigen dritten Sigung 
über die deutichen Angelegenheiten**) . ... Das anliegende hier 
fogenannte Ertrablatt ward hier aufverfauft. 

Baumbach an Schmid, 10. Juni 1815. Sn der Staats— 
fanzlei. (Meldung) daß der Bertrag joeben vollzogen werben fol, 
daß Bayern in der legten Konferenz beigetreten it und Würt— 
temberg heute beitreten wird. 

(Das von Erbmann beigelegte poetiſche Ertrablatt ijt eine 
weſentlich partifularijtifchsEleinftaatliche Perjiflage der Reſultate 
des Fünfercomites, und zwar fpeciell in der zufammenfafjenden 
Form des preußilchen Entwurfes vom 1. Mai 1815 in 14 Para- 


*) Offenbar ift damit die Herausgabe der Zeitfchrift „Der Deutfche 
Bund” gemeint, die wirklich ausgeführt ward; das erjte Heft erfchien noch 
1815. 

**, Die beiden erjten Situngen mit allen Bevollmächtigten der ver: 
einigten Fürſten und freien Städte fanden am 29. und 30. Mai ftatt. 
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graphen *). Derjelbe, mitgeteilt bei Klüber 2, 298 ff. enthielt 
noch bei weitem mehr Vorzüge, wie die jchlieglich obfiegenden 
öfterreichifchen Gegenentwürfe, namentli ein viel größeres Maß 
an Gentralijation. Aber eben deshalb ſetzte die Kleinftaatliche 
Politik alles daran, den Inhalt bis zu dem fchlieglichen Reſul— 
tate abzuſchwächen, dem wir in der endgiltigen Bundesakte be- 
gegnen. Wir laſſen hier den ganzen Tert folgen.) 


Deutliche Konfitufion 
in 14 Paragraphen. 

s1. Wir deutihen Könige thun hiermit fund, 
Daß Wir nad) langem bevenklichen Streifen 
Entbunden worden von einem Bund, 
Und joll der Bund der Deutiche heißen. 
Mir lieben das centrale Eine; 
Wer irgend nord: und mord-deutich it, 
Der ftehet mit in dem Bereine, 
Demnächft auch der ſüddeutſche Chriſt; » 
Doch meinen wir vorzüglich Preußen. 


82. Die Fürften, Städte, arm und reich, 
Des Bundes Glieder find fich gleich; 
Doch ſoll dem Rate der Vollziehung 
Mas jeder hat, jo Land als Leute, 
Zum Dank der leitenden Bemühung 
Stets offen jtehn zu Nutz und Beute. 
8 3. Daß fiher auch im jteten Gleiſe 
Sich jeder fortbemegen kann, 
Sp teilen Deutſchland wir in Kreije, 
Und Direktoren jtehn voran, 
Die jeden Kreis jo wohl regieren, 
Daß es mit Dank die Untern fpüren. ig 
) [Nah Ilſe: Geſchichte der deutihen Bundesverfammlung 1, 40 war 
Friedrich Schlegel der Verfafjer; übrigens hält Jlfe dafür, das Spottgedicht 
richte fi gegen „die zwölf Artikel“. Er drudt es zum Teil ab, jedoch mit 
einigen Varianten, 3. B. $ 1: „Daß wir nad langem Zweifeliheißen | Be- 
ſchloſſen Haben einen Bund.“ ] 
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84. Die Einheit ewig feitzullammern, 
So teilt der Bund fih in zwei Kammern. 
E3 werden die der mindern Stufen 
Zufammen dann und wann berufen, 
Damit fie dort vernehmen fönnen, 
Was Jene oben ihnen gönnen, 
Die was im Kreis erft fie beichäftigt, 
Dann als Bollziehungsrat befräftigt. 
8 5. Die Kriegesmacht, die in das Feld 
Ein jeder für die Freiheit jtellt, 
Coll um des Vorteil3 zu genießen 
Sih an das Heer des Starken ſchließen. 
Wie glücklich ift der Fleine Staat, 
Der jo fih angeſchloſſen hat! 
Es folgt ihm Preis und hoher Segen: 
Er darf das ganze Heer verpflegen. 
86. Reit nun von ber Gerechtigkeit 
Viel Redens ift auf diefer Erden, 
Und es an Klagen nie gebricht, 
Soll dermaleinjt errichtet werden, 
Bor Ablauf diefer irdiichen Zeit, 
Ein unparteiiih Bundsgericht. 
87. Es jollen der Lande Stände aud 
Nach löblich altem deutichen Brauch 
In jedem Staat das Recht beſitzen, 
Zuſammen auf der Bank zu ſchwitzen, 
Das was geſchehen ſoll zu vernehmen, 
Iſt es geſchehen, ſich zu bequemen, 
Zu dem, was ihnen vorgeſchlagen, 
Geſtätigend ihr Ja zu ſagen. 
8 8. Nachdem Wir nun aud weit und breit 
Die Vaterländer all befreit 
Und ſchwimmen in dem Geijt der Zeit, 
So jollen fortan die Gedanken 
Frei fein von allem Zoll und Schranfen, 


J 
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Gedrudt in alle Welt hinfliegen 
Und feinem Zwang mehr unterliegen. 


Gegen den Nahdrud insgemein 
Sol ein Gejeß verfaſſet werben, 

Ihn zu vertilgen von der Erden. 

Und könnt' es aber doch nicht fein, 
Daß Wir abhülfen den Beichwerden, 
So laſſen Wir’s beim Alten fein. 
Den Fürften, die vermittelt find, 
Aus ihrem alten Recht vertrieben, 
Sind Wir in Gnaden wohlgefinnt 

Zu allem Troft geneigt geblieben. 

So weit die Umſtänd' es erlauben, 
Und ohn’ uns jelber zu berauben, 
Woll'n Wir dies Beileid ihnen zeigen, 
Hernachmals aber hierob ſchweigen. 
Ein jeder fann im Deutſchen Bund 
Gott preifen wie ihm fteht der Mund, 
Wenn uns die Gelder nur verbleiben, 
Mag frei die Religion man treiben. 
Es ſoll die Kirch’ in Deutichland auch) 
Sp viel al3 möglich allgemein 

Und gleichſam faft katholiſch fein — 
So ijt des Volkes alter Brauch — 
Bis einft erneut die Wunderzeit 

Im Tugendbund die Chriftenheit. 
Weil Thurn und Taris einft gehört 
Des Kaifers Poſt und Hörnerichall, 
So blajen fürder lieb und wert 

Zu Ehren dem verlornen Reid 
Ein Trauerlied die Hörner all 
Auf jeder Pot im Bundes reich). 


. Wenn dies die Deutfchen ratifizieren, 


Woll'n Wir jo fürder praktizieren. 


— — — 
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